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Einfihrung 5

Zur Einfithrung

Die bereits erschienenen Bande,Zur Arbeit des Landtages ..." in den bisherigen Wahlperioden
sind bei interessierten Blrgern, in der Politik, in der Wissenschaft und in der Verwaltung auf
grofRe Resonanz gestol3en. Die nunmehr vorliegende Publikation ,Zur Arbeit des Landtages
in der 7. Wahlperiode” soll dem erkennbar gewordenen Interesse an einer vergleichbaren
Veroffentlichung Uber die jungst zu Ende gegangene Wahlperiode Rechnung tragen. Mit
der Veréffentlichung wird der Versuch unternommen, einen umfassenden Uberblick tber
Zusammensetzung, Arbeitsweise und Arbeitsergebnisse des Landtages von Mecklenburg-
Vorpommern in der 7. Wahlperiode (2016 - 2021) zu geben.

Die Dokumentation orientiert sich in ihrem Aufbau an den Veroffentlichungen Gber die
vorhergehenden Legislaturperioden und gliedert sich in zwei Teile:

Teil I liefert ausgehend von den Ergebnissen der 7. Landtagswahl am 4. September 2016 sowie
den rechtlichen Grundlagen einleitende Aussagen zur Arbeit des Landtages, seiner Gremien
sowieden Beratungsgegenstanden. Ziel istes dabei, politische Entscheidungsfindungsprozesse
fUr interessierte Burger des Landes und dariber hinaus transparent zu gestalten.

Teil Il befasst sich mit den politischen Aktivitdten in den Kompetenzbereichen der einzelnen
Fachgremien des Landtages, den bundeslanderibergreifenden und internationalen Aktivitaten
sowie der Offentlichkeitsarbeit des Landtages.

Abgerundet wird die Publikation durch Aussagen zum Baugeschehen am Sitz des Landtages,
dem Schweriner Schloss, sowie zur Bewerbung des ,Residenzensembles Schwerin —
Kulturlandschaft des romantischen Historismus” in die Liste des UNESCO-Weltkulturerbes.
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. Die Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern
im Uberblick

verantwortlich
Leiterin des Parlamentssekretariats
Ministerialratin Martina Schlamp

1. Ergebnisse der 7. Landtagswahl am 4. September 2016

Die Ergebnisse der Landtagswahl vom 4. September 2016 werden in der folgenden Auflistung
den Ergebnissen der 1. Landtagswahl vom 14. Oktober 1990, der 2. Landtagswahl vom
16. Oktober 1994, der 3. Landtagswahl vom 27. September 1998, der 4. Landtagswahl
vom 22. September 2002 sowie der 5. Landtagswahl vom 17. September 2006 sowie der
6. Landtagswahl 18. September 2011 gegenUbergestellt.

Gemal § 1 Absatz 1 des Landeswahlgesetzes (LWG M-V) vom 5. November 1997 (GVOBI. M-V
Nr. 17 vom 14. November 1997) waren 71 Abgeordnete zu wahlen.

Tabelle 1 vergleicht die bisherigen Landtagswahlen anhand wichtiger Parameter (Anzahl
der Wahlberechtigten, Wahlerzahl, Wahlbeteiligung sowie gultige/ungultige Erst- und
Zweitstimmen.

Tabelle 2 gibt die Sitzverteilung aller bisherigen Wahlperioden wieder. Soweit sich diese
wahrend einer Wahlperiode gedndert haben, ergibt sich dies ebenfalls aus der Tabelle.
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Tab. 1:Vergleich der Wahlergebnisse der Landtagswahlen 1990, 1994, 1998, 2002, 2006, 2011 und 2016

Merkmal Landt:;;swahl Landtazg.;swahl Landt:g.;swahl
14.10.1990 16.10.1994 27.09.1998
Zahl der Wahlberechtigten 1417.861 1.367.877 1.404.552
Zahl der Wahler 918210 1.003.116 1.115.634
Wahlbeteiligung 64,8 72,9 79,4
Ungultige Erststimmen 32.582 28.061 41.638
Gultige Erststimmen 885.628 975.055 1.073996
Ungultige Zweitstimmen 29.785 25.249 31.023
Gultige Zweitstimmen 888.425 977.867 1.084611
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Landt:g.jswahl Landtasg;jswahl Landt:éswahl Landta7§.;swahl
22.09.2002 17.09.2006 18.09.2011 04.09.2016
1.408.355 1415.321 1.373.932 1.328.320
993.822 837.018 708.111 821.581

70,6 59,1 51,5 61,9
28.186 20.930 27427 18433
965.636 816.088 680.684 803.148
23.791 18.957 26.736 15.162
970.031 818.061 681.375 806.419
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Tab. 2: Vergleich der Sitzverteilung in den Landtagen der 1., 2, 3., 4., 5., 6. und der 7. Wahlperiode

1. 2. 3.
Legislativperiode Legislaturperiode Legislaturperiode
Zum Zeit- | ZumEnde | Zum Zeit- | Zum Ende Wihrend der gesam-
punktder | der YVahI- punktder | der YVahI- ten Wahlperiode
Wahl periode Wahl periode
SPD 21 19 23 23 27
Cbu 29 30 30 29 24
AD
PDS 12 11 - - -
LL/PDS - - 18 18 20
Linkspartei.PDS/ DIE LINKE - = - - -
FDP 4 4 B, _ B}
NPD - - - - -
BMV
Fraktionslos - 2 - 1 -
Insgesamt 66 66 71 71 71
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4. 5. 6. 7.
Legislaturperiode Legislaturperiode Legislaturperiode Legislaturperiode
Zum Zum Ende Zum ZumEnde | Zum Zeit- | Zum Ende | Zum Zeit- | Zum Ende
Zeitpunkt | der Wahl- | Zeitpunkt | derWahl- | punktder | derWahl- | punktder | der Wahl-
derWahl | periode | derWahl | periode Wahl periode Wahl periode
33 33 23 22 27 27 26 26
25 25 22 22 18 17 16 18
18 14
13 12 - - - - - ,
- - 13 13 14 14 11 11
- - 7 7 - - - -
- - 6 6 5 5 - -
* *
- 1 - 1 - 1 - 2
71 71 71 71 71 71 71 71

*) Aus der Fraktion der AfD ausgetretene Abgeordnete haben sich 09/2017 zur Fraktion der
BMV zusammengeschlossen, die 11/2018 in Freie Wahler/BMV umbenannt worden und
10/2019 erloschen ist. Da in der Tabelle lediglich der Sachstand zu Beginn und zum Ende der
Legislaturperiode wiedergegeben ist, erscheinen dort fir diese Fraktion keine Angaben.
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2, Landtag, Abgeordnete und Fraktionen -
rechtliche Grundlagen

Im Abschnitt Uber die Staatsorganisation enthdlt die Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (im Weiteren: Landesverfassung) die Regelungen, die den Landtag betreffen.

Nach Artikel 20 ist der Landtag die gewdhlte Vertretung des Volkes. Er ist Statte der politischen
Willensbildung. Er wahlt den Ministerprasidenten, Ubt die gesetzgebende Gewalt aus und
kontrolliert die Tatigkeit der Landesregierung und der Landesverwaltung. Er behandelt
offentliche Angelegenheiten. Der Landtag besteht aus mindestens 71 Abgeordneten, die in
freier, gleicher, allgemeiner, geheimer und unmittelbarer Wahl nach den Grundséatzen einer
mit der Personenwahl verbundenen Verhaltniswahl gewahlt werden.

Artikel 22 der Landesverfassung regelt die Stellung der Abgeordneten des Landtages von
Mecklenburg-Vorpommern. Danach sind die Abgeordneten Vertreter des gesamten Volkes,
die weder an Auftrdge noch an Weisungen gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen
sind. Sie haben das Recht, im Landtag und seinen Ausschissen das Wort zu ergreifen sowie
Fragen und Antrdge zu stellen. Des Weiteren kdnnen sie bei Wahlen und Beschlissen ihre
Stimmen abgeben. Die Verfassung enthalt darlber hinaus in den Artikeln 24 und 40 weitere
Regelungen Uber die Indemnitdt, die Immunitdt und das Zeugnisverweigerungsrecht sowie
das Frage- und Auskunftsrecht der Abgeordneten.

Aulerdem trifft die Landesverfassung grundlegende Regelungen Uber die Fraktionen und
die parlamentarische Opposition. Nach Artikel 25 der Landesverfassung sind Fraktionen
Vereinigungen von mindestens vier Mitgliedern des Landtages. Fraktionen sind selbststéndige
und unabhdangige Gliederungen des Landtages, die mit eigenen Rechten und Pflichten bei
der parlamentarischen Willensbildung mitwirken. Jeder Abgeordnete kann nur einer Fraktion
angehoren (§ 38 Absatz 3 Geschaftsordnung des Landtages [GO LT]).

Zu Beginn der siebten Wahlperiode haben sich vier Fraktionen gebildet, die Fraktion der SPD mit
26 Mitgliedern, die Fraktion der AfD mit 18 Mitgliedern, die Fraktion der CDU mit 16 Mitgliedern
und die Fraktion DIE LINKE mit 11 Mitgliedern.

Mit Schreiben vom 6. September 2017 hat die Fraktion der AfD mitgeteilt, dass der
Abgeordnete Holger Arppe seit dem 5. September 2017 nicht mehr Mitglied der Fraktion der
AfD ist (Amtliche Mitteilung 7/26). Bis zum Ende der Legislaturperiode hat Holger Arppe sein
Mandat als fraktionsloser Abgeordneter wahrgenommen.
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Die Fraktion der AfD hat mit Schreiben vom 27. September 2017 mitgeteilt, dass die Mitglieder
des Landtages Ralf Borschke, Dr. Matthias Manthei, Christel Weil3ig sowie Bernhard Wildt keine
Mitglieder der Fraktion der AfD mehr sind. Mit Wirkung vom 25. September 2017 hat sich die
Fraktion des Landtages ,Birger fir Mecklenburg-Vorpommern” (BMV) gegriindet. (Amtliche
Mitteilung 7/28)

Mit Wirkung vom 13. November 2018 ist die Fraktion der BMV in ,Freie Wahler/Birger fur
Mecklenburg-Vorpommern” Kurzbezeichnung,Freie Wahler/BMV* umbenannt worden. Dieser
haben dieselben Abgeordneten angehort wie zuvor der BMV-Fraktion.

Mit Schreiben vom 1. Oktober 2019 hat der Abgeordnete Ralf Borschke seine Aufnahme in
die Fraktion der AfD mitgeteilt. Mit Schreiben vom 1. Oktober 2019 hat die Fraktion der CDU
mitgeteilt, dass die Abgeordneten Bernhardt Wildt und Matthias Manthei Mitglieder in der
Fraktion der CDU geworden sind. Damit war die Fraktion Freie Wahler/BMV erloschen.

Die Abgeordnete Christel Weisig nahm ihr Mandat bis zum Ende der Wahlperiode als
fraktionslose Abgeordnete wahr.

Nachstehender Tabelle ist die Anzahl der Mitglieder der einzelnen Fraktionen zu Beginn und
zum Ende der Legislaturperiode zu entnehmen. Da die Fraktion der der BMV bzw. Freie Wahler/
BMV sich erstim Laufe der Legislaturperiode gebildet und vor deren Ende aufgeldst hat, findet
diese in der Auflistung keine Erwahnung.
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Tab. 3:  Fraktionsstarken zu Beginn und Ende der Legislaturperiode

Fraktion Anfang der Legislaturperiode Ende der Legislaturperiode
SPD 26 26
Cbu 16 18
AFD 18 14
DIE LINKE 11 11
fraktionslos 0 2
Gesamt 71 71

Aus der Fraktion der AfD ausgetretene Abgeordnete haben sich 09/2017 zur Fraktion der
BMV zusammengeschlossen, die 11/2018 in Freie Wahler/BMV umbenannt worden und
10/2019 erloschen ist. Da in der Tabelle lediglich der Sachstand zu Beginn und zum Ende der
Legislaturperiode wiedergegeben ist, erscheinen dort fir diese Fraktion keine Angaben.

Diejenigen Fraktionen und diejenigen Mitglieder des Landtages, die die Regierung nicht
stUtzen, bilden nach Artikel 26 der Landesverfassung die parlamentarische Opposition. Diese
hatinsbesondere die Aufgabe, eigene Programme zu entwickeln und Initiativen fiir die Kontrolle
von Landesregierung und Landesverwaltung zu ergreifen sowie Regierungsprogramm und
Regierungsentscheidungen kritisch zu bewerten. Die parlamentarische Opposition hat in
ErfUllung ihrer Aufgaben das Recht auf politische Chancengleichheit.

Weitere Vorgaben Uber die Stellung der Abgeordneten, ihre Rechte und Pflichten enthalten
vor allem das Abgeordnetengesetz und die Geschéftsordnung des Landtages. Hinsichtlich
derVerdnderungen im Abgeordnetengesetz wird auf die entsprechenden Darlegungen unter
I1.3. - Kompetenzbereich des Rechtsausschusses - verwiesen.

In der konstituierenden Sitzung des Landtages am 4. Oktober 2016 ist die Geschaftsordnung
fUr die 7. Wahlperiode beschlossen worden (Drucksache 7/1).
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Eine Anderung zur Geschaftsordnung wurde in der 67. Landtagssitzung am 19. September
2019 mit Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/3750 zu dem Antrag der
Fraktionen der SPD, CDU, AfD, DIE LINKE und BMV auf Drucksache 7/2581 angenommen.
(Siehe hierzu Darstellungen im Kapitel ,Kompetenzbereich des Rechtsausschusses”)

Sie wurde im Gesetz- und Verordnungsblatt verktindet (GVOBI. M-V S. 510 bis 511).

3. Konstituierung der Fraktionen

Vor der Konstituierung des Landtages haben sich zunéchst die Fraktionen der SPD, der AfD, der
CDU und DIE LINKE konstituiert.

Zu Vorsitzenden, deren Stellvertretern und Parlamentarischen Geschéftsfiihrern wurden

gewahlt:

Fraktion der SPD

Vorsitzender Matthias Brodkorb

Stellvertretende Vorsitzende Stefanie Drese
Jorg Heidorn
Jochen Schulte

Parlamentarischer Geschaftsfihrer Thomas Krlger

Neuwahl des Vorstandes am 16. November 2016

Vorsitzender Thomas Kriger

Stellvertretende Vorsitzende Andreas Butzki
Martina Tegtmeier
Tilo Gundlack
Susann Wippermann

Parlamentarischer Geschaftsfihrer Jochen Schulte
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Fraktion der AfD
Vorsitzender Leif-Erik Holm
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende Holger Arppe

Enrico Komning
Prof. Dr. Ralph Weber

Parlamentarischer Geschaftsfihrer

Dr. Matthias Manthei

Neuwahl des Vorstandes aufgrund des Wechsels von Leif-Erik Holm

und Enrico Komning zum Deutschen Bundestag

Vorsitzender

Nikolaus Kramer

Stellvertretende Vorsitzende

Thomas de Jesus Fernandes
Christoph Grimm

Bert Obereiner

Stephan J. Reuken

Parlamentarischer Geschaftsfihrer

Fraktion der CDU

Vorsitzender

Prof. Dr. Ralph Weber

Vincent Kokert

Stellvertretende Fraktionsvorsitzende

Ann Christin von Allworden
Burkhard Lenz
Wolfgang Waldmdiller

Parlamentarischer Geschaftsfihrer

Torsten Renz

Neuwahl des Vorstandes aufgrund des Riicktritts von Vincent Kokert

als Mitglied des Landtages

Vorsitzender

Torsten Renz

Stellvertretende Fraktionsvorsitzende

Ann Christin von Allworden
Burkhard Lenz
Franz-Robert Liskow

Parlamentarischer Geschaftsfihrer

Wolfgang Waldmdiller


http://www.cdu-fraktion.de/abgeordnete-detailansicht.html?&tx_wtdirectory_pi1%5Bshow%5D=20&tx_rggooglemap_pi1%5Bpoi%5D=20
http://www.cdu-fraktion.de/abgeordnete-detailansicht.html?&tx_wtdirectory_pi1%5Bshow%5D=7&tx_rggooglemap_pi1%5Bpoi%5D=7
http://www.cdu-fraktion.de/abgeordnete-detailansicht.html?&tx_wtdirectory_pi1%5Bshow%5D=19&tx_rggooglemap_pi1%5Bpoi%5D=19
http://www.cdu-fraktion.de/abgeordnete-detailansicht.html?&tx_wtdirectory_pi1%5Bshow%5D=20&tx_rggooglemap_pi1%5Bpoi%5D=20
http://www.cdu-fraktion.de/abgeordnete-detailansicht.html?&tx_wtdirectory_pi1%5Bshow%5D=7&tx_rggooglemap_pi1%5Bpoi%5D=7
http://www.cdu-fraktion.de/abgeordnete-detailansicht.html?&tx_wtdirectory_pi1%5Bshow%5D=19&tx_rggooglemap_pi1%5Bpoi%5D=19
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Neuwahl des Vorstandes aufgrund der Ernennung von Torsten Renz

zum Minister fiir Inneres und Europa

Vorsitzender Wolfgang Waldmdiller
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende Ann Christin von Allworden
Burkhard Lenz
Marc Reinhardt
Parlamentarischer Geschaftsflhrer Franz-Robert Liskow

Fraktion DIE LINKE

Vorsitzende Simone Oldenburg

Stellvertretende Fraktionsvorsitzende Jeannine Rosler
Jacqueline Bernhardt

Parlamentarischer Geschaftsfihrer Peter Ritter

Fraktion BMV

Nach dem Austritt der Abgeordneten Christel Weilig, Ralf Borschke, Dr. Matthias Manthei
und Bernhard Wildt aus der Fraktion der AfD konstituierte sich die Fraktion BMV und wéhlte
folgenden Vorstand:

Vorsitzender Bernhard Wildt
Parlamentarischer Geschaftsfihrer Dr. Matthias Manthei



http://www.cdu-fraktion.de/abgeordnete-detailansicht.html?&tx_wtdirectory_pi1%5Bshow%5D=20&tx_rggooglemap_pi1%5Bpoi%5D=20
http://www.cdu-fraktion.de/abgeordnete-detailansicht.html?&tx_wtdirectory_pi1%5Bshow%5D=7&tx_rggooglemap_pi1%5Bpoi%5D=7
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4, Konstituierung des Landtages, Wahl der Prasidentin,
der Vizeprasidentinnen, der Schriftfiihrerinnen und
Schriftfiihrer und deren Stellvertreterinnen und
Stellvertreter sowie der Mitglieder des Altestenrates

4.1 Konstituierung des Landtages

Die konstituierende Sitzung des Landtages fand auf Einladung der Prédsidentin der
sechsten Wahlperiode, Sylvia Bretschneider, am 4. Oktober 2016 entsprechend den Vorgaben
des Artikels 28 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern statt. Gemal
§ 1 Absatz 2 der Geschéftsordnung des Landtages wurde die konstituierende Sitzung vom
Altersprasidenten geleitet. Dementsprechend Ubernahm das an Lebensjahren alteste Mitglied
des Landtages, Christel Weil3ig, den Vorsitz.

Zu Beginn der konstituierenden Sitzung wurde die Geschéftsordnung des Landtages
Mecklenburg-Vorpommern fir die 7. Wahlperiode (Drucksache 7/1) beschlossen. Damit war
Artikel 29 Absatz 1 der Landesverfassung entsprochen worden, wonach sich der Landtag eine
Geschéftsordnung zu geben hat.

Entsprechend Artikel 29 der Landesverfassung waren sodann der Prasident, die Vizeprasidenten
sowie die Schriftfihrer und deren Stellvertreter zu wahlen. Nach Artikel 32 Absatz 4 der
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit §§ 2 und 92 Absatz 1
GO LT waren diese Wahlen durch geheime Abstimmung vorzunehmen.
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4.2 Wahl der Landtagsprasidentin

Die Fraktion der SPD hatte auf Drucksache 7/2 vorgeschlagen, die Abgeordnete
Sylvia Bretschneider (Fraktion der SPD) zur Prdsidentin des Landtages zu wahlen. Die
diesbeziigliche geheime Wahl hatte folgendes Ergebnis:

abgegebene Stimmen: 71
gultige Stimmen: 71
Stimmen fur den Wahlvorschlag der Fraktion der SPD: 45
Stimmen gegen den Wahlvorschlag der Fraktion der SPD: 10
Enthaltungen: 16

Somit war die Abgeordnete Sylvia Bretschneider zur Prasidentin des Landtages Mecklenburg-
Vorpommern gewahlt. Die Gewahlte nahm die Wahl an.

Nach langer schwerer Krankheit ist die Prdasidentin des Landtages, Sylvia Bretschneider, am
28. April 2019 verstorben.

In der Folge hat die Fraktion der SPD auf Drucksache 7/3600 einen Wahlvorschlag vorgelegt,
die Abgeordnete Birgit Hesse zur neuen Landtagsprasidentin zu wahlen.

Die Wahl fand in der 64. Sitzung des Landtages am 22. Mai 2019 mit folgendem Ergebnis statt:

abgegebene Stimmen: 65
gultige Stimmen: 65
Stimmen fUr den Wahlvorschlag der Fraktion der SPD: 33
Stimmen gegen den Wahlvorschlag der Fraktion der SPD: 27
Enthaltungen: 5

Somit war die Abgeordnete Birgit Hesse zur Prdsidentin  des Landtages
Mecklenburg-Vorpommern gewahlt. Die Gewahlte nahm die Wahl an.


http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0002.pdf
https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-3000/Drs07-3600.pdf
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4.3 Wabhl der Vizeprasidentinnen

Gemal} § 2 Absatz 2 GO LT wahlt der Landtag geheim und in getrennten Wahlhandlungen fur
die Dauer der Wahlperiode einen ersten und einen zweiten Vizeprasidenten. Die Wahlen wurden
in der ersten Sitzung des Landtages vorgenommen und fihrten zu folgenden Ergebnissen:

Wabhl zur ersten Vizeprasidentin (Wahlvorschlag der Fraktion der CDU, Drucksache 7/7)

abgegebene Stimmen: 71
gultige Stimmen: 71
Stimmen fUr den Wahlvorschlag: 63

Stimmen gegen den Wahlvorschlag:
Enthaltungen:

Damit war die Abgeordnete Beate Schlupp, Fraktion der CDU, zur ersten Vizeprasidentin des
Landtages Mecklenburg-Vorpommern gewahlt. Die Gewdhlte nahm die Wahl an.

Wahl zur zweiten Vizeprasidentin

Hierzu hatten die Fraktion DIE LINKE einen Wahlvorschlag auf Drucksache 7/8 sowie die
Fraktion der AfD einen Wahlvorschlag auf Drucksache 7/9 vorgelegt.

Ergebnis der Wahl zur zweiten Vizeprasidentin/zum zweiten Vizeprasidenten

abgegebene Stimmen: 71
gultige Stimmen: 63

Stimmen fur die Wahlvorschlége

Dr. Mignon Schwenke 43
Prof. Dr. Ralph Weber 20

Somit konnte Abg. Dr. Mignon Schwenke, Fraktion DIE LINKE, die nach Artikel 32 Absatz 1 der
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern erforderliche Mehrheit der abgegebenen
Stimmen auf sich vereinigen und war zur zweiten Vizeprédsidentin des Landtages
Mecklenburg-Vorpommern gewahlt. Die Gewéahlte nahm die Wahl an.

In der 64. Sitzung des Landtages beantragte die Fraktion Freie Wahler/BMV mit Drucksache
7/3607, einen dritten Vizeprasidenten des Landtages zu wahlen und schlug den Abgeordneten
Dr. Matthias Manthei fur diese Funktion vor. Der Antrag auf Drucksache 7/3607 wurde
abgelehnt. Damit entfiel die Wahl eines weiteren Vizeprasidenten.


http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0007.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0008.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0009.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-3607.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-3607.pdf
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44 Wahl der Schriftfithrerinnen und Schriftfiihrer

Gemals § 2 Absatz 4 GO LT wahlt der Landtag geheim und in getrennten Wahlgdngen
16 Schriftfihrer. Wenn kein Mitglied des Landtages widerspricht, kann die Wahl der Schriftfiihrer
offen durch Handaufheben erfolgen.

Fir die Wahl der Schriftfihrer lag auf Drucksache 7/5(neu) der Vorschlag vor, die Abgeordneten Elisabeth
ABmann, Philipp da Cunha, Patrick Dahlemann, Nadine Julitz, Thomas Schwarz, und Dirk Stamer (Fraktion
der SPD), Holger Arppe, Nikolaus Kramer, Dirk Lerche und Stephan Reuken (Fraktion der AfD), Ann Christin
von Allwdrden, Sebastian Ehlers, Maika Friemann-Jennert und Franz-Robert Liskow (Fraktion der CDU)
sowie Karsten Kolbe und Dr. Wolfgang Weil3 (Fraktion DIE LINKE) zu Schriftfiihrern zu wahlen.

Der Wahlvorschlag wurde einstimmig angenommen. Die Gewahlten nahmen die Wahl an.

In der 3. Sitzung des Landtages am 7. Dezember 2016 erfolgte die Nachwahl eines Schriftfihrers fir die
Fraktion der SPD. Der Abgeordnete Patrick Dahlemann hatte das Amt des Schriftfiihrers niedergelegt,
weil er das Amt des Parlamentarischen Staatssekretérs fUr Vorpommern angetreten hatte. An
seiner Stelle wurde seitens der Fraktion der SPD der Abgeordnete Christian Brade als Schriftfihrer
vorgeschlagen und in offener Abstimmung gewahlt (Wahlvorschlag auf Drucksache 7/89).

Am 10. Oktober 2017 ist der Abgeordnete Nikolaus Kramer zum Vorsitzenden der Fraktion der
AfD gewdhlt worden. Vor diesem Hintergrund hat er am 14. November 2017 seinen Rucktritt
als SchriftfUhrer des Landtages erkldrt. Mit Drucksache 7/1056 hat die Fraktion der AfD den
Antrag gestellt, das Mitglied des Landtages Holger Arppe von seinem Amt als Schriftfihrer
abzuwahlen. Der Antrag wurde in der 20. Sitzung des Landtages angenommen.

Die Fraktion der BMV hatte nach ihrer Grindung als Fraktion des Landtages nach dem
Hochstzahlverfahren d’'Hondt das Recht, einen Schriftfihrer vorzuschlagen. Der Wahlvorschlag
auf Drucksache 7/1061 wurde in der 20. Sitzung des Landtages angenommen und die
Abgeordnete Christel WeilSig einstimmig zur Schriftfihrerin gewahlt. Die Gewahlte nahm die
Wahl an. Die Wahl wurde offen durch Handaufheben durchgefihrt.

Die Nachwahl eines Schriftfiihrers der Fraktion der AfD fand in der 34. Sitzung des Landtages
am 25. April 2018 - Wahlvorschlag der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/1984 - statt. Der
Abgeordnete Jens-Holger Schneider konnte die nach Artikel 32 Absatz 1 der Verfassung des
Landes Mecklenburg-Vorpommern erforderliche Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf
sich vereinigen und war zum Schriftfiihrer des Landtages Mecklenburg-Vorpommern gewahlt
worden. Der Gewahlte nahm die Wahl an. Die Wahl erfolgte offen durch Handaufheben.


http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0005n.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0089.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-1000/Drs07-1061.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-1000/Drs07-1984.pdf

38 Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

In der 73. Sitzung des Landtages fand eine Nachwahl eines Schriftfiihrers der Fraktion der
CDU statt. Es lag ein Wahlvorschlag der Fraktion der CDU auf Drucksache 7/4244 vor. Der
Abgeordnete Franz-Robert Liskow wurde von seinem Amt als Schriftfihrer entpflichtet.
Der Abgeordnete Holger Kliewe wurde mit der erforderlichen Mehrheit der abgegebenen
Stimmen zum Schriftfihrer des Landtages der 7. Wahlperiode gewahlt. Der Gewahlte nahm
die Wahl an. Die Wahl erfolgte offen durch Handaufheben.

Ein weiterer Wahlvorschlag der Fraktion der CDU auf Drucksache 7/5662, Abg. Christiane Berg
zur Schriftfihrerin zu wahlen, wurde vom Antragsteller zurlickgezogen.

5. Veranderungen wahrend der 7. Wahlperiode
5.1 Anderungen der Zusammensetzung des Landtages

Nachstehende Tabelle gibt eine Ubersicht (iber die Veranderungen in der Zusammensetzung
der Mitglieder des Landtages:

Tab.4: Wahrend der 7. Wahlperiode ausgeschiedene und nachgerlckte Abgeordnete

. Ausgeschiedenes Datum des Datum des
Fraktion L . Nachfolger L.
Mitglied Ausscheidens Eintritts
Enrico Komning 30.11.2017 Jens-Holger Schneider  |05.12.2017
AfD
Leif-Erik Holm 30.11.2017 Horst Forster 05.12.2017
DIE LINKE | Helmut Holter 16.08.2017 Henning Foerster 25.08.2017
) ) verstorben am )
Sylvia Bretschneider Julian Barlen 14.05.2019
28.04.2019
SPD . : .
Erwin Sellering 18.10.2019 Thomas Wirdisch 22.10.2019
Mathias Brodkorb 12.11.2019 Dagmar Kaselitz 28.11.2019
Vincent Kokert 02.03.2020 Daniel Peters 03.03.2020
Ccbu
Maika Friemann-Jennert | 07.04.2021 Thomas Grote 08.04.2021
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5.2 Anderungen in Bezug auf die Fraktionen

Zu Beginn der Wahlperiode wurden vier Fraktionen in den Landtag der 7. Wahlperiode gewdhlt
(Sitzverteilung siehe Tabelle 2).

Mit Schreiben vom 28. September 2017 hat die Fraktion der AfD mitgeteilt, dass die
Abgeordneten Dr. Matthias Manthei, Ralf Borschke, Bernhard Wildt und Christel WeiRig seit
dem 25. September 2018 aus der Fraktion der AfD ausgetreten sind. Die o. g. Abgeordneten
haben die Fraktion BMV gegrtindet. Mit Wirkung vom 13. November 2018 hat sich die Fraktion
der BMV in ,Freie Wahler/BMV* umbenannt, der die Abgeordneten der ehemaligen BMV
angehoren. Durch Austritt der Abgeordneten Bernhardt Wildt und Dr. Matthias Manthei aus
der Fraktion Freie Wahler/BMV und Eintritt in die Fraktion der CDU ist die Fraktion Freie Wahler/
BMV mit Datum vom 1. Oktober 2019 erloschen. Der Abgeordnete Ralf Borschke hat mit
Antrag um die Aufnahme in die Fraktion der AfD gebeten. Christel Weil3ig blieb bis zum Ende
der Wahlperiode fraktionslos.

6. Wahl des Ministerprasidenten

Die Fraktionen der SPD und CDU unterbreiteten auf Drucksache 7/33 dem Parlament den
Wahlvorschlag, den Abgeordneten Erwin Sellering (SPD) zum Ministerprasidenten des Landes
Mecklenburg-Vorpommern zu wahlen. Die Wahl fand in der 2. Sitzung des Landtages am
1.November 2016 statt und wurde entsprechend Artikel 42 Absatz 1 derVerfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 92 Absatz 1 GO LT geheim durchgefuhrt.

Das Ergebnis der Wahl lautete:

abgegebene Stimmen: 71
Ja-Stimmen: 41
Nein-Stimmen: 29
Enthaltungen: 1

Damit war der Abgeordnete Erwin Sellering, Fraktion der SPD, zum Ministerprasidenten des Landes
Mecklenburg-Vorpommern gewahlt. Der Gewahlte legte anschlieBend gemal? Artikel 44 der Verfassung
des Landes Mecklenburg-Vorpommern den entsprechenden Amtseid vor dem Landtag ab.

Aufgrund des Ruicktritts des Ministerprasidenten Erwin Sellering fand in der 15. Sitzung des Landtages
am 4. Juli 2017 die Wahl von Manuela Schwesig zur Ministerprasidentin statt (Drucksache 7/805).
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Das Ergebnis der Wahl lautete:

abgegebene Stimmen: 70
Ja-Stimmen: 40
Nein-Stimmen: 29
Enthaltungen: 1

Damit war Manuela Schwesig zur Ministerprasidentin des Landes Mecklenburg-Vorpommern
gewadhlt. Die Gewahlte legte anschlieBend gemal? Artikel 44 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern den entsprechenden Amtseid vor dem Landtag ab.

6.1 Eidesleistung der Ministerinnen und Minister

Wahrend der Sitzung des Landtages am 1. November 2016 leisteten folgende vom
Ministerprasidenten ernannten Mitglieder der Landesregierung ihren Amtseid nach
Artikel 44 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vor dem Parlament:

Dr. Till Backhaus Minister fur Landwirtschaft und Umwelt

Mathias Brodkorb Finanzminister

Lorenz Caffier Minister fUr Inneres und Europa

Harry Glawe Minister far Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Stefanie Drese Ministerin flr Soziales, Integration und Gleichstellung
Birgit Hesse Ministerin fur Bildung, Wissenschaft und Kultur

Katy Hoffmeister Justizministerin

Christian Pegel Minister fUr Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

Nach derWahlder Ministerprasidentinin der 15.Sitzung des Landtages hat diese alle bisherigen
Ministerinnen und Minister erneut in ihr Amt berufen. Die neu berufenen Ministerinnen und
Minister leisteten gemal3 Artikel 44 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in
der 15. Sitzung des Landtages am 4. Juli 2017 ihren Amtseid.

Nach der Niederlegung des Mandates als Abgeordneter des Landtages ist Matthias Brodkorb
mit gleichem Datum von seinem Amt als Finanzminister zurlickgetreten.

Herr Reinhard Meyer ist mit Urkunde der Ministerprasidentin vom 22. Mai 2019 in das Amt
als Finanzminister berufen worden und legte ebenfalls am 22. Mai 2019 gemal Artikel 44 der
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vorgesehenen Eid ab.
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Ebenfalls am 22. Mai 2019 legte Frau Bettina Martin nach ihrer Berufung in das Amt der
Ministerin fur Bildung, Wissenschaft und Kultur vor dem Landtag den vorgesehenen Eid ab,
nachdem Birgit Hesse auf Vorschlag der Fraktion der SPD, Drucksache 7/3600, zur Prasidentin
des Landtages gewadhlt worden war.

Nach dem Ruicktritt von Lorenz Caffier als Minister fir Inneres und Europa am 17. November 2020
wurde in der 103. Sitzung des Landtags am 27. November 2020 der Abgeordnete Torsten Renz mit
Urkunde vom gleichen Tag zum Minister fur Inneres und Europa ernannt und legte gemaf Artikel
44 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern den vorgesehenen Amtseid ab.

7. Die Sitzungen des Landtages und seiner Ausschiisse
im Uberblick

Das Plenum des Landtages trat in der Regel einmal monatlich mittwochs bis freitags
zusammen. Insgesamt fanden 126. Landtagssitzungen statt.

Die Ausschisse tagten regelmaBig in den beiden Wochen vor den Plenarsitzungswochen.

Fur die wochentlichen Sitzungen der Fraktionen und Ausschisse galt wahrend der
7. Wahlperiode in der Regel der im Folgenden dargestellte Arbeitsrhythmus:

Tab.5:  Wochentlicher Arbeitsrhythmus der Landtagsabgeordneten

(Wahlkreisarbeit der Abgeordneten)
Montag ) .
Sitzungen des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses
Dienstag Fraktions- und Arbeitskreissitzungen
Mittwoch Ausschusssitzungen
Donnerstag Ausschusssitzungen
Freitag Ausschusssitzungen
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Tab.6: Beratungstermine und Beratungsraume der Ausschiisse sowie der Enquete-Kommission

Ausschuss Sitzungstermin Sitzungsraum
Petitionsausschuss o
donnerstags, 13:00 Uhr Café Niklot/Raum 357
(1. Ausschuss)
Innen- und Europaausschuss
donnerstags, 09:00 Uhr Plenarsaal
(2. Ausschuss)
Rechtsausschuss i s
mittwochs, 13:00 Uhr Café Niklot/Raum 357
(3. Ausschuss)
Finanzausschuss
donnerstags, 13:00 Uhr Plenarsaal
(4. Ausschuss)
Wirtschaftsausschuss o
donnerstags, 09:00 Uhr Café Niklot/Raum 357
(5. Ausschuss)
Agrarausschuss
donnerstags, 09:00 Uhr Raum 357
(6. Ausschuss)
Bildungsausschuss )
mittwochs, 13:00 Uhr Plenarsaal
(7. Ausschuss)
Energieausschuss _
mittwochs, 08:30 Uhr Plenarsaal
(8. Ausschuss)
Sozialausschuss ) s
mittwochs, 09:00 Uhr Café Niklot/Raum 357
(9. Ausschuss)
1. Parlamentarischer
montags, 11:00 Uhr Plenarsaal
Untersuchungsausschuss
2. Parlamentarischer donnerstags, 11:00 Uhr
) Plenarsaal
Untersuchungsausschuss freitags, 09:30 Uhr
Enquete-Kommission mittwochs, 15:30 Uhr Plenarsaal




Die Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern im Uberblick 43

7.1 Plenarsitzungen

Wahrend der 7. Wahlperiode fanden insgesamt 126 Plenarsitzungen statt, davon
12 Dringlichkeitssitzungen. Der nachstehenden Tabelle ist zu entnehmen, wie sich diese
Sitzungen auf die einzelnen Kalenderjahre verteilt haben. Des Weiteren ist dargestellt, wie oft
in der abgelaufenen Legislaturperiode Fragestunden/Befragungen der Landesregierung (vgl.
Abschnitt 13) und Aktuelle Stunden (vgl. Abschnitt 14) durchgefihrt worden sind.

Tab.7: Verteilung der Landtagssitzungen und Landtagsdringlichkeitssitzungen auf die
Kalenderjahre der 7. Wahlperiode sowie Anzahl der Fragestunden und Aktuellen

Stunden
. davon
Jahr Plenarsitzungen L .
Dringlichkeitssitzungen

2016 4 2
2017 23 2
2018 27 -
2019 26 -
2020 27 2
2021 19 6
Fragestunden*) 21
Befragung der 17 -
Landesregierung
Aktuelle Stunden 38 -

*) Mit dem Inkrafttreten der neuen Geschéftsordnung am 1. August 2019 wurde auch
§65 GO LT gedndert. Die,Fragestunde” wurde durch die,Befragung der Landesregierung” ersetzt.
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7.2 Dringlichkeitssitzungen

Von den durchgefihrten Plenarsitzungen des Landtages der 7. Wahlperiode wurden zwolf als
Dringlichkeitssitzungen nach & 72 Absatz 4 GO LT durchgefihrt. Im Rahmen dieser Sitzungen

wurden nachstehende Themen behandelt:

Tab. 8: Dringlichkeitssitzungen sowie deren Beratungsgegenstande

Datum
Sitzungs-Nr.

Einberufung
auf Antrag von

Thema

04.10.2016
Konstituierende
Sitzung

1. Eréffnung der Sitzung durch die Altersprasidentin
und Ernennung von vorldufigen Schriftfihrern

2. Beratung des Antrages der Fraktionen der SPD, AfD,
CDU und DIE LINKE
Beschlussfassung Uber die Geschéftsordnung
- Drucksache 7/1 -

3. Wahl der Prasidentin des Landtages
hierzu
Wahlvorschlag der Fraktion der SPD
- Drucksache 7/2 -

4.Wahl der 1. Vizeprasidentin/des 1. Vizeprasidenten des
Landtages

5.Wahl der 2. Vizeprasidentin/des 2. Vizeprasidenten des
Landtages

6. Beratung des Antrages der Fraktionen der SPD, AfD,
CDU und DIE LINKE
Berechnungsverfahren fr die Dauer der siebenten
Wahlperiode
- Drucksache 7/3 -



http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0001.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0002.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0002.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0002.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0003.pdf
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Datum Einberufung
Sitzungs-Nr. auf Antrag von Thema

7.Wahl der Schriftfihrer des Landtages
hierzu
Wahlvorschlag der Fraktionen der SPD, AfD, CDU und
DIE LINKE
- Drucksache 7/5(neu) -

8. Beratung des Antrages der Fraktionen der SPD, AfD,
CDU und DIE LINKE

04.102016 Einsetzung eines vorldufigen Ausschusses

- Drucksache 7/4 -

9. Erste Lesung des Gesetzentwurfes der Fraktionen der
SPD, CDU und DIE LINKE
Entwurf eines Flinfzehnten Gesetzes zur Anderung des
GesetzesUber die Rechtsverhaltnisse der Mitglieder
des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern
(Abgeordnetengesetz) - 15. AndG AbgG M-V -
- Drucksache 7/6 -

1.Wahl des Ministerprasidenten
hierzu
Wahlvorschlag der Fraktionen der SPD und CDU
- Drucksache 7/33 -

2. Eidesleistung des Ministerprasidenten gemal3

1. November Artikel 44 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
2016 Vorpommern
2. Sitzung 3. Eidesleistung der Minister gemaR Artikel 44

Landesverfassung M-V
4. Einsetzung von Ausschissen
Antrag der Fraktionen der SPD, AfD, CDU und
DIE LINKE
- Drucksache 7/32 -



http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0005n.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0004.pdf
http://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-0000/Drs07-0006.pdf
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Datum Einberufung
. Thema
Sitzungs-Nr. auf Antrag von
1. Aussprache gemaR § 43 Ziffer 2 GO LT zum Thema
LJAussprache zur Sicherheitslage in Mecklenburg-
Vorpommern nach den Anschldgen in anderen
_ Bundesldandern im Jahr 2016, zuletzt am
5. Sitzung ) .
AfD 19. Dezember 2016 in Berlin”
10. Januar 2017 )
2. Einspruch des Abgeordneten Prof. Dr. Ralph Weber,
Fraktion der AfD,
gegen die erteilten Ordnungsrufe in der 3. Sitzung des
Landtages am 7. Dezember 2016
1.Wahl der Ministerprdsidentin/des Ministerprdsidenten
des Landes Mecklenburg-Vorpommern
2. Eidesleistung der Ministerprdsidentin/des
15. Sitzung Ministerprasidenten gemal Artikel 44 der Verfassung
, SPD und CDU
4. Juli2017 des Landes Mecklenburg-Vorpommern
3. Eidesleistung der Ministerinnen und Minister gemaf3
Artikel 44 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern
94, Sitzung ) Einziger Punkt der Tagesordnung:
‘ Landesregierung o
18. Juni 2020 Zukunft der M-V-Werften/Liquiditatshilfe fir die M-V-Werften
1. Eidesleistung des Ministers gemaf Artikel 44 der
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
103. Sitzung 2. Information tber den Bund-Lander-Beschluss
27.November | Landesregierung zu den Corona-Winterregeln
2020 hierzu
Regierungserklarung der Ministerprasidentin
des Landes Mecklenburg-Vorpommern
) Aktuelle Lage ,Corona-Virus”
107. Sitzung )
) hierzu
15. Dezember | Landesregierung ] . . . .
5020 Regierungserklarung der Ministerprasidentin

des Landes Mecklenburg-Vorpommern
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Datum Einberufung
. Thema
Sitzungs-Nr. auf Antrag von
1. Aktuelle Lage ,Corona-Virus”
] hierzu
108. Sitzung

7. Januar 2021

Landesregierung

Regierungserklarung der Ministerprasidentin
des Landes Mecklenburg-Vorpommern

2. Errichtung der Stiftung,Klima- und Umweltschutz MV*

109. Sitzung
21, Januar 2021

Landesregierung

Aktuelle Lage ,Corona-Virus"

hierzu

Regierungserklarung der Ministerprasidentin
des Landes Mecklenburg-Vorpommern

112. Sitzung
11. Februar 2021

Landesregierung

Aktuelle Lage ,Corona-Virus”

hierzu

Regierungserklarung der Ministerprasidentin
des Landes Mecklenburg-Vorpommern

Aktuelle Lage ,Corona-Virus”

113. Sitzung , hierzu
) Landesregierung _ . - . .
5. Marz 2021 Regierungserklarung der Ministerprasidentin
des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Aktuelle Lage ,Corona-Virus"
117. Sitzung . hierzu
. Landesregierung , . . L '
25.Marz 2021 Regierungserkldarung der Ministerprasidentin
des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Aktuelle Lage MV Werften
123. Sitzung . hierzu
) Landesregierung ) . . P .
31. Mai 2021 Regierungserklarung der Ministerprasidentin

des Landes Mecklenburg-Vorpommern
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8. Abstimmungen

Die offene Abstimmung nach § 90 Absatz 3 GO LT durch Handzeichen ist fir die im Plenum
behandelten Vorlagen die am haufigsten angewandte Form der Abstimmung.

Eine namentliche Abstimmung muss gemal3 § 91 Absatz 1 Satz 2 GO LT stattfinden, wenn
sie von einer Fraktion oder vier anwesenden Mitgliedern des Landtages verlangt worden
ist. Die namentliche Abstimmung dient dazu, das Abstimmungsverhalten des einzelnen
Abgeordneten bei bestimmten Abstimmungen nachzuvollziehen. Aus diesem Grund wird das
Abstimmungsverhalten im Plenarprotokoll wiedergegeben. Die namentliche Abstimmung
erfolgt nach Namensaufruf (§ 91 Absatz 1 Satz 2), worauf die anwesenden Mitglieder des
Landtages mit Ja oder Nein antworten oder erkldaren, dass sie sich der Stimme enthalten (§ 91
Absatz 2). Im Berichtszeitraum fanden 41 namentliche Abstimmungen statt.

Nach § 92 Absatz 1 GO LT waren die vom Landtag vorzunehmenden Wahlen in der
Regel geheim, soweit nicht in Gesetzen oder in der Geschéaftsordnung Ausnahmen
vorgesehen werden. Im Berichtszeitraum wurden insgesamt 30 geheime Abstimmungen
durchgefiihrt. Sieben Wahlen wurden gemal? § 92 Abs. 1 Satz 3 offen durch Handaufheben
durchgefiihrt, z. B. die Wahl und die Nachwahlen zum SchriftfGhrer, die Wahl der Mitglieder
der 16. Bundesversammlung, die Wahl der Mitglieder der Kommission nach § 48 Abs. 3
Abgeordnetengesetz und die Wahl der Landesbeauftragten fir Mecklenburg-Vorpommern
fur die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR.

Tab.9:  Uberblick Gber die wahrend der 7. Wahlperiode durchgefiihrten namentlichen und
geheimen Abstimmungen

namentliche Abstimmungen 41

geheime Abstimmungen/Wahlen 37
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9. OrdnungsmafBnahmen

Zur Aufrechterhaltung der Ordnung kann der amtierende Prasident gemdfR der
Geschéftsordnung des Landtages bei Stérungen wéhrend der Plenarsitzungen folgende
Maoglichkeiten nutzen: Sachruf (§ 97 Absatz 1 GO LT), Ordnungsruf (§ 97 Absatz 2 GO LT),
Wortentziehung (§ 98 GO LT) sowie Ausschluss eines Abgeordneten von der Sitzung (§ 99 GO
LT). Dartiber hinaus kann der Prasident nach § 101 GO LT den Fortgang der Verhandlungen des
Landtages bei stérender Unruhe unterbrechen.

Als Vorstufe zu diesen in der Geschaftsordnung vorgesehenen Ordnungsmalinahmen wird
haufiger dazu aufgefordert, unparlamentarische AuBerungen zu unterlassen. Bei Unruhe ist
weiterhin der Gebrauch der Glocke des Prasidenten tblich.

Wahrend der 7. Wahlperiode wurde im aus nachstehender Tabelle zu entnehmenden Umfang
von diesen MaSnahmen Gebrauch gemacht.

Tab.10: Waéhrend der 7. Wahlperiode von der amtierenden Présidentin ergriffene
Ordnungsmafinahmen

Ordnungsrufe 60

Wortentziehungen 1

Sachrufe 2

Zuriickweisung unparlamentarischer AuBerungen 49

Sitzungsausschluss -
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10. Wahlen durch den Landtag

Im Berichtszeitraum flhrte der Landtag eine Reihe von Wahlen durch. Neben den
eingangs aufgeflihrten Wahlen aufgrund der Vorschriften der Landesverfassung und der
Geschéftsordnung hatte der Landtag aufgrund anderer gesetzlicher Bestimmungen zahlreiche
weitere Wahlen durchzufiihren. Die nachfolgende Aufstellung gibt eine Ubersicht Gber die
vom Landtag durchgefiihrten Wahlen wahrend der 7. Wahlperiode.

Tab. 11:  Ubersicht der wahrend der 7. Wahlperiode vom Landtag durchgefihrten Wahlen

Sitzungs- .
Drs-Nr. Datum Titel
nummer

7/2 7/1 04.10.2016 Wahl der Présidentin des Landtages

Wahl der 1. Vizeprasidentin/
717 7/1 04.10.2016 des 1. Vizeprasidenten
des Landtages

Wahl der 2. Vizeprasidentin/
7/8 7/1 04.10.2016 des 2. Vizeprasidenten
des Landtages

7/5(neu) 7/1 04.10.2016 Wahl der Schriftfihrer des Landtages
7/33 7/2 01.11.2016 Wahl des Ministerprasidenten
7/81(neu)
7/69 Wahl der Mitglieder zur

7/3 07.12.2016
7/79 16. Bundesversammlung
7/70

7/89 7/3 07.122016 Nachwahl eines Schriftfihrers des Landtages
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Drs-Nr.

Sitzungs-
nummer

Datum

Titel

7/82
7/75

7/3

07.12.2016

Wahl des Landesbeauftragten fir den
Datenschutz gemal3 § 29 Abs. 2 des Gesetzes
zum Schutz des Birgers bei der Verarbeitung
seiner Daten (Landesdatenschutzgesetz - DSG
M-V)

7/88

7/3

07.12.2016

Wahl der Mitglieder des Gremiums gemal3
§ 34 Absatz 7 des Gesetzes Uber die
Offentliche Sicherheit und Ordnung in
Mecklenburg-Vorpommern (SOG M-V)

7/87

7/3

07.12.2016

Wahl der Mitglieder der G 10-Kommission
gemadl’ § 2 des Gesetzes zur Ausfiihrung des
Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz (G 10)

7/94
7/100
7/101

7/3

07.12.2016

Wahl eines Mitgliedes des Landtages fur
den Verwaltungsrat der Landesforstanstalt
gemal’ § 6 Absatz 4 Ziffer 5 des
Landesforstanstaltserrichtungsgesetzes
(LFAErG)

7/167

7/6

25.01.2017

Wahl der Mitglieder des
Landesplanungsbeirates gemals § 11 Absatz3
des Gesetzes Uber die Raumordnung und
Landesplanung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (Landesplanungsgesetz - LPIG)

7/171

7/6

25.01.2017

Wahl von Mitgliedern des
Landesverfassungsgerichtes

7/310

7/8

08.03.2017

Wahl von Mitgliedern und einem
stellvertretenden Mitglied des
Landesverfassungsgerichtes
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Drs-Nr.

Sitzungs-
nummer

Datum

Titel

7/328
7/346

7/8

08.03.2017

Wahl der Mitglieder der Parlamentarischen
Kontrollkommission gemal3 § 27 Absatz 2 des
Gesetzes Uber den Verfassungsschutz im Land
Mecklenburg-Vorpommern (LVerfSchG)

71277

7/8

08.03.2017

Entsendung und Wahl von Mitgliedern in
den Medienausschuss der Medienanstalt
Mecklenburg-Vorpommern (MMV) fir die
sechste Amtszeit

7/591(neu)

7/13

18.05.2017

Wahl der Mitglieder der Kommission nach § 48
Abs. 3 Abgeordnetengesetz

7/805

7/15

04.07.2017

Wahl der Ministerprasidentin des Landes
Mecklenburg-Vorpommern

7/1061
7/1104

7/20

28.09.2017

Nachwahl eines Schriftfihrers des Landtages

7/1508

7/26

14.12.2017

Wahl des BUrgerbeauftragten des Landes
Mecklenburg-Vorpommern gemal Artikel
36 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und § 5 des Petitions- und
Blrgerbeauftragtengesetzes - PetBUG M-V

7/1984

7/34

25.04.2018

Nachwahl eines Schriftfihrers des Landtages

7/2255

7/40

27.06.2018

Wah! der Landesbeauftragten fur
Mecklenburg-Vorpommern fir die
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der
ehemaligen DDR gemél3 § 4 Absatz 1 Satz 1
Ausflhrungsgesetz zum Gesetz Uber die
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der
ehemaligen DDR (Stasi-Unterlagen-Gesetz -
Ausfiihrungsgesetz - StUG-AG)

7/3600

7/64

22.05.2019

Wahl der Présidentin des Landtages
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Drs-Nr.

Sitzungs-
nummer

Datum

Titel

7/4011

7/72

06.09.2019

Wahl des vom Land Mecklenburg-
Vorpommern zu benennenden Mitglieds im
Beirat nach § 39 Absatz 1 des Gesetzes Uber
die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes
der ehemaligen DDR (StUG)

7/4099 (neu)
7/4100

7172

06.09.2019

Bestellung der Wahlausschisse gemals § 23
Absatz 2 Finanzgerichtsordnung (FGO)

7/4244

7/73

17.10.2019

Nachwahl eines Schriftfihrers des Landtages

7/4366

7177

15.11.2019

Bestellung der Wahlausschisse gemalt § 23
Absatz 2 der Finanzgerichtsordnung (FGO)

7/4768

7/85

12.03.2020

Nachwahl eines Mitglieds des Gremiums
gemal} Gesetz Uber die 6ffentliche Sicherheit
und Ordnung in M-V

7/4769

7/85

12.03.2020

Nachwahl eines Mitglieds und eines
stellvertretenden Mitglieds der

G 10-Kommission gemaf § 2 des Gesetzes
zur Ausflihrung des Gesetzes zu Artikel 10
Grundgesetz

7/4770

7/85

12.03.2020

Nachwahl eines Mitglieds der
Parlamentarischen Kontrollkommission
gemadl’ § 27 Absatz 2 des Gesetzes Uber den
Verfassungsschutz im Land M-V

7/4947

7/88

13.05.2020

Wahl von Mitgliedern des
Landesverfassungsgerichtes

7/4970

7/90

15.05.2020

Wahl von Mitgliedern des
Landesverfassungsgerichtes
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Drs-Nr.

Sitzungs-
nummer

Datum

Titel

7/5011

7/92

11.06.2020

Wahl des Vorsitzenden und des
stellvertretenden Vorsitzenden der Enquete-
Kommission ,Zukunft der medizinischen
Versorgung in Mecklenburg-Vorpommern”

7/5373

7/97

23.09.2020

Wahl von stellvertretenden Mitgliedern
des Landesverfassungsgerichtes

7/5454

7/101

29.10.2020

Nachwahl eines Mitglieds der
Parlamentarischen Kontrollkommission
gemadl’ § 27 Absatz 2 des Gesetzes Uber den
Verfassungsschutz im Land Mecklenburg-
Vorpommern

7/5629

7/105

10.12.2020

Wahl eines Mitglieds des Landtages fur
den Verwaltungsrat der Landesforstanstalt
gemal’ § 6 Absatz 4 Ziffer 5 des
Landesforstanstaltserrichtungsgesetzes

11. Gremien des Landtages

Die Detailarbeit des Landtages findet in einer Reihe von Ausschissen und Gremien statt,
deren Aufgaben und Befugnisse in der Verfassung, verschiedenen Gesetzen sowie in
der Geschéftsordnung des Landtages im Einzelnen geregelt sind. Nachstehende Tabelle
veranschaulicht den Umfang, in dem die verschiedenen Gremien des Landtages wahrend der

7. Wahlperiode tatig geworden sind.
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Tab. 12:  Uberblick (iber die Arbeit der Gremien des Landtages wahrend der 7. Wahlperiode

Gremium Anzal?l der Sitzungen
insgesamt
Altestenrat 164
Standige Ausschiisse
Petitionsausschuss (1. Ausschuss) 84
Innen- und Europaausschuss (2. Ausschuss) 116
Rechtsausschuss (3. Ausschuss) 92
Finanzausschuss (4. Ausschuss) 121
Wirtschaftsausschuss (5. Ausschuss) 115
Agrarausschuss (6. Ausschuss) 78
Bildungsausschuss (7. Ausschuss) 100
Energieausschuss (8. Ausschuss) 105
Sozialausschuss (9. Ausschuss) 122
Weitere Ausschiisse, die durch Beschluss des Landtages eingesetzt wurden:
Parlamentarischer Untersuchungsausschuss, AWO" 60
Parlamentarischer Untersuchungsausschuss,NSU" 67
Expertenkommission,Bestattungskultur in M-V* 11
Enquete-Kommission,Zukunft der medizinischen Versorgung 20
in Mecklenburg-Vorpommern”!



https://www.landtag-mv.de/landtag/ausschuesse/expertenkommission-bestattungskultur-in-m-v.html
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11.1  Altestenrat

Nach Artikel 30 der Landesverfassung Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 5 GO LT
besteht der Altestenrat aus dem Prasidenten, den Vizeprasidenten sowie je einem Vertreter der
im Landtag vertretenen Fraktionen. Wie in den vorherigen Wahlperioden praktiziert, waren
dies die Parlamentarischen Geschaftsfihrer. Die Zusammensetzung des Altestenrates spiegelt
also nicht das Starkeverhéltnis der einzelnen Fraktionen zueinander wider, wie es bei der
Zusammensetzung der Ausschisse der Fall ist.

11.1.1 Zusammensetzung des Altestenrates

Prasidentin Sylvia Bretschneider (SPD),
ab 22. Mai 2019 Birgit Hesse (SPD)

Vizeprasidentin
1.Vizeprasidentin Beate Schlupp (CDU)

2. Vizeprasidentin Dr. Mignon Schwenke (DIE LINKE)

als Vertreter der Fraktionen: Parlamentarische Geschaftsfiihrer

der Fraktion der SPD Thomas Kruger,

der Fraktion der CDU Torsten Renz,

der Fraktion der AfD Dr. Matthias Manthei,
der Fraktion DIE LINKE Peter Ritter

der Fraktion der Freie Wahler/BMV  Dr. Matthias Manthei

11.1.2 Aufgaben des Altestenrates

Zu den Aufgaben des Altestenrates fuihrt Artikel 30 Landesverfassung zundchst aus, dass der
Altestenrat den Prasidenten bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben unterstitzt. Insbesondere die
Feststellung des Entwurfes des Haushaltsplanes des Landtages, Personalentscheidungen und solche
Entscheidungen, die die Verhaltensregeln fir die Abgeordneten betreffen oder die Fraktionen des
Landtages in ihrer Gesamtheit beriihren, trifft der Prasident im Benehmen mit dem Altestenrat.

Die Geschéaftsordnung des Landtages regelt in § 6 die Aufgaben des Altestenrates. Er soll im
Besonderen eine Verstandigung zwischen den Fraktionen Uber den Arbeitsplan des Landtages
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und Uber die Besetzung der Stellen der Ausschussvorsitzenden und ihrer Stellvertreter sowie
Uber die Reihenfolge der Beratungsgegenstdnde, Reihenfolge der Redebeitrdge und Uber
die Redezeiten herbeizufiihren. Der Altestenrat fasst keine Beschliisse, sondern trifft lediglich
Vereinbarungen und spricht Empfehlungen aus. Diese Vereinbarungen und Empfehlungen
haben aber in der Regel ein so starkes Gewicht, dass die Fraktionen ihnen folgen.

Im Rahmen der Vorbereitung der Sitzungen des Landtages wird die vorldufige Tagesordnung
auf der Grundlage des Vorschlages des Prasidenten im Altestenrat aufgestellt, wobei
gleichzeitig die Dauer der Aussprache Uber einen Verhandlungsgegenstand gemaf3 § 84 GO
LT festgelegt wird. Zu Altestenratssitzungen, die Plenarsitzungen vorbereiten, wird zu diesem
Beratungspunkt ein Vertreter der Landesregierung hinzugezogen. Die vorldufige Tagesordnung
kann zu Beginn der Landtagssitzung durch BeschlUsse des Landtages abgedndert werden.

11.1.3 Sitzungen des Altestenrates

Der Altestenrat tagt in jeder Sitzungswoche in der Regel mittwochs. Wihrend dieser Sitzungen
werden neben der Vorbereitung der Landtagssitzungen weitere Themen erdrtert, die sich aus der
Aufgabenstellung der Unterstltzung des Prasidenten bei der Wahrmehmung seiner Aufgaben ergeben.
Hierzu zahlt u. a. die Aufstellung des Zeitplanes der Landtags- und Ausschusssitzungen fir das jeweils
kommende Jahr. Der vom Altestenrat vorgeschlagene Zeitplan wird von den Fraktionen abschlieRend
beraten. Weitere Beratungsgegenstdnde sind die Aufstellung von Regeln zur Genehmigung
von Ausschusssitzungen aufSerhalb des Sitzungsplanes des Landtages, die Genehmigung von
Ausschussreisen, die Vorbereitung von Veranstaltungen des Landtages sowie Festlegungen Uber die
Beteiligung des Landtages oder einzelner Gremien im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit.

Falls es von einer Fraktion verlangt wird, muss der Altestenrat zu weiteren Sitzungen, auch
aullerhalb des Terminplanes, vom Prasidenten einberufen werden (§ 7 Abs. 2 GO LT), in der
Regel, um sich Uber aktuelle Vorkommnisse wahrend der Landtagssitzungen zu verstandigen.

In der siebten Wahlperiode kam der Altestenrat zu 164 Sitzungen zusammen.
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11.2  Standige Ausschiisse

Artikel 33 der Landesverfassung und die Geschdftsordnung (§ 8 GO LT ff) regeln, dass der
Landtag zur Vorbereitung seiner Verhandlungen und Beschlisse Ausschisse einsetzt, deren
Zusammensetzung dem Starkeverhdltnis der Fraktionen zu entsprechen und den Rechten
fraktionsloser Abgeordneter Rechnung zu tragen hat.

Danach werden die Ausschisse im Rahmen der ihnen vom Landtag erteilten Auftrage tatig. Sie
kénnen sich auch unabhangig von Auftrdgen mit Angelegenheiten aus ihrem Aufgabengebiet
befassen und hierzu dem Landtag Empfehlungen geben. Eine besondere Stellung nimmt
hierbei der Petitionsausschuss ein, der die an ihn herangetragenen Bitten und Beschwerden
der Burgerinnen und Burger berat.

Ausschusssitzungen sind in der Regel nicht &ffentlich, soweit nicht der Ausschuss fir einzelne
Sitzungen oder Beratungsgegenstédnde anderes beschliel3t.

Der grof3te Teil der Sacharbeit findet nicht wahrend der Plenarsitzungen des Landtages statt,
sondern in den Ausschissen. Der Landtag hat in der 7. Wahlperiode neun standige Ausschisse
mit je elf Ausschussmitgliedern sowie eine die Expertenkommission ,Bestattungskultur in
M-V’, eine Enquete-Kommission ,Zukunft der medizinischen Versorgung in M-V und zwei
Untersuchungsausschisse eingesetzt. Die Zusammensetzung der Ausschisse ist in den
Abschnitten zu den jeweiligen Politikfeldern dargestellt.

11.3  Enquete-Kommission

Am 29. Mai 2002 hat der Landtag der dritten Wahlperiode ein Gesetz Uber die Einsetzung
und das Verfahren von Enquete-Kommissionen (Enquete-Kommissions-Gesetz - EKG M-V,
GVOBI. M-V S. 440) verabschiedet. Danach haben Enquete-Kommissionen die Aufgabe, zur
Vorbereitung gesetzlicher Regelungen und anderer im Landtag zu treffender Entscheidungen
umfassende und bedeutsame Sachverhalte in einem Lebensbereich durch Sammlung und
Auswertung von Material, Einholung von Gutachten sowie Anhorung von Sachverstandigen
und anderen Sachkundigen zu klaren sowie dem Landtag dartber Bericht zu erstatten. Dazu
sollen in den Enquete-Kommissionen neben Abgeordneten des Landtages auch andere
Sachkundige und Sachverstandige beteiligt werden, die nicht dem Landtag angehdren.
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Auf Antrag der Fraktionen der CDU, SPD und DIE LINKE hat der Landtag in seiner 89. Sitzung
am 14. Mai 2020 die Enguete-Kommission ,Zukunft der medizinischen Versorgung in
Mecklenburg-Vorpommern” eingesetzt (Drucksache 7/4928).

In der 92. Sitzung des Landtages am 11. Juni 2020 wurden der Vorsitzende der Enquete-
Kommission, der Abgeordnete Jérg Heydorn (Drucksache 7/5011), und der stellvertretende
Vorsitzende der Enquete-Kommission, der Abgeordnete. Torsten Koplin (Drucksache 7/5010),
in geheimer Wahl gewahlt.

Die konstituierende und 1. Sitzung der Enquete-Kommission ,Zukunft der medizinischen
Versorgung in Mecklenburg-Vorpommern” fand am Donnerstag, dem 18. Juni 2020, statt.

11.4  Untersuchungsausschuss

Gemals § 26 GO LT missen Antrdge auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses, mit
denen das Recht auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses geltend gemacht wird
(Artikel 34 Landesverfassung), von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtages
eigenhédndig unterzeichnet sein. Das Nahere zum Verfahren der Untersuchungsausschisse
regeln die Bestimmungen der Landesverfassung und des Gesetzes Uber die Einsetzung und
das Verfahren von Untersuchungsausschissen des Landtages Mecklenburg-Vorpommern.

Der Landtag hat in seiner 7. Sitzung am 26. Januar 2017 auf Antrag der Fraktion der AfD,
Drucksachen 7/139, 7/183, den Untersuchungsausschuss ,Zur Klarung der Forderstruktur,
des Forderverfahrens und der Zuwendungspraxis fir Zuschisse aus Landesmitteln sowie
der Verwendung dieser Landesmittel durch die in dem Verein ,LIGA der Spitzenverbande
der Freien Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern e. V. zusammengeschlossenen
Spitzenverbande im Zeitraum von 2010 bis Ende 2016" eingesetzt.

Der Landtag hat in seiner 104. Sitzung am 9. Dezember 2020 die Beschlussempfehlung des
Untersuchungsausschusses angenommen. Damit war seine Arbeit beendet.
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In der 35. Sitzung des Landtages am 26. April 2018 haben die Fraktionen der SPD, CDU,
DIE LINKE und BMV einen Antrag ,Einsetzung und Ausstattung eines Parlamentarischen
Untersuchungsausschusses zur Aufkldrung der NSU-Aktivitdten in Mecklenburg-Vorpommern
gemals Artikel 34 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit
§ 1 Abs. 2 Untersuchungsausschussgesetz Mecklenburg-Vorpommern* auf Drucksache 7/2000
gestellt. Mit der Annahme des Antrages war der Untersuchungsausschuss eingesetzt.

Der 2. Parlamentarische Untersuchungsausschuss hat die Beschlussempfehlung und den
Zwischenbericht zur Aufkldarung der NSU-Aktivitdten in Mecklenburg-Vorpommern auf
Drucksache 7/6211 vorgelegt. Dieser Bericht wurde in der 124. Sitzung des Landtages am
9. Juni 2021 im Landtag beraten und angenommen.

11.5 Sonstige Gremien des Landtages
11.5.1 PKK, G 10-Kommission, SOG-Gremium

Besonders sensible Bereiche in der Ausiibung der Kontrolle der Tatigkeit der Landesregierung
durch den Landtag auf der Grundlage von Artikel 20 Absatz 1 der Verfassung des Landes
Meckleburg-Vorpommern stellen einerseits die Angelegenheiten des Verfassungsschutzes
und andererseits UberwachungsmaBnahmen nach dem Sicherheits- und Ordnungsgesetz
dar. Aufgrund dessen sehen verschiedene Gesetze mit entsprechenden Detailregelungen die
Einsetzung spezieller parlamentarischer Kontrollgremien vor, die diese Aufgabe wahrnehmen.
Dazu gehoren die Parlamentarische Kontrollkommission, die G 10-Kommission sowie das
SOG-Gremium. Die weit reichenden Kontrollrechte dieser parlamentarischen Gremien und
deren Pflichten sind im Einzelnen im Landesverfassungsschutzgesetz, im Gesetz zu Artikel 10
Grundgesetz und im Sicherheits- und Ordnungsgesetz geregelt.

Nédhere Ausfihrungen zu den genannten Gremien im Einzelnen sind dem entsprechenden
Abschnitt zu entnehmen.
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11.5.2 Expertenkommission ,Bestattungskultur
in Mecklenburg-Vorpommern”

Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern hatin seiner 34. Sitzungam 25. April 2018 beschlossen,
eine Expertenkommission ,Bestattungskultur in Mecklenburg-Vorpommern” einzusetzen. Der
dazu mehrheitlich beschlossene Antrag der Fraktionen von SPD, CDU, DIE LINKE und BMV
(Drucksache 7/2017) gab der Kommission den Auftrag, bis zum 31. Dezember 2019 einen
Bericht zu erarbeiten, in dem Anderungen der gesetzlichen Vorschriften (iber Bestattungen
und zur drztlichen Leichenschau geprift und erdrtert werden sollten. Die Prdsidentin des
Landtages hat mit Drucksache 7/4608 hierzu eine Unterrichtung vorgelegt. Mit Amtlicher
Mitteilung 7/122 wurde dieser Bericht fur erledigt erklart.


https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-2000/Drs07-2017.pdf
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12. Vorlagen des Landtages

Die Sacharbeit des Landtages umfasst vor allem die Gesetzgebung, die Behandlung von
Antrdgen und Unterrichtungen, Debatten zu weiteren Themen sowie die Kontrolle der
Landesregierung, insbesondere durch die Austbung der Frage- und Auskunftsrechte. Die
nachfolgende Auflistung gibt anhand der Drucksachen einen quantitativen Uberblick Gber
die vom Landtag geleistete Arbeit.

Tab.13:  Ubersicht Uber die Drucksachen des Landtages im Berichtszeitraum

Drucksachen insgesamt 6393
Gesetzentwdirfe 209
Gesetzentwurf nach Artikel 60 der Verfassung des Landes :
Mecklenburg-Vorpommern
Gesetzentwurf der Volksinitiative 1
Antrage 768
Antrdge der Volksinitiative gemaf Artikel 59 der Verfassung des Landes :
Mecklenburg-Vorpommern
Anderungsantrage 460
Unterrichtungen 226
Berichte 27
Zwischenberichte 1
Abschlussberichte 3
Ergdnzung Abschlussbericht 1
Beschlussempfehlungen 35
Beschlussempfehlungen und Berichte 169
Beschlussempfehlungen und Berichte nach § 10 (2) PetBUG 16
GroRe Anfragen 2
Antworten auf Grole Anfragen 2
Kleine Anfragen (noch nicht beantwortet) 10
Kleine Anfragen (zurlickgezogen) 10
Kleine Anfragen und Antworten der Landesregierung 4422
Fragestunden/ 21
Befragung der Landesregierung 17
Wahlvorschlage 38
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12.1  Gesetzgebung

Die nachstehende Tabelle gibt einen Uberblick tiber die Gesetzgebungstatigkeit des Landtages
in der 7. Legislaturperiode.

Tab. 14:  Ubersicht Uiber die Gesetzgebungsarbeit wahrend der 7. Wahlperiode

In den Landtag eingebrachte Gesetzentwiirfe 209
davon verkiindete Gesetze 134
1. zurlickgezogene Gesetzentwirfe 15
2. ohne Ausschussiberweisung in 2. Lesung abgelehnte Gesetzentwrfe 56
3. Uberwiesene, aber nicht mehrin 2. Lesung behandelte Gesetzentwiirfe 4

Zu 1) Zuriickgezogene Gesetzentwiirfe

a) Innen und Europa

- Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Gesetz zur Anderung des Sicherheits- und Ordnungsgesetzes
- Drucksache 7/397 -

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/15 vom 30.03.2017: von den Einbringern zurlickgezogen

- Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Kommunalabgabengesetzes -
Abschaffung der Pflicht zur Erhebung von Strallenausbaubeitragen
- Drucksache 7/1983 -

e Amtlicher Mitteilung Nr. 7/76 vom 15.04.2019: von den Einbringern zurlickgezogen
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Gesetzentwurf der Fraktion Freie Wahler/BMV
Entwurf eines Gesetzes zur Bestellung einer oder eines Antisemitismusbeauftragten

des Landes Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/3253 -

o Amtliche Mitteilung Nr. 7/71 vom 06.03.2019: von den Einbringern zurlickgezogen

b) Justiz, Verfassung, Geschaftsordnung, Wahlpriifung,

Immunitatsangelegenheiten, Bundesangelegenheiten und internationale

Angelegenheiten

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Sechzehnten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die
Rechtsverhéltnisse der Mitglieder des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern
(Abgeordnetengesetz) - 16. AndG AbgG M-V -

- Drucksache 7/1117 -

o Amtliche Mitteilung Nr. 7/30 vom 12.10.2017: von den Einbringern zurlickgezogen

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes
iber Sonn- und Feiertage (Feiertagsgesetz - FTG M-V)

- Drucksache 7/3396 -

® 61. Landtagssitzung am 10.04.2019: Ablehnung der Uberweisung
e Amtliche Mitteilung 7/78 vom 09.05.2019: von den Einbringern zurlickgezogen

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Landesrichtergesetzes
des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Landesrichtergesetz - RiG M-V)

- Drucksache 7/5262 -

e 05 Landtagssitzung am 26.08.2020: Ablehnung der Uberweisung
e 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: im Rahmen der Aussprache von den Einbringern

zurlckgezogen
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Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber
den Vollzug der Freiheitsstrafe in Mecklenburg-Vorpommern
(Strafvollzugsgesetz Mecklenburg-Vorpommern - StVollzG M-V)
- Drucksache 7/5459 -

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/137 vom 15.01.2021: von den Einbringern zurlickgezogen

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE

Entwurf eines xx-ten Gesetzes zur Anderung der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/5874 -

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/177 vom 01.06.2021: von den Einbringern zurlickgezogen

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die
Rechtsverhaltnisse der Ministerprasidentin oder des Ministerprasidenten und
der Ministerinnen und Minister des Landes Mecklenburg-Vorpommern und des
Gesetzes liber die Rechtsverhéltnisse Parlamentarischer Staatssekretare

- Drucksache 7/5938 -

e 118.Landtagssitzung am 14.04.2021:im Rahmen der Aussprache von den Einbringern
zurlckgezogen

c) Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

Gesetzentwurf der Fraktion der DIE LINKE

Entwurf eines Gesetzes liber die Sicherung von Tariftreue und
Mindestarbeitsbedingungen sowie fairen Wettbewerb

bei der Vergabe offentlicher Auftrage (Tariftreue- und
Vergabegesetz Mecklenburg-Vorpommern - TVgG M-V)

- Drucksache 7/782 -

e 17.Landtagssitzung am 13.07.2017: Ablehnung der Uberweisung
e 21 Landtagssitzung am 18.10.2017: im Rahmen der Aussprache von den Einbringern
zurlickgezogen (siehe auch Amtliche Mitteilung Nr. 7/35 vom 30.11.2017)
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Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Gesetzes iber die Sicherung von Tariftreue und
Mindestarbeitsbedingungen sowie fairen Wettbewerb bei der Vergabe o6ffentlicher

Auftrage (Tariftreue- und Vergabegesetz Mecklenburg-Vorpommern - TVgG M-V)
- Drucksache 7/1323 -

® Amtliche Mitteilung Nr. 7/35 vom 30.11.2017: von den Einbringern zurlickgezogen

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Gesetzes zur Beteiligung des Landtages bei MaBnahmen der

Landesregierung aufgrund des Infektionsschutzgesetzes
- Drucksache 7/4935 -

e 88 Landtagssitzung am 13.05.2020: Ablehnung der Uberweisung
o Amtliche Mitteilung Nr. 7/120 vom 14.08.2020: von den Einbringern zurlickgezogen

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Anderung des Vergabegesetzes

Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/5270 -

e 95 Landtagssitzung am 26.08.2020: Ablehnung der Uberweisung

e 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: im Rahmen der Aussprache von den Einbringemn

zurlckgezogen

d) Bildung, Wissenschaft und Kultur

- Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Gesetzes liber die Lehrerbildung in Mecklenburg-Vorpommern

(Lehrerbildungsgesetz - LehbildG M-V)
- Drucksache 7/5591 -

e 114, Landtagssitzung am 10.03.2021: im Rahmen der Aussprache von den Einbringern

zurlckgezogen
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e) Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

- Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Landesbauordnung (LBauO M-V)

- Drucksache 7/2900 -

e 52 Landtagssitzung am 12.12.2018: Ablehnung der Uberweisung
e Amtliche Mitteilung 7/70 vom 06.03.2019: von den Einbringern zuriickgezogen

Zu 2) Ohne Ausschussiiberweisung in 2. Lesung abgelehnte Gesetzentwiirfe

a) Inneres und Europa

- Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Kommunalabgabengesetzes -

Abschaffung der Pflicht zur Erhebung von StraBenausbaubeitriagen
- Drucksache 7/398 -

e 10. Landtagssitzung am 05.04.2017: Ablehnung der Uberweisung
® 16. Landtagssitzung am 12.07.2017: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des

Gesetzentwurfes

- Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Gesetzes liber das Verbot der Gesichtsverschleierung im

offentlichen Raum (Verschleierungsverbotsgesetz Mecklenburg-Vorpommern -
VerschleierungsVerbG M-V)
- Drucksache 7/773 -

e 17.Landtagssitzung am 13.07.2017: Ablehnung der Uberweisung
e 19 Landtagssitzung am 27.09.2017: Ablehnung des Gesetzentwurfes
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Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die 6ffentliche
Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-Vorpommern (SOG M-V) -
Einfiihrung des ,finalen Rettungsschusses”

- Drucksache 7/774 -

e 17.Landtagssitzung am 13.07.2017: Ablehnung der Uberweisung
e 19 Landtagssitzung am 27.09.2017: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber

die Wahlen im Land Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/1124 -

e 21.Landtagssitzung am 18.10.2017: Ablehnung der Uberweisung
e 28 landtagssitzung am 24.01.2018: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Beamtengesetzes fiir

das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landesbeamtengesetz - LBG M-V)
- Drucksache 7/1820 -

e 31.Landtagssitzung am 14.03.2018: Ablehnung der Uberweisung
e 40. Landtagssitzung am 27.06.2018: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber

die Wahlen im Land Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/2812 -

® 49, Landtagssitzung am 21.11.2018: Ablehnung der Uberweisung
e 55 landtagssitzung am 23.01.2019: Ablehnung des Gesetzentwurfes
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Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Anderung des Finanzausgleichsgesetzes
Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/4012 -

e 70. Landtagssitzung am 04.09.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 75 Landtagssitzung am 13.11.2019: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Kommunalabgabengesetzes

fur das Land Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/4013 -

e 70. Landtagssitzung am 04.09.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 75 Landtagssitzung am 13.11.2019: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des

Kommunalen Versorgungsverbandsgesetzes
- Drucksache 7/4207 -

e 73.Landtagssitzung am 17.10.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 31.Landtagssitzung am 29.01.2020: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Anderung des
Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/4618 -

e 81. Landtagssitzung am 29.01.2020: Ablehnung der Uberweisung
e 36. Landtagssitzung am 01.04.2020: Ablehnung des Gesetzentwurfes
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Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung eines Beteiligungs- und
Kostenfolgeabschatzungsverfahrens nach Artikel 72 Absatz 3
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Konnexitatsausfiihrungsgesetz M-V)

- Drucksache 7/5441 -

® 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Ablehnung der Uberweisung
e 110. Landtagssitzung am 27.01.2021: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Landeshaushaltsordnung (LHO)
Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/5442 -

e 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Ablehnung der Uberweisung
e 110. Landtagssitzung am 27.01.2021: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Kommunalverfassung
fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/5592 -

® 104. Landtagssitzung am 09.12.2020: Ablehnung der Uberweisung
e 114, Landtagssitzung am 10.03.2021: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE

Entwurf eines xx-ten Gesetzes zur Anderung des Landes- und
Kommunalwahlgesetzes

- Drucksache 7/5593 -

® 104. Landtagssitzung am 09.12.2020: Ablehnung der Uberweisung
e 114, Landtagssitzung am 10.03.2021: Ablehnung des Gesetzentwurfes
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b) Justiz, Verfassung, Geschaftsordnung, Wahlpriifung,
Immunitdtsangelegenheiten, Bundesangelegenheiten
und internationale Angelegenheiten

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern und des Volksabstimmungsgesetzes
Mecklenburg-Vorpommern - Absenkung Quorum Volksbegehren;
Abschaffung Quorum Volksentscheid

- Drucksache 7/539 -

e 12.Landtagssitzung am 17.05.2017: Ablehnung der Uberweisung

o 16. Landtagssitzung am 12.07.2017: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber Sonn- und
Feiertage (Feiertagsgesetz Mecklenburg-Vorpommern - FTG M-V)

- Drucksache 7/1322 -

e 26. Landtagssitzung am 14.12.2017: Ablehnung der Uberweisung
e 31, Landtagssitzung am 14.03.2018: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes liber Sonn- und
Feiertage (Feiertagsgesetz Mecklenburg-Vorpommern - FTG M-V) -

Gesetz zur Einfilhrung eines Gedenktages fiir die Opfer des SED-Unrechts

- Drucksache 7/1574 -

e 28, Landtagssitzung am 24.01.2018: Ablehnung der Uberweisung
e 34 Landtagssitzung am 25.04.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Gesetzentwurfes
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Gesetzentwurf der Fraktion der BMV

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Anderung der Verfassung
des Landes Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/1814 -

e 31.Landtagssitzung am 14.03.2018: Ablehnung der Uberweisung
e 40.Landtagssitzung am 27.06.2018: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern und weiterer Rechtsvorschriften

- Drucksache 7/2670 -

® 46 Landtagssitzung am 24.10.2018: Ablehnung der Uberweisung
e 52 Landtagssitzung am 12.12.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des

Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die
Rechtsverhaltnisse der Ministerprasidentin oder des Ministerprasidenten und
der Ministerinnen und Minister des Landes Mecklenburg-Vorpommern und des
Gesetzes liber die Rechtsverhiltnisse Parlamentarischer Staatssekretére

- Drucksache 7/2813 -

e 50. Landtagssitzung am 22.11.2018: Ablehnung der Uberweisung
® 55 Landtagssitzung am 23.01.2019: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Gerichtsstrukturgesetzes und

weiterer Rechtsvorschriften
- Drucksache 7/3240 -

® 58 Landtagssitzung am 13.03.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 64.landtagssitzung am 22.05.2019: Ablehnung des Gesetzentwurfes
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Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Siebzehnten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die
Rechtsverhéltnisse der Mitglieder des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern
(Abgeordnetengesetz) - 17. AbgGAndG M-V -

- Drucksache 7/3698 -

e 67. Landtagssitzung am 19.06.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 70.Landtagssitzung am 04.09.2019: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des

Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Siebzehnten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes liber die
Rechtsverhéltnisse der Mitglieder des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern
(Abgeordnetengesetz) - 17. AbgGAndG M-V -

- Drucksache 7/3699 -

e 67. Landtagssitzung am 19.06.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 70. Landtagssitzung am 04.09.2019: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Verfassung und des
Landesverfassungsgerichtsgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/5860 -

® 114. Landtagssitzung am 10.03.2021: Ablehnung der Uberweisung
® 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Landesrechnungshofgesetzes (LRHG)

- Drucksache 7/5876 -

® 114. Landtagssitzung am 10.03.2021: Ablehnung der Uberweisung
e 121, Landtagssitzung am 05.05.2021: Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion
der AfD auf Drucksache 7/6113, Ablehnung des Gesetzentwurfes
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c) Finanzen

- Gesetzentwurf der Fraktion Freie Wahler/BMV
Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Gesetzes zur Errichtung eines
Sondervermdogens ,Strategiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern”
(Strategiefonds-Errichtungsgesetz - StratG M-V) und
Anderung weiterer Gesetze
- Drucksache 7/3601 -

® 64, Landtagssitzung am 22.05.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 67. Landtagssitzung am 19.06.2019: Ablehnung des Gesetzentwurfes

- Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Gesetzes zur Errichtung eines

Sondervermdgens,Strategiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern”
(Strategiefonds-Errichtungsgesetz - StratG M-V)
- Drucksache 7/4292 -

e 75, Landtagssitzung am 13.11.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 381. Landtagssitzung am 29.01.2020: Ablehnung des Gesetzentwurfes

d) Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

- Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber Hilfen und

SchutzmafBnahmen fiir Menschen mit psychischen Krankheiten
- Drucksache 7/1206 -

e 23, Landtagssitzung am 15.11.2017: Ablehnung der Uberweisung
e 31, Landtagssitzung am 14.03.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des

Gesetzentwurfes
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Gesetzentwurf der Fraktion der BMV
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Anderung des Nichtraucherschutzgesetzes fiir

das Land Mecklenburg-Vorpommern (Nichtraucherschutzgesetz -
3. NichtRSchutzAndG M-V)
- Drucksache 7/2153 -

e 37.Landtagssitzung am 30.05.2018: Ablehnung der Uberweisung
e 43 Landtagssitzung am 12.09.2018: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Rettungsdienstgesetzes

Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/4016 -

e 70. Landtagssitzung am 04.09.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 75 Landtagssitzung am 13.11.2019: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Gesetzes zum Schutz vor gesundheitlichen Gefahren durch

Kohlenstoffmonoxid in Shisha-Einrichtungen
- Drucksache 7/4208 -

e 73.Landtagssitzung am 17.10.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 31.Landtagssitzung am 29.01.2020: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Landeskurzarbeitergeldgesetzes fiir Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/4918 -

e 88. Landtagssitzung am 13.05.2020: Ablehnung der Uberweisung
e 05 Landtagssitzung am 26.08.2020: Ablehnung des Gesetzentwurfes

- Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Gesetzes liber den Erlass infektionsschiitzender MaBnahmen

- Drucksache 7/5875 -

® 114. Landtagssitzung am 10.03.2021: Ablehnung der Uberweisung
e 121. Landtagssitzung am 05.05.2021: Ablehnung des Gesetzentwurfes
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Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die Ladenéffnungszeiten

fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern (Laden6ffnungsgesetz L6ffG M-V)
- Drucksache 7/5943 -

® 118, Landtagssitzung am 14.04.2021: Ablehnung der Uberweisung
e 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Ablehnung des Gesetzentwurfes

e) Landwirtschaft und Umwelt

Gesetzentwurf der Fraktion der BMV
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Fischereigesetzes fiir das Land

Mecklenburg-Vorpommern (Landesfischereigesetz - 2. LFischAndG M-V)
- Drucksache 7/2154 -

e 7.landtagssitzung am 30.05.2018: Ablehnung der Uberweisung
® 43, Landtagssitzung am 12.09.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des

Gesetzentwurfes

f) Bildung, Wissenschaft und Kultur

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Fiinften Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die Hochschulen

des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Landeshochschulgesetz - LHG M-V)
- Drucksache 7/1982 -

® 35, Landtagssitzung am 26.04.2018: Ablehnung der Uberweisung
e 40.Landtagssitzung am 27.06.2018: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der BMV
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Denkmalschutzgesetzes

(DSchG M-V - 1. DSchAndG M-V)
- Drucksache 7/2152 -

e 37.Landtagssitzung am 30.05.2018: Ablehnung der Uberweisung
e 43 Landtagssitzung am 12.09.2018: Ablehnung des Gesetzentwurfes



Die Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern im Uberblick 77

Gesetzentwurf der Fraktion der BMV
Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Anderung des Schulgesetzes fiir das Land

Mecklenburg-Vorpommern (Schulgesetz - 6. SchulGAndG M-V)

- Drucksache 7/2247 -

e 40. Landtagssitzung am 27.06.2018: Ablehnung der Uberweisung

e 43, Landtagssitzung am 12.09.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des

Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Anderung des Schulgesetzes

fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/4014 -

e 70. Landtagssitzung am 04.09.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 75 Landtagssitzung am 13.11.2019: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Anderung des Schulgesetzes fiir das Land

Mecklenburg-Vorpommern (Schulgesetz - SchulG M-V)
- Drucksache 7/4996 -

e 91. Landtagssitzung am 10.06.2020: Ablehnung der Uberweisung
e 05 Landtagssitzung am 26.08.2020: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Anderung des Schulgesetzes fiir das Land

Mecklenburg-Vorpommern (Schulgesetz - SchulG M-V)
- Drucksache 7/5261 -

e 95, Landtagssitzung am 26.08.2020: Ablehnung der Uberweisung
e 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Ablehnung des Gesetzentwurfes
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Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Anderung des Schulgesetzes fiir das Land

Mecklenburg-Vorpommern (Schulgesetz - SchulG M-V)
- Drucksache 7/5862 -

® 114, Landtagssitzung am 10.03.2021: Ablehnung der Uberweisung
e 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Ablehnung des Gesetzentwurfes

g) Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Gesetzes zur Férderung des Klimaschutzes in
Mecklenburg-Vorpommern (Klimaschutzgesetz M-V - KSGM-V)

- Drucksache 7/5737 -

e 110. Landtagssitzung am 27.01.2021: Ablehnung der Uberweisung
e 118. Landtagssitzung am 14.04.2021: Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion

DIE LINKE auf Drucksache 7/6017, Ablehnung des Gesetzentwurfes

h) Soziales, Integration und Gleichstellung

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Gesetzes zur Férderung und
Entwicklung der Kinder- und Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit, des
erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes, der Freistellung ehrenamtlicher
Mitarbeiter und der Fortbildung hauptberuflicher Fachkréfte und Mitarbeiter
(Kinder- und Jugendforderungsgesetz - KJfG M-V)

- Drucksache 7/4204 -

e 73 Landtagssitzung am 17.10.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 31. Landtagssitzung am 29.01.2020: Ablehnung des Gesetzentwurfes
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Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Gesetzes des Landes
Mecklenburg-Vorpommern zur Ausfiihrung des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch (Landesausfiihrungsgesetz SGB Il - AG-SGB II)
- Drucksache 7/4206 -

e 73.Landtagssitzung am 17.10.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 31.Landtagssitzung am 29.01.2020: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Gesetzes liber die Gewahrung einer Zuwendundg fiir die nicht
erwerbsmaBige Pflege eines Angehdrigen zur Forderung der Pflegebereitschaft
(Landespflegefordergeldgesetz)

- Drucksache 7/4209 -

e 73.Landtagssitzung am 17.10.2019: Ablehnung der Uberweisung
e 81.Landtagssitzung am 29.01.2020: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Gesetzes zur Einfiihrung der
Elternbeitragsfreiheit, zur Starkung der Elternrechte und zur Novellierung
des Kindertagesforderungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern
(Kindertagesférderungsgesetz - Kif6G M-V)

- Drucksache 7/4738 -

e 84. Landtagssitzung am 11.03.2020: Ablehnung der Uberweisung
e 91 Landtagssitzung am 10.06.2020: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die Finanzierung
und zur Transparenz in der Freien Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern
und zur Anderung des Insolvenzordnungsausfiihrungsgesetzes

- Drucksache 7/5003 -

e 91, Landtagssitzung am 10.06.2020: Ablehnung der Uberweisung
e 05 Landtagssitzung am 26.08.2020: Ablehnung des Gesetzentwurfes
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Gesetzentwurf der Fraktion der AfD

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen
und Mannern im 6ffentlichen Dienst des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Gleichstellungsgesetz - GIG M-V)

- Drucksache 7/5861 -

® 114. Landtagssitzung am 10.03.2021: Ablehnung der Uberweisung
e 124, Landtagssitzung am 09.06.2021: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Gesetzes liber die Forderung der Produktionsschulen in

Mecklenburg-Vorpommern (Produktionsschulgesetz M-V - ProdschulG M-V)
- Drucksache 7/5877 -

® 114, Landtagssitzung am 10.03.2021: Ablehnung der Uberweisung
e 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Gesetzes liber die Finanzierung und

zur Transparenz in der Freien Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern
(Wohlfahrtsfinanzierungs- und -transparenzgesetz - WoftG M-V)

- Drucksache 7/6044 -

® 121. Landtagssitzung am 05.05.2021: Ablehnung der Uberweisung
e 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Ablehnung des Gesetzentwurfes

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die Finanzierung

und zur Transparenz in der Freien Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern
und zur Anderung des Insolvenzordnungsausfiihrungsgesetzes

- Drucksache 7/6052 -

® 121, Landtagssitzung am 05.05.2021: Ablehnung der Uberweisung
e 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Ablehnung des Gesetzentwurfes
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Zu 3) Uberwiesene, aber nicht mehr in 2. Lesung beschlossene Gesetzentwiirfe

Inneres und Europa

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Fiinften Gesetzes zur Anderung der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/1571 -

e 28 Landtagssitzung am 24.01.2018: Uberweisung Innenausschuss (f), Rechtsausschuss (m)

e Stellungnahme des Rechtsausschusses vom 07.03.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses auf Drucksache 7/2039

® 67.Landtagssitzung am 19.06.2019: Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der BMV
auf Drucksache 7/2064 und der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/3749, Ablehnung des
Gesetzentwurfes entgegen der Beschlussempfehlung, da die Mehrheit von zwei Dritteln der
Mitglieder des Landtages gemal Artikel 56 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern nicht erreicht wurde, Ablehnung der Durchfiihrung einer Dritten Lesung

e gemal § 113 GO LT mit dem Ablauf der Wahlperiode erledigt

- Gesetzentwurf der Fraktion der BMV
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Kommunalabgabengesetzes fiir
das Land Mecklenburg-Vorpommern (Kommunalabgabengesetz -
2. KAGAndG M-V)
- Drucksache 7/2248 -

e 40. Landtagssitzung am 27.06.2018: Uberweisung Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss, Energieausschuss (m)
e gemal § 113 GO LT mit dem Ablauf der Wahlperiode erledigt
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12.2  Anfragen

Das Frage- und Auskunftsrecht der Abgeordneten ist in Artikel 40 der Landesverfassung
konkret festgeschrieben; dort heiflt es unter anderem:
JFragen einzelner Abgeordneter oder parlamentarische Anfragen haben die
Landesregierung oder ihre Mitglieder dem Landtag und seinen Ausschissen
nach bestem Wissen unverziglich und vollstandig zu beantworten. Die gleiche

Verpflichtung trifft die Beauftragten der Landesregierung in den Ausschissen des
Landtages.

Die Landesregierung hat jedem Abgeordneten Auskiinfte zu erteilen. Sie hat den
vom Landtag eingesetzten Ausschissen in deren jeweiligen Geschaftsbereichen auf
Verlangen der Mehrheit ihrer Mitglieder Akten vorzulegen. Die Auskunftserteilung
und die Aktenvorlage missen unverziglich und vollstandig erfolgen”

Weitere gesetzliche Regelungen zum Frage- und Auskunftsrecht der Abgeordneten, die
aufgrund Artikel 40 Absatz 4 der Landesverfassung moglich wéren, wurden bisher nicht
geschaffen. Die ausfihrlichen Vorschriften sind in Kapitel VII der Geschaftsordnung des
Landtages geregelt.

12.3  GroBle Anfragen

Im Rahmen des oben naher ausgefiihrten Frage- und Auskunftsrechtes der Abgeordneten
wurden im Berichtszeitraum insgesamt zwei Gro3e Anfragen an die Landesregierung gerichtet.

Die Geschdftsordnung des Landtages enthaltin § 63 weitreichende Regelungen zum Verfahren
im Zusammenhang mit GroRen Anfragen. So wird der Landesregierung zur Nennung eines
Termins zur Beantwortung der Gro3en Anfrage eine konkrete Frist von drei Wochen gesetzt.
Die Antwort auf die Gro3e Anfrage wird auf Antrag einer Fraktion oder von mindestens vier
Mitgliedern des Landtages auf die Tagesordnung gesetzt.
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Tab. 15: An die Landesregierung im Berichtszeitraum gestellte Grol3e Anfragen

Datum der Drs.-Nr. der Antwort

Einbringer Inhalt Drs.-Nr.
Drucksache Antwort am

Familien und

Lebensgemeinschaften
AfD , 7/3145 04.02.2019 7/4694 11.02.2020
in Mecklenburg-

Vorpommern

25 Jahre Verfassung des
DIE LINKE Landes Mecklenburg- 7/3810 24.06.2019 7/5155 01.07.2020

Vorpommern

12.4 Beratung von Antrdgen

Nachstehender Abschnitt enthédlt geordnet nach Politikfeldern eine Auflistung ausschliellich
im Plenum beratener Antrége. Dabei werden eventuell gestellte Anderungsantrage nicht
separat aufgefiihrt, sondern lediglich in der Rubrik,Beschluss”.

12.4.1 Angenommene Antrage

a) Innen und Europa

- Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE
Aufklarung von NSU-Aktivitaten in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/291 -

e 3. landtagssitzung am 08.03.2017: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Grundpfeiler des Handwerks und der Freien Berufe bewahren -
Europadisches Dienstleistungspaket verhindern

- Drucksache 7/532 -

e 13.landtagssitzung am 18.05.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Biirgerfreundlichkeit im digitalen Zeitalter
- Drucksache 7/1208 -

e 24 |andtagssitzung am 16.11.2017: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/1265

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Aufnahme von ,Angriffen mit Messern und anderen Stichwaffen”
in die Polizeiliche Kriminalstatistik

- Drucksache 7/2014 -

e Beratung in Verbindung mit dem Antrag der Fraktion der BMV auf Drucksache 7/2001
e 34 landtagssitzung am 25.04.2018: Annahme des Antrages auf Drucksache 7/2014,
Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/2063

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Datenschutz-Grundverordnung fiir Vereine einfacher und handhabbarer
aufbereiten

- Drucksache 7/2162 -

e 38. Landtagssitzung am 31.05.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Bericht zur Situation und Entwicklung der Medienlandschaft
in Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/2576 -

® 43, Landtagssitzung am 12.09.2018: Annahme der Ziffer 1 des Anderungsantrages
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/2613, Annahme des gednderten Antrages,
Ablehnung der Ziffer 2 des Anderungsantrages
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- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Radikalisierung und Hinwendung zum Extremismus friihzeitig entgegenwirken -
Altersgrenze fiir Erfassung personenbezogener Daten Minderjdhriger anpassen
- Drucksache 7/2582

e 45 Landtagssitzung am 14.09.2018: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Demokratie starken - engagierte Menschen schiitzen
- Drucksache 7/4030 -

e 71.Landtagssitzung am 05.09.2019: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4119

- Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE
Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus haben in unserer Gesellschaft
keinen Platz
- Drucksache 7/4748 -

e 35, Landtagssitzung am 12.03.2020: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4786

b) Justiz, Verfassung, Geschaftsordnung, Wahlpriifung,
Immunitatsangelegenheiten, Bundesangelegenheiten
und internationale Angelegenheiten

- Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE
Verfassungsgegnern weiterhin entschieden entgegentreten
- Drucksache 7/184 -

e 6. landtagssitzung am 25.01.2017: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Deutsch-Polnische Zusammenarbeit weiter starken - grenziiberschreitende
Kooperation des Landes mit Partnerwoiwodschaften ausbauen
- Drucksache 7/414 -

e 11.Landtagssitzung am 06.04.2017: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Nach dem G20-Gipfel in Hamburg - Extremismus nicht verharmlosen
- Drucksache 7/852 -

e 16.landtagssitzung am 13.07.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, AfD, DIE LINKE und BMV
EntschlieBung zur Umsetzung der Beschliisse der

26. Ostseeparlamentarierkonferenz

in Hamburg vom 3. Bis 5. September 2017

- Drucksache 7/1214 -

® 4. landtagssitzung am 16.11.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BMV
Verfassungsgegnern weiterhin entschieden entgegentreten -
NPD von der staatlichen Finanzierung ausschlieen

- Drucksache 7/1591 -

® 29.landtagssitzung am 25.01.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Unterstiitzung der regionalen Entwicklungspolitik - Die Vorbereitung
Mecklenburg-Vorpommerns auf die Reform der Strukturfonds vorantreiben
- Drucksache 7/1592 -

® 29.landtagssitzung am 25.01.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BMV
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Antisemitismus und
Extremismus entgegentreten

- Drucksache 7/2616 -

e 49 landtagssitzung am 21.11.2018: Aufnahme als Zusatztagesordnungspunkt in die
Tagesordnung, Beratung in Verbindung mit dem Antrag der Fraktion der AfD auf
Drucksache 7/2617Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, AfD, DIE LINKE und BMV

EntschlieBung zur Umsetzung der Beschliisse der 27. Ostseeparlamentarierkonferenzin
Mariehamn - Aland vom 26. bis 28. August 2018

- Drucksache 7/2803 -

e 49 Landtagssitzung am 21.11.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und Freie Wahler/BMV
Partnerschaftsvereinbarung zwischen der Legislativversammlung des
Oblastes Leningrad und dem Landtag Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/4027 -

e 71.Landtagssitzung am 05.09.2019: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, AfD und DIE LINKE

EntschlieBung zur Umsetzung der Beschliisse des 17. Parlamentsforums
Sidliche Ostsee in Schwerin vom 23. bis 25. Juni 2019

- Drucksache 7/4610 -

e 382 Landtagssitzung am 15.01.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Landesregierung

Vorschlag der Landesregierung zur Besetzung des ZDF-Fernsehrates fiir den Be-
reich Biirgerschaftliches Engagement gemaf Artikel 2 des Ausfiihrungsgesetzes
zum ZDF-Staatsvertrag (ZDF-StVAG MV) vom 17. Dezember 2015 in Verbindung
mit § 21 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe q Doppelbuchstabe hh des ZDF-Staatsvertrages
fur die XVI. Amtsperiode des ZDF-Fernsehrates

- Drucksache 7/4732 -

e 384 Landtagssitzung am 11.03.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE

Bestellung der Wahlausschiisse gemaf § 26 Absatz 2 Verwaltungsgerichtsordnung
(VWGO)

- Drucksache 7/4775 -

e 35 Landtagssitzung am 12.03.2020: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE

75. Jahrestag des Tages der Befreiung vom Nationalsozialismus und
der Beendigung des 2. Weltkrieges

- Drucksache 7/4912 -

e 39, Landtagssitzung am 14.05.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
30 Jahre Deutsche Einheit: Die Folgen der Teilung anerkennen und tiberwinden
- Drucksache 7/5082 -

e 93.landtagssitzung am 12.06.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, AfD und DIE LINKE
EntschlieBung zur Umsetzung der Beschliisse der Digitalen
27. Ostseeparlamentarierkonferenz vom 27. August 2020

- Drucksache 7/5600 -

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE
Feststellung gemaR § 71 Absatz 5 Satz 1 Landes- und Kommunalwahlgesetz
- Drucksache 7/5811 -

e 112.Landtagssitzung am 11.02.2021: Annahme des Antrages

Antrag der Landesregierung

Zustimmung des Landtages gemaB § 71 Absatz 5 Satz 2 des Landes- und
Kommunalwahlgesetz Mecklenburg-Vorpommern, hier: Verordnung

zur Vorbereitung und Durchfiihrung der Landtagswahl 2021 und von
Kommunalwahlen in Mecklenburg-Vorpommern wahrend der SARS-CoV-2-
Pandemie

- Drucksache 7/5892 -

e 113.Landtagssitzung am 05.03.2021: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
1700 Jahre judisches Leben in Deutschland
- Drucksache 7/5969 -

e 118.Landtagssitzung am 14.04.2021: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Jede Form des Antisemitismus konsequent achten
- Drucksache 7/6172 -

e 125 Landtagssitzung am 10.06.2021: Annahme des Antrages

c) Finanzen

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Erhalt des Gemeinniitzigkeitsstatus von Vereinen unterstiitzen
- Drucksache 7/145 -

e 6. landtagssitzung am 25.01.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Landesregierung

Zustimmung des Landtages gemaf §§ 63 Absatz 1 und 64 Absatz 1 der
Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern sowie § 12 Absatz 2
Haushaltsgesetz 2018/2019 zur VerduBerung der Landesliegenschaft Waldowallee
115 in 10318 Berlin-Lichtenberg an die HOWOGE Wohnungsgesellschaft mbH,
Berlin

- Drucksache 7/2143 -

e 37.landtagssitzung am 30.05.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Rentnerinnen und Rentner noch starker von Biirokratie entlasten -
steuerliches Amtsveranlagungsverfahren ausbauen

- Drucksache 7/2015 -

e 35 Landtagssitzung am 26.04.2018: Annahme des Antrages
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- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Landesférderung transparent und einheitlich ausweisen -
einheitliche Plaketten fiir vom Land geférderte MaBnahmen
- Drucksache 7/3049 -

® 56. Landtagssitzung am 24.01.2019: Annahme des Antrages

- Antrag der Landesregierung
Zustimmung des Landtages gemal §§ 63 Absatz 1 und 64 Absatz 1
der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern zum Erwerb
und zur anschlieBenden Sanierung der Schlossanlage Ludwigsburg
- Drucksache 7/3697 -

e 67.landtagssitzung am 19.06.2019: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Weitere Unterstiitzung unserer Kommunen durch den Bund
- Drucksache 7/6043 -

e 122, Landtagssitzung am 06.05.2021: Annahme des Antrages

d) Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Fachkraftebedarfe in der Palliativ- und Hospizversorgung ermitteln und sichern
- Drucksache 7/80 -

e 4 |andtagssitzung am 08.12.2016: Annahme des Antrages, Ablehnung der
Anderungsantrage der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/106 und der Fraktion der
AfD auf Drucksache 7/108

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Arbeitsmarktforderung in Vorpommern und Ostmecklenburg
- Drucksache 7/293 -

e O landtagssitzung am 09.03.2017: Annahme des Antrages, Ablehnung der
Uberweisung
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Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Nachhaltigkeitsstrategie fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/416 -

e 10. Landtagssitzung am 05.04.2017: Annahme des Antrages, Ablehnung der
Uberweisung

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Touristische Wertschopfung in Mecklenburg-Vorpommern stéarker beachten -
Durchgéngigkeit der Wasserstra3en sichern

- Drucksache 7/417 -

e 10. Landtagssitzung am 05.04.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Menschen Zukunftsperspektiven bieten - Fachkraftellicke schlieBen
- Drucksache 7/530 -

e 12 Landtagssitzung am 17.05.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BMV
Pravention starken - Kampagne fiir das Impfen
- Drucksache 7/1331 -

® 6. Landtagssitzung am 14.12.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Offensive fiir das Handwerk
- Drucksache 7/2258 -

e 41 Landtagssitzung am 28.06.2018: Annahme der Ziffer | und der Ziffer Il Nummern 1
bis 4 des Antrages
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Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Gemeinsame wassertouristische Potenziale nutzen! Weiterentwicklung und
Kooperation der gemeinsamen Tourismusdestination Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern und Berlin

- Drucksache 7/2257 -

e 42 landtagssitzung am 29.06.2018: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/2308

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Vorfélligkeit von Sozialversicherungsbeitragen endgiiltig beenden
- Drucksache 7/2578 -

e 43 landtagssitzung am 12.09.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Arbeitsmarktpolitische Weichen im Bund und in
Mecklenburg-Vorpommern richtig stellen

- Drucksache 7/2676 -

e 47.landtagssitzung am 25.10.2018: Annahme der Ziffer I Nummer 1 Spiegelstrich 5
einschliellich des Einleitungssatzes des Antrages, Ablehnung der Ziffer | sowie der
Ziffer I Nummer 1 Spiegelstriche 1 bis 4 und der Nummer 2 des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Millentsorgung auf dem lhlenberg zukunftsfahig ausrichten
- Drucksache 7/2868 -

e 49 landtagssitzung am 21.11.2018: Annahme der Ziffer 1 und der Ziffer 2 Buchstaben
a) bis f) des Antrages, Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion der AfD auf
Drucksache 7/2871 -

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Peene-Werft braucht Hilfe — Bund ist in der Pflicht
- Drucksache 7/2867 -

e 50.Landtagssitzung am 22.11.2018: Annahme der Ziffern 1 bis 4 des Antrages,
Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/2869



Die Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern im Uberblick

93

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Bedarfe fir Humanmedizin prifen
- Drucksache 7/2913 -

e 53 landtagssitzung am 13.12.2018: Annahme des Antrages, Ablehnung der
Uberweisung, Ablehnung der Anderungsantrége der Fraktion der AfD auf Drucksache
7/2959 und der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/2976

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Maoglichkeit fiir digitale Unterschriften in Beherbergungsstatten rechtlich priifen
- Drucksache 7/3047 -

e 55 Landtagssitzung am 23.01.2019: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Landesférderung transparent und einheitlich ausweisen -
einheitliche Plaketten fiir vom Land geférderte MalBnahmen
- Drucksache 7/3049 -

e 56. Landtagssitzung am 24.01.2019: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Telemedizinische Moglichkeiten auch in Mecklenburg-Vorpommern nutzen
- Drucksache 7/3236 -

e 59 Landtagssitzung am 14.03.2019: Annahme des Antrages, Ablehnung der
Uberweisung, Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf
Drucksache 7/3317

Antrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und Freie Wahler/BMV
Impfpflicht gegen Masern
- Drucksache 7/3703 -

e 68, Landtagssitzung am 20.06.2019: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Tarifbindung in Mecklenburg-Vorpommern starken
- Drucksache 7/3711 -

® 68. Landtagssitzung am 20.06.2019: Annahme des Anderungsantrages der Fraktionen
der CDU und SPD auf Drucksache 7/3785, Annahme der Ziffer | des gednderten
Antrages, Ablehnung der Ziffer Il Nummern 1 bis 3 des gednderten Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU, SPD und DIE LINKE
Padiatrische Versorgung und Geburtshilfe in Parchim sichern
- Drucksache 7/4369 -

e 76.landtagssitzung am 14.11.2019: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Padiatrische Versorgung und Geburtshilfe sichern
- Drucksache 7/4555 -

e 380.Landtagssitzung am 13.12.2019: Annahme des Antrages

der Fraktionen der CDU und SPD
Impfschutz in stationdren Altenpflegeeinrichtungen
- Drucksache 7/4622(neu) -

e 33, Landtagssitzung am 31.01.2020: Annahme des Antrages, Ablehnung der
Uberweisung, Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf
Drucksache 7/4668

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Medizinische Versorgung zukunftsfahig gestalten
- Drucksache 7/4781 -

e 385.landtagssitzung am 12.03.2020: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4787
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Antrag der Fraktionen der CDU, SPD und DIE LINKE

Einsetzung einer Enquete-Kommission

»Zukunft der medizinischen Versorgung in Mecklenburg-Vorpommern“
- Drucksache 7/4928 -

e 39, Landtagssitzung am 14.05.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Nicht nur Fachkraftemangel bekdampfen, sondern auch Unternehmensnachfolge
ermoglichen

- Drucksache 7/5014 -

e 92 Landtagssitzung am 11.06.2020: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/5086

Antrag der Fraktionen der Landesregierung
Zukunftsperspektiven sichern: Liquiditatshilfe fiir die M-V Werften
- Drucksache 7/5107 -

e 94 |andtagssitzung am 18.06.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Mecklenburg-Vorpommern steht zu seinen MV Werften
- Drucksache 7/5322 -

e 96. Landtagssitzung am 27.08.2020: Beratung in Verbindung mit dem Antrag der
Fraktion der AfD auf Drucksache 7/5312 sowie dem Antrag der Fraktion DIE LINKE auf
Drucksache 7/5315, Annahme des Antrages auf Drucksache 7/5322

Antrag der Fraktionen der CDU, SPD und DIE LINKE
Folgen der coronabedingten MalBnahmen abmildern
- Drucksache 7/5502 -

e 101.Landtagssitzung am 29.10.2020: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE

Weitere Anstrengungen zur Bewaltigung der Corona-Pandemie -
vereinbarte SchutzmafBnahmen umsetzen, Landtagsbeteiligung starken,
Wirtschaft und Kultur weiter unterstiitzen

- Drucksache 7/5615 -

e 103. Landtagssitzung am 27.11.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Pandemie bewiltigen - Start-up-Szene férdern
- Drucksache 7/5450 -

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/5501

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE

Weitere Anstrengungen zur Bewaltigung der Corona-Pandemie -
das offentliche Leben herunterfahren, Kinderbetreuung sichern und
Treffen im engsten Familienkreis zu Weihnachten erméglichen

- Drucksache 7/5673 -

e 107.Landtagssitzung am 15.12.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
MV Werften unterstiitzen
- Drucksache 7/5674 -

e 107.Landtagssitzung am 15.12.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE
Konsequenz ist weiter notwendig: Gemeinsam Corona-Infektionszahlen verringern
- Drucksache 7/5697 -

e 108.Landtagssitzung am 07.01.2021: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Gemeinsam der Gefahr durch Mutationen und Pandemie-Miidigkeit trotzen
- Drucksache 7/5761-

e 109. Landtagssitzung am 21.01.2021: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE
Gemeinsam weiterhin konsequent das Infektionsgeschehen einddmmen
- Drucksache 7/5813 -

e 112.Landtagssitzung am 11.02.2021: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE
Risiken minimieren - Perspektiven schaffen
- Drucksache 7/5905 -

e 113.Landtagssitzung am 05.03.2021: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Fortfiihrungsperspektive fiir MV Werften
- Drucksache 7/5847 -

e 115.Landtagssitzung am 11.03.2021: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE
Leben und Gesundheit schiitzen - Infektionen verhindern — Kontakte reduzieren
- Drucksache 7/6021 -

e 120.Landtagssitzung am 16.04.2021: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Aufnahme der MV Werften unter den Rettungsschirm des Bundes (WSF):
Sicherung von Arbeitsplatzen der Werftstandorte und der Zulieferbetriebe im Land
- Drucksache 7/6186 -

e 123.landtagssitzung am 31.05.2021: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Mit Umsicht und Solidaritat Corona bewaltigen
- Drucksache 7/6238 -

e 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Forderung des Wandertourismus in Mecklenburg-Vorpommern -
Errichtung eines Naturparkweges quer durch das Land

- Drucksache 7/6171 -

e 125, Landtagssitzung am 10.06.2021: Annahme des Antrages

e) Landwirtschaft und Umwelt

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Unbiirokratisch handeln - Fluthilfen auf den Weg bringen
- Drucksache 7/134 -

e 5 landtagssitzung am 10.01.2017: Aufnahme als Zusatztagesordnungspunkt in die
Tagesordnung, Annahme der Ziffern 1 und 2 des ersten Teils sowie der Ziffern 1
bis 3 des zweiten Teils des Antrages, Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung der
Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf den Drucksachen 7/135 und 7/136

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Praxistauglichen Umgang mit dem Wolf ermdglichen
- Drucksache 7/1054 -

e 19 Landtagssitzung am 27.09.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Gefliigelpest bekampfen
- Drucksache 7/1131 -

e 22 landtagssitzung am 19.10.2017: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Afrikanische Schweinepest (ASP) abwehren/Seuchenschutz starken
- Drucksache 7/1132 -

e 22 Landtagssitzung am 19.10.2017: Annahme des Anderungsantrages der Fraktionen
der CDU und SPD auf Drucksache 7/1174, Annahme des Antrages in geanderter
Fassung

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Wiederansiedlung des baltischen Stors
- Drucksache 7/1332 -

e 7. Landtagssitzung am 15.12.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Entwicklung der Mink-, Marderhund- und Waschbér-Population
in Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/1333 -

e 7. lLandtagssitzung am 15.12.2017: Vertagung der Beratung
e 29 Landtagssitzung am 25.01.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktion der BMV
Biberverordnung fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/1812 -

e 33, Landtagssitzung am 16.03.2018: Annahme des Anderungsantrages der Fraktionen
der SPD und CDU auf Drucksache 7/1894, Annahme des gednderten Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Schaf- und Ziegenhaltung im Land Mecklenburg-Vorpommern starken -
wirtschaftliche Rahmenbedingungen verbessern

- Drucksache 7/1815 -

e 31 Landtagssitzung am 14.03.2018: Annahme des Antrages
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- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Insektensterben stoppen - Forschungen intensivieren
- Drucksache 7/1817 -

e 32.landtagssitzung am 15.03.2018: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/1892

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Starkung der Milchwirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern,
Deutschland und der Europaischen Union
- Drucksache 7/2013 -

e 34 Landtagssitzung am 25.04.2018: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Binnenfischerei langfristig starken
- Drucksache 7/2016 -

e Der Anderungsantrag der Fraktion der BMV auf Drucksache 7/2061 ist von den
Einbringern zurtickgezogen worden.

e 34. landtagssitzung am 25.04.2018: Beratung in Verbindung mit dem Antrag der
Fraktion der AfD auf Drucksache 7/1990, Annahme des Anderungsantrages der
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/2068, Annahme des gednderten Antrages
auf Drucksache 7/2016

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Sicherungssysteme fiir Landwirtschaftsunternehmen zum Ausgleich von
Witterungs-, Seuchen und Marktrisiken unterstiitzen
- Drucksache 7/2912 -

e 53, Landtagssitzung am 13.12.2018: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Gesunde Erndhrung in der Gemeinschaftsverpflegung
- Drucksache 7/3045 -

e 56. Landtagssitzung am 24. Januar 2019: Annahme eines mundlich vorgetragenen
Anderungsantrages, Annahme der Nummern 1 bis 3 des Anderungsantrages der
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/3105, Annahme des gednderten Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Gewasserunterhaltung sichern/unterirdische Wasserlaufe instand setzen
- Drucksache 7/3048 -

e 57.Landtagssitzung am 25. Januar 2019: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Insektenfreundliches Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/3599 -

e 66. Landtagssitzung am 24.05.2019: Ablehnung der Ziffern | und Il des Antrages,
Annahme der Ziffer Il Nummern 2, 4 bis 6 und 16 des Antrages, Annahme eines
mindlich vorgetragenen Anderungsantrages, Annahme der geanderten Ziffer Il|
Nummer 11 des Antrages, Ablehnung der Ziffer Il Nummern 1, 3, 7 bis 10 und
12 bis 15 des Antrages

Antrag der Fraktionen SPD und CDU
Reitwege in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/4304 -

e 382.landtagssitzung am 30.01.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Das Leibniz-Institut fiir Nutztierbiologie in Dummerstorf sichern
- Drucksache 7/4617 -

e 382.landtagssitzung am 30.01.2020: Annahme des Antrages
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- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Einstellung der Schlachtung von Schweinen am Standort Teterow
- Drucksache 7/4031 -

e 72.landtagssitzung am 06.09.2019: Beratung in Verbindung mit dem Antrag der
Fraktion Freie Wéhler/BMV auf Drucksache 7/4023, Annahme des Anderungsantrages
der Fraktionen der CDU und SPD auf Drucksache 7/4124, Annahme des gednderten
Antrages auf Drucksache 7/4031, Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion Freie
Wahler/BMV auf Drucksache 7/4123

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Tierleid ersparen — Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht
fur Hunde und Katzen einfiihren
- Drucksache 7/4210 -

e 74 landtagssitzung am 18.10.2019 Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Agrarpaket der Bundesregierung nachbessern
- Drucksache 7/4305 -

e 75, Landtagssitzung am 13.11.2019: Beratung in Verbindung mit der Aussprache
gemal’ § 43 Nummer 2 GO LT zum Thema Auswirkungen des Agrarpaketes auf die
Landwirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern, Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Negative Auswirkungen des Brexit auf das Fischverarbeitungszentrum
Sassnitz reduzieren
- Drucksache 7/5012 -

e 91 Landtagssitzung am 10.06.2019: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Weiterentwicklung der Agrarumwelt- und KlimaschutzmaBnahmen
in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/5452 -

e 101. Landtagssitzung am 29.10.2020: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE

Schlussfolgerungen aus der Brandkatastrophe in der Schweinezuchtanlage
Alt Tellin - Megastalle nicht mehr zulassen

- Drucksache 7/6009 -

e 118.Landtagssitzung am 14.04.2021: Aufnahme als Zusatztagesordnungspunkt in die
Tagesordnung

® 119, Landtagssitzung am 15.04.2021: Annahme des Anderungsantrages der Fraktionen
der SPD und CDSU auf Drucksache 7/6020(neu), Annahme des gednderten Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Potenziale der Photovoltaik heben - Nutzung von Ackerflachen erméglichen
- Drucksache 7/6169 -

e 125 Landtagssitzung am 10.06.2021: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Forderung des Wandertourismus in Mecklenburg-Vorpommern -
Errichtung eines Naturparkweges quer durch das Land

- Drucksache 7/6174 -

e 125 Landtagssitzung am 10.06.2021: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Sanierung von devastierten Flachen bei der kiinftigen Forderung beriicksichtigen
- Drucksache 7/6170 -

e 125 landtagssitzung am 10.06.2021: Annahme des Antrages
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f) Bildung, Wissenschaft und Kultur

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Kulturdenkmaler des Landes bewahren - Denkmalschutz verbessern
- Drucksache 7/83 -

e 3. Landtagssitzung am 07.12.2016: Ablehnung der Uberweisung, Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Friedliche Revolution - Kraft und Engagement fiir zukiinftige Generationen
bewahren
- Drucksache 7/529 -

e 13, Landtagssitzung am 18.05.2017: Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion
DIE LINKE auf Drucksache 7/593, Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Ausbildung von ,Staatlich anerkannten Erzieherinnen bzw. Erziehern fiir
0 bis 10-Jahrige” auch an Schulen in freier Tragerschaft erméglichen
- Drucksache 7/791 -

e 18.Landtagssitzung am 14.07.2017: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE
Landesprogramm ,Demokratie und Toleranz gemeinsam starken!”
- Drucksache 7/1130 -

e 22 landtagssitzung am 19.10.2017: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Die Internationalisierung unserer Hochschulen verbessern
- Drucksache 7/1133 -

e 22 landtagssitzung am 19.10.2017: Annahme der Ziffern 1 bis 3 des Antrages,
Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/1175
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Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Neuen Anlauf zur dualen Berufsausbildung mit Abitur starten
- Drucksache 7/1819 -

e 31.Landtagssitzung am 14.03.2018: Annahme des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE
auf Drucksache 7/1890, Annahme des gednderten Antrages, Ablehnung der Uberweisung

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Richtlinie der Praxis anpassen - Fahrtkostenzuschuss fiir Auszubildende an
beruflichen Schulen spiirbar erhohen

- Drucksache 7/2160 -

e 38 Landtagssitzung am 31.05.2018: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion der BMV auf Drucksache 7/2202

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Rahmenbedingungen fiir Lehrkrafte weiter verbessern -
Modellprojekt fiir den landlichen Raum starten

- Drucksache 7/2161 -

e 37.Landtagssitzung am 30.05.2018: Annahme des Anderungsantrages, der Fraktion
DIE LINKE auf Drucksache 7/2203, Annahme des gednderten Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion der BMV auf Drucksache 7/2200

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BMV

Segeln, Kanu, Triathlon - Erhalt der Bundesstiitzpunkte fiir Spitzensport
in Mecklenburg-Vorpommern unverzichtbar

- Drucksache 7/2669 -

e 47 Landtagssitzung am 25.10.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Jugendbildungs- und Begegnungsarbeit mit nord- und osteuropéischen Landern
ausbauen und starken

- Drucksache 7/2814 -

® 49 Landtagssitzung am 21.11.2018: Annahme des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE
auf Drucksache 7/2866, Annahme des gednderten Antrages, Ablehnung der Uberweisung
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- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Von Waren (Miiritz) ins ganze Land - 30 Jahre Friedliche Revolution
in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/2815 -

e 51.Landtagssitzung am 23.11.2018: Der Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
auf Drucksache 7/2848 ist vom Antragsteller zurlickgezogen worden. Annahme des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/2878, Annahme des
Anderungsantrages der Fraktionen der CDU und SPD auf Drucksache 7/2870, Annahme
des gednderten Antrages, Ablehnung der Uberweisung

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Bedarfe fir Humanmedizin prifen
- Drucksache 7/2913 -

e 53.landtagssitzung am 13.12.2018: Annahme des Antrages, Ablehnung der
Uberweisung,Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf Drucksache
7/2959 und auf der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/2976

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Neufassung einer Anti-Mobbing-Strategie an den allgemein- und
berufsbildenden Schulen in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/3239 -

e 60. Landtagssitzung am 15.03.2019: Der Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf
Drucksache 7/3320 ist von den Einbringern zuriickgezogen worden. Annahme eines
mindlich vorgetragenen Anderungsantrages, Annahme des gednderten Antrages,
Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion Freie Wahler/BMV auf
Drucksache 7/3322

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Eckwerte der Hochschulentwicklung 2021 bis 2025
- Drucksache 7/4739 -

e 35, Landtagssitzung am 12.03.2020: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Umsetzung einer standortiibergreifenden Ingenieurausbildung in den Bereichen
Bauen, Landschaft und Umwelt (BLU-Konzept)

- Drucksache 7/4913 -

e 39, Landtagssitzung am 14.05.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Einrichtung eines onkologischen Spitzenzentrums Mecklenburg-Vorpommern
»Comprehensive Cancer Center Mecklenburg-Vorpommern” (CCF M-V)

- Drucksache 7/4916 -

e 39, Landtagssitzung am 14.05.2020: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4963

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Verlassliche Perspektiven entwickeln - Rahmenbedingungen
fiir den Schuljahresbeginn 2020/2021 erarbeiten

- Drucksache 7/5015 -

e 03 Landtagssitzung am 12.06.2020: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/5087

Antrag der Landesregierung

Zustimmung des Landtages gemaB § 63 Absatz 1 LHO -
hier: Errichtung der, MV Filmférderung GmbH”

- Drucksache 7/5260 -

hierzu

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
EntschlieBung zu dem Antrag der Landesregierung
- Drucksache 7/5260 -

- Drucksache 7/5301 -

e 05 Landtagssitzung am 26.08.2020: Annahme des Antrages auf Drucksache 7/5260,
Annahme des Antrages auf Drucksache 7/5301, Ablehnung des Anderungsantrages der
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/5314
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- Antrag der Landesregierung
Zustimmung des Landtages gemaB § 15 Absatz 6 des Gesetzes liber die
Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Landeshochschulgesetz -
LHG M-V)
- Drucksache 7/5259 -

e 96.Landtagssitzung am 27.08.2020: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Steuerliche Férderung der Erhaltung von Baudenkmalen und anderen
Kulturgiitern unterstiitzen
- Drucksache 7/5451 -

e 101. Landtagssitzung am 29.10.2020: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen von SPD und CDU
Von A" wie Abwechslung bis,,Z” wie Zooschule - Kooperationen mit auBerschulischen
Partnern und Einrichtungen zum Lernen am anderen Ort weiter starken
- Drucksache 7/5605 -

e 106. Landtagssitzung am 11.12.2020: Annahme des Antrages, Ablehnung der
Anderungsantrage der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/5645 und der Fraktion der
AfD auf Drucksache 7/5658

- Antrag der Fraktionen von CDU und SPD
Potenziale nutzen - Digitalisierung an Schulen vorantreiben
- Drucksache 7/5602 -

® 106. Landtagssitzung am 11.12.2020: Annahme des Antrages
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- Antrag der Landesregierung
Zustimmung des Landtages gemaB § 15 Absatz 2 des Landeshochschulgesetzes
Mecklenburg-Vorpommern hier:
Zielvereinbarungen 2021 bis 2025 mit der
- Universitat Greifswald vom 11. Dezember 2020
- Universitat Rostock vom 17. Dezember 2020
- Hochschule fiir Musik und Theater Rostock vom 14. Dezember 2020
- Hochschule Neubrandenburg vom 16. Dezember 2020
- Hochschule Stralsund vom 16. Dezember 2020
- Hochschule Wismar vom 17. Dezember 2020
- Drucksache 7/5685 -

e 110. Landtagssitzung am 27.01.2021: Annahme des Antrages

- Antrag der Landesregierung
Zustimmung des Landtages gemaf §§ 63 Absatz 1 und 64 Absatz 1 der
Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern zum Erwerb des
Gebaudeteils ,Kamm 7 und Liegehalle” im Block V der Anlage von Prora sowie
deren anschlieBender Sanierung durch das Land Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/5937 -

e 118.Landtagssitzung am 14.04.2021: Annahme des Antrages

g) Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Traditionsschifffahrt als maritimes Kulturgut sichern -
Sicherheitsbestimmungen fiir Traditionsschiffe mit Augenmaf liberarbeiten
- Drucksache 7/84 -

e 4 |andtagssitzung am 08.12.2016: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Wohnen muss bezahlbar bleiben - Mietpreisbremse in Mecklenburg-Vorpommern
einfithren

- Drucksache 7/146 -

e 7. landtagssitzung am 26.01.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE
Netzentgeltmodernisierungsgesetz im Bundesrat unterstiitzen
- Drucksache 7/348 -

e 3. landtagssitzung am 08.03.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Nachhaltigkeitsstrategie fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/416 -

e 10.Landtagssitzung am 05.04.2017: Annahme des Antrages, Ablehnung der
Uberweisung

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Touristische Wertsch6pfung in Mecklenburg-Vorpommern starker beachten -
Durchgéngigkeit der Wasserstra3en sichern

- Drucksache 7/417 -

e 10.Landtagssitzung am 05.04.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Jugend-Mobilitédt verbessern — Fahrerlaubnis-Verordnung anpassen
- Drucksache 7/415 -

e 11.landtagssitzung am 06.04.2017: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Elektromobilitdt in Mecklenburg-Vorpommern: Bundesprogramm
Ladeinfrastruktur voll ausschopfen

- Drucksache 7/528 -

e 12. Landtagssitzung am 17.05.2017: Annahme des Antrages, Ablehnung der Uberweisung

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Fiir fairen Wettbewerb im Speditionsgewerbe - AdBlue-Betrug verhindern
- Drucksache 7/531 -

e 13 Landtagssitzung am 18.05.2017: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/592

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Breitbandausbau forcieren, Netzausbaukosten minimieren;
Mitverlegung von Leerrohren in (Landes-)Stra8en

- Drucksache 7/790 -

e 18.Landtagssitzung am 14.07.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Verkehr und Umwelt schonen: CarSharing auch in
Mecklenburg-Vorpommern unterstiitzen

- Drucksache 7/1053 -

e 19. Landtagssitzung am 27.09.2017: Annahme des Antrages, Ablehnung der
Uberweisung

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Metropolregionen unterstiitzen - Modellprojekte
zur Ausdehnung von Tarifgebieten fordern

- Drucksache 7/1055 -

e 20. Landtagssitzung am 28.09.2017: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Absackung der Autobahn 20 in Hohe Tribsees
- Drucksache 7/1168 -

e 22 landtagssitzung am 19.10.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Biirgerfreundlichkeit im digitalen Zeitalter
- Drucksache 7/1208 -

® 24 landtagssitzung am 16.11.2017: Annahme des Antrages, Ablehnung der
Uberweisung, Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf
Drucksache 7/1265

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
E-Fuel-Aktivitaten des Landes entwickeln
- Drucksache 7/1334

e D7.landtagssitzung am 15.12.2017: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Jugend-Mobilitat verbessern — Modellprojet
»~Moped-Fiihrerschein mit 15” verlangern

- Drucksache 7/1335 -

e D7.landtagssitzung am 15.12.2017: Annahme der Ziffern 1 und 2 des Antrages,
Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/1516

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Maritimes Erbe bewahren - Traditionsschiffe nicht an die Kette legen

- Drucksache 7/1326 -

e 25 Landtagssitzung am 13.12.2017: Annahme des Anderungsantrages der Fraktionen
der SPD, CDU und DIE LINKE auf Drucksache 7/1521, Annahme des gednderten
Antrages
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Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Standortgemeinden von Erneuerbare-Energie-Anlagen finanziell besser beteiligen
- Drucksache 7/1816 -

e 32 landtagssitzung am 15.03.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Mobilitatsalternativen in landlichen Raumen schaffen
- Drucksache 7/1818 -

e 32 Landtagssitzung am 15.03.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Begleitetes Fahren: das Erfolgsmodell in der Fahrausbildung
junger Fahrerinnen und Fahrer ausbauen

- Drucksache 7/1891 -

e 32 Landtagssitzung am 15.03.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Marktversagen heilt man nicht mit warmen Worten -
Nationales Roaming gesetzlich regeln

- Drucksache 7/2579 -

® 44 Landtagssitzung am 13.09.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Informationen zur Energiewende zuganglich machen -
Schaffung eines ,Fachinformationssystems Energieatlas”
- Drucksache 7/2577 -

® 44 Landtagssitzung am 13.09.2018: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Soziale Wohnraumpolitik des Landes Mecklenburg-Vorpommern weiterentwickeln
- Drucksache 7/2667 -

e 47 Landtagssitzung am 25.10.2018: Annahme des Antrages
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- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Mobilititsangebote des OPNV fiir den lindlichen Raum weiterentwickeln
- Drucksache 7/2668 -

e 48.landtagssitzung am 26.10.2018: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion der BMV auf Drucksache 7/2756

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Insektenfreundliche LEDs fordern
- Drucksache 7/2910 -

e 53.landtagssitzung am 13.12.2018: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Erfolgsmodell Regulierungskammer zukunftssicher aufstellen
- Drucksache 7/2911 -

® 54 Landtagssitzung am 14.12.2018: Annahme des Anderungsantrages der Fraktion
DIE LINKE auf Drucksache 7/2977, Annahme des gednderten Antrages

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Maoglichkeit fiir digitale Unterschriften in
Beherbergungsbetrieben rechtlich priifen
- Drucksache 7/3047 -

e 55 landtagssitzung am 23.01.2019: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Fiir ein funklochfreies Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/3046 -

® 56. Landtagssitzung am 24.01.2019: Annahme des Antrages



Die Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern im Uberblick

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Riickbau als Baustein fiir positive Stadtentwicklung ausgestalten
- Drucksache 7/3238 -

e 58 Landtagssitzung am 13.03.2019: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/3316

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Telemedizinische Méglichkeiten auch in Mecklenburg-Vorpommern nutzen
- Drucksache 7/3236 -

e 59. Landtagssitzung am 14.03.2019: Ablehnung Uberweisung, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/3317, Annahme des
Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Wohnraum ist zum Wohnen da - fiir eine bessere Regulierung der
Kurzzeitvermietung

- Drucksache 7/3410 -

e 61. Landtagssitzung am 10.04.2019: Annahme des Antrages, Ablehnung der
Anderungsantrége der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/3449 sowie der Fraktion
Freie Wahler/BMV auf Drucksache 7/3451

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Klimaschutz ernst nehmen - Rahmenbedingungen fiir
Sektorenkopplung verbessern

- Drucksache 7/3409 -

e 62 Landtagssitzung am 11.04.2019: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
E-Residency als Baustein digitaler Wirtschaft und Wertsch6pfung
- Drucksache 7/3411 -

e 62 Landtagssitzung am 11.04.2019: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Mobilfunk ist Daseinsvorsorge - Mobilfunkforderprogramm fiir
unterversorgte Gebiete

- Drucksache 7/3412 -

® 62.landtagssitzung am 11.04.2019: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/3450

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und Freie Wahler/BMV
Servicehotline fiir Menschen mit Mobilitdts- und Sinneseinschrankungen
im Bahnverkehr ziligig bundesweit einheitlich regeln

- Drucksache 7/3609 -

® 65. Landtagssitzung am 23.05.2019: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Kohlendioxid-Detektoren retten Leben
- Drucksache 7/3704 -

® 67.landtagssitzung am 19.06.2019: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Flachendeckenden Breitbandausbau in Mecklenburg-Vorpommern sichern
- Drucksache 7/4029 -

e 71.Landtagssitzung am 05.09.2019: Annahme des Anderungsantrages der Fraktion
DIE LINKE auf Drucksache 7/4117, Annahme des gednderten Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Gutes und bezahlbares Wohnen fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/4028 -

e 71.landtagssitzung am 05.09.2019: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE

Schlechte Mobilfunkversorgung beseitigen -
Landtagsbeschliisse umsetzen

- Drucksache 7/4091 -

e 72.Landtagssitzung am 06.09.2019: Annahme des Anderungsantrages der Fraktionen
der SPD und CDU auf Drucksache 7/4121, Annahme des gednderten Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Funkmasten ermdglichen - schnelle Umsetzung
mit Infrastrukturgesellschaft des Landes

- Drucksache 7/4303 -

e 76.Landtagssitzung am 14.11.2019: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Schienengebundene Einzelwagenverkehre starken
- Drucksache 7/4302 -

e 76.Landtagssitzung am 14.11.2019: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Hartlich willkamen - Zweisprachigkeit am Ortseingang
- Drucksache 7/4616 -

e 32 Landtagssitzung am 30.01.2020: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4669

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Mecklenburg-Vorpommerns digitale Verwaltung starken
- Drucksache 7/4621 -

e 32 Landtagssitzung am 30.01.2020: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Digitalisierung in Verwaltung und Wirtschaft erleichtern -
Schriftformerfordernis kritisch {iberpriifen und anpassen
- Drucksache 7/4914 -

e 38. Landtagssitzung am 13.05.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Umsetzung einer standortiibergreifenden Ingenieurausbildung
in den Bereichen Bauen, Landschaft und Umwelt (BLU-Konzept)
- Drucksache 7/4913 -

e 39, Landtagssitzung am 14.05.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Digitale Zukunft umweltbewusst gestalten - Informations- und
Kommunikationstechnologien nachhaltig nutzen

- Drucksache 7/4915 -

e 90. Landtagssitzung am 15.05.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Offentlichen Nahverkehr sichern — Landeshilfe fiir Verkehrsunternehmen
- Drucksache 7/4934 -

e 90. Landtagssitzung am 15.05.2020: Ablehnung der Ziffer 1 des Antrages, Annahme der
Ziffer 2 des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
CO,-neutrale Wasserstoffwirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/5013 -

e 92 landtagssitzung am 11.06.2020: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/5085
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Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE

Erpressung hat im Welthandel nichts zu suchen - Nord Stream 2 ordnungsgemaf
fertigstellen und in Betrieb nehmen

- Drucksache 7/5302 -

e 96. Landtagssitzung am 27.08.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Sicher iiber die StraBBe — mehr Zebrastreifen fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/5352 -

e 97 Landtagssitzung am 23.09.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Verkehrsprojekt Deutsche Einheit Nummer 1 vollstandig umsetzen
- Drucksache 7/5351 -

e 98, Landtagssitzung am 24.09.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der CDU und SPD

Arbeiten, wo andere Urlaub machen - Zukunft der Arbeit in
Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/5453 -

e 102. Landtagssitzung am 30.10.2020: Annahme des Antrages

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Pandemie bewaltigen - Start-up-Szene férdern
- Drucksache 7/5450 -

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/5501
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- Antrag der Landesregierung
Zustimmung des Landtages gemaB Paragraf 63 Absatz 1 LHO
hier: Errichtung der ,Stiftung Klima- und Umweltschutz MVvV*“
- Drucksache 7/5696 -

e 108. Landtagssitzung am 07.01.2021: Aufnahme als Zusatztagesordnungspunkt in die
Tagesordnung, Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Grenziiberschreitende Zusammenarbeit in der Metropolregion Stettin ausbauen
- Drucksache 7/5849 -

e 115.Landtagssitzung am 11.03.2021: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Digitale Souveranitat starken — Offene Daten fiir eine freie Gesellschaft,
innovative Wirtschaft und selbstbestimmte Verwaltung
- Drucksache 7/5851 -

e 116.Landtagssitzung am 12.03.2021: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Mehr Flora fiir lebenswertere Gemeinden
- Drucksache 7/5968 -

e 122 Landtagssitzung am 06.05.2021: Annahme der Ziffern 1 bis 4 des Antrages

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Potenziale der Photovoltaik heben - Nutzung auf Ackerflichen ermdglichen
- Drucksache 7/6169 -

e 125, Landtagssitzung am 10.06.2021: Annahme des Antrages
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h) Soziales, Integration und Gleichstellung

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Schulsozialarbeit in gemeinsamer Verantwortung von
Land und Kommunen fortfiihren
- Drucksache 7/85 -

e 4 |andtagssitzung am 08.12.2016: Beratung in Verbindung mit dem Antrag der Fraktion
DIE LINKE auf Drucksache 7/41, Annahme des Antrages der Fraktionen der SPD und
cbu

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Pflegesozialplanung zu seniorenpolitischen Gesamtkonzept weiterentwickeln
- Drucksache 7/1210 -

e 23 Landtagssitzung am 15.11.2017: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Zivilgesellschaftliches Engagement belohnen - Ehrenamtsstruktur
in Mecklenburg-Vorpommern starken
- Drucksache 7/1209 -

e 24 |andtagssitzung am 16.11.2017: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BMV
Bestattungskultur in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/2017 -

e 34 |landtagssitzung am 25.04.2018: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/2069

- Antrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BMV
»1ag der Menschen mit Behinderungen” in Mecklenburg-Vorpommern
dauerhaft etablieren
- Drucksache 7/2580 (neu) -

e 45 Landtagssitzung am 14.09.2018: Annahme des Antrages
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- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Ehrenamt anerkennen und starken - Konzept zur Ehrenamtskarte
schnellstmoglich umsetzen
- Drucksache 7/4211 -

® 74.landtagssitzung am 18.10.2019: Annahme des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4256

- Antrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und Freie Wahler/BMV
Berufung einer oder eines Antisemitismusbeauftragten
- Drucksache 7/3395 -

® 61.landtagssitzung am 10.04.2019: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Ansiedlung der Deutschen Stiftung fiir Engagement und Ehrenamt
in Mecklenburg-Vorpommern unterstiitzen
- Drucksache 7/4740 -

e 34 Landtagssitzung am 11.03.2020: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Chancengleichheit von Frauen und Mannern starken -
kein Rollback wegen Corona
- Drucksache 7/5848 -

e 115.Landtagssitzung am 11.03.2021: Annahme des Antrages

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Digitale Teilhabe fiir gesellschaftliche Teilhabe -
Digitale Kompetenz im hohen Alter ausbauen
- Drucksache 7/5850 -

e 121.Landtagssitzung am 05.05.2021: Annahme des Antrages
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Antrag der Fraktionen der CDU, SPD, DIE LINKE und BMV
Ergebnisse des Tages der Menschen mit Behinderungen
in der kiinftigen Arbeit beriicksichtigen

- Drucksache 7/6177 -

® 126. Landtagssitzung am 11.06.2021: Annahme des Anderungsantrages der Fraktionen

der SPD und CDU auf Drucksache 7/6242, Annahme des gednderten Antrages

12.4.2 Abgelehnte Antrdge

a) Innen und Europa

Antrag der Fraktion der AfD
Kiindigung des Rundfunkstaatsvertrages
- Drucksache 7/73 -

e 4 |andtagssitzung am 08.12.2016: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Optionspflicht wieder einfiihren! Abschaffung von § 29 Absatz 1 Nummer 2 und
§ 29 Absatz 1a Staatsangehorigkeitsgesetz

- Drucksache 7/141 -

e 7. landtagssitzung am 26.01.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Vertrauen der Biirger in die Innere Sicherheit wiederherstellen -
555 neue Polizeistellen fiir Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/282 -

e 3. landtagssitzung am 08.03.2017: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Abschiebungen nach Afghanistan unverziiglich aussetzen
- Drucksache 7/181 -

e 8 landtagssitzung am 08.03.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Fiir mehr Eigensicherheit der Polizeibeamten in Mecklenburg-Vorpommern:
Einfiihrung von Korperkameras in Pilotprojekten und
Videokameras in Streifenwagen
- Drucksache 7/281 -

e 9. Landtagssitzung am 09.03.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Sicherheit durch Aufklarung - Identitatsfeststellung bei Asylsuchenden
konsequent erméglichen
- Drucksache 7/283 -

e 9. Landtagssitzung am 09.03.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Abschaffung der Pflicht zur Erhebung von StraBenbaubeitragen
- Drucksache 7/533 -

e 13.landtagssitzung am 18.05.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Effektivere Rlickkehrpolitik sicherstellen
- Drucksache 7/535 -

e 13.landtagssitzung am 18.05.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Kirchenasyl - geltendes Recht in Mecklenburg-Vorpommern durchsetzen
- Drucksache 7/779 -

e 17.landtagssitzung am 13.07.2017: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Ausreisepflicht bedarfsgerecht durchsetzen
- Drucksache 7/780 -

e 17 Landtagssitzung am 13.07.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Abschiebungen nach Afghanistan bis auf Weiteres aussetzen
- Drucksache 7/784 -

e 17.Landtagssitzung am 13.07.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
G20-Proteste - Gewalt ist kein Mittel der politischen Auseinandersetzung
- Drucksache 7/838 -

e 17 Landtagssitzung am 13.07.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
G20-Krawalle in Hamburg - Linksextremismus ist kein aufgebauschtes Problem
- Drucksache 7/851 -

e 17.Landtagssitzung am 13.07.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Unser Land braucht seine Zeitungen - Alternativen
zu Arbeitsplatzabbau und Tarifflucht aufzeigen

- Drucksache 7/1049 -

e 20.Landtagssitzung am 28.09.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Bleiberecht fiir Opfer rechtsmotivierter Straftaten
- Drucksache 7/1127 -

e 22 landtagssitzung am 19.10.2017: Ablehnung des Antrages



126 Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Einsatz von Minderjahrigen als Informanten im Rahmen der Strafverfolgung beenden
- Drucksache 7/1202 -

e 24 |andtagssitzung am 16.11.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Durchsetzung einer negativen Wohnsitzauflage fiir Schwerin
- Drucksache 7/1575 -

e 30. Landtagssitzung am 26.01.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Schutzkonzept fiir gemeinschaftlich genutzte Unterkiinfte
auslandischer Fliichtlinge vorlegen
- Drucksache 7/1585 -

e 30. Landtagssitzung am 26.01.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Geschlechterparitatische Besetzung von Parlamenten erreichen -
Frauenanteil auf allen Ebenen erhéhen
- Drucksache 7/1821 -

e 32.landtagssitzung am 15.03.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der BMV
Konzept zur Versorgung des Landes mit 6ffentlichen Schwimmbhallen vorlegen
- Drucksache 7/1809 -

e 33.landtagssitzung am 16.03.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der BMV
Messerangriffe systematisch als solche erfassen
- Drucksache 7/2001 -

e 34 landtagssitzung am 24.04.2018: Beratung in Verbindung mit dem Antrag der
Fraktionen der CDU und SPD auf Drucksache 7/2014, Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der BMV
Behordenmitarbeiter als Opfer von Angriffen
in der Polizeilichen Kriminalstatistik

separat erfassen

- Drucksache 7/2003 -

e 35 Landtagssitzung am 26.04.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der BMV

Verfassungsschutz ist Demokratieschutz: Einrichtung eines Landesamtes
fiir Verfassungsschutz in Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/2005 -

e 35 Landtagssitzung am 26.04.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Gesetzliche Krankenversicherung starken - uneingeschranktes Wahlrecht
auch fiir Beamte in Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/1999 -

e 36. Landtagssitzung am 27.04.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Lage in Afghanistan umgehend neu bewerten,
Abschiebung bis auf Weiteres aussetzen

- Drucksache 7/2062 -

e 38 Landtagssitzung am 31.05.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
lllegale Migration stoppen - Grenzschutz jetzt!
- Drucksache 7/2145 -

e 38 Landtagssitzung am 31.05.2018: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
EU-Kohasionspolitik fiir Mecklenburg-Vorpommern zukunftssicher
fortentwickeln — massiven Kiirzungen entschieden entgegenwirken
- Drucksache 7/2251 -

e 41.landtagssitzung am 28.06.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Fluchtursachen bekampfen - Landeskampagnen zu deren Beseitigung
initiieren und unterstiitzen
- Drucksache 7/2253 -

® 41.landtagssitzung am 28.06.20118: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Einheitliche Bewertung des Zustandes der Kreisstraen
- Drucksache 7/2239 -

e 42 landtagssitzung am 29.06.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der BMV
Verdachtsunabhéngige Kontrollen gemagB § 27a Sicherheits- und Ordnungsgesetz
Mecklenburg-Vorpommern im Grenzraum intensivieren
- Drucksache 7/2244 -

e 42 landtagssitzung am 29.06.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der BMV
Bundesinnenminister unterstiitzen: lllegale Einwanderung stoppen
- Drucksache 7/2246 -

® 42 landtagssitzung am 29.06.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Maghrebstaaten und Georgien als sichere Herkunftslander einstufen
- Drucksache 7/2559 -

e 44 | andtagssitzung am 13.09.2018: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Praventivhaft gegen terroristische Straftaten
- Drucksache 7/2902 -

e 53 Landtagssitzung am 13.12.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Konsolidierungsvereinbarungen im Land weiterentwickeln
- Drucksache 7/2899 -

e 53 Landtagssitzung am 13.12.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Demokratie barrierefreier machen
- Drucksache 7/3244 -

e 58 Landtagssitzung am 13.03.2019: Beratung in Verbindung mit dem Antrag der
Fraktion Freie Wahler/BMV auf Drucksache 7/3248, Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung der Ziffern 1 bis 3 des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Wahlrecht neu regeln - Benachteiligung von Behinderten beenden
- Drucksache 7/3248 -

e 58 Landtagssitzung am 13.03.2019: Beratung in Verbindung mit dem Antrag der
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/3244, Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung
des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Unsere Beamten und Behérden unterstiitzen -
Abschiebungshafteinrichtung fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/3234 -

e 59 Landtagssitzung am 14.03.2019: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Forderung des kommunalen StraBenbaus weiterhin sicherstellen
- Drucksache 7/3392 -

e 63. Landtagssitzung am 12.04.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Erhaltungsmanagement fiir KreisstraBen nach einheitlichen MaB3staben
- Drucksache 7/3585 -

® 64. Landtagssitzung am 22.05.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Abschiebungshaft in Justizvollzugsanstalten umsetzen
- Drucksache 7/3590 -

® 65. Landtagssitzung am 23.05.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Notfallplan fiir Bootsfliichtlinge -, Sichere Hafen” erméglichen -
keine Riickfiihrung nach Libyen

- Drucksache 7/3447 -

e 66. Landtagssitzung am 24.05.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Katastrophenschutz stirken — Warntag in Mecklenburg-Vorpommern einfiihren
- Drucksache 7/3606 -

e Beschluss wahrend der 66. Landtagssitzung am 24.05.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Katastrophenschutz: Alarmierung durch Sirenen flaichendeckend sicherstellen
- Drucksache 7/3714 -

e 69.Landtagssitzung am 21.06.2019: Ablehnung des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion Freie Wahler/BMV auf Drucksache 7/3775
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Antrag der Fraktion der AfD

Mehr Transparenz in der Kriminalstatistik: Messerattacken, Tater-Opfer-Verhéltnisse
und Kriminaldaten von Ausreisepflichtigen erfassen

- Drucksache 7/4205 -

e 73.Landtagssitzung am 17.10.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Keine Beteiligung der Bundeswehr an Einsatzen in Syrien
- Drucksache 7/4286 -

e 76.Landtagssitzung am 14.11.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos

Verbesserung der Einsatzfahigkeit der Freiwilligen Feuerwehren
in Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/4287 -

e 76.Landtagssitzung am 14.11.2019: Ablehnung der Ziffern 1 bis 3 des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Abschiebestopp
- Drucksache 7/4307 -

e 77.Landtagssitzung am 15.11.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Flagge zeigen - Fiir einen identitatsstiftenden Umgang mit den deutschen Farben
- Drucksache 7/4440 -

e 79.Landtagssitzung am 12.12.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Unseriose ,Kaffeefahrten” in Mecklenburg-Vorpommern bekampfen
- Drucksache 7/4289 -

e 79.Landtagssitzung am 12.12.2019: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Transparenz: Herkunft und Nationalitdt von Tatverdachtigen benennen
- Drucksache 7/4442 -

e 380.Landtagssitzung am 13.12.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Bessere Umsetzung von Wiedereinreisesperren
- Drucksache 7/4620 -

e 382.landtagssitzung am 30.01.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Landespolizei starken — Verfassungsschutz abschaffen
- Drucksache 7/4606 -

e 382.landtagssitzung am 30.01.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Initiative #WirHabenPlatz unterstiitzen
- Drucksache 7/4628 -

e 33, Landtagssitzung am 31.01.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Demokratische Prozesse respektieren - Verfassung schiitzen
- Drucksache 7/4733 -

e 385.landtagssitzung am 12.03.2020: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Permanente Beflaggung des Landtages
- Drucksache 7/4737 -

in Verbindung mit

Antrag der Fraktion der AfD
Beflaggung des Plenarsaals
- Drucksache 7/4749 -

e 35, Landtagssitzung am 12.03.2020: Ablehnung der Antrdge

Antrag der Fraktion der AfD

Kommunaler Schutzschirm: Kommunen gegen finanzielle Folgeschdaden
der Corona-Pandemie abschirmen

- Drucksache 7/4921 -

e 389, Landtagssitzung am 14.05.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Landesaufnahmeprogramm fiir Gefllichtete auflegen
- Drucksache 7/5006 -

e 92 Landtagssitzung am 11.06.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Deutsche Souveranitdt bewahren - Schuldenunion verhindern
- Drucksache 7/4995 -

e 92 Landtagssitzung am 11.06.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

VerhaltnismaBigkeit wiederherstellen - BuBBgeldkatalog-Verordnung @ndern

- Drucksache 7/5000 -

e 93 Landtagssitzung am 12.06.2020: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD

Der Landespolizei den Riicken stéarken: Einfiihrung von
Distanzelektroimpulsgeraten fiir ausgewahlte Einheiten
- Drucksache 7/5268(neu) -

® 96. Landtagssitzung am 27.08.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Landtagswahl 2021 zum selben Termin wie Bundestagswahl
- Drucksache 7/5269 -

e 96.Landtagssitzung am 27.08.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Klare Regeln fiir die Sicherheit an Badestellen in
Mecklenburg-Vorpommern schaffen

- Drucksache 7/5313 -

e 98.Landtagssitzung am 24.09.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Von Extremismus freie Medien in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/5255 -

® 98. Landtagssitzung am 24.09.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Mindeststandards fiir Aufnahmeeinrichtungen und
Gemeinschaftsunterkiinfte verbessern

- Drucksache 7/5356 -

® 99 Landtagssitzung am 25.09.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Landespolizei starken: Langzeitarbeitskonten einfiihren
- Drucksache 7/5446 -

e 102. Landtagssitzung am 30.10.2020: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Reichskriegsflaggen verbieten
- Drucksache 7/5458 -

e 102. Landtagssitzung am 30.10.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Terrorismus bekampfen: Syrische Gefahrder und Straftater abschieben
- Drucksache 7/5499 -

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Gesetzlich oder satzungsmaBig erforderliche Veranstaltungen von
Vereinen, Verbanden und Parteien wieder zulassen

- Drucksache 7/5586 -

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Barrierefreie politische Teilhabe sicherstellen
- Drucksache 7/5596 -

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
E-Mobilitat sicher gestalten — Brandbekampfung gewéhrleisten
- Drucksache 7/5853 -

e 115.Landtagssitzung am 11.03.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Afghanistan-Abzug nicht gefdhrden - keine weiteren Opfer
- Drucksache 7/5855 -

e 115.Landtagssitzung am 11.03.2021: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Ausreisepflicht wirksam durchsetzen — Ohnmacht des Ministeriums
fiir Inneres und Europa beenden
- Drucksache 7/5857 -

e 116.Landtagssitzung am 12.03.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Offentlich-rechtlichen Rundfunk in die Pflicht nehmen -
zeitgemaBes Schulfernsehen entwickeln
- Drucksache 7/5957 -

® 120.Landtagssitzung am 16.04.2021: Ablehnung des Antrages

b) Justiz, Verfassung, Geschaftsordnung, Wahlpriifung,
Immunitatsangelegenheiten, Bundesangelegenheiten
und internationale Angelegenheiten

- Antrag der Fraktion der AfD
Deutschenfeindlichkeit bekampfen - Volksverhetzungsparagraph ausweiten
- Drucksache 7/279 -

e 8 landtagssitzung am 08.03.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Sanktionspolitik gegen die Russische Féderation stoppen
- Drucksache 7/404 -

e 10. Landtagssitzung am 05.04.2017: Ablehnung des Antrages, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/468

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Rechtliche Betreuung auch zukiinftig sicherstellen
- Drucksache 7/411 -

e 11.Landtagssitzung am 06.04.2017: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD

Meinungsfreiheit nicht der Willkiir aussetzen — Netzwerkdurchsetzungsgesetz
(NetzDG) im Bundesrat ablehnen

- Drucksache 7/534 -

e 12 Landtagssitzung am 17.05.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Anonymisierte Bewerbungsverfahren in der Landesverwaltung erproben
- Drucksache 7/540 -

e 13 Landtagssitzung am 18.05.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Gerichtsstrukturreform unabhéngig iiberpriifen
- Drucksache 7/545 -

e 13.Landtagssitzung am 18.05.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Ehe fiir alle - Recht auf EheschlieBung fiir Personen gleichen Geschlechts
- Drucksache 7/541 -

e 14 Landtagssitzung am 19.05.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Frieden schaffen ohne Waffen — Militarisierung stoppen
- Drucksache 7/785 -

e 17.Landtagssitzung am 13.07.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Strafvollzug zukunftsfahig aufstellen
- Drucksache 7/1584 -

e 29 Landtagssitzung am 25.01.2018: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Anderung der Geschiftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/1985 -

e 35 landtagssitzung am 26.04.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Deutsch-tiirkisches Sozialversicherungsabkommen aufkiindigen
- Drucksache 7/1989 -

e 36. Landtagssitzung am 27.04.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Haftvermeidung statt Ersatzfreiheitsstrafe
- Drucksache 7/2156 -

e 38.landtagssitzung am 31.05.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der BMV
Fiihrungspositionen in der Justiz des Landes Mecklenburg-Vorpommern
nach Eignung, Leistung und Befahigung besetzen
- Drucksache 7/2564 -

e 44 |andtagssitzung am 13.09.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Karenzzeit fiir Mitglieder der Landesregierung einfiihren
- Drucksache 7/2572 -

® 44 |andtagssitzung am 13.09.2018: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD

Fremdenfeindlichkeit, Deutschenfeindlichkeit, Rassismus,
Antisemitismus und Extremismus entgegentreten

- Drucksache 7/2617 -

e 45 Landtagssitzung am 14.09.2017: Beratung in Verbindung mit dem Antrag der
Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BMV auf Drucksache 7/2616, Aufnahme als
Zusatztagesordnungspunkt in die Tagesordnung, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Missbrauchsopfer unterstiitzen - Missbrauch in der Katholischen Kirche
riickhaltlos aufklaren und Verjahrungsfristen ausweiten

- Drucksache 7/2679 -

e 48 Landtagssitzung am 26.10.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Zustande in der JVA Biitzow aufklaren - Justizvollzug gesetzeskonform ausstatten
- Drucksache 7/2743 -

e 46.Landtagssitzung am 23.11.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Sicherheit in der Justiz erh6hen
- Drucksache 7/2905 -

e 54 |andtagssitzung am 14.12.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

25 Jahre - Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
wiirdigen und fortentwickeln

- Drucksache 7/3052 -

e 56, Landtagssitzung am 24.01.2019: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Nachbarrechtsgesetz fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/3232 -

e 59.landtagssitzung am 14.03.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Wiederherstellung der Amtsgerichte Bergen auf Riigen und Parchim
- Drucksache 7/3389 -

® 62.landtagssitzung am 11.04.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Transparente Stellenbesetzung in der Justiz
- Drucksache 7/3593 -

e 64. Landtagssitzung am 22.05.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Verbraucherschutz starken — mehr Geld fiir die
Verbraucherzentrale Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/3709 -

e 68. Landtagssitzung am 20.06.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Pravention und Jugendschutz starken - Konsum von Cannabis
legalisieren und vollstiandig entkriminalisieren
- Drucksache 7/4020 -

e 72.landtagssitzung am 06.09.2019: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE

Bundesratsinitiative ,Fahren ohne Fahrschein als Ordnungswidrigkeit”
unterstiitzen

- Drucksache 7/4202 -

e 74 Landtagssitzung am 18.10.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Konzept zu einer nachhaltigen Entzerrung der Altersstruktur
bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften

- Drucksache 7/4293 -

e 76.Landtagssitzung am 14.11.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Korrektur der fehlerhaften Eingruppierung von Beschiftigten
im mittleren Justizdienst zeitnah umsetzen

- Drucksache 7/4296 -

e 76.Landtagssitzung am 14.11.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Ministerprasidentin fiir alle Biirger von Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/4438 -

e 30. Landtagssitzung am 13.12.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Einstellungskorridore schaffen - fiir eine zukunftsfahige Justiz
- Drucksache 7/4449 -

e 79.Landtagssitzung am 12.12.2019: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Entlassung der Verfassungsrichterin Borchert
- Drucksache 7/5081 -

e 93.landtagssitzung am 12.06.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Grundgesetz hat sich auch in Zeiten der Corona-Pandemie bewahrt -
Verschworungstheorien aktiv entgegentreten
- Drucksache 7/5009 -

e 93.landtagssitzung am 12.06.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Fall Nawalny nicht missbrauchen
- Drucksache 7/5353 -

e 97.Landtagssitzung am 23.09.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Mecklenburg-Vorpommern fiir Frieden und Freiheit im Kaukasus
- Drucksache 7/5424 -

e 101. Landtagssitzung am 29.10.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Digitalisierung in den Fokus juristischer Ausbildung nehmen
- Drucksache 7/5595 -

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD

Parlamentarische Beteiligung des Landtages bei MaBnahmen zur Bekdmpfung
der Corona-Pandemie sicherstellen

- Drucksache 7/5585 -

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos

Aggression der USA zuriickweisen — Mecklenburg-Vorpommern
fiir friedliche Koexistenz mit der Russischen Foderation

- Drucksache 7/5959 -

e 119.landtagssitzung am 15.04.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mercosur-Abkommen stoppen
- Drucksache 7/5941 -

e 120. Landtagssitzung am 16.04.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Rechtsstaat gilt auch in Pandemie-Zeiten
- Drucksache 7/6046 -

e 122 landtagssitzung am 06.05.2021: Ablehnung des Antrages



144 Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

c) Finanzen

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Nachtragshaushalt 2017 unverziiglich vorlegen
- Drucksache 7/142 -

e 6. Landtagssitzung am 25.01.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Abgeltungssteuer abschaffen — Kapitaleinkiinfte und
Erwerbseinkiinfte gleichbehandeln
- Drucksache 7/286 -

e 9. Landtagssitzung am 09.03.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Vermogenssteuer wiederbeleben
- Drucksache 7/406 -

e 10. Landtagssitzung am 05.04.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Auflage von Biirgerschatzbriefen
- Drucksache 7/401 -

e 11.Landtagssitzung am 06.04.2017: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Tarifeinigung fiir die Beschiftigten im 6ffentlichen Dienst zeit- und inhaltsgleich
auf die Beamten, Richter und Versorgungsempfanger libertragen
- Drucksache 7/548 -

e 12.landtagssitzung am 17.05.2017: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Zinsen fiir Dispositions- und Uberschreitungskredite begrenzen
- Drucksache 7/1050 -

e 20. Landtagssitzung am 28.09.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Gewadhrung von Freibetragen bei der Grunderwerbsteuer fiir
selbstgenutztes Wohneigentum beim Ersterwerb

- Drucksache 7/1119 -

e 21 Landtagssitzung am 18.10.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Gesetzliche Krankenversicherung starken - Pauschale Beihilfe fiir
Beamte auch in Mecklenburg-Vorpommern einfiihren

- Drucksache 7/1126 -

e 21.Landtagssitzung am 18.10.2017: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Fiir eine angemessene Verzinsung von Steuernachzahlungen
- Drucksache 7/1201 -

e 24 landtagssitzung am 16.11.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Beziige der Ministerprasidentin, Ministerinnen und Minister und
Parlamentarischer Staatssekretare einfrieren

- Drucksache 7/1318 -

e 27 landtagssitzung am 15.12.2017: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Nachtragshaushalt unverziiglich vorlegen
- Drucksache 7/1823 -

e 32 Landtagssitzung am 15.03.2018: Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion der BMV auf Drucksache 7/1893, Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Abschaffung der sogenannten Urlaubssteuer gemaf
Paragraf 8 Nummer 1 Buchstabe e Gewerbesteuergesetz
- Drucksache 7/2147 -

e 39 Landtagssitzung am 01.06.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Bundesratsinitiative zur Uberarbeitung des Gemeinniitzigkeitsrechts
- Drucksache 7/2155 -

e 39. landtagssitzung am 01.06.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der BMV
Diskriminierung von Ost-Beamten aufheben
- Drucksache 7/2002 -

e 36. Landtagssitzung am 27.04.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Gesetzliche Krankenversicherung starken — uneingeschranktes Wahlrecht
auch fiir Beamte in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/1999 -

® 36. Landtagssitzung am 27.04.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Familien entlasten - Senkung der Grunderwerbsteuer
- Drucksache 7/2672 -

e 47 Landtagssitzung am 25.10.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Korperschaftsteuerbefreiung fiir Krankenhauser aufheben
- Drucksache 7/3042 -

® 56. Landtagssitzung am 24.01.2019: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV

Finanzkraft der Kommunen stabilisieren und Biirokratie abbauen
durch Ersatz der Gewerbesteuer

- Drucksache 7/3403 -

e 62 Landtagssitzung am 11.04.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Vermdgensteuer wieder erheben
- Drucksache 7/3397 -

e 62 Landtagssitzung am 11.04.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Menstruationsartikel sind keine Luxusgiiter
- Drucksache 7/3708 -

e (9. Landtagssitzung am 21.06.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Gemeinniitzigkeitsrecht endlich modernisieren
- Drucksache 7/4446 -

e 79.Landtagssitzung am 12.12.2019: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Abschaffung der Steuerfreiheit bei VerauBBerungen von Anteilen an
Kapitalgesellschaften durch Kapitalgesellschaften - Anderung
§ 8b Absatz 2 Satz 1 Kérperschaftsteuergesetz
- Drucksache 7/4021 -

e 72 Landtagssitzung am 06.09.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Konsolidierungsmoglichkeiten im laufenden Haushalt nutzen -
Einsparungen durchsetzen
- Drucksache 7/4925 -

e 90. Landtagssitzung am 15.05.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Mittelfristige Finanzplanung 2020 bis 2025
- Drucksache 7/4998 -

e 92 landtagssitzung am 11.06.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Progressionsvorbehalt bei Kurzarbeitergeld abschaffen
- Drucksache 7/5276 -

® 96. Landtagssitzung am 27.08.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Unterrichtung des Landtages iiber erhebliche Anderungen der Handlungsbedarfe
2022 bis 2024 und deren Auswirkungen auf die Finanzplanung
- Drucksache 7/5628 -

® 104. Landtagssitzung am 09.12.2020: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
CO,-Steuer abschaffen - Biirger entlasten
- Drucksache 7/5732 -

e 111.Landtagssitzung am 28.01.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mecklenburg-Vorpommern fiir Steuergerechtigkeit
- Drucksache 7/5942 -

e 118.Landtagssitzung am 14.04.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Festung Domitz in Landesbesitz tiberfiihren
- Drucksache 7/6162 -

e 126.Landtagssitzung am 11.06.2021: Ablehnung des Antrages

d) Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Wiedereinrichtung der Kinder- und Jugendmedizin sowie der Frauenheilkunde
und Geburtshilfe am Standort des Kreiskrankenhauses Wolgast
- Drucksache 7/50 -

e 3. landtagssitzung am 07.12.2016: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Sicherstellung der patientennahen, stationaren, medizinischen Versorgung fiir Kinder
und Jugendliche in der Frauenheilkunde und Geburtshilfe in der Region Wolgast
- Drucksache 7/74(neu) -

e 4 |andtagssitzung am 08.12.2016: Ablehnung der Ziffern 1 und 2 des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Gute Arbeit und gute Lohne gegen den Fachkraftemangel
- Drucksache 7/143 -

e 7. landtagssitzung am 26.01.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Kontakt- und Informationsstellen fiir Selbsthilfe bedarfsgerecht aufstellen und
fordern sowie deren Arbeit achten

- Drucksache 7/287 -

e 9 landtagssitzung am 09.03.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Offentlichen Gesundheitsdienst stirken
- Drucksache 7/410 -

e 11.landtagssitzung am 06.04.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Gewinnausschiittungen bei Krankenhdusern begrenzen
- Drucksache 7/546 -

e 13.landtagssitzung am 18.05.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Hande weg vom Arbeitszeitgesetz
- Drucksache 7/544 -

e 13.landtagssitzung am 18.05.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Kleine und mittlere Unternehmen entlasten - Blirokratieabbau
in Mecklenburg-Vorpommern einleiten

- Drucksache 7/1046 -

e 20.Landtagssitzung am 28.09.2017: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD

Fordermittelvergabereform im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur” (GRW)

- Drucksache 7/1118 -

e 22 Landtagssitzung am 19.10.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Gute Arbeit auch in der Pflege
- Drucksache 7/1125 -

e 22 Landtagssitzung am 19.10.2017: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Jobcenter und Sozialgerichte entlasten - Hartz-IV-Sanktionen abschaffen
- Drucksache 7/1204 -

e 23 Landtagssitzung am 15.11.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Entwicklungschancen nutzen — maritime Industrie unterstiitzen
- Drucksache 7/1205 -

e 24 |andtagssitzung am 16.11.2017: Ablehnung der Ziffern 1 und 2 des Antrages

Antrag der Fraktion der BMV
Einsetzung eines Landesdrogenbeauftragten
- Drucksache 7/1317 -

e 26. Landtagssitzung am 14.12.2017: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/1515, Ablehnung des
Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mittelkiirzung bei den Jobcentern stoppen - Jobcenter bedarfsgerecht ausstatten -
Integration in Arbeit nicht weiter behindern
- Drucksache 7/1257 -

e )7.landtagssitzung am 15.12.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Landeskrankenhausplan neu erstellen
- Drucksache 7/1324 -

e D7.landtagssitzung am 15.12.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mecklenburg-Vorpommern wieder zur Nummer 1
im Kinder- und Jugendtourismus machen
- Drucksache 7/1588 -

e 30. Landtagssitzung am 26.01.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung der Ziffer | und der Ziffer Il Nummern 1 bis 5 des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Mikrodarlehen anpassen - Arbeitslosigkeit senken
- Drucksache 7/1804 -

e 32 Landtagssitzung am 15.03.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mitbestimmung starken - Betriebsrate besser schiitzen
- Drucksache 7/1828 -

e 33.landtagssitzung am 16.03.2018: Ablehnung der Ziffer | und
der Ziffer Il Nummern 1 bis 4 des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Lebensmittelverpackungen reduzieren
- Drucksache 7/1824 -

e 33 Landtagssitzung am 16.03.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Krankenhausgro3gerate in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/1826 -

e 33 Landtagssitzung am 16.03.2018: Ablehnung der Ziffern 1 bis 4 des Antrages

Antrag der Fraktion der BMV
Toilettenpflicht fiir Gaststatten
- Drucksache 7/1811 -

e 33 Landtagssitzung am 16.03.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Opferambulanzen in Mecklenburg-Vorpommern starken
- Drucksache 7/1987 -

® 36. Landtagssitzung am 27.04.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Anderungsantrages der Fraktion der BMV auf Drucksache 7/2070,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Geringverdienende Selbststandige entlasten — Krankenversicherungsbeitrage
auf Antrag an den erzielten Einkiinften bemessen

- Drucksache 7/2148 -

e 39 Landtagssitzung am 01.06.2018: Ablehnung des Antrages
Antrag der Fraktion der AfD

Herkunftsbezeichnungen schiitzen lassen
- Drucksache 7/2237 -

o 42 Landtagssitzung am 29.06.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Kampagne ,Arztliche Versorgung auf dem Land” in
Mecklenburg-Vorpommern aufgreifen und umsetzen
- Drucksache 7/2249 -

® 42 landtagssitzung am 29.06.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Fachkrafte langfristig binden - ganzjahrige Beschéftigung
im Hotel- und Gaststattengewerbe fordern
- Drucksache 7/2252 -

e 42 Landtagssitzung am 29.06.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Touristisches Potenzial der Megalithanlagen endlich nutzen!
- Drucksache 7/2561 -

® 44 |andtagssitzung am 13.09.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Aufbau Ost - besorgniserregenden Entwicklungen Mecklenburg-Vorpommerns
im wirtschaftlichen Angleichungsprozess entgegentreten
- Drucksache 7/2680 -

e 47.landtagssitzung am 25.10.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Humanitare Katastrophe stoppen - Riistungsexporte einstellen -
Alternativen fiir den Werftstandort Wolgast entwickeln
- Drucksache 7/2744 -

® 46, Landtagssitzung am 24.10.2018: Aufnahme als Zusatztagesordnungspunkt in die
Tagesordnung
e 47 landtagssitzung am 25.10.2018: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
12 Euro Mindestlohn - Jetzt und fiir alle
- Drucksache 7/2811 -

e 50. Landtagssitzung am 22.11.2018: Ablehnung des Antrages in namentlicher
Abstimmung

Antrag der Fraktion der AfD
Neue Baderverkaufsverordnung alternativ gestalten
- Drucksache 7/3231 -

e 58 Landtagssitzung am 13.03.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Polizei starken - Blutprobenentnahmen zeitnah sicherstellen
- Drucksache 7/3252 -

e 58. Landtagssitzung am 13.03.2019: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung der
Ziffer | Nummern 1 und 2 sowie der Ziffer Il Nummern 1 und 2 des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Hartz IV muss weg
- Drucksache 7/3247 -

e 59 Landtagssitzung am 14.03.2019: Ablehnung des Antrages in namentlicher
Abstimmung

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Aufbau Ost - Gleichwertige Lebensverhiltnisse
im ganzen Land schaffen

- Drucksache 7/3246 -

e 60. Landtagssitzung am 15.03.2019: Ablehnung des miindlich vorgetragenen

Anderungsantrages, Ablehnung der Ziffer | und der Ziffer Il Nummern 1 und 2 sowie

der Ziffer lll Nummern 1 und 2 des Antrages



Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

Antrag der Fraktion der AfD
Pilotprojekt fiir Warenautomaten zur Versorgung des landlichen Raumes
- Drucksache 7/3388 -

e 61.Landtagssitzung am 10.04.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Angriffe auf das Arbeitszeitgesetz sofort stoppen
- Drucksache 7/3398 -

® 63. Landtagssitzung am 12.04.2019: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Situation der Beschéftigten bei den Paketdiensten
in Mecklenburg-Vorpommern verbessern

- Drucksache 7/3401 -

e 63. Landtagssitzung am 12.04.2019: Der Anderungsantrag der Fraktion Freie Wahler/
BMV auf Drucksache 7/3461 wird im Rahmen der Aussprache zurlickgezogen
Ablehnung der Ziffer | und der Ziffer Il Nummern 1 und 2 des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Wochenmarkte beleben - Kommunen selbst regeln lassen
- Drucksache 7/3588 -

® 64, Landtagssitzung am 22.05.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Kinderklinik Parchim erhalten
- Drucksache 7/3767 -

® 68. Landtagssitzung am 20.06.2019: Ablehnung der Uberweisung der Ziffer 1 des
Antrages, Ablehnung der Ziffer 1 des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Arztemangel bekdmpfen - Riickkehrpramie fiir Arzte
- Drucksache 7/3701 -

e 68. Landtagssitzung am 20.06.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Schulgeld fiir nicht akademische Gesundheitsberufe sofort abschaffen
- Drucksache 7/3710 -

e 66. Landtagssitzung am 21.06.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
15 Jahre Hartz IV erfordern Kurskorrektur in der Arbeitsmarktpolitik
- Drucksache 7/4203 -

e 74 Landtagssitzung am 18.10.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Bekenntnis zum Kreuzfahrttourismus in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/4217 -

e 74 Landtagssitzung am 18.10.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Abgeordneten Christel Weil3ig, fraktionslos
Einsetzung eines Sucht- und Drogenbeauftragten
- Drucksache 7/4290 -

e 76. Landtagssitzung am 14.11.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Rechenzentren in Mecklenburg-Vorpommern erméglichen
- Drucksache 7/4295 -

e 76.Landtagssitzung am 14.11.2019: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Gesundheit darf keine Ware sein - Kinder- und Geburtenstationen erhalten
- Drucksache 7/4309 -

e 76.landtagssitzung am 14.11.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Gesundheitsversorgung verbessern, nicht verschlechtern!

Entscheidungen zu Krankenhausstandorten Crivitz und Parchim neu verhandeln!
- Drucksache 7/4551 -

in Verbindung mit:
Antrag der Fraktion der AfD

Sicherstellung der medizinischen Versorgung fiir Kinder in Parchim und in Crivitz
- Drucksache 7/4552 -

e 30. Landtagssitzung am 13.12.2019: Ablehnung der Antrége

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Medikamentenversorgung sicherstellen -
weitgehende Unabhangigkeit wieder herstellen
- Drucksache 7/4448 -

e 80. Landtagssitzung am 13.12.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

30 Jahre Mecklenburg-Vorpommern - Rahmenbedingungen
fiir gute Arbeit schaffen

- Drucksache 7/4626 -

e 383, Landtagssitzung am 31.01.2020: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE

Kinder- und Jugendmedizin sowie Geburtshilfe und Gynakologie an den
Krankenhausstandorten in Mecklenburg-Vorpommern erhalten -
Rahmenbedingungen verbessern

- Drucksache 7/4741 -

e 84 Landtagssitzung am 11.03.2020: Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion
der AfD auf Drucksache 7/4782, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Landesmarketing verbessern - Mecklenburg-Vorpommern muss
selbstbewusster werden

- Drucksache 7/4734 -

e 384 |Landtagssitzung am 11.03.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Wirtschaftspolitik zukunftsorientiert ausrichten -
Industriestrategie fiir Mecklenburg-Vorpommern erarbeiten
- Drucksache 7/4743 -

e 84. Landtagssitzung am 11.03.2020: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Maoglichkeiten und Herausforderungen bei der Riickfiihrung privater
Krankenhauser bzw. einzelner Bereiche in 6ffentliche Tragerschaft

- Drucksache 7/4742 -

e 35 Landtagssitzung am 12.03.2020: Ablehnung des Antrages in namentlicher
Abstimmung
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Landespolitik auf nachhaltige Unterstiitzung
aller strukturell benachteiligten Regionen ausrichten
- Drucksache 7/4746 -

e 385, Landtagssitzung am 12.03.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Kein Tourismusland Nummer Null werden -
Tourismus und Gastgewerbe mit AugenmaB 6ffnen
- Drucksache 7/4924 -

e 39, Landtagssitzung am 14.05.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Abteilung Gyndkologie und Geburtshilfe am Krankenhaus Crivitz erhalten -
Landkreis Ludwigslust-Parchim bei der Re-Kommunalisierung unterstiitzen
- Drucksache 7/4932 -

e 90. Landtagssitzung am 15.05.2020: Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4962, Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Maskenpflicht beim Einkauf aufheben
- Drucksache 7/4926 -

® 90. Landtagssitzung am 15.05.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Wiederbelebung des Handels durch Sonntagsoffnungen
- Drucksache 7/4901 -

e 90. Landtagssitzung am 15.05.2020: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mecklenburg-Vorpommern als Land der guten Arbeit —
Befristete Beschaftigung zuriickdrangen

- Drucksache 7/5004 -

e 91, Landtagssitzung am 10.06.2020: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Innovationsforderung transparent und mit Werbecharakter gestalten -
turnusmaBige Férderberichte publizieren

- Drucksache 7/5263 -

e 06. Landtagssitzung am 27.08.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Rettungspaket fiir Kinder- und Jugendiibernachtungsstatten schniiren
- Drucksache 7/5274 -

e 96. Landtagssitzung am 27.08.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Situation der MV Werften
- Drucksache 7/5312 -

e 96. Landtagssitzung am 27.08.2020: Beratung in Verbindung mit dem Antrag der
Fraktionen der SPD und CDU auf Drucksache 7/5322 sowie dem Antrag der Fraktion
DIE LINKE auf Drucksache 7/5315, Ablehnung des Antrages auf Drucksache 7/5312

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Perspektiven der Standorte der MV Werften in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/5315 -

e 96. Landtagssitzung am 27.08.2020: Beratung in Verbindung mit dem Antrag der
Fraktionen der SPD und CDU auf Drucksache 7/5322 sowie dem Antrag der Fraktion der
AfD auf Drucksache 7/5312, Ablehnung des Antrages auf Drucksachen 7/5315
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- Antrag der Fraktion der AfD
Alle coronabedingten Verbote aufheben
- Drucksache 7/5354 -

e 98.Landtagssitzung am 24.09.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Versorgungssicherheit verbessern — Impfgipfel durchfiihren
- Drucksache 7/5360 -

e 98. Landtagssitzung am 24.09.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Qualitat im Wohnmobiltourismus steigern
- Drucksache 7/5455 -

e 101. Landtagssitzung am 29.10.2020: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Diskriminierung bei Blutspenden beenden
- Drucksache 7/5456 -

e 101.Landtagssitzung am 29.10.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Keine Maskenpflicht fiir Kinder
- Drucksache 7/5448 -

e 102. Landtagssitzung am 30.10.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Corona-MaB3nahmen auflockern - Strategiewechsel
fiir Mecklenburg-Vorpommern vollziehen
- Drucksache 7/5584 -

e 103. Landtagssitzung am 27.11.2020: Ablehnung des Antrages



Die Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern im Uberblick

Antrag der Fraktion der AfD

Corona ernst nehmen - Eigenverantwortung starken -
Obrigkeitsstaat zuriickfahren - Weihnachtstradition schiitzen
- Drucksache 7/5666 -

e 107.Landtagssitzung am 15.12.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Weitere MaBnahmen zur Bekdmpfung der Corona-Pandemie -
sicher, nachvollziehbar und verlasslich

- Drucksache 7/5760 -

® 109. Landtagssitzung am 21.01.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Fiir einen Strategiewechsel in der Corona-Politik:
Lockdown beenden, Risikogruppen schiitzen

- Drucksache 7/5762 -

® 109. Landtagssitzung am 21.01.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Zusagen einhalten - Wirtschaftshilfen schnell und unbiirokratisch auszahlen
- Drucksache 7/5738 -

e 111. Landtagssitzung am 28.01.2021: Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/5783, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Freiwilligkeit schiitzen - keine mittelbare Impfpflicht zulassen
- Drucksache 7/5731 -

e 111.Landtagssitzung am 28.01.2021: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Lockdown-Zwischenbilanz - Strategiewechsel erforderlich
- Drucksache 7/5814 -

e 112 Landtagssitzung am 11.02.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Den Lockdown beenden — Gesamtbetrachtung statt Inzidenzenwillkiir
- Drucksache 7/5900 -

e 113.Landtagssitzung am 05.03.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Alle Standorte der MV Werften sichern
- Drucksache 7/5812 -

e 115, Landtagssitzung am 11.03.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Neue Impulse fiir gute Arbeit in Mecklenburg-Vorpommern setzen -
Landesvergabegesetz zielgerichtet weiterentwickeln
- Drucksache 7/5881 -

e 115. Landtagssitzung am 11.03.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Corona: Risikoindikatoren neu bewerten
- Drucksache 7/5858 -

® 116.Landtagssitzung am 12.03.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Impfangebote und Testungen dringend ausbauen -
Offnungsperspektiven entwickeln
- Drucksache 7/5973 -

e 117.Landtagssitzung am 25.03.2021: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD

Aus der Pandemieerfahrung lernen - Anti-Corona-MaBnahmen
strategisch neu ausrichten

- Drucksache 7/5974 -

e 117.Landtagssitzung am 24.09.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Entschlossen fiir den Erhalt der Majorel-Callcenter in
Schwerin, Stralsund und Neubrandenburg

- Drucksache 7/5971 -

e 119.landtagssitzung am 15.04.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Beschiftigte kiinftig besser schiitzen - Arbeits- und Gesundheitsschutz
in Bund und Land starken

- Drucksache 7/6055 -

e 122 landtagssitzung am 06.05.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Notwendige Corona-MaBBnahmen sowie Evaluierung und Schlussfolgerungen
fiir zukiinftige Strategien zur Bekampfung pandemischer Lagen

- Drucksache 7/6234 -

® 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Mecklenburg-Vorpommern aus dem Lohnkeller fiihren -
Weichen fiir die Zukunft richtig stellen

- Drucksache 7/6176 -

e 125 Landtagssitzung am 10.06.2021: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Den sozialen Frieden starken: Gemeinniitzige Arbeit
fiir Arbeitsuchende aus Asylherkunftslandern
- Drucksache 7/6164 -

e 125.Landtagssitzung am 10.06.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Welterbe in Schwerin begleiten — Bedarfe fiir Tourismus ermitteln
- Drucksache 7/6160 -

e 125. Landtagssitzung am 10.06.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Epidemiologische Auswertung des Corona-Epidemie-Verlaufs
in Mecklenburg-Vorpommern in Auftrag geben
- Drucksache 7/6167 -

e 125, Landtagssitzung am 10.06.2021: Ablehnung des Antrages

e) Landwirtschaft und Umwelt

- Antrag der Fraktion der AfD
Aufnahme des Wolfes und des Bibers in die Liste des jagdbaren Wildes
- Drucksache 7/115 -

® 6. Landtagssitzung am 25.01.2017: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Aufnahme des Kormorans und des Nandus in die Liste des jagdbaren Wildes
- Drucksache 7/130 -

e 7.landtagssitzung am 26.01.2017: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Kleine Kiistenfischerei starken - Stellnetzfischerei erhalten
- Drucksache 7/280 -

e O landtagssitzung am 09.03.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Anderung der Fangbegrenzung auf Dorsch fiir Freizeitangler
- Drucksache 7/400 -

e 10. Landtagssitzung am 05.04.2017: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Fiir eine gerechte Bodenpolitik in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/409 -

e 11.Landtagssitzung am 06.04.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Schachtungsverbot in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/536 -

e 12 Landtagssitzung am 17.05.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Aufhebung der Fangbegrenzung auf Dorsch fiir Freizeitangler
- Drucksache 7/776 -

e 17.Landtagssitzung am 13.07.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der BMV

Sicherung der Leistungs- und Wettbewerbsfahigkeit der Landwirtschaft/
Struktur erhalten - Héfeordnung in Mecklenburg-Vorpommern einfiihren
- Drucksache 7/1135 -

e 22 Landtagssitzung am 19.10.2017: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Komoranverordnung ausweiten - Fischbestande und Fischerei besser schiitzen
- Drucksache 7/1200 -

e 23 landtagssitzung am 15.11.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der BMV
Afrikanische Schweinepest bekampfen:
Zeitlich begrenzte Anderungen im Landesjagdrecht
- Drucksache 7/1207 -

e 23 Landtagssitzung am 15.11.2017: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Nein zu Glyphosat
- Drucksache 7/1327 -

e D5 landtagssitzung am 13.12.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der BMV
Forderung von mehrjahrigen Bliihstreifen und -flaichen
- Drucksache 7/1807-

® 32, Landtagssitzung am 15.03.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der BMV
Fiir eine Neuregelung im Umgang mit dem Wolf einsetzen
- Drucksache 7/1808 -

e 33, Landtagssitzung am 16.03.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der BMV
Schutzzeit von Vogelbrutstatten
- Drucksache 7/1813 -

e 32 landtagssitzung am 15.03.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Lebensmittelverpackungen reduzieren
- Drucksache 7/1824 -

e 33 Landtagssitzung am 16.03.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Heimische Fischerei erhalten - Verpachtung von Landesgewdssern
an ortsansassige Fischer

- Drucksache 7/1990 -

e 34 |landtagssitzung am 25.04.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der BMV
Bundesratsinitiative zur Uberarbeitung des § 35 Baugesetzbuch
- Drucksache 7/2149 -

e 37.Landtagssitzung am 30.05.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Herkunftsbezeichnungen schiitzen lassen
- Drucksache 7/2237 -

e 42 Landtagssitzung am 29.06.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Einfliihrung einer steuerfreien Risikoausgleichsriicklage fiir Landwirte
- Drucksache 7/2560 -

in Verbindung mit

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Steuerfreie Risikoausgleichsriicklage fiir Landwirtschaftsbetriebe ermoglichen
- Drucksache 7/2569 -

e 44 |Landtagssitzung am 13.09.2018: Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion der BMV auf Drucksache 7/2622, Ablehnung der Antrédge

Antrag der Fraktion der BMV
Robbenpopulation untersuchen
- Drucksache 7/2562 -

® 44 Landtagssitzung am 13.09.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der BMV
Neuregelung beim Umgang mit dem Wolf
- Drucksache 7/2817 -

e 50. Landtagssitzung am 22.11.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV

Insektenforschung ernst nehmen: Insektenstudie fiir Mecklenburg-Vorpommern
auf den Weg bringen

- Drucksache 7/2906 -

e 53. Landtagssitzung am 13.12.2018: Beratung in Verbindung mit dem Antrag der
Fraktionen der SPD und CDU auf Drucksache 7/2910, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Hygieneampel fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/3245 -

® 60. Landtagssitzung am 15.03.2019: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
,Kostenstatistik Wolf” erstellen
- Drucksache 7/3249 -

e 59 Landtagssitzung am 14.03.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Wolfsmanagement - Ergebnisse der Genanalysen veroffentlichen
- Drucksache 7/3387-

e 61.Landtagssitzung am 10.04.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Landwege - erhalten und wiederherstellen
- Drucksache 7/3390 -

e 62 Landtagssitzung am 11.04.2019: Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion Freie Wahler/BMV auf Drucksache 7/3459, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Heimat bewahren - kleine Kiistenfischerei erhalten
- Drucksache 7/3589 -

® 65. Landtagssitzung am 23.05.2019: Der Anderungsantrag auf Drucksache 7/3653
wurde vom Antragsteller zurlickgezogen. Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Insektenschutz gewahrleisten: Steingarten eindammen
- Drucksache 7/3603 -

e 65, Landtagssitzung am 23.05.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Lebensmittelverschwendung stoppen
- Drucksache 7/3596 -

® 66. Landtagssitzung am 24.05.2019: Ablehnung der Ziffer | und
der Ziffern Il Nummern 1 bis 3 des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Umwelt- und Tierschutz ernst nehmen: Forschung vorantreiben
- Drucksache 7/3715 -

® 69. Landtagssitzung am 21.06.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Forderung von WiederaufforstungsmafBnahmen
- Drucksache 7/4024 -

e 71.Landtagssitzung am 05.09.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mecklenburg-Vorpommern aktiv fiir den Klimaschutz
- Drucksache 7/4018 -

e 71.Landtagssitzung am 05.09.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV

Erarbeitung konkreter Moglichkeiten der Unterstiitzung im Hinblick auf
die Verpachtung der Schweinestrecke im Schlachthof Teterow

- Drucksache 7/4023 -

e 72.landtagssitzung am 06.09.2019: Beratung in Verbindung mit dem Antrag der
Fraktionen der CDU und SPD auf Drucksache 7/4031, Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion Freie Wahler/BMV
auf Drucksache 7/4123, Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Umweltschutz gewahrleisten - Deponie lhlenberg wie geplant weiterbetreiben
- Drucksache 7/4294 -

e 77.Landtagssitzung am 15.11.2019: Beratung in Verbindung mit der Unterrichtung
durch den Finanzminister auf Drucksache 7/4243, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Waldmehrungsprogramm fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/4447 -

e 78. Landtagssitzung am 11.12.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Bestandsregulierung des Wolfes ermdéglichen
- Drucksache 7/4441 -

e 30. Landtagssitzung am 13.12.2019: Beratung in Verbindung mit der Aussprache gemaf3
§ 43 Nummer 2 GO LT zum Thema, Aktuelle Entwicklungen beim Umgang
mit der Wolfspopulation in Mecklenburg-Vorpommern bertcksichtigen’,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Grundwassermessstellennetz in Mecklenburg-Vorpommern ausbauen
- Drucksache 7/4625 -

e 82. Landtagssitzung am 30.01.2020: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Tierschutz auf der Weide
- Drucksache 7/4735 -

e 384 Landtagssitzung am 11.03.2020: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Anderung der Pachtvertrige fiir landeseigene Flichen - Landtag beteiligen
- Drucksache 7/4961 -

e 91.Landtagssitzung am 10.06.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Tierleid beenden - Lebendtiertransporte begrenzen
- Drucksache 7/5007 -

® 92, Landtagssitzung am 11.06.2020: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

30 Jahre Nationalparks in Mecklenburg-Vorpommern -
Erfolg und Verpflichtung zugleich

- Drucksache 7/4933 -

e 92 landtagssitzung am 11.06.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Rechtsstaat durchsetzen — Greenpeace in die Schranken weisen
- Drucksache 7/5264 -

® 95, Landtagssitzung am 26.08.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Novellierung des Landeswassergesetzes - Elektromobilitdt auf Gewassern
- Drucksache 7/5265 -

e 95.landtagssitzung am 26.08.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Zukunft der Kutter- und Kiistenfischerei sichern
- Drucksache 7/5272 -

e 95, Landtagssitzung am 26.08.2020: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Forschungsauftrag Fischbestande
- Drucksache 7/5443 -

e 101. Landtagssitzung am 29.10.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Kostenlose Bereitstellung des Hochprazisen Echtzeit-Positionierungs-Service

- Drucksache 7/5588 -

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Weidetierhaltung zukunftssicher machen
- Drucksache 7/5733 -

e 110. Landtagssitzung am 27.01.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Kooperation statt Verbote - Insektenschutz und Landwirtschaft verbinden
- Drucksache 7/5852 -

e 115.Landtagssitzung am 11.03.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Wertschopfung im Land halten - Erndhrungswirtschaft starken
- Drucksache 7/6159 -

e 125 Landtagssitzung am 10.06.2021: Ablehnung des Antrages
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f) Bildung, Wissenschaft und Kultur

- Antrag der Fraktion der AfD
Namensanderung Ernst-Moritz-Arndt-Universitat Greifswald
- Drucksache 7/285 -

e 8. Landtagssitzung am 08.03.2017: Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/347, Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Schiilerbeforderung in Mecklenburg-Vorpommern neu regeln
- Drucksache 7/399 -

e 10. Landtagssitzung am 05.04.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Transparenz schaffen - Kulturbericht auf den Weg bringen
- Drucksache 7/405 -

e 10. Landtagssitzung am 05.04.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Aufnahme des literarischen Nachlasses von Fritz Reuter
in die Liste des Weltdokumentenerbes der UNESCO
- Drucksache 7/537 -

e 13.Landtagssitzung am 18.05.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Lehrkréftegewinnung fiir den landlichen Raum starken
- Drucksache 7/547 -

® 14, Landtagssitzung am 19.05.2017: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Denkmaler erhalten — Notsicherungsfonds fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/777(neu) -

e 16. Landtagssitzung am 12.07.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Sicherung der Pommernakten in Greifswald
- Drucksache 7/1045 -

e 19. Landtagssitzung am 27.09.2017: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Studentisches Wohnen erleichtern - Wohnheimplatze schaffen
- Drucksache 7/1128 -

e 22 Landtagssitzung am 19.10.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Mut zur Wahrheit - Bildungsstand und Sprachausbildung der Migranten validieren
- Drucksache 7/1577 -

e 30. Landtagssitzung am 26.01.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Guthauser erhalten - Denkmalschutz konsequent umsetzen
- Drucksache 7/1579 -

e 29. Landtagssitzung am 25.01.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

»~Gendergerechte” Sprache auch in Mecklenburg-Vorpommern
nach franzésischem Vorbild ausstreichen

- Drucksache 7/1580 -

e 28 Landtagssitzung am 24.01.2018: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE

Lehrermangel beheben - Ausbildungsbedingungen
fiir kiinftige Lehrkréfte verbessern

- Drucksache 7/1589 -

e 30. Landtagssitzung am 26.01.2018: Ablehnung der Ziffer | und der Ziffer Il Nummern 1
bis 4 des Antrages

Antrag der Fraktion der BMV
Sonderprogramm zur Férderung von Auszubildenden
- Drucksache 7/1595 -

e 29, Landtagssitzung am 25.01.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Namensgebung der Universitat Greifswald respektieren
- Drucksache 7/1663 -

e 28.landtagssitzung am 24.01.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Demokratieerklarung fiir Mecklenburg-Vorpommern einfiihren
- Drucksache 7/1806 -

e 31.landtagssitzung am 14.03.2018: Ablehnung des Antrages in namentlicher
Abstimmung

Antrag der Fraktion der AfD
Land bester Bildung: Lehrermangel in Mecklenburg-Vorpommern beheben
- Drucksache 7/1988 -

® 36, Landtagssitzung am 27.04.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des
Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE

Arbeitsbedingungen fiir Lehrerinnen und Lehrer an Grundschulen verbessern -

Lehrkrifte angemessen vergiiten
- Drucksache 7/1995 -

e 36. Landtagssitzung am 27.04.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der BMV
Digitalisierung an Schulen vorantreiben — Notentransparenz erhhen
- Drucksache 7/2004 -

e 35 Landtagssitzung am 26.04.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Rahmenlehrplan Deutsche Gebardensprache erstellen
- Drucksache 7/2238 -

e 41 Landtagssitzung am 28.06.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Lehrermangel in Mecklenburg-Vorpommern beheben -
Attraktivitat des Lehrerberufs erh6hen

- Drucksache 7/2240 -

e 41, Landtagssitzung am 28.06.2018: Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion

der AfD auf Drucksache 7/2307, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der BMV

Evaluierung der Regionalen Schule sowie der schulartunabhdngigen
Orientierungsstufe in Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/2243 -

e 40. Landtagssitzung am 27.06.2018: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der BMV
Einflihrung eines Schiilertickets in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/2245 -

e 41, Landtagssitzung am 28.06.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Gesiindere Familien - Dritte Schulsportstunde fiir alle Klassen einfiihren
- Drucksache 7/2557 -

e 43 Landtagssitzung am 12.09.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der BMV
Qualitat des Unterrichtsniveaus sichern - Umfangreiche Grundqualifizierung
fiir Seiteneinsteiger
- Drucksache 7/2563 -

® 43, Landtagssitzung am 12.09.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/2614,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der DIE LINKE
Aufgaben und Zusammensetzung der,,Kommission Universitatsmedizin 2020+
- Drucksache 7/2568 -

u

e 44 |andtagssitzung am 13.09.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Lehrerinnen und Lehrer an Grundschulen gerecht vergiiten
- Drucksache 7/2571 -

e 43 landtagssitzung am 12.09.2018: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der BMV
Dokumentation der Schwimmf&higkeit im Grundschulzeugnis
- Drucksache 7/2686 -

e 48 Landtagssitzung am 26.10.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der BMV
Qualitat der Rechtschreibung an unseren Grundschulen sicherstellen
- Drucksache 7/2688 -

e 47.Landtagssitzung am 25.10.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Qualitat der Lehramtsausbildung umgehend verbessern
- Drucksache 7/2742 -

e 49 Landtagssitzung am 21.11.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Verantwortung fiir das Mecklenburgische Staatstheater konsequent wahrnehmen
- Drucksache 7/2865 -

e 53 Landtagssitzung am 13.12.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Privatschulen zur Einhaltung des Beutelsbacher Konsenses anhalten
- Drucksache 7/2901 -

e 53 Landtagssitzung am 13.12.2018: Ablehnung der Ziffern 1 und 2 des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Computerspielsucht - Praventionsarbeit an Schulen erh6hen
- Drucksache 7/2908 -

e 53, Landtagssitzung am 13.12.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Schulabsentismus einddmmen
- Drucksache 7/3041 -

e 56.Landtagssitzung am 24.01.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Zielvereinbarungen rechtzeitig und zukunftsorientiert ausrichten -
Schwerin als Hochschulstandort beriicksichtigen
- Drucksache 7/3058 -

e 53.landtagssitzung am 13.12.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Verpflichtendes Hochschulstudium fiir Hebammen und Geburtshelfer
schnellstmdglich einfiihren und auskommlich finanzieren
- Drucksache 7/3250 -

® 59 Landtagssitzung am 14.03.2019: Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion
DIE LINKE Drucksache 7/3318, Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
»MV kann schwimmen!” - Schwimmen lernen in den Schulferien
- Drucksache 7/3251 -

e 60. Landtagssitzung am 15.03.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Kultur fiir Schiiler erlebbar gestalten - kostenfreien Eintritt in
staatliche Museen unseres Landes
- Drucksache 7/3404 -

e 61.Landtagssitzung am 10.04.2019: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE

Aufbau Ost - Schulen im léndlichen Raum sichern -
gleichwertige Lebensverhéltnisse im ganzen Land
- Drucksache 7/3402 -

® 62. Landtagssitzung am 11.04.2019: Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion
Freie Wahler/BMV auf Drucksache 7/3460, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Mehr Respekt fiir Bundeswehr
- Drucksache 7/3427 -

e 61.Landtagssitzung am 10.04.2019: Aufnahme als Zusatztagesordnungspunkt in die
Tagesordnung

e 62 Landtagssitzung am 11.04.2019: Ablehnung des mindlich vorgetragenen
Anderungsantrages, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Umgang mit den ,Fridays for Future”-Demonstrationen
- Drucksache 7/3407 -

® 63. Landtagssitzung am 12.04.2019: Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion
der AfD auf Drucksache 7/3463, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Gerechte Vergiitung von Lehrerinnen und Lehrern an Grundschulen
endlich durchsetzen

- Drucksache 7/3446 -

e 65 Landtagssitzung am 23.05.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Festival ,Fusion” - kulturelle Freiraume bewahren
- Drucksache 7/3586 -

® 66. Landtagssitzung am 24.05.2019: Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion
DIE LINKE auf Drucksache 7/3586, Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Schulgeld fiir nicht akademische Gesundheitsberufe sofort abschaffen

- Drucksache 7/3710 -

e 69. Landtagssitzung am 21.06.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Kultur fiir Schiiler erlebbar gestalten - kostenfreier Eintritt in
die Museen unseres Landes
- Drucksache 7/3712 -

e 68. Landtagssitzung am 20.06.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mecklenburg-Vorpommern aktiv fiir den Klimaschutz
- Drucksache 7/4018 -

e 71.Landtagssitzung am 05.09.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Qualifizierungsoffensive fiir Seiteneinsteiger zur Sicherung des Unterrichtsniveaus

- Drucksache 7/4025 -

e 71.Landtagssitzung am 05.09.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4118,

Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Patenschaft fiir das Mausoleum Bliichers
- Drucksache 7/4297 -

e 76.landtagssitzung am 14.11.2019: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD

Juristennachwuchs in Mecklenburg-Vorpommern sicherstellen -
fiir eine zukunftsfahige Justiz

- Drucksache 7/4306 -

e 76.Landtagssitzung am 14.11.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Azubi-Ticket Mecklenburg-Vorpommern sofort auf den Weg bringen
- Drucksache 7/4624 -

e 32 Landtagssitzung am 30.01.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktionen DIE LINKE

75 Jahre nach der Befreiung Deutschlands vom Faschismus -
Geschichtsbewusstsein der Schiilerinnen und Schiiler starken
- Drucksache 7/4745 -

e 85. Landtagssitzung am 12.03.2020: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Rechtsstaat Mecklenburg-Vorpommern gut aufstellen - juristische Ausbildung
in Mecklenburg-Vorpommern verbessern

- Drucksache 7/4747 -

e 384 Landtagssitzung am 11.03.2020: Aufnahme als Zusatztagesordnungspunkt in die
Tagesordnung
e 35, Landtagssitzung am 12.03.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Coronabedingten Unterrichtsausfall kompensieren
- Drucksache 7/4922 -

e 389.landtagssitzung am 14.05.2020: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Studierende brauchen Unterstiitzung - Nothilfefonds auflegen
- Drucksache 7/4931 -

e 389 Landtagssitzung am 14.05.2020: Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4966, Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Forderschulen fiir alle Forderschwerpunkte erhalten
- Drucksache 7/5002 -

e 91.Landtagssitzung am 10.06.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Maskenpflicht an Schulen aufheben
- Drucksache 7/5266 -

® 96. Landtagssitzung am 27.08.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Einschrankungen an Schulen in coronafreien Schuleinzugsbereichen aufheben
- Drucksache 7/5355 -

e 98.Landtagssitzung am 24.09.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Sanierungsstau an Schulen beenden - Schulbauprogramm auflegen
- Drucksache 7/5359 -

e 98, Landtagssitzung am 24.09.2020: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Finanzielle Hilfen fiir Studenten bei verlangerter Regelstudienzeit gemaftl
Anderung des Landeshochschulgesetzes vom 28. September 2020
- Drucksache 7/5447 -

® 102. Landtagssitzung am 30.10.2020: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Kitas und Schulen wieder 6ffnen
- Drucksache 7/5728 -

e 110. Landtagssitzung am 27.01.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Lehrermangel in Mecklenburg-Vorpommern beheben
- Drucksache 7/5729 -

e 111.Landtagssitzung am 28.01.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Lernriickstande an Schulen aufholen, Nachteile fiir Schiiler vermeiden
- Drucksache 7/5856 -

e 115 Landtagssitzung am 11.03.2021: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Novelle des Denkmalschutzgesetzes endlich angehen
- Drucksache 7/5939 -

e 119.Landtagssitzung am 15.04.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Kiinstlerinnen und Kiinstler unterstiitzen - Perspektiven fiir Vor- und Nachlasse finden
- Drucksache 7/5940 -

e 122 landtagssitzung am 06.05.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Unsere Soldaten ehren - Nationaldenkmal fiir Gefallene der Bundeswehr
- Drucksache 7/5958 -

e 118.Landtagssitzung am 14.04.2021: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Zulassungsbeschrankung fiir das Lehramtsstudium abschaffen
- Drucksache 7/6053 -

e 122 Landtagssitzung am 06.05.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Kulturelle Identitat bewahren und fordern - eine Akademie fiir Sprache und Kultur
in Mecklenburg-Vorpommern griinden
- Drucksache 7/6157 -

e 126.Landtagssitzung am 11.06.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Starkung des Faches Niederdeutsch an allgemeinbildenden Schulen
- Drucksache 7/6158 -

® 126.Landtagssitzung am 11.06.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Welterbe in Schwerin begleiten — Bedarfe fiir Tourismus ermitteln
- Drucksache 7/6160 -

e 125, Landtagssitzung am 10.06.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Studenten den Kauf des, AzubiTicket MV* ermdglichen
- Drucksache 7/6166 -

e 125.Landtagssitzung am 10.06.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Konzept fiir die Schule nach der Pandemie gemeinsam entwickeln
- Drucksache 7/6178 -

e 126.Landtagssitzung am 11.06.2021: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Ausbildungsférderung an Realitdten anpassen -
BAfoG endlich grundlegend reformieren
- Drucksache 7/6179 -

e 126.landtagssitzung am 11.06.2021: Ablehnung des Antrages

g) Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
JInfrastrukturgesellschaft Verkehr” ablehnen -
verkehrspolitische Geisterfahrt beenden
- Drucksache 7/78 -

e 4 |andtagssitzung am 08.12.2016: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Uberpriifung der Betriebssicherheit von Windkraftanlagen
- Drucksache 7/140 -

e 6. Landtagssitzung am 25.01.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mehr freies WLAN fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/288 -

e 3. landtagssitzung am 08.03.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Abschaltung von Windkraftanlagen des Typs,,DeWind D4/48-600"
- Drucksache 7/284 -

e O landtagssitzung am 09.03.2017: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Strompreisbremse fiir Endverbraucher
- Drucksache 7/402 -

e 11.landtagssitzung am 06.04.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Radverkehr stiarken — Gesamtnetz Radverkehr entwickeln
- Drucksache 7/407 -

e 11.Landtagssitzung am 06.04.2017: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Strom muss bezahlbar bleiben
- Drucksache 7/542 -

e 12.landtagssitzung am 17.05.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Einheitliche Abstandsregelung zwischen Windeignungsgebieten
in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/538 -

e 13.landtagssitzung am 18.05.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Windenergieerlass Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/778 -

e 18.Landtagssitzung am 14.07.2017: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD

Erhalt der Bahnstrecke von Stralsund nach Barth und gleichzeitige Wiederbelebung
der Dar3-Bahn fiir eine bessere Anbindung und mehr Fahrgaste

- Drucksache 7/781 -

e 18, Landtagssitzung am 14.07.2017: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/850,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Studentisches Wohnen erleichtern - Wohnheimplatze schaffen
- Drucksache 7/1128 -

e 22 landtagssitzung am 19.10.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Richtlinie ,Wohnungsbau Sozial” @ndern
- Drucksache 7/1329 -

e 27.Landtagssitzung am 15.12.2017: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Bundesratsinitiative zur Wiedereinfiihrung der Landeréffnungsklausel
in § 249 Absatz 3 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB)

- Drucksache 7/1578 -

e 29 Landtagssitzung am 25.01.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Menschenleben besser schiitzen, Bahnverkehr stabiler machen - Gleisbettung und
Oberleitungen endlich wirksam vor Sturmschaden schiitzen

- Drucksache 7/1805 -

e 32 landtagssitzung am 15.03.2018: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Ganzheitliches integriertes Verkehrskonzept fiir Usedom
- Drucksache 7/1827 -

e 33, Landtagssitzung am 16.03.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Weichen stellen fiir kiinftige Finanzierung des
Offentlichen Personennahverkehrs (OPNV)
- Drucksache 7/1996 -

e 34 Landtagssitzung am 25.04.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der BMV
Bundesratsinitiative zur Uberarbeitung des § 35 Baugesetzbuch
- Drucksache 7/2149 -

e 37.Landtagssitzung am 30.05.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der BMV
Einfliihrung eines Schiilertickets in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/2245 -

in Verbindung mit

Antrag der Fraktion der Fraktion DIE LINKE

Freie Fahrt mit Bus und Bahn fiir Kinder und Jugendliche
mit dem Mobi-Pass - Initialziindung fiir den Nahverkehr
- Drucksache 7/2250 -

® 41, Landtagssitzung am 28.06.2018: Ablehnung der Uberweisung der Antrége,
Ablehnung der Antrége
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Antrag der Fraktion der AfD
Einheitliche Bewertung des Zustandes der Kreisstra3en
- Drucksache 7/2239 -

o 42 Landtagssitzung am 29.06.2018: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie auch in Mecklenburg-Vorpommern umsetzen
- Drucksache 7/2674 -

e 46, Landtagssitzung am 24.10.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Soziale Wohnraumférderung des Landes aufstocken und langfristig sichern
- Drucksache 7/2675 -

e 47.Landtagssitzung am 25.10.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Familien entlasten - Senkung der Grunderwerbsteuer
- Drucksache 7/2672 -

e 47 Landtagssitzung am 25.10.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Bundesratsinitiative zur Abschaffung der Privilegierung fiir Windenergie
- Drucksache 7/2745 -

in Verbindung mit

Antrag der Fraktion der BMV
Privilegierung von Windkraftanlagen abschaffen
- Drucksache 7/2819 -

® 49 Landtagssitzung am 21.11.2018: Ablehnung der Ziffern 1 bis 4 des Antrages auf
Drucksache 7/2745, Ablehnung des Antrages auf Drucksache 7/2819
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Potenziale der Solarenergie endlich auch in Mecklenburg-Vorpommern nutzen
- Drucksache 7/2810 -

e 49 landtagssitzung am 21.11.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Endlich machen - Landesgebaude mit 6ffentlichem WLAN ausstatten
- Drucksache 7/2809 -

e 50. Landtagssitzung am 22.11.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Verkehrssicherheit erh6hen - Null-Promille-Grenze einfiihren
- Drucksache 7/2907 -

o 54 Landtagssitzung am 14.12.2018: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/2978,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Aufbau Ost - Digitalisierung in Mecklenburg-Vorpommern vorantreiben
- Drucksache 7/2896 -

® 54 Landtagssitzung am 14.12.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Aufbau Ost — mehr Bahn braucht das Land
- Drucksache 7/3053 -

e 55 Landtagssitzung am 23.01.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Sicherheit der Menschen gewahrleisten: Windkraftanlagen strenger kontrollieren
- Drucksache 7/3051 -

® 55 Landtagssitzung am 23.01.2019: Ablehnung der Uberweisung, Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD

Teure Strompreise: ,Nein danke!” - Entlastung fiir einkommensschwache
Haushalte in Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/3043 -

e 57.Landtagssitzung am 25.01.2019: Ablehnung des Antrages
Antrag der Fraktion der AfD

Landwege - erhalten und wiederherstellen
- Drucksache 7/3390 -

e 62 Landtagssitzung am 11.04.2019: Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion Freie Wahler/BMV auf Drucksache 7/3459, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Energiewende marktwirtschaftlich gestalten
- Drucksache 7/3391 -

e 62 Landtagssitzung am 11.04.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Bahntrassen Parchim-Malchow und Plau am See-Giistrow bewahren
- Drucksache 7/3442 -

in Verbindung mit

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Reguladren Bahnbetrieb auf der Strecke Parchim-Malchow wieder aufnehmen
- Drucksache 7/3445 -

e 63, Landtagssitzung am 12.04.2019: Ablehnung der Antrage

Antrag der Fraktion der AfD
Erhaltungsmanagement fiir KreisstraBen nach einheitlichen MaB3staben
- Drucksache 7/3585 -

e 64, Landtagssitzung am 22.05.2019: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Moratorium fiir Genehmigungen von Windenergieanlagen in
Mecklenburg-Vorpommern zum Schutz von Mensch und Natur
- Drucksache 7/3592 -

e 65. Landtagssitzung am 23.05.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Planungshoheit der Gemeinden bei Windenergieanlagen starken
- Drucksache 7/3605 -

e 65. Landtagssitzung am 23.05.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Chancen fiir das Radland Mecklenburg-Vorpommern erhéhen -
Entwicklung des Radverkehrs beschleunigen
- Drucksache 7/3598 -

® 65, Landtagssitzung am 23.05.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Baukindergeld Plus
- Drucksache 7/3602 -

® 65. Landtagssitzung am 23.05.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Energiewende endlich sozial gestalten
- Drucksache 7/3597 -

e 65. Landtagssitzung am 23.05.2019: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD
Optimierung des OPNV durch einen Verkehrsverbund Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/3702 -

e 68. Landtagssitzung am 20.06.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Programm zur Reaktivierung von Eisenbahnstrecken auflegen
- Drucksache 7/3671 -

e 68.Landtagssitzung am 20.06.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mecklenburg-Vorpommern aktiv fiir den Klimaschutz
- Drucksache 7/4018 -

e 71.Landtagssitzung am 05.09.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Stilllegung von Bahnstrecken stoppen
- Drucksache 7/4019 -

e 72 landtagssitzung am 06.09.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Vollstandiger Riickbau und Entsorgung von Windenergieanlagen
- Drucksache 7/4298 -

e 77.Landtagssitzung am 15.11.2019: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Bahnverkehr starken - Stilllegungen abwenden und Siidbahn retten
- Drucksache 7/4341 -

e 30.landtagssitzung am 13.12.2019: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Azubi-Ticket Mecklenburg-Vorpommern sofort auf den Weg bringen
- Drucksache 7/4624 -

e 382.landtagssitzung am 30.01.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Freifunkinitiativen besser unterstiitzen
- Drucksache 7/4627 -

e 33, Landtagssitzung am 31.01.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Moratorium Windkraft
- Drucksache 7/4999 -

e 92 landtagssitzung am 11.06.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
VerhéltnismaBigkeit wiederherstellen - BuBgeldkatalog-Verordnung @ndern
- Drucksache 7/5000 -

e 93, Landtagssitzung am 12.06.2020: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Novellierung des Landeswassergesetzes - Elektromobilitdt auf Gewassern
- Drucksache 7/5265 -

e 95, Landtagssitzung am 26.08.2020: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Potenziale nutzen - Pflicht zum Bau von Solaranlagen einfiihren
- Drucksache 7/5273 -

e 97.landtagssitzung am 23.09.2020: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Sanierungsstau an Schulen beenden - Schulbauprogramm auflegen
- Drucksache 7/5359 -

e 98. Landtagssitzung am 24.09.2020: Ablehnung der Uberweisung,
Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Sondervergiitungsklasse fiir Giillevergarung weiterentwickeln
- Drucksache 7/5444-

e 101. Landtagssitzung am 29.10.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Keine EEG-Novelle in der geplanten Form - keine Okodiktatur durch die Hintertiir
- Drucksache 7/5439 -

e 102. Landtagssitzung am 30.10.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Reform fiir guten Nahverkehr und seiner Finanzierung vorbereiten
- Drucksache 7/5594 -

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/5657, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Schaffung eines Verkehrsverbundes fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/5590 -

e 106. Landtagssitzung am 11.12.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Blackout verhindern - Stromversorgung sichern
- Drucksache 7/5730 -

e 111.Landtagssitzung am 28.01.2021: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
CO,-Steuer abschaffen - Biirger entlasten
- Drucksache 7/5732 -

e 111.Landtagssitzung am 28.01.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
E-Mobilitat sicher gestalten — Brandbekampfung gewéhrleisten
- Drucksache 6/5853 -

e 115.Landtagssitzung am 11.03.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Umuweltschutz ernst nehmen - Green-Deal und
damit verbundene Kampagnen beenden
- Drucksache 7/5961 -

® 119.Landtagssitzung am 15.04.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Karow als Bahnkreuz reaktivieren - durchgéangige Siidbahn und
landeriibergreifende Regionalbahn gemeinsam mit Brandenburg einrichten
- Drucksache 7/6175 -

® 126.Landtagssitzung am 11.06.2021: Ablehnung des Antrages

h) Soziales, Integration und Gleichstellung

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Schulsozialarbeiter nicht im Regen stehen lassen -
Konzept zur dauerhaften Sicherung der Schulsozialarbeit in
Mecklenburg-Vorpommern unverziiglich vorlegen
- Drucksache 7/41 -

® Beschluss in der 4. Landtagssitzung am 08.12.2016: Beratung in Verbindung mit dem
Antrag der Fraktionen der SPD und CDU auf Drucksache 7/85, Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mehr Erzieherinnen und Erzieher - Jetzt!
- Drucksache 7/290 -

e 8 Landtagssitzung am 08.03.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Gleichstellung von Frauen und Mannern uberall -
Gleichstellungspolitisches Rahmenprogramm endlich vorlegen
- Drucksache 7/289 -

e 4 Landtagssitzung am 09.03.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Familien durch Darlehen gezielt férdern
- Drucksache 7/403 -

e 11.Landtagssitzung am 09.03.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Sozial - Gerecht - Jetzt
- Drucksache 7/408 -

e 11.Landtagssitzung am 06.04.2017: Ablehnung der Ziffern |, I Nummer 1 bis 7 und lll
des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Konzeption zur Férderung der Integration von Migrantinnen und
Migranten in Mecklenburg-Vorpommern weiterentwickeln

- Drucksache 7/543 -

e 12 Landtagssitzung am 17.05.2017: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Aktionsplan gegen Kinderarmut umgehend auflegen
- Drucksache 7/786 -

e 17 Landtagssitzung am 13.07.2017: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Rentenungerechtigkeit beseitigen
- Drucksache 7/787 -

e 18.Landtagssitzung am 14.07.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Kostenfreie Kindertagesbetreuung schrittweise einfiihren
- Drucksache 7/1047 -

e 20.landtagssitzung am 28.09.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Handlungsempfehlungen der Enquete-Kommission umsetzen - Neues
Landesprogramm ,Alter werden in Mecklenburg-Vorpommern” entwickeln
- Drucksache 7/1048 -

e 20.landtagssitzung am 28.09.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Umfassende Schwangerschaftsberatung gewahrleisten - § 219a StGB abschaffen
- Drucksache 7/1050 -

e 25 landtagssitzung am 13.12.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Eltern bei der Kinderbetreuung wirksam entlasten
- Drucksache 7/1590 -

e 28.landtagssitzung am 24.01.2017: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Politische Verantwortung fiir Rentengerechtigkeit wahrnehmen
- Drucksache 7/1586 -

e 28.landtagssitzung am 24.01.2017: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE

Mut zur Wahrheit - Betreuungsrealitdt von unbegleiteten
minderjahrigen Ausldandern offenlegen

- Drucksache 7/1576 -

e 30. Landtagssitzung am 26.01.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Fachkraftemangel von Erzieherinnen und Erziehern entgegenwirken
- Drucksache 7/1825 -

e 31 Landtagssitzung am 14.03.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
UN-Behindertenrechtskonvention auf allen Ebenen umsetzen
- Drucksache 7/1993 -

e 35, Landtagssitzung am 26.04.2018: Ablehnung der Uberweisung
der Ziffer Il Nummer 3 des Antrages, Ablehnung der Ziffer | und
der Ziffer Il Nummern 1 bis 3 des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Soziale Hilfsprojekte in Mecklenburg-Vorpommern dauerhaft sichern
- Drucksache 7/1994 -

e 35 Landtagssitzung am 26.04.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Riickkehrrecht auf Vollzeit nach der Eltern- und Pflegezeit gesetzlich verankern
- Drucksache 7/1986 -

e 36. Landtagssitzung am 27.04.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Kinderschutz auf Kinder- und Jugendreisen verbindlich regeln
- Drucksache 7/1997 -

e 36. Landtagssitzung am 27.04.2018: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Armutsberichterstattung fiir Mecklenburg-Vorpommern einfithren und
durch einen Beirat begleiten lassen - Armut wirksam bekampfen
- Drucksache 7/1998 -

e 36. Landtagssitzung am 27.04.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Produktionsschulen zukunftsfahig machen - dauerhafte Finanzierung sichern
- Drucksache 7/2157 -

e 37.landtagssitzung am 30.05.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Kinder- und Jugendforderung in Mecklenburg-Vorpommern weiterentwickeln
- Drucksache 7/2158 -

e 38. Landtagssitzung am 31.05.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Urlaub fiir alle - Verdopplung der Unterstiitzung fiir
Familienerholungsmaf3nahmen
- Drucksache 7/2167 -

e 43 landtagssitzung am 12.09.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Sichere Existenz fiir Kinder und Jugendliche -
eigenstandige Kindergrundsicherung umgehend einfiihren
- Drucksache 7/2566 -

e 45 Landtagssitzung am 14.09.2018: Ablehnung des Antrages



Die Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern im Uberblick

205

Antrag der Fraktion der AfD

Leistungsmissbrauch verhindern: Sachleistungen
fiir Asylbewerber und Ausreisepflichtige

- Drucksache 7/2671 -

e 47 Landtagssitzung am 25.10.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Transparenz bei der Férderung der Freien Wohlfahrtspflege herstellen

- Drucksache 7/2677 -

e 47 Landtagssitzung am 25.10.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Forderung der Freien Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/2673 -

e 47 Landtagssitzung am 25.10.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Integration von Migrantinnen und Migranten nicht gefdahrden

- Drucksache 7/2678 -

e 48 Landtagssitzung am 26.10.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Selbstbestimmungsrechte von Frauen starken -
§ 219a Strafgesetzbuch abschaffen

- Drucksache 7/2807 -

e 49 Landtagssitzung am 21.11.2018: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Aufbau Ost - Rentenkiirzungen zuriicknehmen -
gesetzliche Rente endlich verbessern

- Drucksache 7/2806 -

e 50. Landtagssitzung am 22.11.2018: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
100 Jahre Frauenwahlrecht - Gleichstellung als Verfassungsauftrag umsetzen
- Drucksache 7/2808 -

e 51.landtagssitzung am 23.11.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Kinderschutz in Mecklenburg-Vorpommern voranbringen
- Drucksache 7/2897 -

® 54 Landtagssitzung am 14.12.2018: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Gesundheitsland Mecklenburg-Vorpommern starken: Fettleibigkeit
bei Kindern und Jugendlichen entgegenwirken
- Drucksache 7/3050 -

® 56. Landtagssitzung am 24.01.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Hilfesystem starken - zielgruppenspezifische Angebote fiir Manner
als Betroffene von hauslicher und sexueller Gewalt ausbauen
- Drucksache 7/3057 -

® 56. Landtagssitzung am 24.01.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Willkommen in Mecklenburg-Vorpommern - Baby-Willkommensgeschenk
- Drucksache 7/3044 -

e 57.landtagssitzung am 25.01.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Kinder- und Jugendférderungsgesetz umgehend novellieren
- Drucksache 7/3054 -

e 57.landtagssitzung am 25.01.2019: Ablehnung des Antrages



Die Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern im Uberblick

207

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Soziale Beratungsleistungen ausfinanzieren
- Drucksache 7/3056 -

e 57.landtagssitzung am 25.01.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Gemeinsame soziale Standards fiir alle Europaerinnen und Europaer

- Drucksache 7/3055 -

e 59 Landtagssitzung am 14.03.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Gewaltschutz ist Menschenrecht — Umsetzung der Istanbul-Konvention

voranbringen
- Drucksache 7/3243 -

e 59 Landtagssitzung am 14.03.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Geschlechtersensible Arbeit mit Gefllichteten verstarken
- Drucksache 7/3242 -

e 59 Landtagssitzung am 14.03.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Pflegepersonalbedarfsplanung fiir Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/3594 -

e 64, Landtagssitzung am 22.05.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Pflege zukunftsfest gestalten
- Drucksache 7/3587 -

e 65.Landtagssitzung am 23.05.2019: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Sozialleistungsmissbrauch bekampfen: Dokumentenpriifsysteme
fiir die Kommunen sicherstellen
- Drucksache 7/3591 -

® 66. Landtagssitzung am 24.05.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Existenzminimum sichern - Hartz IV tiberwinden
- Drucksache 7/3595 -

e 66. Landtagssitzung am 24.05.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Alternative Wege gehen - Pflegenotstand mit neuen Konzepten begegnen
- Drucksache 7/3700 -

e 67.Landtagssitzung am 19.06.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Geschlechterparitatische Besetzung von Volksvertretungen voranbringen -
Parité-Bericht fiir Mecklenburg-Vorpommern vorlegen
- Drucksache 7/3705 -

® 69. Landtagssitzung am 21.06.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Aufbau-Ost - Kinderland Mecklenburg-Vorpommern braucht
Kindergrundsicherung
- Drucksache 7/3706 -

® 69. Landtagssitzung am 21.06.2019: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Babys willkommen heif3en, traditionelle Familien starken
- Drucksache 7/4015 -

e 71.landtagssitzung am 05.09.2019: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Schwimmfdrderung fiir Kinder in Kindertagesstatten in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/4026 -

e 71.Landtagssitzung am 05.09.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Sportforderung in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/4299 -

e 76.Landtagssitzung am 14.11.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
30 Jahre Kinderrechtskonvention - Zeit fiir vollstaindige Umsetzung
- Drucksache 7/4310 -

e 77.landtagssitzung am 15.11.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Sanktionen bei Hartz IV gegen Jugendliche und Erwachsene liberpriifen,
Grundsicherung neu justieren - Normenkontrollklage einleiten

- Drucksache 7/4340 -

e 79.Landtagssitzung am 12.12.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Sogenanntes Spiel ,Original Play” in den Kindertagesstatten
in Mecklenburg-Vorpommern verbieten

- Drucksache 7/4439 -

e 79.Landtagssitzung am 12.12.2019: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Landesgeld fiir horgeschadigte Menschen in Mecklenburg-Vorpommern einfiihren
- Drucksache 7/4619 -

e 382 Landtagssitzung am 30.01.2020: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Selbstbestimmungsrechte von Frauen starken - § 219a Strafgesetzbuch streichen
- Drucksache 7/4623 -

e 382.landtagssitzung am 30.01.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Fiir unser Land und unsere Kinder - Einfiihrung eines landesweiten einheitlichen
auskdmmlichen Betreuungsschliissels in Kindertageseinrichtungen

in Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/4736 -

e 385, Landtagssitzung am 12.03.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
UN-Kinderrechtskonvention ernst nehmen -
Kinderrechte umfassend ins Grundgesetz

- Drucksache 7/4744 -

e 385, Landtagssitzung am 12.03.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Minderjahrige Fliichtlinge zligig in Mecklenburg-Vorpommern aufnehmen
- Drucksache 7/4780 -

e 385.landtagssitzung am 12.03.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Kein geringeres Elterngeld bei Teilzeitarbeit zwischen den Geburten zweier Kinder
- Drucksache 7/4919 -

e 38. Landtagssitzung am 13.03.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Pflegende Angehdorige nachhaltig unterstiitzen - bezahlte Pflegezeit einfiihren
- Drucksache 7/4930 -

e 389.landtagssitzung am 14.05.2020: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion der AfD

Fiir ein klares Familienbild - Gender-ldeologie
in Mecklenburg-Vorpommern stoppen

- Drucksache 7/5001 -

e 91, Landtagssitzung am 10.06.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD
Regelbetrieb in der Kindertagespflege unverziiglich zulassen
- Drucksache 7/4997 -

e 92 landtagssitzung am 11.06.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

UN-Kinderrechtskonvention in der Krise erst recht ernst nehmen -
Kinderrechte umfassend im Grundgesetz verankern

- Drucksache 7/5005 -

e 02 landtagssitzung am 11.06.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Kinderschutz in Mecklenburg-Vorpommern weiter verbessern
- Drucksache 7/5271 -

e 96. Landtagssitzung am 27.08.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Grundsicherung fiir Arbeitsuchende sowie im Alter und bei Erwerbsminderung
zum 1. Januar 2020 bedarfsgerecht anheben

- Drucksache 7/5362 -

e 98, Landtagssitzung am 24.09.2020: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE

Bildung und Teilhabe von jedem Kind und Jugendlichen sicherstellen -
Kindergrundsicherung einfiihren

- Drucksache 7/5357 -

® 99, Landtagssitzung am 25.09.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Mehr Erzieherinnen und Erzieher ausbilden - fiir eine bessere Qualitat
in der Kindertagesforderung

- Drucksache 7/5457 -

e 102. Landtagssitzung am 25.09.2020: Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/5503, Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Schutz vor hduslicher und sexualisierter Gewalt -
Istanbul-Konvention konsequent umsetzen

- Drucksache 7/5597 -

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Kindertagespflegepersonen leistungsgerecht vergiiten -
flexible und bedarfsgerechte Arbeitsbedingungen ermdéglichen
- Drucksache 7/5589 -

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Coronabedingter Verscharfungen der Kinder- und Jugendarmut entgegenwirken
- Drucksache 7/5740 -

e 111.Landtagssitzung am 28.01.2021: Ablehnung des Antrages
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Hohe Eigenanteile in Pflegeeinrichtungen endlich spiirbar senken und deckeln
- Drucksache 7/5741 -

e 111.Landtagssitzung am 28.01.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Keine Friihsexualisierung
- Drucksache 7/5854 -

e 115.Landtagssitzung am 11.03.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Frauen verdienen mehr - Lohnliicke schlief8en,
Berufe aufwerten und Sorgearbeit anerkennen
- Drucksache 7/5878 -

e 115.Landtagssitzung am 11.03.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Keine Schlechterstellung der Tagespflege im Zuge der Pflegereform 2021
- Drucksache 7/5879 -

e 115, Landtagssitzung am 11.03.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Jugend- und Schulsozialarbeit sichern und ausbauen
- Drucksache 7/5880 -

e 116.Landtagssitzung am 12.03.2021: Ablehnung des Antrages

Antrag der Fraktion der AfD

Lebensfreude zuriickgeben - die erwiesen coronabedingte,
stark belastete seelische Gesundheit unserer Kinder und
Jugendlichen durch konzentriertes Handeln abmildern

- Drucksache 7/5859 -

e 116.Landtagssitzung am 12.03.2021: Ablehnung des Antrages
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- Antrag der Fraktion der AfD
Kurzzeitpflege in Krankenhdusern ermoéglichen
- Drucksache 7/5944 -

e 119. Landtagssitzung am 15.04.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Sport unter freiem Himmel sofort zulassen
- Drucksache 7/6045 -

e 121.Landtagssitzung am 05.05.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Eingewdhnungsphase in Kindertagesstatten fiir Kinder mit besonderem
Forderbedarf
- Drucksache 7/6047 -

® 122.Landtagssitzung am 06.05.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Integrative Kindertagesstatte erhalten
- Drucksache 7/6054 -

e 122 Landtagssitzung am 06.05.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Beruf und Familie — gesellschaftliche Wertschatzung
durch zusitzliche Kinderurlaubstage
- Drucksache 7/6161 -

e 125, Landtagssitzung am 10.06.2021: Ablehnung des Antrages

- Antrag der Fraktion der AfD
Kinder- und Jugendhilfe - Interessenlage von Kindern und Jugendlichen
starker in den Fokus nehmen
- Drucksache 7/6163 -

e 126.Landtagssitzung am 11.06.2021: Ablehnung des Antrages
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12.4.3 Zuriickgezogene Antrdage

a) Innen und Europa

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Regierungserkldarung zu den Finanzbeziehungen zwischen Land und Kommunen
- Drucksache 7/549 -

e 14 Landtagssitzung am 19.05.2017: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Initiativen zur Einflithrung der Ehe fiir alle unterstiitzen
- Drucksache 7/783 -

e 17 Landtagssitzung am 13.07.2017: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion der AfD
Abschiebehaft und Ausreisegewahrsam fiir Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/1044 -

e 20.landtagssitzung am 28.09.2017: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion der BMV
Angriffe gegen Mitarbeiter des 6ffentlichen Dienstes erfassen und auswerten
- Drucksache 7/1596 -

e 30. Landtagssitzung am 26.01.2018: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion der AfD
Auswertung von Messerattacken ermoglichen
- Drucksache 7/1991 -

® 34 Landtagssitzung am 25.04.2018: von den Einbringern zuriickgezogen
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Antrag der Fraktion der AfD

Gegen Bilderstiirmerei - Namen der Ernst-Moritz-Arndt-Kaserne
in Hagenow bewahren

- Drucksache 7/2146 -

e 38.landtagssitzung am 31.05.2018: von den Einbringern zurlickgezogen

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Rechtsprechung des Landessozialgerichtes unverziiglich umsetzen -
Verpflegungsgeld der Angehorigen der Deutschen Volkspartei der DDR
als Arbeitsentgelt bei der Rentenberechnung anerkennen

- Drucksache 7/3241 -

e 58.Landtagssitzung am 13.03.2019: von den Einbringern zurlickgezogen

Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Unseriose , Kaffeefahrten” in Mecklenburg-Vorpommern bekdampfen
- Drucksache 7/4289 -

e 76.landtagssitzung am 14.11.2019: vom Einbringer zurckgezogen

Antrag der Fraktion der AfD

Subsidiaritatsbedenken nach Art. 12b des Vertrages liber die Europdischen Union
(EUV) zum Vorschlag fiir eine Verordnung der Europaischen Kommission fiir eine
Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Schaffung des
Rahmens fiir die Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der
Verordnung (EU) 2018/1999 (Europaisches Klimagesetz), KOM-Nr. (2020) 80 -

Auf dem Holzweg in die Steinzeit

- Drucksache 7/4984 -

e 92.landtagssitzung am 11.06.2020: von den Einbringern zurliickgezogen

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Kommunen miissen handlungsfahig bleiben - Stabilitatsprogramm starten
- Drucksache 7/5008 -

e 93.landtagssitzung am 12.06.2020: von den Einbringern zurlickgezogen
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Antrag der Fraktion DIE LINKE
Deutsche Ratsprasidentschaft fir Mecklenburg-Vorpommern nutzen
- Drucksache 7/5277 -

e 96. Landtagssitzung am 27.08.2020: von den Einbringern zurlickgezogen

Antrag der Fraktion DIE LINKE
Plan B fiir Altschuldenentlastung entwickeln
- Drucksache 7/5361 -

e 98.Landtagssitzung am 24.09.2020: von den Einbringern zuriickgezogen

Antrag des Abgeordneten Holger Arppe, fraktionslos
Offentlich-rechtlichen Rundfunk in die Pflicht nehmen -
zeitgemaBes Schulfernsehen entwickeln

- Drucksache 7/5714 -

e 111, Landtagssitzung am 28.01.2021: vom Einbringer zuriickgezogen

Antrag der Fraktionen der SPD und CDU

Bewadhrte Regelungen des Kunsturhebergesetzes mit der
Datenschutz-Grundverordnung in Einklang bringen

- Drucksache 7/2159 -

e Amtliche Mitteilung 7/49 vom 24.05.2018: von den Einbringern zuriickgezogen

Antrag der Fraktionen DIE LINKE
Vorgdnge im Landesverfassungsschutz konsequent aufarbeiten
- Drucksache 7/5739 -

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/136 vom 14.01.2021: von den Einbringern zurlickgezogen
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b) Justiz, Verfassung, Geschaftsordnung, Wahlpriifung,
Immunitatsangelegenheiten, Bundesangelegenheiten
und internationale Angelegenheiten

- Antrag der Fraktion der AfD
Regierungserklarung der designierten Ministerprasidentin
des Landes Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/775 -

e Amtliche Mitteilung Nr.7/22 vom 04.07.2017: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion der AfD
Anpassung des Abgeordnetengesetzes Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/1102 -

e 19, Landtagssitzung am 27.09.2017: Ablehnung der Aufnahme des Antrages als
Zusatztagesordnungspunkt
e Amtliche Mitteilung Nr. 7/29 vom 05.10.2017: von den Einbringern zuriickgezogen

- Antrag der Fraktion der AfD
Zeitlich unbegrenzte Aufnahme von Verurteilten wegen sexuellen Missbrauchs
von Kindern in das erweiterte Fiihrungszeugnis
- Drucksache 7/4920 -

o Amtliche Mitteilung Nr. 7/114 vom 13.05.2017: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Weiterer Vizeprasident des Landtages
- Drucksache 7/2903 -

e 53, Landtagssitzung am 13.12.2018 im Rahmen der Aussprache von den Einbringern
zurldckgezogen
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mehr Transparenz in der Politik
- Drucksache 7/5970 -

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/160 vom 13.04.2021: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Direkte Demokratie auf kommunaler Ebene respektieren - Radverkehr starken
- Drucksache 7/6173 -

e 125 Landtagssitzung am 10.06.2021: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion der AfD
Antisemitische Ausschreitungen ernst nehmen
- Drucksache 7/6165 -

e 125 Landtagssitzung am 10.06.2018:im Rahmen der Aussprache von den Einbringern
zurlckgezogen

c) Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

- Antrag der Fraktionen der SPD und CDU
Starkung regionaler Wirtschaftspolitik - Entwicklung eines integrierten
gesamtdeutschen Fordersystems fiir strukturschwache Regionen weiter
vorantreiben
- Drucksache 7/292 -

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/10 vom 27.02.2017: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Mitbestimmungsrechte achten - in Dialog liber Beschaftigungsperspektiven fiir
die Zusteller des Nordkuriers eintreten
- Drucksache 7/1587 -

e 30. Landtagssitzung am 26.01.2018: im Rahmen der Aussprache von den Einbringern
zuriickgezogen
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- Antrag der Fraktion der BMV
Beteiligungen des Landes transparent machen
- Drucksache 7/2150 -

hierzu Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
- Drucksache 7/2204 -

e 38.landtagssitzung am 31.05.2018: im Rahmen der Aussprache von den Einbringern
zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Regierungserklarung zur Lage der Peene-Werft in Wolgast
- Drucksache 7/3400 -

® 62.landtagssitzung am 11.04.2019: im Rahmen der Aussprache von den Einbringern
zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion der AfD
Anti-Corona-MafBnahmen neu bewerten
- Drucksache 7/4923 -

o Amtliche Mitteilung Nr. 7/115 vom 14.05.2020: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion der AfD
Einreisebeschrankungen fiir Tagestouristen aufheben
- Drucksache 7/5267 -

® 96. Landtagssitzung am 27.08. 2020: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Corona-Verordnungen - Parlamentsvorbehalt des Landtages wahren
- Drucksache 7/5482 -

e 101. Landtagssitzung am 29.10.2020: im Rahmen der Aussprache von den Einbringern
zurldckgezogen
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- Antrag der Fraktion der AfD
Kein Beherbergungsverbot fiir Reisende aus Deutschland
- Drucksache 7/5445 -

e von den Einbringern zurtickgezogen

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Regierungsquerelen unverziiglich beenden - verlassliche Impfstrategie
auf den Weg bringen
- Drucksache 7/5767 -

e 115.Landtagssitzung am 11.03.2021:im Rahmen der Aussprache von den Einbringern

zurlickgezogen

d) Landwirtschaft und Umwelt

- Antrag der Abgeordneten Ralf Borschke, Holger Arppe und Jurgen Strohschein, Fraktion der AfD
Aufnahme des Wolfes, des Bibers und des Kormorans in die Liste des jagdbaren Wildes
- Drucksache 7/90 -

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/6 vom 01.12.2016: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag des Abgeordneten Ralf Borschke, Fraktion der AfD
Aufhebung der Fangbegrenzung auf Dorsch fiir Freizeitangler
- Drucksache 7/325 -

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/13 vom 22.03.2017: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion der AfD
Hofeordnung einfiihren - Leistungsfahigkeit der Landwirtschaft erhalten
- Drucksache 7/1043 -

e 19, Landtagssitzung am 27.09.2017: von den Einbringern zurlickgezogen
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- Antrag der Fraktion der BMV
Unterstiitzung der Bemiithungen des Ministeriums fiir Landwirtschaft
und Umwelt gegen ein Angel- und Fischereiverbot in neu ausgewiesenen
Meeresnaturschutzgebieten
- Drucksache 7/1134 -

e 22 landtagssitzung am 19.10.2017: von den Einbringern zurlickgezogen

- Anderungsantrag der Fraktion BMV
Binnenfischerei langfristig starken
- Drucksache 7/2061 -

® 34.landtagssitzung am 25.04.2018: von den Einbringern zurliickgezogen

- Antrag der Fraktion der AfD
Novellierung des Landeswassergesetzes - Elektromobilitdt auf Gewassern
- Drucksache 7/2804 -

e 49 landtagssitzung am 21.11.2018: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion der AfD
Tierschutz auf der Weide
- Drucksache 7/3233 -

hierzu Anderungsantrag der Fraktion Freie Wahler/BMV auf Drucksache 7/3321
e 59.landtagssitzung am 14.03.2019: Antrag von den Einbringern zurtickgezogen

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
De-Minimis-Beihilfen im Agrarsektor erh6hen
- Drucksache 7/3406 -

e 62.landtagssitzung am 11.04.2019: von den Einbringern zurlickgezogen
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- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Umweltschutz und Sicherheit ernstnehmen: Forschung vorantreiben
- Drucksache 7/3604 -

e 66. Landtagssitzung am 24.05.2019: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Forderung von Erdol und Erdgas im Kiistenmeer verhindern
- Drucksache 7/5363 -

e 97. Landtagssitzung am 23.09.2020: im Rahmen der Debatte von den Einbringern
zurlickgezogen

e) Bildung, Wissenschaft und Kultur

- Antrag der Fraktion der AfD
Namensanderung der Ernst-Moritz-Arndt-Universitat Greifswald
- Drucksache 7/182 -

e 6. landtagssitzung am 25.01.2017: Ablehnung der Aufnahme des Antrages als
Zusatztagesordnungspunkt in die Tagesordnung
e Amtliche Mitteilung Nr. 7/8 vom 22.02.2017: von den Einbringern zuriickgezogen

- Antrag der Fraktion der AfD
Schlosskeller Neustrelitz: Erhaltung statt Versiegelung
- Drucksache 7/1803 -

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/44 vom 07.03.2018: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion der AfD
ProvenienzerschlieBung in der DDR beschlagnahmter Kunst
- Drucksache 7/2805 -

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/63 vom 15.11.2018: von den Einbringern zurlickgezogen
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- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Wiedereinfiihrung einer regelmaBigen externen Evaluation
von Schulen in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/3405 -

o Amtliche Mitteilung Nr. 7/74 vom 03.04.2018: von den Einbringern zuriickgezogen

- Antrag der Fraktion der BMV
Dokumentation der Schwimmféhigkeit im Grundschulzeugnis
- Drucksache 7/2565 -

e 45 landtagssitzung am 14.09.2018: von den Einbringern zurlickgezogen

f) Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Erdgaspipeline Nord Stream Il
- Drucksache 7/2990 -

e 53 landtagssitzung am 13.12.2018: Ablehnung der Aufnahme
Zusatztagesordnungspunkt in die Tagesordnung
o Amtliche Mitteilung Nr. 7/67 vom 11.01.2019: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion der BMV
Sicherheit von Windkraftanlagen erh6hen
- Drucksache 7/2816 -

® 49, Landtagsitzung am 21.11.2018: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Sicherheit von Windkraftanlagen erh6hen
- Drucksache 7/2909 -

e 54 Landtagssitzung am 14.12.2018: von den Einbringern zuriickgezogen
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Forderung von Erdol und Erdgas im Kiistenmeer verhindern
- Drucksache 7/5363 -

e 97 Landtagssitzung am 23.09.2020: im Rahmen der Debatte von den Einbringern
zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Plan B fiir Altschuldenentlastung entwickeln
- Drucksache 7/5361 -

e 08 Landtagssitzung am 24.09.2020: im Rahmen der Einbringung von den Einbringern
zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
OPNV-Rettungsschirm verlangern - Nahverkehr sichern
- Drucksache 7/5742 -

e 110. Landtagssitzung am 27.01.2021:im Rahmen der Einbringung von den Einbringern

zurlckgezogen

g) Soziales, Integration und Gleichstellung

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
»Tag der Menschen mit Behinderungen” dauerhaft einfiihren
- Drucksache 7/1822 -

e 32 Landtagssitzung am 15.03.2018: von den Einbringern zurlickgezogen

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Kindertagesforderung gerecht ausfinanzieren
- Drucksache 7/5656 -

e 110. Landtagssitzung am 21.01.2021:im Rahmen der Einbringung von den Einbringern
zurlickgezogen
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12.5 Kleine Anfragen

Eine Moglichkeit, im Rahmen des Frage- und Auskunftsrecht Informationen von der
Landesregierung zu erhalten, ist nach der Geschaftsordnung die Kleine Anfrage. Im Gegensatz
zu den GroRen Anfragen, bei denen die Landesregierung selbst eine Frist bestimmen kann,
innerhalb der sie die GroBe Anfrage beantwortet, schreibt die Geschéftsordnung in § 64
Absatz 1 GO LT firr Kleine Anfragen vor, dass diese innerhalb von zehn - nach der Anderung der
Geschaftsordnungam 19.Juni 2019 zwanzig - Arbeitstagen von der Landesregierung schriftlich
zu beantworten sind. Kleine Anfragen werden in der Regel von einzelnen Abgeordneten
gestellt und vom Prdsidenten sodann unverziglich der Landesregierung mit der Aufforderung
Ubermittelt, diese Kleinen Anfragen innerhalb der nach der Geschéaftsordnung vorgesehenen
Frist schriftlich zu beantworten. Die Kleinen Anfrage sowie die darauf erfolgten Antworten
der Landesregierung wurden, wie die Ubrigen Vorlagen auch, in elektronischer Form tber die
Datenbank des Landtages veroffentlicht.

In der 7. Wahlperiode wurden 4422 Kleine Anfragen an die Landesregierung gerichtet, von
denen 4402 beantwortet wurden. 10 Kleine Anfragen wurden zuriickgezogen sowie 274
Kleine Anfragen von mehreren Fragestellern eingereicht.

AufschlUsselung der 4422 Kleinen Anfragen auf die einzelnen Fraktionen:

- Fraktion der SPD -
- Fraktion der CDU 52
- Fraktion AfD 1661
- Fraktion DIE LINKE 2093
- Fraktion Freie Wahler/BMV 496
davon:

- mehrere Abgeordnete 274

- fraktionstbergreifend -
- fraktionslose Abgeordnete 100
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Die Kleinen Anfragen richteten sich an folgende Bereiche der Landesregierung:

- Ministerprasident/in -

- Chef der Staatskanzlei 165
- Minister fir Inneres und Europa 897
- Justizministerin 309
- Finanzminister 176
- Minister fur Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit 739
- Minister fur Landwirtschaft und Umwelt 285
- Ministerin fur Bildung, Wissenschaft und Kultur 979
- Minister fir Energie, Infrastruktur und Digitalisierung 379
- Ministerin fUr Soziales, Integration und Gleichstellung 473

13. Fragestunde/Befragung der Landesregierung

Ein weiteres Instrument bei der Umsetzung des Frage- und Auskunftsrechts der Abgeordneten
ist die Moglichkeit, die Landesregierung im Rahmen der Fragestunde, nach Anderung
der Geschéftsordnung am 19. Juni 2019 Befragung der Landesregierung, wahrend der
Landtagssitzungummundliche Auskunftzubitten.Nach der GeschéftsordnungsollendenFragen
vorrangig die von der Landesregierung offentlich gemachten Themen ihrer vorangegangenen
Sitzungen zugrunde liegen. Die genauen Regelungen zur Ausgestaltung der Fragestunde sind in
§ 65 der Geschaftsordnung enthalten.

In der 58. Sitzung des Landtages fand die letzte Fragestunde (insgesamt 21) nach der bis dahin

glltigen Geschaftsordnung statt.

13.1 Fragestunden

Aufteilung der Fragen auf die Fraktionen:

- Fraktion der SPD -
- Fraktion der CDU -
- Fraktion der AfD 79
- Fraktion DIE LINKE 57

- Fraktion der BMV/Freie Wahler BMV 1
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Aufteilung der Fragen auf die Geschdftsbereiche:

- Ministerprasident/Ministerprasidentin -

- Chef der Staatskanzlei -
- Minister fir Inneres und Europa 29
- Justizministerin 12
- Finanzminister -
- Minister fur Minister fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit 20
- Minister fUr Landwirtschaft und Umwelt 15
- Ministerin fur Bildung, Wissenschaft und Kultur 30
- Minister fir Energie, Infrastruktur und Digitalisierung 19
- Ministerin fur Soziales, Integration und Gleichstellung 22

Insgesamt umfassten die durchgefihrten Fragestunden 147 Einzelfragen.

13.2 Befragung der Landesregierung

In den darauffolgenden Sitzungen fand nach dem Inkrafttreten der neuen Geschaftsordnung
jeweils eine Befragung der Landesregierung (insgesamt 17) statt:

Aufteilung der Fragen auf die Fraktionen:

- Fraktion der SPD 4
- Fraktion der CDU -
- Fraktion der AfD 117
- Fraktion DIE LINKE 82

- Fraktion der BMV/Freie Wahler BMV 6
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Aufteilung der Fragen auf die Geschdftsbereiche:

- Ministerprasident/Ministerprasidentin 5
- Minister fir Inneres und Europa 30
- Justizministerin 17
- Finanzminister 9
- Minister fur Minister fir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit 26
- Minister fir Landwirtschaft und Umwelt 33
- Ministerin fur Bildung, Wissenschaft und Kultur 44
- Minister fir Energie, Infrastruktur und Digitalisierung 25
- Ministerin fUr Soziales, Integration und Gleichstellung 31

14. Aktuelle Stunden

Die Ausgestaltung der Aktuellen Stundeistin § 66 GOLT detailliertgeregelt. Uber Angelegenheiten
von allgemeinem aktuellen Interesse kann eine Kurzdebatte von einer Fraktion beantragt
werden, wobei das Antragsrecht zwischen den Fraktionen entsprechend ihrem Starkeverhaltnis
wechselt. Die Dauer der Aktuellen Stunde ist auf eine Stunde beschrankt; die von den Mitgliedern
der Landesregierung in Anspruch genommene Redezeit bleibt unbertcksichtigt. Allerdings
enthélt die Geschaftsordnung den Passus, dass die von den Mitgliedern der Landesregierung in
Anspruch genommene Redezeit 15 Minuten nicht Uberschreiten sollte.

Fur die Aktuelle Stunde ergab sich folgende Redezeitverteilung:

SPD: 23 Minuten
CDu: 14 Minuten
AfD: 11 Minuten
DIE LINKE: 9 Minuten

Freie Wahler/BMV: 3 Minuten
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Nach dem Erléschen der Fraktion der Freie Wahler/BMV wurde die Redezeit fir Aktuelle
Stunden nach d’Hondt wie folgt neu berechnet:

SPD:
CDu:

AfD:

DIE LINKE:

23 Minuten
16 Minuten
12 Minuten

9 Minuten

Fraktionslose Abgeordnete erhalten pro stattfindender Aussprache eine Gesamtredezeit von

3 Minuten. (Zum Ende der Wahlperiode betraf diese Regelung die Abgeordneten Christel

WeilSig und Holger Arppe.)

Der nachstehenden Tabelle sind die Themen der wahrend der 7. Wahlperiode durchgefiihrten

Aktuellen Stunden zu entnehmen.

Tab.16: Im Berichtszeitraum beantragte und durchgefihrte Aktuelle Stunden

Nr. Fraktion Sitzung Thema
2016
_ Verzicht der antragsberechtigten Fraktion auf
3./4.Sitzung am )
1. SPD Durchfiihrung der Aktuellen Stunde
07./08.12.2016 _ _ )
(Es fand eine Regierungserkldrung statt.)
2017
5 AD 6. Sitzung am Gefahren durch Windkraftanlagen sowie die
‘ 25.01.2017 Risiken und Auswirkungen der Energiewende
5 DU 8. Sitzung am Auch im Wahljahr: Faire Debatten fihren, statt
' 08.03.2017 einander zu missachten
_ 60 Jahre Romische Vertrage -
10. Sitzung am ) .
4. SPD 27 Jahre Erfolgsgeschichte fir Mecklenburg-
05.04.2017
Vorpommern
12.Sitzung am Zusagen einhalten - Eltern bei der
5. DIE LINKE ,
17.05.2017 Kindertagesbetreuung entlasten
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12.09.2018

Nr. Fraktion Sitzung Thema
16. Sitzung am . e
6. AfD Grenzen schitzen - Solidaritat mit Italien
12.07.2017
. <PD 19. Sitzung am Innovative Unternehmen und gute Lohne fir
' 27.09.2017 ein starkes M-V
g DU 21.Sitzung am Medizinische Versorgung in ganz
' 18.10.2017 Mecklenburg-Vorpommern sichern
) Chaos auf Schienen und Strafen in
23.Sitzung am i
9. AfD Mecklenburg-Vorpommern - Verkehrsinfarkt
15.11.2017 )
verhindern
) Wer nach vorne will, muss auf die
26. Sitzung am .
10. SPD Uberholspur wechseln - Mehr
14122017 L . .
Wettbewerbsfahigkeit durch hohere Lohne
2018
) Keine RUstungsexporte aus Mecklenburg-
28. Sitzung am ) )
11. DIE LINKE 54019018 Vorpommern - Alternativen fir betroffene
o Wirtschaftsstandorte schaffen
0 DU 31. Sitzung am Neue Bundesregierung: stabile Verhaltnisse -
' 14.03.2018 wichtig fur Mecklenburg-Vorpommern
Die Partnerschaft zwischen dem Leningrader
. D 34. Sitzung am Gebiet und Mecklenburg-Vorpommern auch
' 25.04.2018 in schwierigen Zeiten weiter pflegen und
verstdrken
” AD 37.Sitzung am Macrons und Merkels EU ist nicht unser
' 30.05.2018 Europa
5 <PD 40. Sitzung am Wirtschaft - Kita - Theater - Sicherheit:
' 27.06.2018 Mecklenburg-Vorpommern auf gutem Weg
43. Sitzung am )
16. BMV Schulstart in Mecklenburg-Vorpommern
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Nr. Fraktion Sitzung Thema
- DU 46. Sitzung am Innere Sicherheit hat erste Prioritdt - der Pakt fir
' 24.10.2018 Sicherheit und Ordnung nimmt die letzten Hiirden
) 100 Jahre Frauenwahlrecht, 100 Jahre
49. Sitzung am ) ) )
18. SPD Gleichstellung - Vieles wurde erreicht,
21.11.2018 o
Vieles ist noch zu tun
) An der Schwelle zum Wahljahr 2019 -
52.Sitzung am
19. DIE LINKE Mecklenburg-Vorpommern gestalten und
12.12.2018 )
nicht nur verwalten
2019
50 <PD 55. Sitzung am Mit europédischer Zusammenarbeit Frieden
' 23.01.2019 und Wohlstand sichern
5 AD 58. Sitzung am Heimat im Wandel - Alternative fir landliche
' 13.03.2019 Raume
) Ein besseres FAG fiihrt zu demokratischer
61. Sitzung am ) . ) !
22. Cbu Rendite - der Finanzausgleich wird neu
10.04.2019
geregelt
) Bezahlbare Miete statt hoher Rendite - Gutes
64. Sitzung am i
23. SPD und bezahlbares Wohnen in Mecklenburg-
22.05.2019
Vorpommern
67.Sitzung am Land zum Leben braucht Zukunft -
24, DIE LINKE , ]
19.06.2019 Klimaschutz starken
) Mehr Polizisten, besserer Mobilfunk, ehrliche
70. Sitzung am :
25. Cbu Kommunalfinanzen: Weil es um Mecklenburg-

04.09.2019

Vorpommern geht

Die Aktuelle Stunde in der Oktober-Sitzung ist auf den November verschoben worden, da am

16. Oktober die Landtagssitzung aufgrund der Festveranstaltung zum 30. Jahrestag der

Friedlichen Revolution 1989 ausgefallen ist.




Die Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern im Uberblick 233

Nr. Fraktion Sitzung Thema
26 D 75.Sitzung am Klima schitzen heiflt Zukunft sichern - sozial
' 13.11.2019 ausgewogen und gerecht
) Ostsee verbindet - Mecklenburg-
78.Sitzung am ,
27. Ccbu Vorpommern muss Chancen im
11.12.2019
AulBenhandel besser nutzen
2020
- AD 81. Sitzung am Das Klimapaket und seine Auswirkungen auf
' 29.01.2020 unser Land Mecklenburg-Vorpommern
85. Sitzung am Mit Corona professionell und sachlich
29. Ccbu
11.03.2020 umgehen
91. Sitzung am Erste Schlussfolgerungen aus der Corona-
30. DIE LINKE
10.06.2020 Krise
_ Mecklenburg-Vorpommern in Zeiten
95. Sitzung am ; i
31. Cbu der Pandemie - Erreichtes und
26.08.2020
Herausforderungen
. D 97.Sitzung am 30 Jahre Mecklenburg-Vorpommern -
' 23.09.2020 Starkes Land mit klarem Kurs
3 DU 100. Sitzung am Heute ist Welt-Poliotag - Impfen schitzt,
' 28.10.2020 Impfen rettet Leben
24 AD 104.Sitzung am Islamistischer Terror - Wen schiitzt der
' 09.12.2020 Verfassungsschutz?
2021
iy <PD 110. Sitzung am Neustart nach der Krise: Wirtschaft zlgig
' 27.01.2021 hochfahren, Arbeitsplatze sichern
114. Sitzung am Kosten der Corona-Pandemie gerecht
36. DIE LINKE ) ) .
10.03.2021 verteilen - Vermdgensabgabe jetzt
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Nr. Fraktion Sitzung Thema
37 DU 118. Sitzung am Aus Respekt vor der Schépfung - in Tierwohl

' 14.04.2021 investieren
. AD 121. Sitzung am Zukunft gestalten - Freiheit der Kinder und

' 05.05.2021 Jugendlichen bewahren und Familien fordern
59 <PD 126. Sitzung am Gute Ideen fir gute Arbeit - Mecklenburg-

' 11.06.2021 Vorpommern weiter voranbringen

15. Unterrichtungen und Berichte

Insbesondere die Landesregierung, der oder die Burgerbeauftragte, der oder die
Landesbeauftragte fir Datenschutz und Informationsfreiheit, der Landesrechnungshof
und der oder die Landesbeauftragte fur die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der
ehemaligen DDR sind aufgrund gesetzlicher Regelungen verpflichtet, dem Landtag in
gewissen Zeitrdumen Uber bestimmte Themenkreise Berichte (Unterrichtungen) vorzulegen.
In der 7. Wahlperiode wurden gegeniber dem Landtag aufgrund von Gesetzen u. a. folgende
Berichte abgegeben:

Tatigkeitsberichte des Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit
- Tatigkeitsberichte des Blurgerbeauftragten

Jahresberichte des Landesrechnungshofes
Jahresberichte der Landesbeauftragten fir Mecklenburg-Vorpommern fiir die
Aufarbeitung der SED-Diktatur

Neben diesen gesetzlich vorgeschriebenen Unterrichtungen kann der Landtag durch
Beschlisse die Landesregierung auffordern, ihm zu bestimmten Themen Bericht zu erstatten.
Auch diese Unterrichtungen der Landesregierung werden als Landtagsdrucksache verteilt.

Sollte ein entsprechender Beschluss vorsehen, dass nicht dem Landtag, sondern einem
Fachausschuss ein bestimmter Bericht zu erstatten ist, wird dieser Bericht nicht als
Landtagsdrucksache verteilt, sondern dem zustandigen Ausschuss zugeleitet.
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Unterrichtungen werden nach der Geschaftsordnung ausdricklich als Vorlagen und
Verhandlungsgegenstande definiert und nach bestimmten Verfahren behandelt (§§ 59 und
60 GO LT). Zunachst erfolgt auf der Grundlage der Bitte eines Ausschusses oder aufgrund
gesetzlicher Vorschriften eine Uberweisung der Unterrichtung durch den Prasidenten im
Benehmen mit dem Altestenrat. Sofern nicht entweder eine Fraktion innerhalb von vier
Monaten nach der Veroffentlichung einer Unterrichtung als Drucksache die Aufsetzung
der Unterrichtung auf die Tagesordnung der ndchsten Landtagssitzung verlangt oder der
federfiihrende Ausschuss nicht innerhalb von vier Monaten nach der Uberweisung eine
Beschlussempfehlung vorlegt, gilt die entsprechende Unterrichtung als erledigt. Dies gilt nicht
fur Unterrichtungen, deren Behandlung durch die Ausschisse oder das Plenum gesetzlich

vorgeschrieben ist.

15.1 Nach Beratung im Plenum fiir erledigt erkldrte Unterrichtungen

Unterrichtungen kdnnen gemaf3 § 59 GO LT auf Verlangen einer Fraktion auf die Tagesordnung
der Landtagssitzung gesetzt werden. Nachfolgend sind acht Unterrichtungen aufgefiihrt, die
wahrend einer Landtagssitzung beraten und verfahrensmaRig fur erledigt erklart wurden:

- Unterrichtung durch die Prasidentin des Landtages
Bericht der Anhorungsreihe ,,Jung sein in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/5125 -

"

e 08 Landtagssitzung am 24.09.2020: verfahrensmalige Erledigterklarung

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Bericht und Empfehlungen des MV Zukunftsrates
- Drucksache 7/6084 -

e federfihrend aufseiten der Landesregierung: Staatskanzlei
e 126.Landtagssitzung am 11.06.2021: verfahrensmaRige Erledigterklarung
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a) Inneres und Europa

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Bericht liber die Wirksamkeit des Gesetzes zur Einfiihrung eines Leitbildes
»~Gemeinde der Zukunft”
- Drucksache 7/3837 -

e auf der Grundlage von § 9 des Gesetzes zur Einfihrung eines Leitbildes,Gemeinde der
Zukunft” und zur Anderung des Finanzausgleichsgesetzes (Gemeindeleitbildgesetz)
o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Inneres und Europa

e 71.landtagssitzung am 05.09.2019: verfahrensmaRige Erledigterklarung

b) Finanzen

- Unterrichtung durch den Finanzminister
Bericht des Sonderbeauftragten der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern

fur die Deponie Ihlenberg

Strategische und operative Neuausrichtung der lhlenberger
Abfallentsorgungsgesellschaft mbH (IAG), der behordlichen Aufsicht und der
Beteiligungsverwaltung des Landes

- Drucksache 7/4243 -

e auf der Grundlage des Beschlusses der Landesregierung vom 01.10.2019
e 77.landtagssitzung am 15.11.2019: verfahrensmaRige Erledigterklarung

c) Landwirtschaft und Umwelt

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Siebenter Bericht liber den Zustand der Walder und die Lage der Forstwirtschaft
in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/6150 -

e aufder Grundlage von § 39 Landeswaldgesetz M-V
e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fiir Landwirtschaft und Umwelt
® 126.Landtagssitzung am 11.06.2021: verfahrensmaBige Erledigterklarung
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d) Soziales, Integration und Gleichstellung

Unterrichtung durch die Landesregierung

10. Tatigkeitsbericht des Integrationsforderrates bei der Landesregierung
Mecklenburg-Vorpommern, Berichtszeitraum 1. November 2012 bis

31. Oktober 2016 und Stellungnahme der Landesregierung

- Drucksache 7/437 -

e aufder Grundlage von § 17 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes zur Gleichstellung,
gleichberechtigten Teilhabe und Integration von Menschen mit Behinderungen
(Landesbehindertengleichstellungsgesetz - LBGG M-V)

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Soziales, Integration und
Gleichstellung

e 20.Landtagssitzung am 28.09.2017: verfahrensmaBige Erledigterkldarung

Unterrichtung durch die Landesregierung

Bericht zur Umsetzung der Vierten Gleichstellungskonzeption der
Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern - Gender-Mainstreaming in der
Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus

- Drucksache 7/1186 (neu) -

e auf der Grundlage von Artikel 3 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes und Artikel 13 der
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fUr Soziales, Integration und
Gleichstellung

e 23 Landtagssitzung am 15.11.2017: verfahrensmal3ige Erledigterklarung

Unterrichtung durch die Landesregierung

Zusammen leben in Mecklenburg-Vorpommern — Konzeption zur Férderung
der Integration von Migrantinnen und Migranten - Zweite Fortschreibung

- Drucksache 7/4178 -

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fUr Soziales, Integration und
Gleichstellung
e 75 Landtagssitzung am 13.11.2019: verfahrensmal3ige Erledigterklarung
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15.2  Weitere als erledigt geltende Unterrichtungen

a)

Inneres und Europa

Unterrichtung durch die Landesregierung

Auswirkungen der Landkreisneuordnung — Abschlussbericht (2014/2015)
von Herrn Professor Dr. Hesse und Stellungnahme der Landesregierung”
- Drucksache 7/71 -

e auf der Grundlage des Urteils des Landesverfassungsgerichts Mecklenburg-
Vorpommern vom 18.08.2011

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Inneres und Europa

® Amtliche Mitteilung 7/18 vom 26.04.2017: erledigt gemal’ § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung

Europapolitische Schwerpunkte des Landes Mecklenburg-Vorpommern im Jahr 2017 -
Auswertung des Arbeitsprogramms 2017 der Europdischen Kommission

- Drucksache 7/307 -

e auf der Grundlage von Artikel 11 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern sowie
des Beschlusses wahrend der 120. Landtagssitzung am 08.06.2016 zu Beschlussempfehlung
und Bericht des Europa- und Rechtsausschusses auf Drucksache 6/5464

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Inneres und Europa

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/11 vom 02.03.2017: Uberweisung durch die
Landtagsprasidentin nach § 59 GO LT: Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss,
Bildungsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

® Amtliche Mitteilung 7/42 vom 05.02.2018: erledigt gemal’ § 60 GO LT
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Unterrichtung durch die Landesregierung

Stellungnahmen der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern zur Umsetzung der
Resolution des 14. Parlamentsforums Stidliche Ostsee (Kiel, 12. bis 14. Juni 2016)

und der 25. Ostseeparlamentarierkonferenz (Riga, 28. bis 31. August 2015)

- Drucksache 7/495 -

e auf der Grundlage des Beschlusses in der 3. Landtagssitzung am 07.12.2016 zum Antrag
der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE auf Drucksache 7/86

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Inneres und Europa

e Amtliche Mitteilung 7/42 vom 05.02.2018: erledigt gemal’ § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung

Bericht liber die Anzahl der vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2016
erfolgten Einsatze technischer Mittel zur Erhebung personenbezogener
Daten aus Vertrauensverhdltnissen nach § 34 Absatz 3 des Sicherheits- und
Ordnungsgesetzes (SOG M-V), zum Schutz der bei einem polizeilichen Einsatz
tatigen Personen gemaRB § 34 Absatz 4 SOG M-V,

zur Uberwachung der Telekommunikation nach § 34a SOG M-V,

zur Wohnraumiiberwachung nach § 34b SOG M-V sowie

zur akustischen Wohnraumiiberwachung nach § 100c Absatz 1

der Strafprozessordnung (StPO)

- Drucksache 7/895 -

e aufder Grundlage von § 34 Absatz 7 Satz 6, § 34a Absatz 9 sowie § 34b Absatz 9 SOG M-V
e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fiir Inneres und Europa
e Amtliche Mitteilung 7/42 vom 05.02.2018: erledigt gemal3 § 60 GO LT
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- Unterrichtung durch die Prasidentin des Landtages
Europapolitische Erklarung der Prasidentinnen und Prasidenten der deutschen
und 6sterreichischen Landesparlamente sowie des Siidtiroler Landtages unter
Teilnahme des Prasidenten des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft
Belgiens von Feldkirch am 13. Juni 2017 und Konferenz der Prasidentinnen und
Prasidenten der deutschen Landesparlamente, des Deutschen Bundestages und
des Bundesrates vom 5. bis 7. Juni 2016 in Wiesbaden
- Drucksache 7/1001 -

o Amtliche Mitteilung 7/42 vom 05.02.2018: erledigt gemal § 60 GO LT

- Unterrichtung durch die Prasidentin des Landtages
Briisseler Erklarung der Prasidentinnen und Prasidenten der deutschen und
osterreichischen Landesparlamente und des Siidtiroler Landtages unter
Beteiligung des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens
anlasslich der 2. Europa-Konferenz am 26. und 27. November 2017 in Brissel
zum durch das WeiBbuch angestoB3enen Prozess zur Zukunft Europas
- Drucksache 7/1717 -

® Amtliche Mitteilung 7/55 vom 23.08.2018: erledigt gemal’ § 60 GO LT

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Europapolitische Schwerpunkte des Landes Mecklenburg-Vorpommern im Jahr 2018 -
Auswertung des Arbeitsprogramms 2018 der Europdischen Kommission
- Drucksache 7/1739 -

e aufder Grundlage von Artikel 11 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern sowie des Beschlusses wahrend der 120. Landtagssitzung am 08.06.2016
zu Beschlussempfehlung und Bericht des Europa- und Rechtsausschusses auf
Drucksache 6/5464

e federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Inneres und Europa

o Amtliche Mitteilung Nr. 7/45 vom 14.03.2018: Uberweisung durch die
Landtagspradsidentin gemal § 59 GO LT: Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss,
Bildungsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

o Amtliche Mitteilung 7/124 vom 09.11.2020: erledigt gemaR § 60 GO LT
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Unterrichtung durch die Landesregierung
Entwurf einer Bund-Lander-Vereinbarung nach Artikel 91b Absatz 1 Satz 2

des Grundgesetzes iliber die gemeinsame Forderung des Deutschen
Forschungsinstituts fiir 6ffentliche Verwaltung in Speyer
- Drucksache 7/1795 -

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Inneres und Europa
e Amtliche Mitteilung 7/59 vom 09.10.2018: erledigt gemal’ § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung

Stellungnahmen der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern zur Umsetzung

der Resolutionen des 15. Parlamentsforums Siidliche Ostsee (Stettin, 28. bis 30. Mai 2017)
und der 26. Ostseeparlamentarierkonferenz (Hamburg, 3. bis 5. September 2017)

- Drucksache 7/1945(neu) -

e auf der Grundlage des Beschlusses wahrend der 17. Landtagssitzung am 13.07.2017
zum Antrag der Fraktionen der SPD, AfD, CDU sowie DIE LINKE auf Drucksache 7/789

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Inneres und Europa

e Amtliche Mitteilung 7/124 vom 09.11.2020: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung

Bericht liber die Anzahl der vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2017
erfolgten Einséatze technischer Mittel zur Erhebung personenbezogener

Daten aus Vertrauensverhiltnissen nach § 34 Absatz 3 des Sicherheits- und
Ordnungsgesetzes (SOG M-V), zum Schutz der bei einem polizeilichen Einsatz
tatigen Personen gemaRB § 34 Absatz 4 SOG M-V,

zur Uberwachung der Telekommunikation nach § 34a SOG M-V,

zur Wohnraumiiberwachung nach § 34b SOG M-V sowie zur akustischen
Wohnraumiiberwachung nach § 100c Absatz 1 der Strafprozessordnung (StPO)

- Drucksache 7/2994 -

e auf der Grundlage von § 34 Absatz 7 Satz 6, § 34a Absatz 9 sowie § 34b Absatz 9 SOG M-V
e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Inneres und Europa
e Amtliche Mitteilung 7/82 vom 04.06.2019: erledigt gemal’ § 60 GO LT
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Unterrichtung durch die Landesregierung
Bericht der Landesregierung zur Zusammenarbeit in der Ostseeregion 2018

- Drucksache 7/3024 -

e auf der Grundlage des Beschlusses wahrend der 101. Landtagssitzung am 24.09.2015 zu
Beschlussempfehlung und Bericht des Rechts- und Europaausschusses auf
Drucksache 6/4498

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Inneres und Europa

® Amtliche Mitteilung 7/91 vom 16.09.2019: erledigt gemal’ § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Neunter Bericht liber die Durchfiihrung des Vergabenachpriifungsgesetzes -
Berichtszeitraum vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2017

- Drucksache 7/3032 -

e auf der Grundlage von § 10 des Vergabenachprifungsgesetzes (VgNG M-V) vom
28.06.1999 (GVOBI. M-V S. 396)

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Inneres und Europa

o Amtliche Mitteilung 7/91 vom 16.09.2019: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Présidentin des Landtages

Konferenz der Prasidentinnen und Prasidenten der deutschen und
osterreichischen Landesparlamente sowie des Siidtiroler Landtages unter
Beteiligung des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens
anlasslich ihrer Europa-Konferenz am 28. und 29. Januar 2019 in Briissel

- Drucksache 7/3257 -

o Amtliche Mitteilung 7/91 vom 16.09.2019: erledigt gemaR § 60 GO LT
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Unterrichtung durch die Landesregierung

Stellungnahmen der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern zur Umsetzung
der Resolutionen des 16. Parlamentsforums Siidliche Ostsee

(Allenstein, 13. bis 15. Mai 2018) und der 27. Ostseeparlamentarierkonferenz
(Mariehamn, 26. bis 28. August 2018)

- Drucksache 7/3496 -

e auf der Grundlage des Beschlusses wahrend der 49. Landtagssitzung am 21.11.2018
zum Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, AfD, DIE LINKE und BMV auf
Drucksache 7/2666 in Verbindung mit den Beschluss wahrend der 101.
Landtagssitzung am 24.09.2015 zu Beschlussempfehlung und Bericht des Rechts- und
Europaausschusses auf Drucksache 6/4498

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Inneres und Europa

e Amtliche Mitteilung 7/99 vom 21.11.2019: erledigt gemal’ § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Présidentin des Landtages

Konzept zur Einfiihrung einer landesweit giiltigen Ehrenamtskarte
»Zivilgesellschaftliches Engagement belohnen - Ehrenamtsstruktur
in Mecklenburg-Vorpommern starken”

- Drucksache 7/3720 -

e auf der Grundlage des Beschlusses wahrend der Landtagssitzung am 01.11.2017
auf Drucksache 7/1209
e Amtliche Mitteilung 7/105 vom 09.01.2020: erledigt gemal3 § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung

Stellungnahmen der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern zur Umsetzung
der Resolutionen des 17. Parlamentsforums Siidliche Ostsee und

der 28. Ostseeparlamentarierkonferenz (Schwerin, 23. bis 25. Juni 2019)

- Drucksache 7/4875 -

e auf der Grundlage des Beschlusses wahrend der 82. Landtagssitzung am 15.01.2020
zum Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, AfD und DIE LINKE auf Drucksache 7/4609

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fiir Inneres und Europa

e Amtliche Mitteilung 7/124 vom 09.11.2020: erledigt gemal3 § 60 GO LT
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- Unterrichtung durch die Landesregierung
Europapolitische Schwerpunkte des Landes Mecklenburg-Vorpommern im Jahr 2021 -
Auswertung des Arbeitsprogramms 2021 der Europaischen Kommission
- Drucksache 7/5962 -

e auf der Grundlage von Artikel 11 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern sowie des Beschlusses wahrend der 120. Landtagssitzung am 08.06.2016
zu Beschlussempfehlung und Bericht des Europa- und Rechtsausschusses auf
Drucksache 6/5464

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Inneres und Europa

e Amtliche Mitteilung 7/200 vom 29.10.2021: erledigt gemal? § 60 GO LT

b) Justiz, Verfassung, Geschaftsordnung, Wahlpriifung,
Immunitatsangelegenheiten, Bundesangelegenheiten
und internationale Angelegenheiten

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Vierter Bericht der Landesregierung an den Landtag zum Stand der Umsetzung
des Gesetzes zur Erprobung der Offnung von landesrechtlichen Standards fiir
kommunale Kérperschaften (Kommunales Standarderprobungsgesetz)
fiir den Zeitraum von April 2015 bis Juli 2017
- Drucksache 7/1211 -

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Justizministerium
e Amtliche Mitteilung 7/48 vom 04.05.2018: erledigt gemaR § 60 GO LT
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c) Finanzen

- Unterrichtung durch den Finanzminister
Uber- und auBerplanmiBige Ausgaben und Verpflichtungsermichtigungen
einschlieBllich der Vorgriffe fiir das 2. Halbjahr 2016
- Drucksache 7/433 -

e aufder Grundlage von Artikel 63 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und den §§ 37 Absatz 5, 38 Absatz 1 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung (LHO)

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

e Amtliche Mitteilung 7/27 vom 04.10.2017: erledigt gemal’ § 60 GO LT

- Unterrichtung durch den Finanzminister
Uber- und auBerplanmiBige Ausgaben und Verpflichtungsermichtigungen
einschlieBllich der Vorgriffe fir das 1. Halbjahr 2017
- Drucksache 7/1022 -

o auf der Grundlage von Artikel 63 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und den §§ 37 Absatz 5, 38 Absatz 1 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung (LHO)

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

e Amtliche Mitteilung 7/42 vom 05.02.2018: erledigt gemal’ § 60 GO LT

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Fortschrittsbericht Aufbau Ost Mecklenburg-Vorpommern 2016

- Drucksache 7/1085 -

e aufder Grundlage von § 11 Abs. 3 Finanzausgleichsgesetz (FAG) vom 20. Dezember
2001 (BGBI. IS.3955,3956)

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

e Amtliche Mitteilung 7/48 vom 04.05.2018: erledigt gemal’ § 60 GO LT
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- Unterrichtung durch die Landesregierung
Stabilitatsbericht Mecklenburg-Vorpommern 2017
- Drucksache 7/1086 -

e aufder Grundlage des Gesetzes zur Errichtung des Stabilitdtsrates und zur Vermeidung
von Haushaltsnotlagen (Stabilitétsratsgesetz — StabiRatG) vom 10. August 2009
(BGBI.1S.2702)

e federfihrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

® Amtliche Mitteilung 7/48 vom 04.05.2018: erledigt gemal’ § 60 GO LT

- Unterrichtung durch den Finanzminister
Uber- und auBerplanmiBige Ausgaben und Verpflichtungsermichtigungen
einschlieBllich der Vorgriffe fur das 2. Halbjahr 2017
- Drucksache 7/1926 -

e auf der Grundlage von Artikel 63 Absatz 2 der Verfassung

des Landes Mecklenburg-Vorpommern

und den §§ 37 Absatz 5, 38 Absatz 1 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung (LHO)
e federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium
® Amtliche Mitteilung 7/59 vom 09.10.2018: erledigt gemal’ § 60 GO LT

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Zuleitung der Beschliisse und Berichte des Stabilitatsrates gemaf} § 1 Absatz 4,
§ 3 Absatz 3, § 5a Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Stabilitatsratsgesetzes
- Drucksache 7/2106 -

e aufder Grundlage des Gesetzes zur Neuregelung des bundesstaatlichen
Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Anderung haushaltsrechtlicher
Vorschriften vom 14. August 2017 (BGBI. S. 3122) in Verbindung mit § 8 des
Stabilitatsratsgesetzes

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

o Amtliche Mitteilung 7/62 vom 05.11.2018: erledigt gemaR § 60 GO LT
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Unterrichtung durch die Landesregierung

Zuleitung der Beschliisse und Berichte des Stabilitatsrates gemaf3 § 1 Absatz 4,
§ 3 Absatz 3, § 5a Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Stabilitatsratsgesetzes

- Drucksache 7/2502 -

e auf der Grundlage des Gesetzes zur Neuregelung des bundesstaatlichen
Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Anderung haushaltsrechtlicher
Vorschriften vom 14. August 2017 (BGBI. S. 3122) in Verbindung mit § 8 des
Stabilitdtsratsgesetzes

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

e Amtliche Mitteilung 7/68 vom 05.11.2018: erledigt gemal3 § 60 GO LT

Unterrichtung durch den Finanzminister

Uber- und auBerplanmiBige Ausgaben und Verpflichtungsermichtigungen
einschlieBllich der Vorgriffe fir das 1. Halbjahr 2018

- Drucksache 7/2515 -

e aufder Grundlage von Artikel 63 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern und den §§ 37 Absatz 5,
38 Absatz 1 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung (LHO)

e federflihrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

e Amtliche Mitteilung 7/68 vom 05.11.2018: erledigt gemal3 § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Fortschrittsbericht, Aufbau Ost” Mecklenburg-Vorpommern 2017
- Drucksache 7/2662 -

e aufder Grundlage von § 11 Abs. 3 Finanzausgleichsgesetz (FAG) vom 20. Dezember
2001 (BGBI. IS. 3955, 3956)

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

e Amtliche Mitteilung 7/73 vom 26.03.2019: erledigt gemal3 § 60 GO LT
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- Unterrichtung durch die Landesregierung
Stabilitatsbericht Mecklenburg-Vorpommern 2018
- Drucksache 7/2717 -

e auf der Grundlage des Gesetzes zur Errichtung des Stabilitdtsrates und zur Vermeidung von
Haushaltsnotlagen (Stabilitatsratsgesetz — StabiRatG) vom 10. August 2009 (BGBI. 1 S. 2702)

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

o Amtliche Mitteilung vom 26.03.2019: erledigt gemal3 § 60 GO LT

- Unterrichtung durch den Finanzminister
Uber- und auBerplanmiBige Ausgaben und Verpflichtungsermichtigungen
einschlieBllich der Vorgriffe fiir das 2. Halbjahr 2018
- Drucksache 7/3258 -

e auf der Grundlage von Artikel 63 Absatz 2 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern und den §§ 37 Absatz 5, 38 Absatz 1 Satz 2 der
Landeshaushaltsordnung (LHO)

o federflhrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

o Amtliche Mitteilung 7/91 vom 16.09.2019: erledigt gemaR § 60 GO LT

- Unterrichtung durch den Finanzminister
Beschliisse und Berichte des Stabilitatsrates nach § 1 Absatz 4, § 3 Absatz 3,
§ 5a Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Stabilitatsratsgesetzes
18. Sitzung des Stabilitatsrates am 6. Dezember 2018
- Drucksache 7/3754 -

e aufder Grundlage des Gesetzes zur Neuregelung des bundesstaatlichen
Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Anderung haushaltsrechtlicher
Vorschriften vom 14. August 2017 (BGBI. S. 3122) in Verbindung mit

§ 8 des Stabilitdtsratsgesetzes
e Amtliche Mitteilung 7/105 vom 09.01.2020: erledigt gemal? § 60 GO LT
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Unterrichtung durch die Landesregierung
Vergiitungstransparenzbericht des Landes Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/3939 -

e auf der Grundlage des Gesetzes zur Erhdhung der Transparenz bei der Vergitung
der Geschéftsleitung offentlicher Unternehmen im Land Mecklenburg-Vorpommern
(VergltungsTG M-V)

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

e Amtliche Mitteilung 7/105 vom 09.01.2020: erledigt gemal3 § 60 GO LT

Unterrichtung durch den Finanzminister

Uber- und auBerplanmiBige Ausgaben und Verpflichtungsermichtigungen
einschlieBllich der Vorgriffe fir das 1. Halbjahr 2019

- Drucksache 7/4032 -

e aufder Grundlage von Artikel 63 Absatz 2 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-VYorpommern in Verbindung mit §§ 37 und 38 Landeshaushaltsordnung (LHO)
e Amtliche Mitteilung 7/107 vom 05.02.2020: erledigt gemal3 § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Fortschrittsbericht, Aufbau Ost” Mecklenburg-Vorpommern 2018
- Drucksache 7/4218 -

e aufder Grundlage von § 11 Abs. 3 Finanzausgleichsgesetz (FAG) vom 20. Dezember
2001 (BGBI. 1S.3955, 3956) Das Gesetz ist gemal’ § 20 mit Ablauf des 31.12.2019 aul3er
Kraft getreten.

e federfUhrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

e Amtliche Mitteilung 7/111 vom 03.04.2020: erledigt gemaR § 60 GO LT
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Unterrichtung durch die Landesregierung

Beschliisse und Berichte des Stabilitatsrates nach § 1 Absatz 4, § 3 Absatz 3,
§ 5a Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Stabilitatsratsgesetzes

19. Sitzung des Stabilitatsrates am 18. Juni 2019

- Drucksache 7/4235 -

e aufder Grundlage des Gesetzes zur Neuregelung des bundesstaatlichen
Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Anderung haushaltsrechtlicher
Vorschriften vom 14. August 2017 (BGBI. S. 3122) in Verbindung mit § 8 des
Stabilitatsratsgesetzes

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

o Amtliche Mitteilung 7/111 vom 03.04.2020: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Stabilitatsbericht Mecklenburg-Vorpommern 2019
- Drucksache 7/4282 -

e auf der Grundlage des Gesetzes zur Errichtung des Stabilitdtsrates und zur Vermeidung von
Haushaltsnotlagen (Stabilitatsratsgesetz — StabiRatG) vom 10. August 2009 (BGBI. | S. 2702)

o federflhrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

o Amtliche Mitteilung 7/111 vom 03.04.2020: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch den Finanzminister

Uber- und auBerplanmiBige Ausgaben und Verpflichtungsermichtigungen
einschlieBllich der Vorgriffe fiir das 2. Halbjahr 2019

- Drucksache 7/4724 -

e auf der Grundlage von Artikel 63 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern in Verbindung mit §§ 37 und 38 Landeshaushaltsordnung (LHO)
o Amtliche Mitteilung 7/174 vom 27.05.2021: erledigt gemaR § 60 GO LT
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Unterrichtung durch den Finanzminister

Zuleitung der Beschliisse und Berichte des Stabilitatsrates gemaf3 § 1 Absatz 4,
§ 3 Absatz 3, § 5a Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Stabilitatsratsgesetzes

20. Sitzung des Stabilitatsrates am 13. Dezember 2019

- Drucksache 7/4897 -

e auf der Grundlage des Gesetzes zur Neuregelung des bundesstaatlichen
Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Anderung haushaltsrechtlicher
Vorschriften vom 14. August 2017 (BGBI. S. 3122) in Verbindung mit § 8 des
Stabilitatsratsgesetzes

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

e Amtliche Mitteilung 7/124 vom 09.11.2020: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch den Finanzminister

Uber- und auBerplanmiBige Ausgaben und Verpflichtungsermichtigungen
fiir das 1. Halbjahr 2020

- Drucksache 7/5292 -

e auf der Grundlage von Artikel 63 Absatz 2 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit §§ 37 und 38 Landeshaushaltsordnung (LHO)
e Amtliche Mitteilung 7/145 vom 09.02.2021: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Fortschrittsbericht,Aufbau Ost” Mecklenburg-Vorpommern 2019
- Drucksache 7/5394 -

e auf der Grundlage von § 11 Abs. 3 Finanzausgleichsgesetz (FAG) vom 20. Dezember
2001 (BGBI. I S. 3955, 3956) Das Gesetz ist gemald § 20 mit Ablauf des 31.12.2019
auBer Kraft getreten.

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

e Amtliche Mitteilung 7/151 vom 01.03.2021: erledigt gemal3 § 60 GO LT
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Unterrichtung durch den Finanzminister

Zuleitung der Beschliisse und Berichte des Stabilitatsrates gemaf § 1 Absatz 4,
§ 3 Absatz 3, § 5a Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Stabilitatsratsgesetzes

21. Sitzung des Stabilitatsrates am 22. Juni 2020

- Drucksache 7/5493 -

e aufder Grundlage des Gesetzes zur Neuregelung des bundesstaatlichen
Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Anderung haushaltsrechtlicher
Vorschriften vom 14. August 2017 (BGBI. S. 3122) in Verbindung mit § 8 des
Stabilitatsratsgesetzes

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

o Amtliche Mitteilung 7/155 vom 15.03.2021: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Stabilitatsbericht Mecklenburg-Vorpommern 2020
- Drucksache 7/5684 -

e aufder Grundlage des Gesetzes zur Errichtung des Stabilitdtsrates und zur Vermeidung
von Haushaltsnotlagen (Stabilitétsratsgesetz — StabiRatG) vom 10. August 2009
(BGBI.1S.2702)

e federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Finanzministerium

e Amtliche Mitteilung 7/184 vom 28.06.2021: erledigt gemal? § 60 GO LT

Unterrichtung durch den Finanzminister

Uber- und auBerplanmiBige Ausgaben und Verpflichtungsermichtigungen
fiir das 2. Halbjahr 2020

- Drucksache 7/5886 -

e auf der Grundlage von Artikel 63 Absatz 2 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit §§ 37 und 38 Landeshaushaltsordnung (LHO)
e Amtliche Mitteilung 7/200 vom 29.10.2021: erledigt gemal? § 60 GO LT
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d) Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

Unterrichtung durch die Landesregierung
Evaluationsbericht,Die Hospiz- und Palliativversorgung
in Mecklenburg-Vorpommern”

- Drucksache 7/2271 -

e auf der Grundlage des Beschlusses in der Landtagssitzung am 08.12.2016
auf Drucksache 7/80

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Wirtschaft,
Arbeit und Gesundheit

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/56 vom 05.09.2018: Uberweisung durch die
Landtagsprdsidentin gemal3 § 59 GO LT: Sozialausschuss

e Amtliche Mitteilung 7/68 vom 05.11.2018: erledigt gemal’ § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Evaluationsbericht,Die Hospiz- und Palliativversorgung
in Mecklenburg-Vorpommern” 2. Auflage

- Drucksache 7/4374(neu) -

e auf der Grundlage des Beschlusses in der Landtagssitzung am 08.12.2016
auf Drucksache 7/80

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Wirtschaft,
Arbeit und Gesundheit

e Amtliche Mitteilung Nr. 7/100 vom 29.11.2019: Uberweisung durch die
Landtagsprdsidentin gemal3 § 59 GO LT: Sozialausschuss

e Amtliche Mitteilung 7/122 vom 07.09.2020: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Landestourismuskonzeption Mecklenburg-Vorpommern -
Branche mit Zukunft gestalten

- Drucksache 7/2942 -

e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und

Gesundheit
e Amtliche Mitteilung 7/82 vom 04.06.2019: erledigt gemal’ § 60 GO LT
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Unterrichtung durch die Landesregierung
Konversionsbericht 2018
- Drucksache 7/3376 -

e aufder Grundlage des Beschlusses wahrend der 69. Landtagssitzung am 13.05.2009 zu
Beschlussempfehlung und Bericht des Wirtschaftsausschusses auf Drucksache 5/2561

o federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Wirtschaft, Arbeit und
Gesundheit

® Amtliche Mitteilung 7/99 vom 21.11.2019: erledigt gemal’ § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Mittelstandsbericht Mecklenburg-Vorpommern 2019
- Drucksache 7/4141 -

e aufder Grundlage von § 16 des Gesetzes zur Mittelstandsférderung
in Mecklenburg-Vorpommern

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Wirtschaft,
Arbeit und Gesundheit

o Amtliche Mitteilung 7/111 vom 03.04.2020: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Présidentin des Landtages

Bericht der Expertenkommission ,Bestattungskultur in Mecklenburg-
Vorpommern“

- Drucksache 7/4608 -

e auf der Grundlage des Beschlusses in der 34. Landtagssitzung am 25.04.2018 zum
Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BMV auf Drucksache 7/2017
o Amtliche Mitteilung 7/122 vom 07.09.2020: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Konversionsbericht Mecklenburg-Vorpommern 2019
- Drucksache 7/5311 -

e aufder Grundlage des Beschlusses wahrend der 69. Landtagssitzung am 13.05.2009 zu

Beschlussempfehlung und Bericht des Wirtschaftsausschusses auf Drucksache 5/2561
e federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
o Amtliche Mitteilung 7/145 vom 09.02.2021: erledigt gemaR § 60 GO LT



Die Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern im Uberblick 255

GemadlR Beschluss in der 103. Landtagssitzung 27.11.2020 zum Antrag der Fraktionen der SPD,
CDU und DIE LINKE auf Drucksache 7/5615 wurden im Verlauf der SARS-CoV-2 Pandemie
folgende Unterrichtungen durch die Landesregierung Uber die Corona-Mallnahmen
der Landesregierung federfihrend an den Wirtschaftsausschuss Uberwiesen. Der
Wirtschaftsausschuss hat die Unterrichtungen behandelt und jeweils erklart, auf die Vorlage
einer Beschlussempfehlung zu verzichten. Gemaf § 60 GO LT gelten die Unterrichtungen
damit als erledigt.

Amtliche Mitteilung

Drs. Bezeichnung
Uberweisung Erledigterklarung

Schutzmalinahmen der
Landesregierung zur

7/5624 - Nr.7/121,27.11.2020 | Nr.7/175,27.05.2021
Bewadltigung der Corona-

Pandemie

Dritte Neufassung der
fachaufsichtlichen Weisung
zur Umsetzung von

7/5659 Nr.7/129,09.12.2020 Nr.7/175,27.05.2021
Schutzmalinahmen zur
Einddmmung von SARS-CoV-

2-MV-Corona-Ampel

7/5675 | Weitere Corona-MafRnahmen Nr.7/131,16.12.2020 Nr. 7/184, 28.06.2021

Verordnung der
Landesregierung zu der
Anderung der 2. SARS-CoV-2-
7/5676 B Nr.7/132,28.12.2020 Nr.7/184, 28.06.2021
Quarantdneverordnung und
zur Anderung der Corona-LVO-

M-V vom 18.12.2020

7/5698 | Weitere Corona-MafRnahmen Nr.7/134,11.01.2021 Nr. 7/184, 28.06.2021

7/5747 | Weitere Corona-Ma3nahmen Nr. 7/138,18.01.2021 Nr. 7/194, 26.08.2021

7/5766 | Weitere Corona-MaBnahmen Nr. 7/140, 25.01.2021 Nr. 7/175, 27.05.2021

7/5789 | Weitere Corona-MafRnahmen Nr. 7/142,29.01.2021 Nr. 7/175, 27.05.2021
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Amtliche Mitteilung
Drs. Bezeichnung .

Uberweisung Erledigterklarung
7/5785 | Weitere Corona-Mafinahmen Nr.7/142,29.01.2021 Nr. 7/175,27.05.2021
7/5802 | Weitere Corona-Mafinahmen Nr.7/143,08.02.2021 Nr. 7/175,27.05.2021
7/5826 | Weitere Corona-MafSnahmen Nr. 7/146,15.02.2021 Nr. 7/175,27.05.2021
7/5833 | Weitere Corona-Maflnahmen Nr.7/147,17.02.2021 Nr. 7/175,27.05.2021
7/5843 | Weitere Corona-MalSnahmen Nr. 7/148,23.02.2021 Nr.7/175,27.05.2021
7/5885 | Weitere Corona-Mafinahmen Nr. 7/150,01.03.2021 Nr.7/175, 27.05.2021
7/5913 | Weitere Corona-MafRnahmen Nr. 7/153,08.03.2021 Nr. 7/175,27.05.2021
7/5923 | Weitere Corona-MafRnahmen Nr. 7/154,15.03.2021 Nr.7/175,27.05.2021
7/5925 | Weitere Corona-Mallnahmen Nr. 7/156, 16.03.2021 Nr.7/175,27.05.2021
7/5989 | Weitere Corona-MaBnahmen Nr. 7/157,30.03.2021 Nr. 7/175, 27.05.2021
7/6004 | Weitere Corona-MafRnahmen Nr. 7/158, 06.04.2021 Nr.7/175, 27.05.2021
7/6034 | Weitere Corona-Mallnahmen Nr.7/162,20.04.2021 Nr.7/175,27.05.2021
7/6068 | Weitere Corona-MalRnahmen Nr. 7/164, 26.04.2021 Nr. 7/175,27.05.2021
7/6091 Weitere Corona-MafRnahmen Nr. 7/166,30.04.2021 Nr. 7/175,27.05.2021
7/6095 | Weitere Corona-MafRnahmen Nr.7/167,03.05.2021 Nr. 7/175,27.05.2021
7/6114 | Weitere Corona-Maf3nahmen Nr. 7/168, 05.05.2021 Nr. 7/175,27.05.2021
7/6140 | Weitere Corona-Mal3nahmen Nr.7/171,17.05.2021 Nr. 7/175,27.05.2021
7/6145 | Weitere Corona-Maf3nahmen Nr.7/172,20.05.2021 Nr. 7/175,27.05.2021
7/6151 | Weitere Corona-MalBnahmen Nr.7/173,21.05.2021 Nr.7/175,27.05.2021
7/6152 | Weitere Corona-MalSnahmen Nr. 7/173,21.05.2021 Nr. 7/175, 27.05.2021
7/6187 | Weitere Corona-Maf3nahmen Nr.7/176,31.05.2021 Nr. 7/180, 07.06.2021

7/6188

Weitere Corona-Maf3nahmen

Nr. 7/176,31.05.2021

Nr. 7/180, 07.06.2021
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Amtliche Mitteilung

Drs. Bezeichnung .

Uberweisung Erledigterklarung
7/6218 | Weitere Corona-Mafinahmen Nr. 7/178,07.06.2021 Nr. 7/186,02.07.2021
7/6229 | Weitere Corona-MalSnahmen Nr.7/178,07.06.2021 Nr.7/186,02.07.2021
7/6243 | Weitere Corona-MaBnahmen Nr.7/181,10.06.2021 Nr. 7/186,02.07.2021
7/6254 | Weitere Corona-MafRnahmen Nr. 7/182,18.06.2021 Nr. 7/186,02.07.2021
7/6265 | Weitere Corona-Mallnahmen Nr.7/183, 28.06.2021 Nr. 7/186,02.07.2021
7/6271 Weitere Corona-Mafinahmen Nr. 7/185,02.07.2021 Nr. 7/194, 26.08.2021
7/6272 | Weitere Corona-MafRnahmen Nr. 7/185,02.07.2021 Nr. 7/194, 26.08.2021
7/6274 | Weitere Corona-MafRnahmen Nr. 7/185,02.07.2021 Nr. 7/194, 26.08.2021
7/6306 | Weitere Corona-Mallnahmen Nr.7/189,19.07.2021 Nr.7/194, 26.08.2021
7/6314 | Weitere Corona-MalBnahmen Nr. 7/190, 27.07.2021 Nr. 7/194, 26.08.2021
7/6315 | Weitere Corona-MafRnahmen Nr. 7/191, 28.07.2021 Nr. 7/194, 26.08.2021
7/6341 | Weitere Corona-Mallnahmen Nr.7/192,12.08.2021 Nr. 7/194, 26.08.2021
7/6349 | Weitere Corona-MafRnahmen Nr.7/193,18.08.2021 Nr. 7/194, 26.08.2021
7/6365 | Weitere Corona-Maf3nahmen Nr. 7/195,27.08.2021 Nr. 7/199, 24.09.2021
7/6366 | Weitere Corona-Maf3nahmen Nr. 7/195, 27.08.2021 Nr. 7/199, 24.09.2021
7/6369 | Weitere Corona-Malinahmen Nr. 7/196,01.09.2021 Nr. 7/199, 24.09.2021
7/6379 | Weitere Corona-Mal3nahmen Nr. 7/198, 20.09.2021 Nr. 7/199, 24.09.2021
7/6389 | Weitere Corona-Maf3nahmen Nr.7/201,11.10.2021 Nr. 7/203,18.10.2021

7/6392

Weitere Corona-Malinahmen

Nr.7/202,13.10.2021

Nr.7/203,18.10.2021
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d)

Landwirtschaft und Umwelt

Unterrichtung durch die Landesregierung
Bienenweidenkatalog Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/2517 -

o federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Landwirtschaft und Umwelt
o Amtliche Mitteilung 7/73 vom 26.03.2019: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Initiative ,Unser Wald in Mecklenburg-Vorpommern”

- Drucksache 7/5616 -

o federflhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Landwirtschaft und Umwelt

e Amtliche Mitteilung 7/174 vom 27.05.2021: erledigt gemal3 § 60 GO LT

e) Bildung, Wissenschaft und Kultur

Unterrichtung durch die Landesregierung
Bericht der Landesregierung zur Umsetzung des Landesprogramms
»+Demokratie und Toleranz gemeinsam starken!” (Berichtsjahr 2015)

- Drucksache 7/46 -

o federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
e Amtliche Mitteilung 7/21 vom 04.07.2017: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Bund-Lander-Vereinbarung gemaR Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes liber

die Fortsetzung des Professorinnenprogramms des Bundes und der Lander zur
Forderung der Gleichstellung von Frauen und Mannern in Wissenschaft und
Forschung an deutschen Hochschulen - Professorinnen-programmi ll|

- Drucksache 7/1247 -

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
o Amtliche Mitteilung 7/48 vom 04.05.2018: erledigt gemaR § 60 GO LT
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Unterrichtung durch die Landesregierung
Anpassung der Bund-Lander-Vereinbarung tiber die gemeinsame Férderung

der NAKO Gesundheitsstudie gemaB Artikel 91b des Grundgesetzes
- Drucksache 7/1525 -

o federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
e Amtliche Mitteilung 7/50 vom 28.05.2018: erledigt gemal3 § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Bericht der Landesregierung zur Umsetzung des Landesprogramms
»~Demokratie und Toleranz gemeinsam starken!” (Berichtsjahr 2016)

- Drucksache 7/2198 -

e federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
e Amtliche Mitteilung 7/68 vom 05.11.2018: erledigt gemal’ § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
MaBnahmen zur weiteren Internationalisierung der Hochschulen

in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/2797 -
e auf der Grundlage des Beschlusses wahrend der Landtagssitzung am 19.10.2017

auf Drucksache 7/1133
o federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur

e Amtliche Mitteilung 7/82 vom 04.06.2019: erledigt gemal3 § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Bund-Lander-Vereinbarung gemag Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes

zu Aufbau und Forderung einer Nationalen Forschungsdateninfrastruktur (NFDI)

- Drucksache 7/2834 -

e federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
e Amtliche Mitteilung 7/82 vom 04.06.2019: erledigt gemal’ § 60 GO LT
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Unterrichtung durch die Landesregierung
Bund-Lander-Vereinbarung gemaf Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes zu

Aufbau und Forderung einer Nationalen Forschungsdateninfrastruktur (NFDI)

- Drucksache 7/2835 -

o federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
® Amtliche Mitteilung 7/82 vom 04.06.2019: erledigt gemal’ § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Entwurf einer ,Vereinbarung zwischen Bund und Landern iiber

die Férderung der angewandten Forschung und Entwicklung
an Fachhochschulen nach Artikel 91b des Grundgesetzes”

- Drucksache 7/2836 -

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und Kultur
® Amtliche Mitteilung 7/82 vom 04.06.2019: erledigt gemal’ § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Entwurf einer Vereinbarung zwischen Bund und Landern gemaR Artikel 91b

Absatz 1 des Grundgesetzes liber ein Programm zur Férderung der Gewinnung
und Entwicklung von professoralem Personal an Fachhochschulen

- Drucksache 7/2837 -

o federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
® Amtliche Mitteilung 7/82 vom 04.06.2019: erledigt gemal’ § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Anpassung der Ausfiihrungsvereinbarung zum GWK Abkommen uber

die gemeinsame Forderung der Deutschen Forschungsgemeinschaft

- Drucksache 7/3583 -

e auf der Grundlage von Artikel 91b des Grundgesetzes

o federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
® Amtliche Mitteilung 7/99 vom 21.11.2019: erledigt gemal’ § 60 GO LT
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Unterrichtung durch die Landesregierung

Entwurf einer ,Verwaltungsvereinbarung fiir den Aufbau und die Férderung
einer Deutschen Allianz Meeresforschung (VV-DAM)” zur gemeinsamen
Projektforderung durch die norddeutschen Léander Freie Hansestadt Bremen,
Freie und Hansestadt Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und
Schleswig-Holstein sowie den Bund

- Drucksache 7/3675 -

e aufder Grundlage von § 5 Abs. 10 LHO
o federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
e Amtliche Mitteilung 7/105 vom 09.01.2020: erledigt gemal3 § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung

Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Landern gemaf
Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes,Pakt fiir Forschung und Innovation IV
in den Jahren 2021 bis 2030

- Drucksache 7/3717 -

e auf der Grundlage von § 5 Abs. 10 LHO

e federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur

e Amtliche Mitteilung 7/86 vom 14.08.2019: Uberweisung durch die Landtagsprasidentin
gemals nach § 59 GO LT: Bildungsausschuss

e Amtliche Mitteilung 7/90 vom 27.08.2019: erledigt gemal’ § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung

Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Landern gemag Artikel 91b Absatz 1
des Grundgesetzes liber den Zukunftsvertrag Studium und Lehre starken
[Nachfolgeprogramm zum Hochschulpakt 2020 (1. Saule)]

- Drucksache 7/3718 -

e aufder Grundlage von § 5 Abs. 10 LHO

o federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur

e Amtliche Mitteilung 7/86 vom 14.08.2019: Uberweisung durch die Landtagsprasidentin
gemals § 59 GO LT: Bildungsausschuss

e Amtliche Mitteilung 7/90 vom 27.08.2019: erledigt gemal3 § 60 GO LT
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Unterrichtung durch die Landesregierung
Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Landern gemaf3 Artikel 91b Absatz 1

des Grundgesetzes liber Innovation in der Hochschullehre
- Drucksache 7/3719 -

o federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
e Amtliche Mitteilung 7/105 vom 09.01.2020: erledigt gemal? § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung
Ausgestaltung des Fonds ,Denkzeichen 1989

- Drucksache 7/3924 -

o federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
e Amtliche Mitteilung 7/105 vom 09.01.2020: erledigt gemal? § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung

Bericht zur Umsetzung der Empfehlungen des,Sonderberichts tiber
die Priiffung der Hochschulfinanzierung” des Landesrechnungshofes
aus dem Jahr 2016

- Drucksache 7/3925 -

e Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1136
e federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur

o Amtliche Mitteilung 7/105 vom 09.01.2020: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung

Bericht der Landesregierung zur Anerkennung auslandischer
Bildungsnachweise; Lindergemeinsame einheitliche Evaluation und
Analyse der Berufsqualifikationsfeststellungsgesetze

- Drucksache 7/5427 -

® § 18 des Gesetzes Uber die Feststellung der Gleichwertigkeit auslandischer
Berufsqualifikationen in Mecklenburg-Vorpommern

(Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz - BQFG M-V)
o federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur

e Amtliche Mitteilung 7/151 vom 01.03.2021: erledigt gemal? § 60 GO LT
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f)

Unterrichtung durch die Landesregierung

Entwurf einer-Vereinbarung zwischen Bund und Landern gemaR
Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes iiber die Forderinitiative
»Kiinstliche Intelligenz in der Hochschulbildung”

- Drucksache 7/5540 -

o federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
e Amtliche Mitteilung 7/163 vom 26.04.2021: erledigt gemaR § 60 GO LT

Unterrichtung durch die Landesregierung

Landesprogramm ,Demokratie und Toleranz gemeinsam starken!”
Strategie der Landesregierung zur Umsetzung des Landesprogramms
- Drucksache 7/5887 -

federfiihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
Amtliche Mitteilung Nr. 7/169 vom 05.05.2021: Uberweisung durch die
Landtagsprasidentin gemaf § 59 GO LT : Bildungsausschuss

Schreiben des Bildungsausschusses vom 01.06.2021: Verzicht auf Erarbeitung einer

Beschlussempfehlung
Amtliche Mitteilung 7/179 vom 07.06.2021: erledigt gemal3 § 60 GO LT

Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

Unterrichtung durch die Landesregierung

Konzept der Landesregierung zur Verkehrssicherheitsarbeit 2017 bis 2021
in Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/1541 -

e federfUhrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Energie, Infrastruktur und
Digitalisierung
e Amtliche Mitteilung 7/50 vom 28.05.2018: erledigt gemal3 § 60 GO LT
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- Unterrichtung durch die Landesregierung
5. Bevolkerungsprognose Mecklenburg-Vorpommern bis 2040

- Drucksache 7/4122 -

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Energie, Infrastruktur und
Digitalisierung
e Amtliche Mitteilung 7/107 vom 05.02.2020: erledigt gemaR & 60 GO LT

g) Soziales, Integration und Gleichstellung

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Bericht zur Evaluation des MaBnahmeplans der Landesregierung
Mecklenburg-Vorpommern zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
und Stellungnahme der Landesregierung
- Drucksache 7/2309 -

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium flr Soziales, Integration und

Gleichstellung
o Amtliche Mitteilung 7/68 vom 11.02.2019: erledigt gemaf § 60 GO LT

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Bericht der Landesregierung liber die Angebote des 6ffentlichen
Personennahverkehrs zur Verbesserung der Mobilitdt im landlichen Raum

- Drucksache 7/5539 -

o auf der Grundlage des Beschlusses wahrend der 48. Landtagssitzung am 26.10.2018
zum Antrag der Fraktionen der CDU und SPD auf Drucksache 7/2668

o federflihrend aufseiten der Landesregierung: Ministerium fir Energie, Infrastruktur und
Digitalisierung

o Amtliche Mitteilung 7/163 vom 26.04.2021: erledigt gemaR § 60 GO LT
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16.

Erklarungen und Berichte der Landesregierung

geman § 43 Ziffer 3 GO LT

In einigen Fallen hat die Landesregierung Erkldrungen im Plenum abgegeben, die von Aussprachen

dazu begleitet wurden. Zum aktuellen Thema Corona gab es mehrere Sondersitzungen des

Landtages, in denen jeweils eine Regierungserklarung abgegeben wurde, um Uber die aktuelle

Lage und das weiteren Vorgehen der Landesregierung wéhrend der Pandemie durch die

Ministerprasidentin aufmerksam zu machen und den Landtag hierzu zu unterrichten. Insgesamt

wurden 14 Regierungserklarungen durch die Landesregierung beantragt und vor dem Landtag

abgehalten. In den meisten Debatten haben die Fraktionen hierzu Antrage eingereicht, die

dann in verbundener Debatte mit der Regierungserklarung beraten wurden.

Tab.17:

Regierungserklarungen

Sitzungsnummer/
Datum

Thema

3.Sitzung - 07.12. 2016

Regierungsklarung des Ministerprasidenten

16.Sitzung - 12.07. 2017

Regierungsklarung der Ministerprasidentin

88. Sitzung - 13. 05. 2020

Regierungserklarung der Ministerprasidentin
,2ur Bewaltigung der Corona-Krise"

101. Sitzung - 29. 10. 2020

Regierungserklarung zur aktuellen Lage ,Corona”

103. Sitzung - 27.11. 2020

Regierungserkldrung der Ministerprasidentin des Landes M-V
Zu den Informationen Uber den Bund-Lander-Beschluss zu den Corona-
Winterregeln

107. Sitzung - 15.12.2020

108. Sitzung - 07.01. 2021

109. Sitzung - 21.01. 2021

112. Sitzung - 11.02. 2021

113. Sitzung - 05.03. 2021

117.Sitzung - 25.03. 2021

120. Sitzung - 16.04. 2021

Regierungserklarung der Ministerprasidentin zur Aktuellen Lage
,Corona-Virus"

123. Sitzung - 31.05.2021

Regierungserkldrung der Ministerprasidentin zur Aktuellen Lage, MV Werften”

124. Sitzung - 09.062021

Regierungserklarung der Ministerprasidentin zur Aktuellen Lage,Corona-Virus"
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17.

Aussprachen gemaf § 43 Ziffer 2 GO LT

Gemals § 43 Ziffer 2 GO LT kdnnen die Fraktionen Aussprachen zu Themen, die offentliche

Angelegenheiten sind und das Land betreffen, fiir die Tagesordnungen der Landtagssitzungen

beantragen. Mit der Anderung der Geschéftsordnung am 19. Juni 2019 wurde deren Zahl in

jeder Sitzungswoche auf eine je Fraktion begrenzt.

Tab:18:  Im Berichtszeitraum beantragte und durchgefiihrte Aussprachen gemaR § 43 Ziffer 2 GO LT
Nummer /
Datum Antragsteller Thema
der Sitzung
3. Sitzung B ) ] B
SPDu.CDU Gefllgelpest in Deutschland wirksam bekdmpfen
07.12.2016
4. Sitzung OIE LINKE Aktueller Sachstand zum Forderverfahren des IKAREUM in
08.12.2016 Anklam
Aussprache zur Sicherheitslage in Mecklenburg-
5. Sitzung AD Vorpommern nach den Anschldgen in anderen
10.01.2017 Bundeslandern im Jahr 2016, zuletzt am 19. Dezember 2016
in Berlin
6. Sitzung ) )
DIE LINKE Bilanz der Landkreisneuordnung
25.01.2017
AfD Umweltverschmutzung durch Windkraftanlagentberreste
9. Sitzung
9 Marz 2017 DIE LINKE Universitatsmedizin Greifswald - Verantwortung der
Landesregierung bei Finanzierung und Aufsicht
11. Sitzung DIE LINKE Einsetzung einer Enquete-Kommission,Jung sein in
6. April 2017 Mecklenburg-Vorpommern”
14. Sitzung AD Schluss mit dem Armrechnen Kommunaler Finanzausgleich
19. Mai 2017 auf den Prifstand
17.Sitzung DU Fir die Sicherheit unserer Kinder - Richtig schwimmen von
13.Juli 2017 Anfang an!
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Nummer /
Datum Antragsteller Thema
der Sitzung
AD Schluss mit dem,Schénrechnen” - unbequeme Fakten zur
18. Sitzung Energiewende missen auf den Tisch
14.Juli 2017 DIE LINKE Fahrtkosten flr Berufsschilerinnen und Berufsschdiler in
Mecklenburg-Vorpommern
22. Sitzung
19. Oktober cbu Pravention starken - Kampagne fiir das Impfen
2017
Uberbelegung, Personalnot und damit verbundene
24, Sitzung Probleme in der Patientenversorgung, der Sicherheit
16.November | BMV und Hygiene im Zentrum flr Nervenheilkunde der
2017 Universitatsmedizin Rostock, Klinik fir Psychiatrie und
Psychotherapie, Bereich Akutstationen
26. Sitzung
14. Dezember | AfD Kampf dem Terrorismus von nebenan
2017
27.Sitzung BMV Wachstumsverluste im 6stlichen Landesteil durch die
15 Dezember Auswirkungen der Kreisgebietsreform vom 04.09.2011
2017 SPD A20: Trebel-Bypass schnell realisieren
D Spitzenplatz im Tourismus durch Investitionen in Angebote
und Personal verteidigen
28. Sitzung AD Pseudoentlastung bei Elternbeitragen - kostenfreie Kita
24. Januar 2018 endlich einflihren
DIE LINKE Untersuchungsauftrag des 1. Parlamentarischen
Untersuchungsausschusses Wohlfahrtsverbande” erweitern
29. Sitzung <PD Gemeinsame Agrarpolitik nachhaltig gestalten -

25. Januar 2018

Verédnderungen anschieben
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Nummer /
Datum Antragsteller Thema
der Sitzung
30. Sitzung <PD Ein Jahr Ausschreibungsverfahren im EEG - Fazit und Ausblick
26. Januar 2018 fir Mecklenburg-Vorpommern
AfD Mehr Wertschatzung flr unsere Landwirte
31. Sitzung -
14.Mdrz 2018 | gy Offentliche Kommunikation zum Thema neue
Dungeverordnung. Irrefiihrende Aussagen vermeiden
3 Sit Die geplante Verwendung des Jahrestiberschusses 2017 des
. Sitzun
B d BMV Landeshaushaltes sowie die diesbezlgliche Kommunikation
15.Mérz 2018 ‘
der Landesregierung
32. Sitzung BV Arbeit, Wohlstand, Umwelt- und Klimaschutz - Anspruch und
15.Mérz 2018 Wirklichkeit der Energiewende
33. Sitzung By Aktueller Sachstand zum Forderverfahren der Anklamer
16.Mérz 2018 Schwimmbhalle
AD Die Energiewende - Fluch oder Segen fir Mecklenburg-
35. Sitzung Vorpommern
26. April 2018 "y Arbeit, Wohlstand, Umwelt- und Klimaschutz - Anspruch und
Wirklichkeit der Energiewende
36.5it Die geplante Verwendung des Jahrestberschusses 2017 des
. Sitzun
_ 9 BMV Landeshaushaltes sowie die diesbezligliche Kommunikation
27. April 2018 )
der Landesregierung
37.Sitzung AfD Wiederverndssung nicht um jeden Preis!
30. Mai 2018 DIE LINKE Aktuelle Situation am Krankenhaus Wolgast
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Nummer /
Datum Antragsteller Thema
der Sitzung
AfD Zustand der B 110 - Die Zecheriner Briicke
Gute Arbeit - gute Lohne auch fur die Beschéftigten der
) DIE LINKE Zeitungsredaktionen und Verlagshauser in Mecklenburg-
38. Sitzung
) Vorpommern
31.Mai.2018
Erfahrungen mit der Orientierungsstufe in den Schulklassen
BMV 5 und 6 und Konsequenzen fir die mittelfristige Planung in
Mecklenburg-Vorpommern
39.Sit Strategiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern -
. Sitzun
Ui 2OWg8 DIE LINKE Budgetrecht des Parlaments sowie Rechte der Abgeordneten
uni
und der Opposition achten
AD Auswirkungen des BAMF-Skandals auf Mecklenburg-
Vorpommern
40. Sitzung DIE LINKE Keinen Uberwachungswahn nach bayerischem Vorbild
27.Juni 2018
| Vorbildfunktion Rechnung tragen - Restriktive Regelungen
DIE LINKE fur den Abschluss von Zeitvertragen in Landesministerien
und Landesbehdrden durchsetzen
AD Neutralitdtsgebot an Schulen achten - Indoktrination
41.Sitzung unterlassen
27.Juni 2018 "y Zukunft der kleinen Kustenfischerei in Mecklenburg-
Vorpommern
Vorbildfunktion Rechnung tragen - Restriktive Regelungen
42. Sitzung DIE LINKE fir den Abschluss von Zeitvertradgen in Landesministerien
29, Juni 2018 und Landesbehdrden durchsetzen

DIE LINKE

Zukunft der Theater- und Orchesterstrukturen
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Nummer /
Datum Antragsteller Thema
der Sitzung
<PD Extreme Trockenheit in Mecklenburg-Vorpommern -
Auswirkungen auf die Landwirtschaft und landliche Raume
44, Sitzung OIE LINKE Dank den Brandschutzern - Brandschutz zukunftsfest
13. September gestalten
2018 BMV Investitionstatigkeit des Landes Uberprifen
Gleichstellung in und Unabhdngigkeit der Justiz
DIE LINKE L
gewahrleisten
Neue Chance fUr den Ausstieg aus der betdubungslosen
SPD Ferkelkastration nutzen - Fehler der Vergangenheit erkennen
und aktiv Losungen entwickeln
46.5itzung Abschaffung des Schulgeldes fiir Auszubildende in der
24. Oktober DU - -
Pflege ab dem Ausbildungsjahr 2019/2020
2018
AfD Demokratie verteidigen - Meinungsvielfalt schitzen!
Das Robbensterben geht weiter:
BMV
Ursachen und Folgen
47.Sitzung
25. Oktober BMV Investitionstatigkeit des Landes UberprUfen
2018
49, Sitzung o ,
,Globalen Pakt fur sichere, geordnete und regulare
21.November | AfD o o ) S
5018 Migration” nicht ratifizieren - nationale Gremien einbinden
49. Sitzung . ) )
Aktuelle Vorwdirfe rund um die landeseigene Ihlenberger
21.November | DIE LINKE
Abfallentsorgungsgesellschaft
2018
51. Sitzung
23.November | BMV Investitionstatigkeit des Landes UberprUfen

2018
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Nummer /
Datum Antragsteller Thema
der Sitzung
52, Sitzung SPD Auf dem Weg zum Radfahrland Mecklenburg-Vorpommern
12. Dezember oU Eine Reiterstaffel fiir Mecklenburg-Vorpommern? Kosten,
2018 Nutzen, Konzept
54. Sitzung ) . . i
Gute Arbeit - gute Lohne auch fur die Beschéftigten der
14. Dezember | DIE LINKE }
5018 ,Deutschen Post DHL Group” in Mecklenburg-Vorpommern
55. Sitzung AD Braucht Mecklenburg-Vorpommern das
23.Januar 2019 Fachkraftezuwanderungsgesetz?
Freie Wahler/ ) . .
BMV Strategie der Landesregierung zum Projekt,Nordstream 2"
56. Sitzung AD Stdrkung des Handwerks - Wiedereinfiihrung der
24, Januar 2019 Meisterpflicht
Freie Wahler/ ) . ) )
BV Vorgeburtliche Bluttests - wie weit wollen wir gehen?
57. Sitzung DIE LINKE Aufklarung Uber gewinnorientierte Sondervergiitungen von
25. Januar 2019 Vorstandsmitgliedern der Universitdtsmedizin Rostock
62. Sitzung B o )
) DIE LINKE Blndnis fUr gute Schule in Mecklenburg-Vorpommern
11. April 2019
Cbu Impfen rettet Leben - Impfpflicht einflihren
65. Sitzung ) ) ) ) g
, Cbu Praxistauglichen Umgang mit dem Biber erméglichen
23.Mai 2019
AfD Soziale Marktwirtschaft statt Sozialismus
68. Sitzung .
cbu Kampagne fiir das Funkmastprogramm starten

20.Juni 2019
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Nummer /
Datum Antragsteller Thema
der Sitzung
DIE LINKE Einrichtungssterben stoppen - Zukunft des Kinder- und
69. Sitzung Jugendtourismus in Mecklenburg-Vorpommern sichern
21.Juni 2019 BIE LINKE Serie von Polizeiskandalen - rckhaltlos aufkldren, Vertrauen
wiederherstellen, Konsequenzen ziehen
AD Mecklenburg-VYorpommern nicht zusatzlich belasten - CO-
71.Sitzung Bepreisung verhindern
5. September Postdienstleistungen sind Daseinsvorsorge - Anderungen
2019 DIE LINKE des Postgesetzes missen Qualitdt der Arbeitspldtze und der
Leistung sichern
73. Sitzung } )
Zukunft der Deponie Ihlenberg - Abfallstrategie muss
17. Oktober DIE LINKE . , ) _
Grundlage fur SchlieBungszeitplan sein
2019
74. Sitzung ) i ) ) N
18, Oktob SPD, CDU Halle war ein weiterer Angriff auf unsere freie und vielféltige
. Oktober
5019 DIE LINKE Gesellschaft - Demokratie, Toleranz und Freiheit verteidigen
75. Sitzung ) ! ) .
Auswirkungen des Agrarpaktes auf die Landwirtschaft in
13.November | AfD
Mecklenburg-Vorpommern
2019
79. Sitzung ) ) } )
Soziale Energiewende - Wirtschaftspotenziale heben und
12. Dezember | SPD )
lebenswerte Zukunft sichern
2019
80. Sitzung Aktuelle Entwicklungen beim Umgang mit der
13. Dezember | CDU Wolfpopulation in Mecklenburg-Vorpommern
2019 bertcksichtigen
] Flr ein solidarisches und soziales Europa -
82. Sitzung .
DIE LINKE Schlussfolgerungen aus dem Brexit fir Mecklenburg-

30. Januar 2020

Vorpommern ziehen
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Nummer /
Datum Antragsteller Thema
der Sitzung
85. Sitzung B ]
) DIE LINKE Zukunft der Jarmener Mihle sichern
12. Mérz 2020
89. Sitzung AfD Corona-Krise in Mecklenburg-Vorpommern
14. Mai 2020 DIE LINKE Tourismuswirtschaft braucht Hilfe und Perspektive
96. Sitzung DIE LINKE Eigenanteile in Pflegeheimen
27. August Kriminalisierung von Polizeikraften beenden - Polizeiarbeit
2020 U -
wdirdigen
97. Sitzung
23.September | AfD Grundrechte bewahren, Meinungsfreiheit verteidigen
2020
98. Sitzung SPD Konversion in Mecklenburg-Vorpommern - ein Erfolgsmodell
24, September
2020 Cbu Zukunft der Weidetierhaltung in Mecklenburg-Vorpommern
99. Sitzung
25. September | DIE LINKE Aus der Krise in die Zukunft - Kultur ist Pflicht
2020
101. Sitzung AD Mecklenburg-Vorpommern nicht zum Armenhaus von
29. Oktober Deutschland machen
2020 DIE LINKE Flr eine gerechte Agrarstruktur - Bodenmarkt regulieren
Beifall klatschen reicht nicht - Beschéftige in Mecklenburg-
106. Sitzung DIE LINKE Vorpommern brauchen sichere Arbeitsplatze, gute
11 Dezember Arbeitsbedingungen und Tariflohne
2020 D EEG-Novelle 2021: Herausforderungen und Perspektiven fur
das Energieland Mecklenburg-Vorpommern
111. Sitzung ) )
AfD 150 Jahre Reichsgriindung

28. Januar 2021
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Nummer /
Datum Antragsteller Thema
der Sitzung
118.Sit Neuausrichtung der Gemeinsamen Agrarpolitik - Zukunft des
. Sitzun
) 9 Ccbu landlichen Raumes und der Landwirtschaftsunternehmen in
14. April 2021 i
Mecklenburg-Vorpommern gestalten und sichern
SPD Zukunft der Majorel-Standorte in Mecklenburg-Vorpommern
119. Sitzung AfD Fur ein faires und gesittetes Miteinander
15. April 2021
pri Ohne sie geht’s nicht - auch Reinigungskréfte sind
DIE LINKE
systemrelevant
Umsetzungsstrategie fir das Landesprogramm ,Demokratie
und Toleranz gemeinsam starken!” - Gesellschaftlichen
122.Sitzung | PP . ‘
: Zusammenhalt in Mecklenburg-Vorpommern gemeinsam
6. Mai 2021 bewahren
Cbu Duale Ausbildung in Mecklenburg-Vorpommern starken
Verfassungsauftrag erfillen - Staatsleistungen an Kirchen
125. Sitzung DIE LINKE abldsen
10. Juni 2021
SPD Fachkréfteoffensive in Kitas im Land weiter vorantreiben
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17. Beteiligung des Landtages an Verfahren

mit politischem Hintergrund vor dem

Landesverfassungsgericht sowie an weiteren

Verfahren vor Verwaltungs- und Zivilgerichten

verantwortlich:

Leiter/in des Justiziariates

Ministerialrat Stephan Nolte / Verwaltungsangestellte Susann Tholken

17.1  Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht
Az. Beteiligte Gegenstand Ergebnis
Organstreitverfahren
betreffend Einspruch der | Beschluss vom 10.10.2017:
Prof. Dr. Ralph Weber, MdL )
1/17 erteilten Ordnungsrufe Verwerfung des
/.Landtag M-V ) )
in der LT-Sitzung vom Antrages
07.12.16
Beschluss vom 29032018
Verfassungsbeschwerde | Verfahren wird bis zur Erledigung
gegen §§ 34,6,11 und 12 | des beim BVerfG anhangigen
4/17 Burger-und Verfahrens ausgesetzt. Schriftsatz
Gemeindenbeteiligungs- | v.21.12.22:Riicknahme der
gesetz M-V Verfassungsbeschwerde.
Verfahren ist somit erledigt.
1. Mitglied PU 1, }
T Organstreitverfahren we-
2. Mitglied PU 1
. gen der Ablehnung von
3. Fraktion der AfD ) ) Beschluss vom 25.10.2018:
717 Beweiserhebungsantrdgen
/. ] Verwerfung des Antrages
LPUT im Untersuchungsaus-

2. Vorsitzender PU 1

schuss
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Az. Beteiligte Gegenstand Ergebnis
Verfassungsbeschwerde
wegen Verletzung
8/17 e A. des Grundrechts. Beschluss vom 26.04.2018:
9/17 auf Datenschutz " Verwerfung der Antrdge
Rundfunkbeitragstaats-
vertrag und
Zustimmungs-gesetz
Organstreitverfahren
/18 Dr. Matthias Manthei, MdL | wegen Verletzung des Beschluss vom 02.04.2019:
/.Landtag M-V parlamentarischen Verwerfung des Antrages
Fragerechts
1. Fraktion DIE LINKE
2. Jeannine
Rosler, MdL und Karsten
Kolbe, MdL
3.Simone
Oldenburg, MdL Dr.
Mignon Schwenke, MdL, Urteil vom 27.06.2019:
Peter Ritter, MdL Organstreitverfahren Zurlckweisung der
2/18 | Torsten Koplin, MdL gegen Antrage, soweit diese
Eva-Maria Strategiefonds zuldssig sind, im Ubrigen
Kroger, MdL Verwerfung
Dr. Wolfgang Weil3, MdL
Karen Larisch, MdL
Henning Foerster, MdL
Jacqueline
Bernhardt, MdL ./.
Landtag M-V
Verfassungsbeschwerde | Beschluss vom
3/18 betreffend Verletzung der |25.10.2018:

Grundrechte

Verwerfung des Antrages
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Az. Beteiligte Gegenstand Ergebnis
Verfassungsbeschwerde
Beschluss vom 25.10.2018:
4/18 wegen Verletzung von
Verwerfung des Antrages
Art. 10 LV M-V
. Organstreitverfahren Urteil vom 19.12.2019:
Nikolaus Kramer, MdL ./. ]
1/19 wegen eines Verletzung Art. 22 Abs. 1,2 S.
Landtag M-V
Ordnungsrufes 1 LV M-V durch Ordnungsruf
Verfassungsbeschwerde _
) Urteil vom 19.08.2021:
gegen gesetzliche ) i o
2/19, ] zum Teil Unvereinbarkeit mit
Bestimmungen
3/19, der Landesverfassung M-V,
des Landes M-V zur o
1/20 . im Ubrigen Verwerfung der
Ausfiihrung des SGB XII )
Antrdge
und des SGB IX
) Organstreitverfahren
1. AfD-Fraktion .
_ , wegen Ubergehens
2. Christoph Grimm, MdL , Beschluss vom 27.02.2020:
6/19 . der Antragsteller bei
3. Horst Forster, MdL /. , , Verwerfung des Antrages
der Ausrichtung eines
Landtag M-V
Trauerstaatsaktes
Beschluss vom
Antrag auf Entlassung aus
8/19 12.12.2019: Feststellung
dem Amt ]
Ausscheiden aus dem Amtes
Verfassungsbeschwerde
gegen das Gesetz Urteil vom 29.04.2021:
9/19 zur Abschaffung der Zurlckweisung der
StralRenausbaubeitrdge Verfassungsbeschwerde

vom 24.06.2019
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Az. Beteiligte Gegenstand Ergebnis
Beschluss vom 06.12.2021:
Zurlckweisung des Antrags
Verfassungsbeschwerde ) )
auf Ablehnung eines Richters
2/20 gegeh éas Gesetz als unzuldssig
zur Einflhrung der
Elternbeitragsfreiheit Beschluss vom 19.05.2022:
Verwerfung der
Verfassungsbeschwerde
Verfassungsbeschwerde
3/20 gegen §§ 25, 26, 27, 28 des | Verfahren noch nicht
Gesetzes zur Einfihrung | abgeschlossen
der Elternbeitragsfreiheit
1. AfD-Fraktion
2. Nikolaus Kramer, MdL
Prof. Dr. Ralph Weber, MdL
Thomas de Jesus
Fernandes, MdL
Christoph Grimm, MdL
Stephan J. Reuken, MdL Urteil vom 24.11.2023:
Horst Forster, MdL Organstreitverfahren teilweise Verletzung Art.
51 Dr. Gunter Jess, MdL wegen der Verletzung 22 Abs. 1i.V.m. A'r't. 61
Jorg Kroger, MdL des Haushaltsrechts des | Abs. 2 LV M-V, im Ubrigen
Dirk Lerche, MdL Landtages Zurlckweisung und
Sandro Hersel, MdL Verwerfung
Jrgen Strohschein, MdL
Jens-Holger Schneider,
MdL
Bert Obereiner, MdL
Ralf Borschke, MdL /.
Landtag M-V
/1 Verfassungsbeschwerde | Beschluss vom 24.03.2022:

Medienfreiheit

Verwerfung des Antrages
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Az. Beteiligte Gegenstand Ergebnis
Beschluss vom
Antrag auf Entlassung aus
8/19 12.12.2019: Feststellung
dem Amt )
Ausscheiden aus dem Amtes
Verfassungsbeschwerde
gegen das Gesetz Urteil vom 29.04.2021:
9/19 zur Abschaffung der Zurlckweisung der
Strallenausbaubeitrdge Verfassungsbeschwerde
vom 24.06.2019
Beschluss vom 06.12.2021:
Zurlckweisung des Antrags
Verfassungsbeschwerde i )
auf Ablehnung eines Richters
gegen das Gesetz o
2/20 o als unzulassig
zur Einflhrung der
) o Beschluss vom 19.05.2022:
Elternbeitragsfreiheit
Verwerfung der
Verfassungsbeschwerde
Verfassungsbeschwerde
320 gegen §§ 25, 26, 27, 28 des | Verfahren noch nicht

Gesetzes zur Einfiihrung
der Elternbeitragsfreiheit

abgeschlossen
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Az. Beteiligte Gegenstand Ergebnis
1. AfD-Fraktion
2. Nikolaus Kramer, MdL
Prof. Dr. Ralph Weber, MdL
Thomas de Jesus
Fernandes, MdL
Christoph Grimm, MdL
Stephan J. Reuken, MdL Urteil vom 24.11.2023:
Horst Forster, MdL Organstreitverfahren teilweise Verletzung Art.
51 Dr. Gunter Jess, MdL wegen der Verletzung 22 Abs. Ti.V.m. Ait. 61
Jorg Kroger, MdL des Haushaltsrechts des | Abs. 2 LV M-V, im Ubrigen
Dirk Lerche, MdL Landtages Zurlckweisung und
Sandro Hersel, MdL Verwerfung
Jirgen Strohschein, MdL
Jens-Holger Schneider,
MdL
Bert Obereiner, MdL
Ralf Borschke, MdL /.
Landtag M-V
/1 Verfassungsbeschwerde | Beschluss vom 24.03.2022:
Medienfreiheit Verwerfung des Antrages
Beschluss vom
Antrag auf Entlassung aus
8/19 12.12.2019: Feststellung
dem Amt )
Ausscheiden aus dem Amtes
Verfassungsbeschwerde
gegen das Gesetz Urteil vom 29.04.2021:
9/19 zur Abschaffung der Zurlckweisung der
Stralenausbaubeitrage Verfassungsbeschwerde

vom 24.06.2019
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Az. Beteiligte Gegenstand Ergebnis
Beschluss vom 06.12.2021:
Zurlckweisung des Antrags
Verfassungsbeschwerde i )
auf Ablehnung eines Richters
gegen das Gesetz o
2/20 o als unzuldssig
zur Einflhrung der
) o Beschluss vom 19.05.2022:
Elternbeitragsfreiheit
Verwerfung der
Verfassungsbeschwerde
Verfassungsbeschwerde
3/20 gegen §§ 25, 26, 27, 28 des | Verfahren noch nicht
Gesetzes zur Einfihrung | abgeschlossen
der Elternbeitragsfreiheit
1. AfD-Fraktion
2. Nikolaus Kramer, MdL
Prof. Dr. Ralph Weber, MdL
Thomas de Jesus
Fernandes, MdL
Christoph Grimm, MdL
Stephan J. Reuken, MdL Urteil vom 24.11.2023:
Horst Forster, MdL Organstreitverfahren teilweise Verletzung Art.
51 Dr. Gunter Jess, MdL wegen der Verletzung 22 Abs. 1i.V.m. Alr't‘ 61
Jorg Kroger, MdL des Haushaltsrechts des | Abs. 2 LV M-V, im Ubrigen
Dirk Lerche, MdL Landtages Zurtckweisung und
Sandro Hersel, MdL Verwerfung
JUrgen Strohschein, MdL
Jens-Holger Schneider,
MdL
Bert Obereiner, MdL
Ralf Borschke, MdL /.
Landtag M-V
/1 Verfassungsbeschwerde | Beschluss vom 24.03.2022:

Medienfreiheit

Verwerfung des Antrages
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Az. Beteiligte Gegenstand Ergebnis
Beschluss vom
Antrag auf Entlassung aus
8/19 12.12.2019: Feststellung
dem Amt )
Ausscheiden aus dem Amtes
Verfassungsbeschwerde
gegen das Gesetz Urteil vom 29.04.2021:
9/19 zur Abschaffung der Zurlckweisung der
Strallenausbaubeitrdge Verfassungsbeschwerde
vom 24.06.2019
Beschluss vom 06.12.2021:
Zurlckweisung des Antrags
Verfassungsbeschwerde i )
auf Ablehnung eines Richters
gegen das Gesetz o
2/20 o als unzulassig
zur Einflhrung der
) o Beschluss vom 19.05.2022:
Elternbeitragsfreiheit
Verwerfung der
Verfassungsbeschwerde
Verfassungsbeschwerde
320 gegen §§ 25, 26, 27, 28 des | Verfahren noch nicht

Gesetzes zur Einflhrung
der Elternbeitragsfreiheit

abgeschlossen




Gerichtsverfahren des Landtages 283

Az. Beteiligte Gegenstand Ergebnis

1. AfD-Fraktion

2. Nikolaus Kramer, MdL
Prof. Dr. Ralph Weber, MdL
Thomas de Jesus
Fernandes, MdL
Christoph Grimm, MdL
Stephan J. Reuken, MdL Urteil vom 24.11.2023:
Horst Forster, MdL Organstreitverfahren teilweise Verletzung Art.
Dr. Gunter Jess, MdL wegen der Verletzung 22 Abs. Ti.V.m. Art. 61
Jorg Kroger, MdL des Haushaltsrechts des | Abs. 2 LV M-V, im Ubrigen
Dirk Lerche, MdL Landtages Zurlckweisung und

2/21

Sandro Hersel, MdL Verwerfung
Jrgen Strohschein, MdL
Jens-Holger Schneider,
MdL

Bert Obereiner, MdL

Ralf Borschke, MdL /.
Landtag M-V

/1 Verfassungsbeschwerde | Beschluss vom 24.03.2022:

Medienfreiheit Verwerfung des Antrages
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17.2  Weitere Verfahren
Nr. Gericht Gegenstand Ergebnis
Abgabe
Landtag M-V /. - .
1 Unterlassungs- Einigung der Beteiligten
Thomas Kerl .
erkldrung
Einstweiliger Rechtsschutz:
Verwaltungsstreitver- | Beschluss vom 05.07.2022:
2 VG Schwerin fahren auf Auskunft Ablehnung des Antrags
durch die Prasidentin | Urteil vom 25.11.2022:
Abweisung der Klage
Verwaltungsstreitver- o )
‘ Einigung durch Abschluss eines
3 VG Schwerin fahren wegen Denk- .
Vergleichs vom 16.12.2022
malschutz
4 Arbeitsgericht Rechtsstreit wegen Urteil vom 28.04.2022:
Schwerin Befristung Abweisung der Klage
Verwaltungsstreit-
verfahren betreffend
5 VG Schwerin Altersentschadigung Ergebnis noch offen
nach dem Abgeord-
netengesetz
Verfassungsbeschwer- | Beschluss vom 09.12.2022:
de betreffend Sicher- | Verfassungsbe-
6 BVerfG ) o
heits- und Ordnungs- | schwerde teilweise
gesetz (SOG M-V) begrindet
Urteil vom 09.11.2018:
, Abweisung der Klage
VG Schwerin )
) Urteil vom 03.02.2020:
SG Schwerin Verletzung der i
7 Abweisung der Klage
LSG Grundrechte

Beschluss vom 23.02.2021:
Zurlckweisung der
Berufung
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18. Konferenzen der Prasidentinnen und der
Prasidenten sowie der Direktorinnen und Direktoren
der deutschen Landesparlamente, des Deutschen
Bundestages und des Bundesrates

(Prasidenten- und Direktorenkonferenzen)

verantwortlich:
Leiter des Referates Sonderaufgaben, Présidenten- und Direktorenkonferenzen
Ministerialrat Ulrich Wittenberg

18.1 Prasidentenkonferenzen

Die Konferenz der Prasidentinnen und Prasidenten der deutschen Landesparlamente, des
Deutschen Bundestages und des Bundesrates (Landtagsprasidentenkonferenz, Abk. LPK)
tagt regelmalig einmal jéhrlich. Im Rahmen dieser Beratungen werden insbesondere Fragen
der internen und externen Probleme der Landesparlamente, deren Arbeit, Stellung und
Aufgaben, Fragen des Foderalismus, des Parlaments- und des Abgeordnetenrechts erortert.
Zunehmend werden gemeinsame Standpunkte zu den verschiedensten Fragen in Form von
EntschlieBungen, Empfehlungen und Erklarungen formuliert.

Die Gastgeberschaft fur die Tagung der Landtagsprasidentenkonferenz wechselt unter den
Landern. Der Gastgeber der jeweiligen Konferenz hat den Vorsitzinne und fungiert als Sprecher
der Landtagsprasidentenkonferenz. Vorbereitung und Fihrung der Konferenzgeschéfte
obliegen der Parlamentsverwaltung des jeweiligen Gastgeberlandes. Diese fuhrt die Geschéfte
der Landtagsprasidentenkonferenz dann ein Jahr lang - bis sie zur ndchsten Tagung von der
Parlamentsverwaltung des nachsten Gastgeberlandes Ubernommen und mit dem Abschluss
der Prasidentenkonferenz Ubergeben werden.
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18.2 Direktorenkonferenzen

Die Konferenz der Direktoreninnen und Direktoren der deutschen Landesparlamente, des
Deutschen Bundestages und des Bundesrates (Kurzform: Landtagsdirektorenkonferenz,
Abk. LDK) ist ein regelmaRig und kontinuierlich zusammentretendes Konferenzgremium
zum Erfahrungsaustausch und zur Koordinierung von rechtlichen und organisatorischen
Rahmenbedingungen der deutschen Landesparlamente. Im Rahmen der zweimal jahrlich
stattfindenden Tagungen werden insbesondere Fragen zu Stellung und Aufgaben der
Landesparlamente, des Foderalismus und des Parlaments- und des Abgeordnetenrechts
erortert. Dabei dient die Frihjahrskonferenz wesentlich der Vorbereitung der einmal
jahrlich tagenden Landtagsprasidentenkonferenz (LPK). Die Herbstkonferenz leitet dann die
Umsetzung von Beschlissen der LPK ein und bearbeitet Ubergreifende Fragestellungen.

Zusatzlich zu den Tagungen der Prasidenten und denen der Direktoren gibt es Kommissionen
bzw. Arbeitsgruppen mit separaten Sitzungen. In der Praxis werden komplexe Materien
derartigen Kommissionen zur Vorbereitung tbergeben.

18.3 Ubersicht der Priasidenten- und Direktorenkonferenzen im
Berichtszeitraum

Die Prasidentin des Landtags Mecklenburg-Vorpommern hat im Berichtszeitraum an
den folgenden Konferenzen der Prédsidentinnen und der Prdsidenten der deutschen
Landesparlamente, des Deutschen Bundestage und des Bundesrates teilgenommen:

Datum Ort
05. bis 07.06. 2016 Wiesbaden (HE)
12.06.2017 Feldkirch, Vorarlberg (Osterreich)
10. bis 12.06.2018 Schloss Ettersburg bei Weimar (TH)
02. bis 04.06.2019 Wiirzburg (BY)
26. bis 27.09.2019 Herrenchiemsee (BY) Sondertreffen, 70 Jahre Grundgesetz’
15.06.2020 Videokonferenz (ST)
30.11.2020 Videokonferenz (ST) Sonderkonferenz,Corona-Pandemie”
07.06.2021 Videokonferenz (ST)



https://de.wikipedia.org/wiki/Landesparlament
https://de.wikipedia.org/wiki/Deutscher_Bundestag
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesrat_(Deutschland)
https://de.wikipedia.org/wiki/Landtagspräsidentenkonferenz
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Der Direktor des Landtags Mecklenburg-Vorpommern hat im Berichtszeitraum an den
folgenden Konferenzender Direktorinnenund der Direktoren derdeutschen Landesparlamente,
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates teilgenommen:

Datum Ort
18. bis 20.09.2016 Burg, Spreewald (BB)
23.bis 25.04.2017 Potsdam (BB)
12. bis 14.11.2017 Jena (TH)
23. bis 24.04.2018 Erfurt (TH)
19. bis 20.11.2018 Augsburg (BY)
07. bis 09.04.2019 Bamberg (BY)
22. bis 24.09.2019 Dessau-Rof3lau (ST)
25.05.2020 Videokonferenz (ST)
09.11.2020 Videokonferenz (ST) Sonderkonferenz,Corona-Pandemie”
24.11.2020 Videokonferenz (ST)
26.und 27.04.2021 Videokonferenz (ST)

Im Juni 2021 wurde die Federfiihrung von Schleswig-Holstein an Bremen Ubergeben.

Es folgen die BeschlUsse, Erklarungen und Resolutionen der Landtagsprasidentenkonferenzen

des Betrachtungszeitraums:
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18.4 Beschliisse der Konferenzen im Einzelnen

a) Konferenz vom 5. bis 7. Juni 2016 in Wiesbaden
aa) Europapolitische Erklarung

Praambel

Europa ist unsere Zukunft und nicht nur unsere Geschichte. Wir als Landtage sind Teil

dieses Europas. Wir bekréftigen mit Nachdruck unser Bekenntnis zur Europdischen

Union. Europa ist mehr als Blrokratie. Wir bekennen uns zur Wertegemeinschaft

Europa als einer Einheit in Vielfalt. Europa ist in der Krise. Die Themen Brexit,

Flichtlings- und Finanzkrise beherrschen die offentliche Wahrnehmung. Europa

wird nicht als Verantwortungsgemeinschaft empfunden. Die Bevdlkerung nimmt

dies mit wachsender Skepsis und teilweiser Abwendung wahr. Auch wir, die

Prasidentinnen und Présidenten der deutschen Landesparlamente nehmen die

Sorgen der Menschen ernst und weisen gleichzeitig darauf hin, dass es zu einem

geeinten Europa keine Alternative gibt.

1. Europapolitikist Innenpolitik. Die Europdische Union reguliert auch Politikfelder,

die in der Verantwortung der regionalen Parlamente mit Gesetzgebungsbe-

fugnis stehen. Die regionalen Parlamente mit Gesetzgebungsbefugnis verfi-

gen Uber grofRe Blrgerndhe, Kenntnis aller relevanten regionalen Besonderhei-

ten und haben umfangreiche Erfahrung bei der Vorbereitung und Umsetzung

Ubergeordneter Regelungen. Die Landtage sind demokratisch legitimiert, das

Scharnier zwischen Europa und der Bevélkerung zu bilden und eine politische

Offentlichkeit herzustellen. Vertrauen muss wiedergewonnen werden.

2. Europa wachst im Dialog mit den regionalen Parlamenten. Aus diesem Grund

ist es unverzichtbar, dass regionale Parlamente mit Gesetzgebungsbefugnis im

Interesse einer groReren Akzeptanz und Nachhaltigkeit bei der Gestaltung der

Politik der Europdischen Union mitwirken. Dazu gehort, die Landtage als Ver-

fassungsorgane unter dem Dach des Grundgesetzes so friihzeitig und umfas-

send wie mdglich im Vorfeld von Entscheidungen einzubinden.
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4.2.

43.

Die Prasidentinnen und Prdsidenten zeigen Prasenz in Brussel. Die Prasidentin-
nen und Prasidenten setzen — wie von Herrn Ersten Vizeprasidenten Timmer-
mans angeboten — gerne die begonnenen Gesprache mit ihm wie mit ande-
ren Vertretern der Europdischen Kommission und den anderen Européischen
Institutionen in Zukunft vertieft fort. Sie werden zu diesem Zweck regelmal3ig
eine Zwischenkonferenz zwischen zwei reguldren Landtagsprasidentenkonfe-
renzen in Brissel durchfihren. Die Prasidentinnen und Prasidenten begriiRen
das Angebot von Herrm Kommissar Oettinger, als Vermittler fur die Anliegen
der Landesparlamente zur Verfligung zu stehen.

Damit das Potential der regionalen Parlamente mit Gesetzgebungsbefugnis
optimal ausgeschopft werden kann, kommen aus Sicht der Prasidentinnen
und Prasidenten folgende MalSnahmen in Betracht:

. Die Landtage sollen eine besondere Stimme im Konsultationsprozess erhalten.

Dafir sind die entsprechenden Papiere in deutscher Sprache bereitzustellen.
Die Landtage sind Forum fiir die kritisch-kontroverse Debatte. Dies gilt auch fur
die Beteiligung im Rahmen der EU-Agenda fUr eine bessere Rechtsetzung. Der
Dialog zwischen den Landtagen und der Europdischen Union wére ein Beitrag
zum Abbau des strukturellen Demokratiedefizits der Europdischen Union.

Die Landtage winschen sich die regelmaBige Teilnahme eines/einer hoch-
rangigen Vertreters/Vertreterin der EU-Kommission an den in zweijdhrigem
Turnus stattfindenden Gemeinsamen Landtagsprasidentenkonferenzen mit
den Présidentinnen und Prasidenten der Landesparlamente aus Deutschland,
Osterreich unter Beteiligung von Siidtirol und kiinftig auch der Deutschspra-
chigen Gemeinschaft Belgiens zur Férderung des Austausches zu aktuellen
europapolitischen Themen, die die Lander betreffen.

Die Landtage wollen sich innerstaatlich Gehor verschaffen. Auch im innerstaat-
lichen Verfassungsgeflge verdient die Rolle der Landtage gré3eren Raum. Zu
diesem Zweck regen die Prasidentinnen und Prasidenten eine Priifung der Fra-
ge an, inwieweit Stellungnahmen der Landesparlamente in Beschlissen des
Bundesrates zur Subsidiaritatsprifung Erwdhnung finden kénnten.
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44. Die Ausweitung des EU-Transparenzregisters auf regionale Parlamente mit Ge-

setzgebungsbefugnissen ist inakzeptabel. Hierzu haben die Prasidentinnen
und Prasidenten der deutschen Landesparlamente eine gesonderte Stellung-
nahme beschlossen.

Der Vorsitz der Landtagsprasidentenkonferenz Gbermittelt diese Erkldarung an
den Prasidenten der Europdischen Kommission, Herrn Jean-Claude Juncker,
den Ersten Vizeprasidenten der Europdischen Kommission, Herrn Frans Tim-
mermans, Herrn Kommissar Glnther Oettinger, Herrn Présidenten des Europa-
ischen Parlaments, Herrn Martin Schulz, sowie an den Prasidenten des Bundes-
rats, Herrn Stanislaw Tillich!

bb) Stellungnahme zum ,EU-Transparenzregister”

ol

Die Ausweitung des EU-Transparenzregisters auf regionale Parlamente mit Ge-
setzgebungsbefugnissen ist inakzeptabel. Die Konferenz der Prasidentinnen
und Prdsidenten der deutschen Landesparlamente hat die Bemuihungen der
Europdischen Kommission und des Europaischen Parlaments fir ein verbindli-
ches Transparenzregister zur Kenntnis genommen.

Gerade in Zeiten wachsender Skepsis gegenlber der Europdischen Union
sind transparente Verfahren wichtig. Birgerinnen und Burgern muss die Mog-
lichkeit gegeben werden, zu erfahren, welche Organisationen sich in welchem
Ausmal um Einflussnahme auf die europaische Gesetzgebung bemiihen. Die
Landesparlamente unterstitzen dieses Anliegen ausdrtcklich.

Gleichwohl stellen sie fest, dass nationale, regionale und lokale staatliche Ein-
richtungen auf Grund ihres besonderen Status nicht unter das Transparenzre-
gister fallen dirfen. Insbesondere Landesparlamente sind demokratisch ge-
wahlt, vertreten das Allgemeinwohl und haben verfassungsrechtlichen Status
inne. Sie und ihre Vertretungen mussen deshalb vom Anwendungsbereich des
Transparenzregisters ausgenommen werden.



Prasidenten- und Direktorenkonferenzen

291

4.

Eine Registrierungspflicht fir Vertreter der Landesparlamente (insbesondere
Abgeordnete, Fraktionen, Verwaltungen), Landesregierungen und Kommu-
nen (kommunale Gebietskorperschaften, ihre ZusammenschlUsse, ihre Ver-
bande sowie deren Vertretungen) kdme einer nicht hinnehmbaren faktischen
Gleichsetzung mit Lobbyvertretern aus Wirtschaft und Gesellschaft gleich.

Die Europaische Union ist nach Art. 4 Abs. 2 S. T EUV iV.m dem Protokoll Nr. 2
zum Lissabon-Vertrag dazu verpflichtet, die nationale Identitét ihrer Mitglied-
staaten zu achten, zu der auch ihre regionale und lokale Selbstverwaltung
gehort. Das Priméarrecht der Europdischen Union gesteht den regionalen und
lokalen staatlichen Stellen damit einen hervorgehobenen Rechtsstatus zu, den
es zu beachten gilt.

Der Bundesrat hat bereits am 7. November 2014 kritisch zum bestehenden
Transparenzregister Stellung bezogen und diese Kritik am 29. Januar 2016 bei
der Bewertung des Arbeitsprogramms 2016 der Europdischen Kommission
wiederholt. Auch die Europaministerkonferenz hat sich mit Beschluss vom 5.
April 2016 gegen eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs des EU-Trans-
parenzregisters ausgesprochen. Die Konferenz der Prasidentinnen und Prasi-
denten der deutschen Landesparlamente unterstitzt und bekraftigt die dort
vorgetragenen Bedenken sehr nachdrticklich.

Die Europédische Kommission wird deshalb ersucht, die deutschen Bundes-
lander, die im foderalen Bundesstaat der Bundesrepublik Deutschland selbst
Staaten sind, bei der Reformierung des Transparenzregisters zu berlcksichtigen
und deren demokratisch legitimierte staatliche Einrichtungen auf nationaler,
regionaler und lokaler Ebene sowie ihre Vertretungen aus dem Anwendungs-
bereich des Transparenzregister herauszuhalten!”



292

Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

cc) Beschluss ,Einrichtung einer Bildungscloud”

,Um eine verbesserte Kooperation der Landtage untereinander und eine enge
Zusammenarbeit zu ermaoglichen, beschliet die Prasidentenkonferenz, eine
umfangreiche, aktuelle und fir alle deutschen, dsterreichischen Landesparlamente
und den Sudtiroler Landtag zugdngliche Datenbank der besten Projekte
ihrer politischen Bildungsangebote einzurichten. Unter dem Dach der bereits
bestehenden Parlamentscloud, sollen die Jugendprojekte in der neuen
Arbeitsplattform ,Bildungscloud” zusammengefuhrt werden. Eine fur alle
zugangliche,Bildungscloud” soll

1. Best-Practice-Modelle beschreiben und die bei der Durchfihrung der Projekte
eingesetzten Materialien zur Verfigung stellen (z. B. Broschiren, Arbeitsblatter,
Grafiken, Erklér-Videos oder Power-Point-Prasentationen und Spielpléne),

2. die Moglichkeit bieten, webbasiert Dokumente nach fachlichen Kriterien
aufzubereiten und zentral zur Verfligung zu stellen (filter- und sortierbar, Voll-
textsuche innerhalb aller Dokumente — unabhéngig vom Format),

3. die Hinterlegung einer zentralen Kontakt- und Aufgabenverwaltung
gewahrleisten, um die gemeinsame Arbeit an Projekten komfortabel zu
gestalten.

Die Landerparlamente stellen als ersten Schritt in dieser fir alle deutschen und
Osterreichischen Parlamente und den Stdtiroler Landtag zugénglichen — Datenbank
ihre Best Practice Modelle” zur Verfligung und unterrichten sich gegenseitig tiber die
Neuentwicklung von Bildungsangeboten, um auch hier voneinander zu profitieren.

Die von den Landesparlamenten zur Verfligung gestellten Daten werden vom
Hessischen Landtag in der bereits vorhandenen ,Parlamentscloud’, die eine
bewahrte Infrastruktur bietet, eingestellt und administriert. Die Landesparlamente
erhalten einen passwortgeschitzten Zugang (Lese — Kopierechte).

Die LDK richtet eine Unterarbeitsgruppe ein, die die Fragen von Urheber -
Nutzungsrechten von Konzepten, Fotos, Grafiken und Texten prift, die sich aus der
Einrichtung und Nutzung der Bildungscloud ergeben.

Die Verteilung der Kosten erfolgt auf die deutschen Bundeslander gemal3 dem
|l/'ll

Konigsteiner Schltsse
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dd) EntschlieBung, 70 Jahre Landesverfassungen -
70 Jahre Bekenntnis zum Féderalismus”

Praambel

Vor siebzig Jahren gaben sich die ersten der im Nachkriegsdeutschland neu
geschaffenen Lander eine eigene Verfassung. Sie legten damit den Grundstein fur
den foderalen Aufbau der Bundesrepublik Deutschland. Auch im Osten unseres
nach der friedlichen Revolution vereinten Landes entstanden die gegen den Willen
der Menschen durch die SED-Diktatur abgeschafften Lander neu und beschlossen
ab 1992 wieder eigene Verfassungen. Die Landtagsprasidentinnen und -prdsidenten
bekennen sich ausdricklich zu dieser bundesstaatlichen Ordnung Deutschlands.
Das Bekenntnis zum Foderalismus ist ihnen sehr wichtig; es wirkt sich maRgeblich
auf ihre alltagliche Arbeit aus.

Das Prinzip des Foderalismus ist in Art. 20 Absatz 1 des Grundgesetzes als zentrale
Staatsstruktur normiert. Fir die Prasidentinnen und Prasidenten der deutschen
Landtage ist diese Verfassungsgarantie die strukturelle Verankerung eines
Zusammenspiels des gegenseitigen Respekts der Lander und zugleich der Schutz
vor einer erneuten einseitigen Machtverlagerung.

Die Landtagsprasidentinnen und -prasidenten sind sich einig: In der Form des
deutschen Foderalismus verpflichten sich die unterschiedlichen Lénder in einem
Staatswesen zusammenzuleben und sich gegenseitig in ihrer jeweiligen Eigenart
zu respektieren. Sie konstatieren: zu diesem Foderalismus gibt es in Deutschland
keinen tragfédhigen Gegenentwurf,

Die Landtagsprasidentinnen und -prasidenten wirdigen deshalb Vergangenheit,
Gegenwart und Zukunft des deutschen Bundesstaats.
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I. Vergangenheit

DieLandtagsprasidentinnenund-prasidentenerinnernandiehistorische Bedeutung
des féderalen Ordnungsprinzips. Sie halten fest, dass sich der Féderalismus als ein
ordnendes und friedenssicherndes Prinzip erweist.

Der Foderalismus hat gerade in Deutschland eine lange und gute Tradition. Er
reicht bereits zurlick bis in das Heilige Romische Reich Deutscher Nation. Er fand
seinen Niederschlag in der Paulskirchenverfassung von 1848. Aber es war nicht nur
die Tradition, die den Bundesstaat nach den schrecklichsten Jahren der jingeren
deutschen Geschichte zwingend gefordert hat. Die Lehren aus Weimar gaben
der Bundesrepublik ein machtverteilendes Instrument vor, das gleichermaf3en
funktionstlichtig und friedenssichernd war. Die Ldnderverfassungen waren ein
Neuanfang und mitihnendie alten und zumTeil neu geschaffenen Landerstrukturen.

Die Landtagsprasidentinnen und -prasidenten wurdigen den Mut und den
Sachverstand der westlichen Alliierten, einem deutschen Bundesstaat neue Wurzeln
zu geben. Sie wirdigen auch den Mut der Deutschen im Osten unseres Landes, die
sich in der friedlichen Revolution und mit der Wiedervereinigung ganz bewusst fur
die foderale Ordnung der Bundesrepublik Deutschland entschieden haben.

Denn der Bundesstaat war nicht nur der zwingende Kontrapunkt zum
nationalsozialistischen Einheitsstaat. Seine Neubegriindung verkorperte auch den
Willen der westlichen Alliierten als Grundvoraussetzung fir einen Neubeginn.
Insoweit wurde er dem Parlamentarischen Rat als zentrales Fundament der
demokratischen Ordnung vorgegeben.

Die Landtagsprasidentinnen und -prasidenten wurdigen ausdricklich die
Bedeutung der inhaltlichen und strukturellen Foderalismusreformen der
Vergangenheit. Nicht zuletzt die Wiedervereinigung forderte die bundesstaatliche
Ordnung zur Anpassung heraus. Sie erkennen an, dass der Foderalismus in der
Vergangenheit durch Reformprozesse institutionell-dynamisch war und auch in
Zukunft bleiben muss. Dies geschah und geschieht in geordneten Reformprozessen
bis heute.
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Il. Gegenwart

Die Landtagsprasidentinnen und -prasidenten fordern von allen politischen
Akteuren und Ebenen in Deutschland ein starkes aktuelles Bekenntnis zum
Foderalismus. Bedingt durch die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte erlebt
Deutschland den bundesstaatlichen Aufbau mittlerweile als selbstverstéandlich.
Die Landtagsprasidentinnen und -prasidenten nehmen aber auch zur Kenntnis,
dass der Foderalismus in Deutschland nicht unumstritten ist. Fragen hinsichtlich
der Notwendigkeit und der Redundanzen werden laut. In einer Gesellschaft, die
allerorten Mobilitat fordert, erscheinen uneinheitliche Strukturen bisweilen als
Hindernis. Entscheidungswege sind fir die Birger oft schwer zu durchschauen.

Dessen ungeachtet gilt es festzuhalten: Der Foderalismus hat sich bewdhrt.
Foderalismus bedeutet, der wirtschaftlichen, kulturellen und politischen Vielfalt
gerecht zu werden. Weil er auf Konsens ausgelegt ist, wirkt er ausgleichend
und stabilisierend und beugt politischen Extremen vor. Fdderalismus ist
demokratieforderlich, weil er fur die Burgerinnen und Burger mehr Maglichkeiten
bietet, an demokratischen Prozessen teilzunehmen, er ermoglicht Blrgernahe.
Der Foderalismus verbessert die Aufgabenerfullung: Dass sich unter 16
Losungsansdtzen der richtige findet, ist 16-mal wahrscheinlicher, als dass ein
einziger flichendeckender Ansatz die Lésung bringt.

Die Landtagsprasidentinnen und -prdsidenten heben die Bedeutung des
deutschen Bundesstaats in der Europaischen Union hervor. Die Landesparlamente
sind Mitwirkende und Mittler in diesem Gefiige. Sie sind aufgefordert - nachdem
sie im Vertrag von Lissabon ausdrtcklich erwéhnt sind — an der Weiterentwicklung
Europas aktiv mitzuwirken.

Nicht nur die Européische Union lebt von ihren foderal-subsididren Strukturen. In
Deutschland hat sich diese Form der Aufgabenerfiillung seit langem in der Praxis
bewdhrt. Die Landtagspradsidentinnen und -prasidenten stellen ausdrticklich klar,
dass dies nicht nur ein Exekutivfoderalismus ist, sondern dass die Europaischen
Vertrage ausdriicklich auch die subnationalen Parlamente einbeziehen.

Der,Ausschuss der Regionen” erfilllt in dieser Beziehung im ,Europa der Regionen”
eine wichtige Aufgabe. Er gibt seit 1994 den Mitgliedern eine regionale Stimme in
Brissel, um an der Vielfalt mitzuwirken.
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lll. Zukunft

Die Prasidentinnen und -prasidenten der deutschen Lénderparlamente blicken auf
die Zukunft des Foderalismus.

Die Landtagsprasidentinnen und -prasidenten mahnen als einen Schwerpunkt
in der Zukunft die Kompetenzsicherung der Lander an. Die Mitwirkung in der
Europaischen Union beinhaltet die Moglichkeit, friihzeitig aushéhlende Tendenzen
umzukehren. Dies erfordert aber Konsequenz, Ausdauer und womdglich
Arbeitsteiligkeit. Pragmatische Erwdgungen in der politischen Praxis dirfen keine
Kompetenzen entleeren und damit zu einer Entparlamentarisierung fiihren. Dies
gilt fir die Landesebene und fiir die Bundesebene gleichermalien.

Ein weiterer Fokus wird in der Beendigung des andauernden Reformprozesses zur
Bund-Lander-Finanzierung unter Bericksichtigung des kooperativen Foderalismus
und der Ausgestaltung der Solidaritat und Eigenverantwortung liegen. Auf dem
bereits beschrittenen Weg muss, wie es bereits fir alle bisherigen Reformen galt,
eine Losung gefunden werden, die den Landern und ihren Eigenarten auf Dauer
gerecht wird.

Die Landtagsprdsidentinnen und -prasidenten bekennen gemeinsam, dass die
Geschichte ebenso wie die Erfahrungen der Gegenwart dem Foderalismus eine
Zukunft geben. Der deutsche Bundesstaat meistert mit seiner jeden Tag unter
Beweis gestellten Dynamik die anstehenden innerdeutschen und europaischen
Aufgaben. Er hat ein solides Fundament, das die Freiheit der Vielfalt trdgt. Deshalb
gilt: Der deutsche Foderalismus ist fur die Zukunft ausgelegt.
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ee) Resolution,Gemeinsam Verantwortung zur Wahrung der
Erinnerungskultur tragen und die wertvolle Arbeit des Volksbundes
Deutsche Kriegsgraberfiirsorge e.V. unterstiitzen”

,Die Prasidentinnen und Prasidenten der deutschen Landesparlamente stellen fest,
dass die Bewahrung der Erinnerung an die Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft
auch 70 Jahre nach der Befreiung vom nationalsozialistischen Terror und
der Beendigung des Zweiten Weltkrieges unverzichtbar ist. Der Volksbund
Deutsche Kriegsgraberfiirsorge eV. erfillt mit seinem Einsatz fir den Erhalt
und die Pflege der deutschen Kriegsgraber des Ersten und Zweiten Weltkrieges
und der bestandigen Vermittlung der schrecklichen Folgen von Kriegen und
totalitdren Herrschaftssystemen an die zukinftigen Generationen eine wichtige
gesamtgesellschaftliche Aufgabe.

Die im Auftrag der Bundesregierung durchgefihrten Aufgaben des Volksbundes
umfassen neben der Instandhaltung von Gber 800 Kriegsgraberstatten mit Uber
zwei Millionen Toten in 44 Landern auch die Betreuung von Angehdrigen in Fragen
der Kriegsgraberfirsorge, die Beratung von offentlichen und privaten Stellen sowie
die aktive Suche nach Kriegstoten, deren Grablagen bislang unbekannt sind oder
die als vermisst gelten. Von zentraler Bedeutung ist zudem die Férderung von
Begegnungen junger Menschen aus allen Ldndern an den Ruhestatten der Toten.
DerVolksbund fuhrt seit 1953 internationale Jugendbegegnungen und Workcamps
unter dem Motto "Verséhnung Uber den Grabern — Arbeit fir den Frieden” in ganz
Europa durch. Er betreibt damit als einziger Kriegsgraberdienst der Welt eine eigene
schulische und auf8erschulische Jugendarbeit.

Der Volksbund Deutsche Kriegsgraberfirsorge e. V. hat seine Aufgaben Uber
Jahrzehnte hinweg vorwiegend durch Spenden und Mitgliedsbeitrage finanziert.

Das Auswartige Amt unterstitzt die origindren Arbeiten im Bereich der Pflege- und
Instandhaltung von Grabern durch ergdnzende Zuwendungen. Der drastische
Rickgang der Mitgliederzahlen des Volksbundes von 340.000 auf 120.000 Mitglieder
im Laufe der vergangenen zwolf Jahre und das hohe Durchschnittsalter der
gegenwartigen Mitglieder machen jedoch eine mittel-und langfristige Sicherung
der finanziellen Grundlagen erforderlich. Ohne eine zukinftige Uberwiegend
staatliche Finanzierung der Aufgaben des Volksbundes durch den Bund kann dieser
seine wertvolle Arbeit nicht dauerhaft fortsetzen.
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Die Présidentinnen und Prdsidenten erkennen die verdienstvolle Arbeit des
Volksbundes Deutsche Kriegsgraberfirsorge eV. sowie die zentrale Bedeutung
der Sicherung seiner finanziellen Grundlagen an. Sie unterstiitzen den Volksbund
in seiner Forderung an den Bund, seine Zuwendungen flr die an den Volksbund
Ubertragenen Aufgaben zu erhdhen.

Die Prdsidentinnen und Prdsidenten unterstreichen die gemeinsame
Verantwortung der Landesparlamente gegeniber dem Volksbund und bieten
ausdrticklich ihre Unterstitzung bei der Verwirklichung gemeinsamer Projekte
an. Die in verschiedenen Parlamenten dabei bereits gewonnenen Erfahrungen
kénnen anderen Landtagen als Vorbild dienen und die Chance bieten, in eigener
Verantwortung dartiber zu befinden, welche Wege der Zusammenarbeit und
Unterstiitzung beschritten werden!

b) Gemeinsame Konferenz der Prasidentinnen und Prasidenten der deutschen
und osterreichischen Landesparlamente und des Siidtiroler Landtags
sowie des Deutschen Bundestags, des deutschen und 6sterreichischen
Bundesrats unter Beteiligung des Parlaments Deutschsprachigen
Gemeinschaft Belgiens am 13. Juni 2017 in Feldkirch, Vorarlberg

Beschluss ,Europapolitische Erklarung von Feldkirch”

,1. Die Présidentinnen und Présidenten sprechen sich dafiir aus, den Zusammenhalt
der Europdischen Union mehr denn je zu starken und zu verteidigen und
betonen die Bedeutung der Union als Garant fUr demokratische Werte und
Frieden. Sie bekrdftigen das Bekenntnis der Wiesbadener Erkldrung der deutschen
Prasidentenkonferenz des Vorjahres zur Europaischen Union und unterstreichen
die wichtige Rolle der regionalen Parlamente mit Gesetzgebungsbefugnis bei
der Umsetzung europdischer Politik und der Vermittlung der europdischen Werte
gegenUber ihren Birgerinnen und Birgern. Die Prasidentinnen und Prasidenten der
deutschen und sterreichischen Parlamente mit Gesetzgebungsbefugnis werden ihr
Engagement vor Ort in Brissel im Rahmen ihrer Moglichkeiten weiter intensivieren,
um den Dialog mit den europaischen Institutionen zu verstarken und den Anspruch
auf Teilhabe an den europdischen Entscheidungsprozessen zu untermauern.

2. Die Europdische Union steht vor der grofiten Herausforderung seit ihrer
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Grindung vor sechzig Jahren. Zunehmend machen nationalistische,
protektionistische und europafeindliche Gruppierungen Front gegen Europa.
Auf zentrale Herausforderungen hat die Union bislang keine gemeinsamen
Antworten gefunden. Terroranschldge bedrohen die Menschen in Europa.

Mit der mehrheitlichen Entscheidung der Briten fur den Austritt des Vereinigten
Konigreichs aus der Europdischen Union hat der europdische Einigungsprozess
einen schweren Ruckschlag erlitten. Viele EU-BUrgerinnen und -Blrger
empfinden Misstrauen gegen den Europdischen Zusammenschluss und
furchten Fremdbestimmung und Benachteiligung. Diese Sorgen bilden den
Nahrboden fir eine nachdrickliche Ablehnung der Europdischen Union,
wie sie im britischen Referendum deutlich wurde. Die Prdsidentinnen und
Prasidenten bedauern die Mehrheits-Entscheidung der Bevolkerung des
Vereinigten Konigreichs, die Europdische Union zu verlassen. Sie sprechen sich
fUr einen fairen und fur beide Seiten tragbaren Austrittsprozess des Vereinigten
Konigreichs aus der Europdischen Union aus.

Die Prasidentinnen und Prasidenten sind fUr ein starkes Europa und der
Uberzeugung, dass angesichts dieser aktuellen Entwicklungen eine intensive
Debatte dartiber gefiihrt werden muss, welches Europa die Menschen wollen
und brauchen. Da die Ergebnisse dieser Debatte von der europdischen
Bevolkerung getragen werden sollen, ist sie auch und gerade auf regionaler
Ebene mit den Parlamenten und innerhalb der Parlamente zu fihren.

Im Interesse einer breiten Akzeptanz der Europdischen Union kommt allen
Akteurinnen und Akteuren des europadischen Mehrebenensystems die
Aufgabe zu, die Menschen in den Regionen und Kommunen Europas besser
in Entscheidungsprozesse einzubeziehen und dadurch das Vertrauen in
die EU und ihre Institutionen zu starken sowie auszubauen. Daflr ist die
Bereitstellung von EU-Dokumenten in deutscher Sprache sicherzustellen.
Zudem mussen Entscheidungen in der Union, starker als bisher, im Sinne des
Subsidiaritatsprinzips grundsatzlich so nah wie moglich bei den Birgerinnen
und Burgern getroffen werden.
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Die Présidentinnen und Prdsidenten sind der Auffassung, dass die grof3en
Probleme und Herausforderungen Europas, beispielsweise in der Aullen-
und Sicherheits- sowie der Migrationspolitik nur gemeinsam und nicht allein
auf nationalstaatlicher Ebene geldst werden konnen. In der européischen
Mehrebenendemokratie sollten unter Beachtung des Subsidiaritdts- und
VerhaltnismalSigkeitsprinzips die globalen und européischen Herausforderungen
gemeinsam auf EU-Ebene bewidltigt werden. Insbesondere bei der erfolgreichen
Bekdmpfung von Fluchtursachen liegt ein konzertiertes Vorgehen auf EU-Ebene
im Interesse der Regionen.

. Die Prasidentinnen und Prasidenten sind der Auffassung, dass die birgernahen

regionalen Parlamente mit Gesetzgebungsbefugnis bei der Debatte Gber den
weiteren Weg der Europédischen Union und der Starkung des Vertrauens in sie
aufgrund ihrer Mittlerfunktion gegentiber den Biirgerinnen und Biirgern einen
wesentlichen Beitrag leisten konnen. Die Europdische Kommission sollte sich
dieses Potential der Parlamente - insbesondere im pralegislativen Bereich, beim
Vollzug sowie bei der Evaluierung von EU-Recht - zum Zwecke der Vermittlung,
aber auch der Mitgestaltung, von EU-Politik zu Nutze machen.

Die Prasidentinnen und Prdsidenten sind Uberzeugt, dass die europaische
Einigung ein GlUcksfall in der Geschichte Europas ist. Die Europdische Union ist
angesichts der aktuellen europapolitischen und internationalen Entwicklungen
wichtiger denn je. Die Présidentinnen und Prasidenten sehen es deshalb als
ihre Aufgabe an, den Burgerinnen und Burgern in ihren Regionen deutlich
zu machen, dass diejenigen Kréfte, die auf nationale Abschottung und
Ausgrenzung setzen, keine wirklichen Losungen anzubieten haben, sondern
Frieden, Freiheit und Wohlstand in Europa gefdhrden.

Die Prasidentinnen und Prasidenten begrtfSen es, dass Kommissionsprasident
Juncker in seinem Vorwort zum Wei8buch die Regionen ausdricklich in den
notwendigen Diskussionsprozess Uber den kinftigen Weg Europas einbezieht.
Sie werden sich aktiv in diesen Prozess einbringen.
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c)

10. Der Vorsitz der Gemeinsamen Prasidentenkonferenz tibermittelt diese Erkldrung
an den Prasidenten des Europdischen Parlaments, Herrn Antonio Tajani, den
Prasidenten der Europdischen Kommission, Herrn Jean-Claude Juncker, den
ErstenVizeprasidenten der Europdischen Kommission, Herrn Frans Timmermans,
Herrn Kommissar Gunther Oettinger, den Prdsidenten des Ausschusses
der Regionen, Herrn Markku Markkula, den designierten Prasidenten des
Ausschusses der Regionen, Herrn Karl-Heinz Lambertz sowie an die nationalen
und regionalen Regierungen und die nationalen Parlamente in Deutschland
und Osterreich!

Ettersburger Erklarung ,Die Parlamente in der digitalen Gesellschaft”

Jm Jahre 2013 haben die Prasidentinnen und Prasidenten der deutschen
Landesparlamente gemeinsam mit den Kolleginnen und Kollegen der
Osterreichischen Landesparlamente und des Sldtiroler Landtages in der Kremser
Erkldrung’ festgestellt, dass die moderne Informationsgesellschaft und ihre
Instrumente den Landesparlamenten die Chance bieten, die Birgerinnen und
Blrger in neuer Qualitdt zu informieren und zu beteiligen. In der im Jahr 2015
verabschiedeten Erkldrung von Heiligendamm haben sie zudem eine ,politische
Diskussion tber die ethischen Grundlagen fir den digitalen Staat” eingefordert.

Die Prasidentinnen und Prasidenten sehen sich in der Entwicklung der Chancen
und Risiken bestatigt. Sie begriflen die neuen Moglichkeiten, die der digitale
Wandel fir die Birgerinnen und Burger bringt, ohne die Probleme zu verkennen,
die mit der Digitalisierung einhergehen. Deshalb sehen sie die Notwendigkeit der
aktiven Gestaltung der Digitalisierung durch die Parlamente.

Beschliisse der Konferenz vom 10. bis 12. Juni 2018 auf Schloss Ettersburg
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l. Reprisentative Demokratie und Offentlichkeit

Vor diesem Hintergrund richten sie ihren Blick zuerst auf die Voraussetzungen des

Funktionierens demokratischer Ordnung:

1.

Der demokratische Verfassungsstaat ist ein Staat der Birgerinnen und
Blrger. Wahlen durch das Volk legitimieren die Ausibung aller Staatsgewalt.
Die Parlamente reprasentieren das Volk und damit den Souverdn; sie
sind die ,Herzkammern” des demokratischen Staates. Auch erhalten
Minderheitsmeinungen durch ihre Abbildung im Parlament die Mdglichkeit,
sich starker in die politische Willensbildung mit einzubringen und daftr zu
werben, selbst einmal zur Mehrheit zu werden.

Politik ist auf den &ffentlichen Diskurs angewiesen. Die Funktionstiichtigkeit des
reprasentativ-demokratischen Rechtsstaats erfordert deshalb den dauerhaften
Bestand einer informierten und politisch partizipierenden Offentlichkeit. Der
bestandige Dialog zwischen Parlament und Gesellschaft halt das Miteinander
von Volk und Staatsorganen transparent, rational und kontrolliert. Die
Rahmenbedingungen dieses Dialogs auch in der digitalen Gesellschaft
zu gewadhrleisten, ist auch Aufgabe aller Staatsorgane, insbesondere der
Parlamente und der Abgeordneten.

Die rasante technologische Entwicklung pragt durch die Digitalisierung immer
weiterer Lebensbereiche die soziale Struktur und Kultur in der Bevolkerung;
bestehende Kommunikationszusammenhdnge 16sen sich auf, wéhrend
sich gleichzeitig neuartige Kommunikationswege auftun. Die Erschliefung
des digitalen Raums als eines Forums politischer Teilhabe ist grundsatzlich
bereichernd. Sie kann eine unmittelbarere Kommunikation zwischen dem Volk
und seinen Abgeordneten fordern. Die Nutzung digitaler Mdglichkeiten durch
den Staat starkt und beschleunigt seine Aufgabenerfiillung, die maoglichst gut
mit den Burgerinnen und Birgern rickgekoppelt werden muss. Es ist aber
auch festzuhalten, dass bei Weitem nicht alle Bevolkerungsteile dieser rasanten
technologischen Entwicklung folgen kénnen.



Prasidenten- und Direktorenkonferenzen 303

Auch daraus folgt, dass diverse problematische bis geféhrliche Akteure die
Kommunikation in den sozialen Netzwerken nutzen, um gesellschaftliche
Meinungsbildungsprozesse zu manipulieren. Insbesondere die Anwendung
intelligenter netzwerkbasierter Systeme, die natlrliche Personen vortduschen
(,Social Bots”) sowie der intransparente Einsatz von Algorithmen (z.B. Verzerrung
von Suchergebnissen und selektive ,Newsfeeds") fallen dabei ins Auge. Hier
sind die Parlamente nicht nur als Gesetzgeber herausgefordert; auch der
Parlamentarismus als solcher muss sich den veranderten Anforderungen in einer
digitalisierten Welt stellen.

II. Digitalisierung als Herausforderung fiir die demokratische
Offentlichkeit

4. Die Prasidentinnen und Prasidenten nehmen insbesondere folgende mit
der Digitalisierung einhergehende Veranderungen der demokratischen
Offentlichkeit wahr:

4.1 Sie nehmen zur Kenntnis, dass nur ein geringer Teil der im Internet verfligbaren
Informationen professionell journalistisch aufbereitet wird. Manche Akteure
verletzen vor allem in sozialen Medien unerldssliche Umgangsregeln.
Die Auseinandersetzung im Netz ist partiell von der Behauptung falscher
Tatsachen geprdgt, aggressiv, verletzend und viel zu oft hasserfullt. Zudem
erfolgen  zahlreiche Wortmeldungen und Debattenbeitrdge anonym.
Dabei kann die potentiell hohe Reichweite der AuBerungen das Problem
verscharfen.Die Prasidentinnen und Présidenten betonen daher ausdriicklich
die herausragende Verantwortung unabhangiger Medien bei der Vermittiung
politischerinhalte. Diejournalistischen Mafstaben entsprechende Aufbereitung
von Informationen durch freie Medien ist fur die Funktionsfahigkeit des
reprasentativen Regierungssystems nach wie vor unerldsslich.
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4.2

43

Die individuelle Verantwortung fir das Handeln im Netz droht zu
verschwimmen. Gleichzeitig verspricht die digitale Kommunikation erleichterte
Beteiligung von Einzelnen oder Gruppen. Dies werten die Prasidentinnen und
Prasidenten grundsatzlich als positiv. Sie stellen aber gleichzeitig fest, dass
manche Netzakteure die Teilnahme am Meinungsbildungsprozess mit einem
Anspruch auf Durchsetzung der eigenen Vorstellungen gleichsetzen. Ein
Klick im Netz ersetzt jedoch nicht die komplexe Entscheidungsfindung in der
reprasentativen Demokratie, die auch mit der Bereitschaft zum Ausgleich der
Interessen und zum Kompromiss verbunden sein muss.

Der Staat muss die Verfassungsordnung auch in digitalen Rdumen
gewahrleisten. Rechtsfreie Rdume, und seien sie virtuell, darf der demokratische
Staat nicht zulassen. Auch die Anbieter groRer sozialer Netzwerke haben eine
gesellschaftliche Mitverantwortung fiir die demokratische Diskussionskultur
hinsichtlich der auf ihren Plattformen verbreiteten Inhalte.

lll. Parlamente als Akteure in der digitalen Gesellschaft

5.

5.

Die Parlamente mussen sich einer demokratischen Offentlichkeit stellen, die
im Wandel begriffen ist. Um diesen Veranderungen zu entsprechen, wirken
die Présidentinnen und Présidenten auf die Erreichung folgender Ziele und
Malnahmen hin:

Dazu gehort die Befassung parlamentarischer Gremien mit Fragen der
Digitalisierung in der demokratischen Offentlichkeit, wie zum Beispiel:

- Moglichkeiten der Nutzung digitaler Medien fir die Anliegen der
parlamentarischen Demokratie,

- Kennzeichnung der Ziele des Einsatzes algorithmenbasierter Verfahren,
- OffenlegungderWirkweisenalgorithmenbasierterEntscheidungsverfahren,
- Kodex fir den ethischen Umgang mit Algorithmen,

- Transparenz bei der Nutzung personlicher Daten durch den
Algorithmeneinsatz grof3er privater Nachrichtenaggregatoren (z.B. Google
News, Facebooks Newsfeed).
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5.2 Die Parlamente stellen sicher, Informationen und Wissen als Grundlage
demokratischer Prozesse auch bei Verwendung der neuen digitalen
Maglichkeiten in verlasslicher Qualitdt zur Verfiigung zu stellen.

5.3 Den Parlamenten stehen unterschiedliche Formen der Kommunikation und
Beteiligung mithilfe der Nutzung neuartiger digitaler Kommunikationswege
zurVerflgung. Sie eréffnen mit ihren eigenen digitalen Informationsangeboten
einen umfassenden, authentischen und zeitnahen Zugang zu den im
parlamentarischen Diskurs ausgetauschten Positionen. Um den Austausch
zwischen Parlament und Birgerinnen und Burgern zu starken, werden
unterschiedliche Wege der Beteiligung und des Dialogs mithilfe neuer Medien
beschritten und erprobt.

54 Die Parlamente wirken auf eine weitere Sensibilisierung der Bevolkerung
im Umgang mit digitalen Medien hin, die langfristig an die Starkung der
politischen Bildung in den Schulen und der Gesellschaft im Ganzen und den
Ausbau der individuellen Medienkompetenz geknUpft ist.

Die Prasidentinnen und Prasidenten begrii3en die digitale Kommunikation als
Chance fur eine lebendige und birgernahe Demokratie und betonen ihren Willen,
diese neuen Maglichkeiten mitzugestalten. Sie halten unverandert an dem Ziel fest,
die Instrumente der modernen Informationsgesellschaft in einer Weise zu nutzen,
welche die parlamentarische Demokratie festigt.

IV. Europdischer Datenschutz

Seit dem 25. Mai 2018 wird die Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-
Grundverordnung) europaweit angewendet. Sie unterwirft die Bearbeitung
personenbezogener Daten neuen Regeln und hat Auswirkungen fur alle, die
innerhalb der Europdischen Union mit personenbezogenen Daten arbeiten.

Die Préasidentinnen und Présidenten der deutschen Landesparlamente begriflen
die mit der Datenschutz-Grundverordnung erreichte vereinheitlichte Anwendung
des europdischen Datenschutzrechts. Die neuen Regeln ermdglichen ein hohes
Schutzniveau flr personenbezogene Daten und verankern das Grundrecht
auf informationelle  Selbstbestimmung im Alltag. Zugleich beobachten
die Présidentinnen und Prdsidenten, dass die Anpassung der Verarbeitung
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personenbezogener Daten an die Datenschutz-Grundverordnung erhebliche
Anstrengungen erfordert. Die Prasidentinnen und Prasidenten der deutschen
Landesparlamente betonen, dass die praktische Ausgestaltung der Datenschutz-
Grundverordnung mit der europaweiten Anwendung seit dem 25. Mai 2018
nicht abgeschlossen ist. Vielmehr ist sie ein lebendiger Prozess, der sich durch
Diskussionen und Anpassungen auszeichnet, mit dem Ziel, Verstandnis und
Akzeptanz der Betroffenen zu erhdhen!

d) Wiirzburger Resolution der Prasidentinnen und Prasidenten der
deutschen undosterreichischen Landesparlamente sowie des Siidtiroler
Landtages unter Beteiligung des Parlaments der Deutschsprachigen
Gemeinschaft Belgiens zur EU-Ratsprasidentschaft Deutschlands
im 2. Halbjahr 2020
02.-04.06.2019 in Wiirzburg

,Die Prasidentinnen und Prasidenten fordern seit vielen Jahren, dass die
Kompetenzen und besonderen Moglichkeiten der Regionalparlamente mit
Gesetzgebungsbefugnissen insbesondere im Interesse einer groReren Akzeptanz
bei den Burgerinnen und Birgern in die Gestaltung der Politik der Europdischen
Union intensiver einflieBen.

Mit dem Abschlussbericht der Task Force Subsidiaritat und VerhaltnismaBigkeit
und ,Weniger, aber effizienteres Handeln” vom 10. Juli 2018 und der Mitteilung der
Europaischen Kommission vom 23. Oktober 2018 - COM(2018) 703 final - wurde ein
Prozess eingeleitet, der eine bessere Einbindung der lokalen und regionalen Ebene
bei europdischen Vorhaben, die Konzentration der europdischen Rechtsetzung
auf das Wesentliche und auch die Fortsetzung eines intensiven Dialogs mit den
Blrgerinnen und Bdrgern zum Ziel hat.

Die Prasidentinnen und Prasidenten haben sich mit dem Abschlussbericht der
Task Force ausfihrlich befasst und in ihrer ,Brisseler Erkldrung 2019" Stellung
dazu genommen. Dabei wurde begriiSt, dass der Abschlussbericht der Task Force
am Beginn und nicht am Ende eines Prozesses zur Offnung der europdischen
Entscheidungs- und Gesetzgebungsverfahren fiir die lokale und regionale Ebene
steht.



Prasidenten- und Direktorenkonferenzen

307

Die Thematik ist fur alle foderal strukturierten Lander der Europédischen Union von
besonderem Interesse. Vor diesem Hintergrund st es folgerichtig, dass Osterreich das
Thema ,Subsidiaritat” zu einem Schwerpunktthema seiner EU-Ratsprasidentschaft
im 2. Halbjahr 2018 gemacht und damit die auf den Kommissionsprasidenten
Jean-Claude Juncker zurlckgehende Initiative der Einsetzung einer Task Force
Subsidiaritdt aufgegriffen und fortgefihrt hat.

Die Prdsidentinnen und Prasidenten setzen sich daflr ein, dass dieser pragmatisch
angelegte Prozess fortgeflhrt wird. Sie sehen hier besonders die nationalen
Regierungen der féderal strukturierten Mitgliedslander der EU in der Pflicht.

Die Prasidentinnen und Prasidenten ersuchen deshalb die deutsche Bundesregierung,
die Materie zu einem Schwerpunkt der EU-Ratsprasidentschaft Deutschlands im
2. Halbjahr 2020 zu machen. Sie weisen auf folgende 10 Punkte aus ihrer ,Brisseler
Erkldrung 2019" hin, die aus ihrer Sicht von besonderer Bedeutung sind und im
Rahmen der EU-Ratsprasidentschaft Deutschlands fortentwickelt werden sollten:

- Verbesserung der Rechtsetzung durch Offnung europaischer Entscheidungs-
und Gesetzgebungsverfahren fur die lokale und regionale Ebene,

- Ausgestaltung einer neuen Arbeitsweise nach dem Modell der,aktiven Subsidiaritat’,
die zu mehr Mitverantwortung der Regionen und zu mehr Verstandnis bei den
Birgerinnen und Burgern fir die Leistungen der Union beitragen kann,

- FEtablierung eines dauerhaften direkten Dialogs der regionalen Ebene,
insbesondere auch der Regionalparlamente mit Gesetzgebungsbefugnissen,
mit den Européischen Institutionen, vor allem mit der Kommission,

- Einbeziehung der Regionalparlamente mit Gesetzgebungsbefugnissen in die
Konsultationsprozesse der Kommission bei spezifisch regionalen Interessen,

- Starkere Beriicksichtigung der Erfahrungen der lokalen und regionalen Ebene
bei Bewertung und Uberarbeitung von Unionsrecht,

- Reduzierung der Regelungsdichte,

- Vorrang der Richtlinie vor der Verordnung, um den Mitgliedsstaaten und
Regionen flr die Umsetzung von Unionsrecht einen mdglichst groflSen
Gestaltungsspielraum zu gewahren,
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- Konsultation der Landesparlamente durch die nationalen Parlamente im
Rahmen des Verfahrens zur Prifung von Subsidiaritdt und VerhaltnismalSigkeit,

- Aktivere Zusammenarbeit der Kommission, der nationalen Parlamente und
der lokalen und regionalen Gebietskorperschaften noch vor Annahme des
Arbeitsprogramms,

- Schaffung einer interinstitutionellen EU-Datenbank mit den Stellungnahmen
aller EU-Institutionen und aller demokratisch legitimierten nationalen,
regionalen und lokalen Autoritaten.”

e) Erklarung der Prasidentinnen und Prasidenten der deutschen
Landesparlamente 07. und 08.06.2021 als Videokonferenz

Den digitalen Wandel gestalten —
die parlamentarische Demokratie bewahren

,1. Im Jahre 2013 haben die Prasidentinnen und Prasidenten der deutschen
Landesparlamente gemeinsam mit den Kolleginnen und Kollegen der
Osterreichischen Landesparlamente und des Sidtiroler Landtages in der Kremser
Erklarung festgestellt, dass die moderne Informationsgesellschaft und ihre
Instrumente den Landesparlamenten die Chance bieten, die Blrgerinnen und
Birger in neuer Qualitdt zu informieren und zu beteiligen. In der im Jahr 2015
verabschiedeten Erklarung von Heiligendamm haben sie zudem eine ,politische
Diskussion Uber die ethischen Grundlagen fur den digitalen Staat” eingefordert.
SchlieRlich legte die Ettersburger Erkldrung im Jahr 2018 den Fokus vor allem auf
die mit dem digitalen Wandel verbundenen Fehlentwicklungen und Risiken fur
die parlamentarische Demokratie und betonte die Notwendigkeit der aktiven
Gestaltung der Digitalisierung durch die Parlamente.

2. Die mit der Digitalisierung einhergehenden Chancen und Risiken stehen nach
wie vor im politischen Fokus. Dem Staat ist es bislang noch nicht gelungen,
die Einhaltung der Verfassungsordnung umfassend auch in digitalen Rdumen
zu gewahrleisten. Dennoch begrii3en die Prasidentinnen und Prdsidenten die
ErschlieSung des digitalen Raums als ein Forum politischer Teilhabe.
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3. Die Prasidentinnen und Prasidenten sind sich darUber einig, dass sich die
Digitalisierung und auf kiinstliche Intelligenz gestitzte Technologien dynamisch
entwickeln. Welche Chancen aber auch Risiken hieraus erwachsen, ist aus
heutiger Sicht kaum sicher zu prognostizieren. Deswegen bedarf es einer
bestandigen Beobachtung und ethischen, sozialen, wirtschaftlichen und
rechtlichen Reflexion. Die Parlamente verstehen sich als aktive Gestalter einer
den Menschen und der Gesellschaft dienenden Entwicklung der kinstlichen

Intelligenz.

4. Die Potenziale von kinstlicher Intelligenz sollten genutzt werden, um fur
alle Burgerinnen und Burger Sicherheit, Effizienz und Nachhaltigkeit in
Anwendungsfeldern von besonderer Bedeutung weiter zu verbessern
und gleichzeitig soziale und kulturelle Teilhabe, Handlungsfreiheit und
Selbstbestimmung der Burgerinnen und Burger zu fordern. Hierbei sollten
insbesondere auch die Bedurfnisse von Menschen mit Behinderung
berticksichtigt werden, um ihre Teilhabe zu gewahrleisten.

5. Alle Menschen sollten zudem diskriminierungsfrei die Moglichkeit haben, an der
digitalisierten Welt zu partizipieren und von ihr zu profitieren. Die Prasidentinnen
und Prasidenten erkennen die Notwendigkeit eines gleichberechtigten
Zugangs zu einem offenen Internet fir alle Teile der Gesellschaft als Eckpfeiler
der Meinungsvielfalt, des Pluralismus, der Innovation und des Fortschritts an.

6. Da die Akzeptanz flUr eine digitale Verwaltung vom Vertrauen der Menschen
abhdngt, muss sichergestellt werden, dass sich Burgerinnen und Birger
sowie Unternehmen auf vertrauenswirdige und Uberpriifbare digitale
Behordenanwendungen und -dienste verlassen konnen, die hohen
Sicherheitsstandards gentgen und den Beddrfnissen der Nutzerinnen und
Nutzer entsprechen. Die 6ffentliche Verwaltung bendtigt daher eine verldssliche
Dateninfrastruktur, die den Zugang zu Daten sowie deren Speicherung,
Austausch und Nutzung gemal3 vordefinierten Regeln ermoglicht, um ihre
digitale Souveranitdt auch in Zukunft wahren zu kénnen. Die Prasidentinnen
und Prasidenten setzen sich daflr ein, dass auch die Organisation der eigenen
Verwaltungen diesen Erfordernissen stetig angepasst wird.
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7.

10.

Die fortschreitende Digitalisierung hat weitreichende Auswirkungen auf die
parlamentarische Demokratie. Das betrifft den demokratischen Prozess und die
demokratischen Institutioneninallihren Facetten: Erfasstwerden diedemokratische
Offentlichkeit in ihrer Struktur, die éffentliche Meinungs- und Willensbildung und
die Wahlen einschlieSlich des Wahlkampfes. Die sozialen Netzwerke haben in
diesem Kontext einen erheblichen Bedeutungszuwachs erlangt; Meinungsbildung
verlagert sich zunehmend von den traditionellen Medien in das Internet, zum Teil
gezielt in die sozialen Medien. Untersuchungen zufolge beziehen immer mehr
Menschen ihre Nachrichten Uber Social-Media-Kanéle. Die sozialen Netzwerke
bieten auch fir den Parlamentarismus viele Chancen und Nutzungsoptionen, die
auch weiterhin wahrgenommen werden sollten.

Allerdings stehen diesen Vorteilen auch Risiken gegentber. Der digitale
Informationskonsum  wird zunehmend von verborgenen  Algorithmen
beeinflusst. Hierdurch werden den Nutzern immer gezielter Informationen
angeboten, die ihren personlichen Praferenzen entsprechen. Damit gerdt
die inhaltliche Vielfalt der Informationsversorgung mehr und mehr in Gefahr.
Zugleich sind die Nutzerinnen und Nutzer zunehmend manipulativen
Einwirkungen wie beispielsweise durch Falschmeldungen (,Fake-News") oder
Softwareprogramme, die menschliche Verhaltensmuster simulieren (,Social
Bots") ausgesetzt. Die offentliche Meinung, gebildet aus freien und mdoglichst
unbeeinflussten Meinungsauferungen der Burgerinnen und Birger, droht von
anonymen Beeinflusserinnen und Beeinflussern, Plattformbetreiberinnen und
-betreibern sowie digitalen Mechanismen negativ beeinflusst zu werden.

Angesichts der gestiegenen Gefahr fiir die freie Meinungsbildung - zunehmende
Zahl von Hackerangriffen auf Politiker, die insbesondere im Zeitraum vor Wahlen
geeignet sind, diskreditierend die politische Meinungsbildung zu beeinflussen —
sind starkere Aktivitdten im Bereich IT-Sicherheit unumgénglich.

Durch derartige Beeinflussungen gerdt die demokratische Offentlichkeit in
Gefahr. Diese ist aber eine zwingende Voraussetzung flr die parlamentarische
Demokratie, wie das Grundgesetz und die Landesverfassungen sie vorsehen.
Dementsprechend ist fur eine parlamentarische Demokratie auch die
Parlamentsoffentlichkeit als politische Debatte unter Anwesenden eine
unverzichtbare Grundlage demokratischer Entscheidungsfindung.
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1.

Es sollten daher Anstrengungen unternommen werden, um einer manipulativen
Einwirkung auf den Prozess der freien Meinungsbildung und der demokratischen
Entscheidungsfindung in der digitalen Welt im Allgemeinen und in den sozialen
Netzwerken im Besonderen entgegenzuwirken. Aulerdem sollten Malinahmen
ergriffen werden, um die Gewahrleistung und Durchsetzbarkeit der Rechts- und
Werteordnung auch im digitalen Raum sicherzustellen. Gerade Parlamente
haben grofle Kommunikationspotenziale fir ausgewogene und verldssliche
Informationen.

. Zugleich ist daflr Sorge zu tragen, dass der gebotene Raum fiir die Entfaltung

der kulturellen und medialen Freiheiten erhalten bleibt. Denn die Freiheitlichkeit
einer demokratischen Gesellschaft misst sich auch im digitalen Zeitalter
insbesondere an ihrer kulturellen und medialen Vielfalt und der Unabhangigkeit
der Medien.

. Die Prasidentinnen und Prdsidenten begrilen die Idee zur Etablierung einer

digitalen demokratischen Offentlichkeitin Gestalt eines digitalen demokratischen
Netzwerks, das fUr alle Biirgerinnen und Buirger sowie fiir Qua#ung eine politische
Meinung bilden zu kénnen.

.Neue  gesellschaftliche ~ Kommunikationsstrukturen ~ durch  die

zunehmende Digitalisierung erfordern auch ein Nachdenken Uber die
Eroffnung  zeitgemaBer Zugangsformen und die Implementierung
zusatzlicher Beteiligungsmoglichkeiten der Burgerinnen und Birger im
parlamentarischen Petitionsverfahren. Um den Fokus der Blrgerinnen
und Birger auf parlamentarische Angebote zu richten, setzen sich die
Prasidentinnen und Prasidenten fUr niedrigschwellige Zugdnge zu den
bestehenden Petitionsplattformen des Deutschen Bundestages und der
Lander ein.”
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f) Erklarung der Prasidentinnen und Prasidenten der deutschen
Landesparlamente 07. und 08.06.2021 als Videokonferenz

Kulturhoheit in der Wahrnehmung der Landesparlamente

,1. Der Kultursektor hat besonders unter den mit der Corona- Pandemie

verbundenen Einschrankungen gelitten. Kultur ist auch ein bedeutender
Wirtschaftsfaktor, vor allem aber die unverzichtbare Grundlage des geistigen
und kulturellen Reichtums Deutschlands. Die Prasidentinnen und Présidenten
sprechen sich daflr aus, kulturelle Belange wieder stérker in den Fokus
politischer Aufmerksamkeit zu riicken. Auch und gerade in Krisenzeiten sollte
der Kulturbereich die ihm gebihrende Aufmerksamkeit erfahren.

Gerade im kulturellen Sektor zeigen sich Geschichte, Gegenwart und vor allem
Perspektiven des Foderalismus. Die Kulturhoheit der Lander ist untrennbar mit der
frihneuzeitlichen Staatsentstehung verbunden und ist bis heute Ausdruck der
Leistungsstarke, gesellschaftlichen Innovationskraft und Menschenfreundlichkeit
eines foderalen Systems. Kein anderes Land der Welt verfigt Uber eine derartige
Dichte von Kultureinrichtungen in dezentraler Verantwortung wie Deutschland.
Die Prasidentinnen und Prasidenten sind sich zudem dartber einig, dass Kunst und
Kultur eine herausragende Bedeutung fiir die Gesellschaft und ihren Zusammenhalt
haben. Es ist daher ihr Bestreben, den Erhalt kulturellen Reichtums sicherzustellen.
Dabei sollte Kultur nicht nur einem exklusiven Kreis, sondern der Allgemeinheit
zuganglich sein. Insbesondere in landlichen oder wenig besiedelten Regionen
sollte zu diesem Zweck die kulturelle Infrastruktur gestarkt werden.

Das digitale Zeitalter erdffnet ganz neue Mdglichkeiten fir die kulturelle
Daseinsvorsorge. Kulturgut kann ortsungebunden, barrierearm und ohne zeitliche
Grenzen zuganglich gemacht und vielschichtig prasentiert werden. Durch die
verfigbaren Technologien besteht zudem die Chance, auch jingere Besucher
zZielgruppengerecht ansprechen und erreichen zu kdnnen. Die Anstrengungen
beim Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnik im Kulturbereich,
gerade im Bereich der kulturellen Bildung und Vermittlung, sollten nach Auffassung
der Prasidentinnen und Prasidenten weiter verstarkt werden. Nicht zu vergessen ist
hierbei auch das Sammeln und Bewahren von Kulturgut. Die Inventarisierung und
Digitalisierung der vielfdltigen Bestande ist essentiell fir den Schritt in die digitale Welt.
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4. Die Prasidentinnen und Prasidenten streben zudem an, die in ihren Hausern

ausgerichteten kulturellen Veranstaltungen und Ausstellungen der interessierten
Offentlichkeit — soweit méglich und sinnvoll — auch (iber digitale Formate
zugdnglich zu machen. Damit nehmen die Landesparlamente nicht nur eine
Vorbildfunktion beim Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnik
ein, sondern ermdglichen es Kulturschaffenden auch in einer Zeit ausbleibender
Auftritte, ihre Kunst zu prasentieren.

Die Prasidentinnen und Prdsidenten sind sich einig, dass die Freiheit von
Kunst und Wissenschaft jeweils weit zu verstehen ist und nicht auf bestimmte
Ideologiekorridore verengt werden darf. In Kultur und Wissenschaft darf es keine
Denkverbote geben — nur dann kénnen sie ihre Kraft fur die Weiterentwicklung
der Gesellschaft entfalten. Die Prdsidentinnen und Prdsidenten sind sich
einig, dass den Parlamenten hinsichtlich der eigenen Debattenkultur eine
Vorbildfunktion zukommt.

Die Présidentinnen und Prasidenten stimmen darin Uberein, dass ein
verstarkter Austausch der Landesparlamente Uber kulturpolitisch relevante
Fragen wulnschenswert ist. Sie streben deswegen an, kulturellen Belangen
nicht nur im eigenen Parlament mehr Raum zu geben, sondern in diesen
Fragen zukunftsorientiert zusammenzuarbeiten. Ziel muss es sein, der Kultur
den ihr gebUhrenden Stellenwert fir eine offene, plurale und demokratische
Gesellschaft zu sichern”
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1. Die Arbeit des Landtages auf den einzelnen
Politikfeldern

Im nachfolgenden Abschnitt des Berichtes Uber die Arbeit des Landtages Mecklenburg-
Vorpommern der 7. Wahlperiode wird ein Abriss der schwerpunktmafigen Arbeit des
Landtages und seiner Ausschisse wiedergegeben.

Abweichungen in der Art der Darstellung verdeutlichen die Unterschiede, die sich aus der
Behandlung der verschiedenen Politikbereiche im Parlament ergeben haben.
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1. Petitionswesen

verantwortlich
Leiterin des Sekretariates des Petitionsausschusses,
Ministerialratin Telse Berckemeyer

Das Petitionsrecht ist sowohl im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland als auch in der
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern verankert. Artikel 10 der Landesverfassung
garantiertjedem das Recht,,sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten
oder Beschwerden an die zustandigen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden. Dazu
ist den Blrgern in angemessener Frist ein begriindeter Bescheid zu erteilen. Zur Behandlung
der an den Landtag gerichteten Vorschldge, Bitten und Beschwerden der Blrgerinnen und
BlUrger hat der Landtag entsprechend Artikel 35 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern wéhrend seiner 2. Sitzung am 1. November 2016 mit der Annahme des Antrages
der Fraktionen der SPD, AfD, CDU und DIE LINKE auf Drucksache 7/32 den Petitionsausschuss
eingerichtet. Nach dem Zugriffsverfahren wurde in der konstituierenden und 1. Sitzung
des Petitionsausschusses am 9.November 2016 der Abgeordnete Manfred Dachner zum
Vorsitzenden bestimmt. Die weitere Besetzung des Petitionsausschusses zum Ende der
7. Wahlperiode ist nachstehender Tabelle zu entnehmen:
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Petitionsausschuss (1. Ausschuss)
11 Mitglieder
Vorsitzender: Manfred Dachner (SPD)
Stellvertretender Vorsitzende: Dirk Stamer (SPD, bis 10/2019)
Thomas Wirdisch (SPD, ab 10/2019)
Ordentliche Mitglieder Stellvertretende Mitglieder
AlBmann, Elisabeth (bis 01/2018) )
Brade, Christian (ab 01/2018) Albrecht, Ra@gr
Dachner, Manfred da Cunha, Phlipp
SPD e Friedriszik, Dirk
Saemann, Nis Julitz, Nadine
Stamer, Dirk (bis 10/2019) o
k 10/201
Wirdisch, Thomas (ab 10/2019) stamer, Dirk (ab 10/2019)
von Allworden, Ann Christin (ab 12/2020)
Eifler, Dietmar
Berg, Christiane Kliewe, Holger (ab 12/2020)
U Friemann-Jennert, Maika (bis 04/2021) | Liskow, Franz-Robert (ab 12/2020)
Grote, Thomas (ab 04/2021) Reinhardt, Marc (ab 12/2020)
Lenz, Burkhard (ab 10/2019) Renz, Torsten (bis 11/2020)
Waldmiiller, Wolfgang (bis 11/2020)
Wildt, Bernhard (ab 12/2020)
Arppe, Holger (bis Sommer 2017) Hersel, Sahdro (bis 06/2017
. i Kramer, Nikolaus (ab 12/2017)
Kramer, Nikolaus (bis 12/2017) Kidger, Jorg (ab 12/2017)
AfD Schneider, Jens-Holger (ab 12/2017) ger : 9 .
Lerche, Dirk (bis 06/2017)
J. Reuken, Stephan (ab 12/2017) .
WeiBig, Christel (bis 09/2017) J. Reuken, Stephan (bis 12/2017)
9 Dr. Weber, Ralph (06/2017 bis 09/2017)
. ) Bernhardt, Jacqueline
DIE LINKE Eflgce; iﬁ‘e'\r/]‘a”a Kolbe, Karsten (bis 11/2016)
' Oldenburg, Simone (ab 11/2016)
Borschke, Ralf (ab 09/2017 bis 09/2019)
BMV*) . . . Dr. Manthei, Matthias
W h | 2017 201 !
eifig, Christel (09/2017 bis 09/2019) (09/2017 bis 09/2019)
Wildt, Bernhardt (ab 09/2017 bis 09/2019)

%) Die aus ehemaligen Abgeordneten der Fraktion der AfD 09/2017 gebildete Fraktion der

BMV, die sich 11/2018 in Freie Wahler/BMV umbenannt hat, ist 10/2019 erloschen.




Petitionswesen 317

Wahrend der 7.Wahlperiode erreichten den Petitionsausschuss 3.052 Eingaben von Uber 42.720
Blrgerinnen und Blrgern. Zur Bearbeitung und Prifung dieser Eingaben wurden in diesem
funfiahrigen Zeitraum insgesamt 1.779 Stellungnahmeersuchen an die Landesregierung
gerichtet.

Aufgrund der Vorgaben der Anlage 3 der Geschaftsordnung,Grundsétze zur Behandlung von
Eingaben an den Landtag - Verfahrensgrundsdtze” werden in Mecklenburg-Vorpommern
die Petenten umfassend in die Bearbeitung ihrer Petition einbezogen. Im Rahmen des
parlamentarischen Petitionsverfahrens werden zu jeder Petition zundchst Stellungnahmen der
Landesregierung und der beteiligten Behérden eingeholt und anschlielend dem Petenten
bekannt gegeben, der dann die Mdglichkeit der Erwiderung erhalt. Ist der Sachverhalt
ausreichend aufgeklart, prufen die Ausschussmitglieder jede Eingabe und beraten diese
gegebenenfalls im Ausschuss. Um die Effektivitdt des Petitionsrechtes zu gewahrleisten,
sind dem Petitionsausschuss durch die Verfassung weitgehende Befugnisse gegenlber der
Landesregierung eingerdumt: Neben der Moglichkeit, zu einer Petition Regierungsvertreter
anzuhoren, hat der Petitionsausschuss das Recht, Akteneinsicht zu nehmen oder zu einer
Petition eine Ortsbesichtigung durchzufihren. Nach der erfolgten Prifung der Petition fasst
der Petitionsausschuss einen Beschluss darlber, in welcher Form das Petitionsverfahren
abzuschlieBBen ist. Als vorbereitendes Beschlussorgan ist er verpflichtet, dem Landtag die
einzelnen Beschlisse zu den Petitionen zusammengefasst in Form von Sammelibersichten
vorzulegen. Erst mit der Zustimmung des lLandtages Mecklenburg-Vorpommern zur
Sammelulbersicht  sind die einzelnen Petitionsverfahren endgtltig abgeschlossen.
Anschlielend wird den Petenten die mit Griinden versehene abschlieBende Entscheidung
des Landtages mitgeteilt.

Die thematischen Schwerpunkte wahrend der 7. Wahlperiode waren immer von den
jeweils im Land diskutierten politischen Themen abhangig, die vielfach auf gednderte
Rahmenbedingungen durch Entscheidungen des Gesetzgebers zuriickzufiihren sind. Dabei
zeigen sich die Reaktionen der Birgerinnen und Blrger auf politische Entscheidungen vor
allem in den sogenannten Mehrfachpetitionen, also den Sammel- und Massenpetitionen.
Sammelpetitionen sind solche Eingaben, die von mehreren Personen gemeinschaftlich beim
Petitionsausschuss eingereicht werden, indem der Petition in der Regel eine Unterschriftenliste
beigefigt ist. Als Massenpetition bezeichnet man eine groe Zahl gleichlautender
Einzelzuschriften, die von den Birgern zu demselben Beschwerdegegenstand eingereicht
werden.
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ZuBeginn der 7.Wahlperiode wurde mit Sammel- und Massenpetitionen die langfristige Finanzierung
der Schulsozialarbeit im Land Mecklenburg-Vorpommern gefordert, nachdem eine Vielzahl der
Schulsozialarbeiterstellen nach dem Auslaufen der Finanzierung tber den Europdischen Sozialfonds
wegzufallen drohte. Infolge der zahlreichen Beschwerden hat die Landesregierung zumindest eine
mittelfristige Finanzierung der Schulsozialarbeiterstellen mit Landesmitteln sichergestellt.

Gegenstand einer weiteren Sammelpetition aus dem Jahr 2017 war der Erlass einer
Katzenschutzverordnung fur Mecklenburg-Vorpommern, mit der eine allgemeine Kastrations-,
Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht fur Freigdngerkatzen eingefihrt werden soll, um
die weitere unkontrollierte Vermehrung von Katzen zu verhindern.

Von bestdndiger Aktualitat ist die in Einzel- sowie in Sammel- und Massenpetitionen gedufSerte
Kritikam Ausbau der Windenergie, die sich gegen die Ausweisung von Windeignungsgebieten,
beispielsweise in der Friedlander Gro3en Wiese, oder gegen die konkrete Errichtung von
Windkraftanlagen sowie gegen Zielabweichungsverfahren richtet.

Im Jahr 2018 im Petitionsausschuss eingegangene Sammelpetitionen hatten den Erhalt der
Eigenstandigkeit des Theaters Vorpommern, die Beibehaltung des Namens ,Ernst-Moritz-
Arndt-Universitat’, die Abschaffung der StralSenbaubeitrdge, die Verbesserung der Betreuung
in den Kinderbetreuungseinrichtungen sowie die kostenlose Nutzung des offentlichen
Schienen- und Personennahverkehrs fir Freiwilligendienstleistende zum Gegenstand.

Zudem hat sich der Petitionsausschuss wéhrend der 7. Wahlperiode aufgrund
zahlreicher Beschwerden von Haftlingen wiederholt mit der Personalnot im Justizvollzug
auseinandergesetzt. 2019 wurde in einer umfangreichen Sammelpetition, die von der
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Mecklenburg-Vorpommern initiiert worden war,
eine deutliche Verbesserung der finanziellen Ausstattung des Bildungswesens verlangt.

Weitere Schwerpunkte in der Ausschussarbeit bildeten in der 7. Wahlperiode Petitionen, mit
denendie Petenten sich gegen die drohende Abschiebung gutintegrierter Auslander wandten
sowie Petitionen, mit denen Geschwindigkeitsbegrenzungen innerhalb geschlossener
Ortschaften begehrt wurden, um die Gerdusch- und Schadstoffimmissionen sowie die vom
StralRenverkehr insbesondere flr Kinder ausgehenden Gefahren zu reduzieren.

In den Jahren 2020 und 2021 bildeten die Corona-Pandemie bzw. die zu ihrer Einddmmung getrof-

fenen Malsnahmen der Landesregierung einen Schwerpunkt in der Arbeit des Petitionsausschusses.
Insbesondere die SchulschlieBungen, die Auswirkungen auf die Wirtschaft und das umfangreiche
Einreiseverbot nach Mecklenburg-Vorpommern waren Gegenstand zahlreicher Petitionen.
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Der Petitionsausschuss hat in der 7. Wahlperiode insgesamt 81 Ausschussberatungen
durchgefihrt. In diesen Ausschussberatungen wurden 110 Petitionen gemeinsam mit
Vertretern der Landesregierung, der Landkreise und der Kommunen beraten, in drei dieser Félle
wurde die Offentlichkeit zugelassen. Gegenstand dieser dffentlich beratenen Petitionen waren
die VergUtung der in der hauslichen Intensivpflege erbrachten Leistungen, die Unterbringung
von Kindern in Spezialkinderheimen der DDR sowie ein seit 20 Jahren laufendes Verfahren zur
Inbetriebnahme einer historischen Wassermuhle.

649 Petitionen wurden ohne Beteiligung weiterer Institutionen intern im Ausschuss beraten.
Eine solche Ausschussberatung ohne Regierungsvertreter istimmer dann erforderlich, wenn in
den vorangestellten schriftlichen Berichterstatterverfahren die von den Fraktionen benannten
Berichterstatter keine Ubereinstimmenden Antrdge zur abschlielenden Erledigung der
Petition gestellt hatten, sodass eine Mehrheitsentscheidung herbeizufiihren war.

In sechs Fallen hat sich der Petitionsausschuss im Rahmen einer Ortsbesichtigung vor Ort ein
Bild gemacht. Gerade die gemeinsam mit Regierungs-und Behordenvertretern durchgefiihrten
Ausschussberatungen sowie die Ortsbesichtigungen ermdglichten es dem Petitionsausschuss,
Lésungen im Sinne der Petenten oder zumindest Kompromisse zu erzielen. Auf diese Weise
konnten einerseits den betroffenen Birgern der durch die Behdrden zu beachtende rechtliche
Rahmen erldutert und den Behdrdenmitarbeitern im Gegenzug die Umstande des einzelnen
BUrgers verdeutlicht werden, was nicht nur Verstéandnis fiir die jeweils andere Seite zur Folge
hatte, sondern auch oftmals den Weg fiir einen Kompromiss ebnete.

In der 7. Wahlperiode hat der Petitionsausschuss dem Landtag 16 Beschlussempfehlungen
und Berichte sowie zwei Anderungsantrage zum Abschluss von Petitionsverfahren vorgelegt,
mit denen insgesamt 3.892 Petitionen abgeschlossen wurden. Hiervon wurden 3.579 Eingaben
inhaltlich beraten und abschlieBend beschieden, in 193 Fallen wurde von einer Behandlung
oder sachlichen Prifung der geschilderten Anliegen abgesehen. Diese Entscheidungen
beruhten unter anderem darauf, dass die Petenten eine Abdnderung eines gerichtlichen
Urteils begehrten, was dem Landtag jedoch aufgrund der zu beachtenden Unabhdngigkeit der
Gerichte nicht moglich ist. Ferner baten einige Burgerinnen und Birger um die Unterstitzung
in rein privatrechtlichen Streitigkeiten, auf die der Petitionsausschuss ebenfalls keinen Einfluss
nehmen darf. Weitere 120 Petitionen wurden an den Petitionsausschuss des Deutschen
Bundestages oder eines anderen Landtages weitergeleitet.
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1.1 Gesetzliche Grundlagen des Petitionswesens

Artikel 35 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern regelt in Absatz 1:,Zur
Behandlung von Vorschlagen, Bitten und Beschwerden der Burger bestellt der Landtag den
Petitionsausschuss Am 6. April 1995 trat das Gesetz zur Behandlung von Vorschldgen, Bitten
und Beschwerden der Blrger sowie Uber den Blrgerbeauftragten des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (Petitions- und Blrgerbeauftragtengesetz — PetBUG M-V) in Kraft, das die
gesetzliche Grundlage fiir die Arbeit des Petitionsausschusses bildet. Auf der Grundlage des
§ 20 Absatz 3 des Petitions- und Birgerbeauftragtengesetzes sowie des § 67 Absatz 4 der
Geschéftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern stellte der Landtag fur die
Behandlung von Eingaben an den Landtag Verfahrensgrundsadtze auf, die als Anlage 3 der
Geschéftsordnung verdffentlicht wurden.

1.2 Beschlussempfehlungen und Berichte gemaB § 17 Absatz 2
Petitions- und Biirgerbeauftragtengesetz

Wahrend der 7. Wahlperiode hat der Landtag die in nachstehenden Drucksachen enthaltenen
Beschlussempfehlungen und Berichte des Petitionsausschusses beraten:

Beschlussempfehlungen und Berichte des Petitionsausschusses (1. Ausschuss)

gemanB § 17 Absatz 2 des Gesetzes zur Behandlung von Vorschlagen,

Bitten und Beschwerden der Biirger sowie liber den Biirgerbeauftragten des
Landes Mecklenburg-Vorpommern (Petitions- und Biirgerbeauftragtengesetz
- PetBiG M-V)

- Drucksache 7/435 -
e 11.Landtagssitzung am 06.04.2017: Annahme der Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/816 -
e 17 Landtagssitzung am 13.07.2017: Annahme der Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/1138 -
e 21.Landtagssitzung am 18.10.2017: Annahme der Beschlussempfehlung
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- Drucksache 7/1634 -
e 238 Landtagssitzung am 24.01.2018: Annahme der Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/2285 -
e 40. Landtagssitzung am 27.06.2018: Annahme der Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/2845 -
e 49 Landtagssitzung am 21.11.2018: Annahme der Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/3282 -
e 58.Landtagssitzung am 13.03.2019: Annahme der Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/3635 -
e 64, Landtagssitzung am 22.05.2019: Annahme der Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/4083 -
e 71, Landtagssitzung am 05.09.2019: Annahme der Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/4460 -
e 78 Landtagssitzung am 11.12.2019: Annahme der Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/5028 -

® 91.Landtagssitzung am 10.06.2020: Annahme des Anderungsantrages des
Abgeordneten Manfred Dachner auf Drucksache 7/5073, Annahme der
gednderten Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/5476 -
e 101. Landtagssitzung am 29.10.2020: Annahme der Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/5623 -
e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Annahme der Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/5751 -
e 110. Landtagssitzung am 27.01.2021: Annahme der Beschlussempfehlung

- Drucksache 7/6076 -
e 121.Landtagssitzung am 05.05.2021: Annahme der Beschlussempfehlung
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- Drucksache 7/6202 -

® Beschluss in der 124. Landtagssitzung am 09.06.2021:
Annahme des Anderungsantrages der Abgeordneten Manfred Dachner und Thomas
Wirdisch, Fraktion der SPD, Christiane Berg, Fraktion der CDU, Jens-Holger Schneider,
Fraktion der AfD sowie Eva-Maria Kroger, Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/6233,
Annahme der gednderten Beschlussempfehlung

1.3 Tatigkeitsberichte des Petitionsausschusses

Die Geschéftsordnung des Landtages sieht in § 68 GO LT vor, dass der Petitionsausschuss dem
Landtag im ersten Quartal eines jeden Jahres einen schriftlichen Tatigkeitsbericht Gber seine
Tatigkeit im vorausgegangenen Jahr vorlegt. In diesen jéhrlich zu fertigenden Tatigkeitsberichten
stellt der Petitionsausschuss die Grundzige seiner Arbeit dar. Neben statistischen Angaben und
der statistischen Auswertung von Petitionen unter verschiedenen Gesichtspunkten sind den
Tatigkeitsberichten auch ausgewahlte Anliegen der Birger sowie die hierzu durchgefihrten
Aktivitdten des Petitionsausschusses beispielhaft zu entnehmen. Den Tatigkeitsbericht sowie
weitere Materialien zur Arbeit des Petitionsausschusses verdffentlicht der Petitionsausschuss
im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit des Landtages in einer Publikation und Ubersendet diese
unter anderem an jeden neuen Petenten. Wahrend der 7. Wahlperiode hat der Landtag den in
den nachstehenden Drucksachen enthaltenen Tatigkeitsberichten des Petitionsausschusses
(1. Ausschuss) gemdl3 § 68 der Geschaftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern
zugestimmt:

Tatigkeitsbericht des Petitionsausschusses (1. Ausschuss) gemal’ § 68 der Geschaftsordnung
des Landtages Mecklenburg-Vorpommern

Die Tatigkeit des Petitionsausschusses des Landtages Mecklenburg-Vorpommern
im Jahr ...

... 2016
- Drucksache 7/436 -

e 12.landtagssitzung am 17.05.2017: Zustimmung zum Tatigkeitsberich



Petitionswesen 323

...2017
- Drucksache 7/1883 -

e 35 Landtagssitzung am 26.04.2018: Zustimmung zum Tatigkeitsbericht

... 2018
- Drucksache 7/3382 -

e 61, Landtagssitzung am 10.04.2019: Zustimmung zum Tatigkeitsbericht

... 2019
- Drucksache 7/4799 -

e 91 Landtagssitzung am 10.06.2020: Zustimmung zum Tatigkeitsbericht

... 2020
- Drucksache 7/5960 -

e Beschlussin der 118. Landtagssitzung am 14.04.2021: Zustimmung zum
Tatigkeitsbericht

1.4 Beratung der Berichte der Beauftragten des Landtages

Der Petitionsausschuss berdt gemald Artikel 35 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern die Berichte der Beauftragten des Landtages. § 21 des Petitions-
und Burgerbeauftragtengesetzes regelt: ,Der Petitionsausschuss erortert federfiihrend die
Berichte der Beauftragten des Landtages und legt ihm tber das Ergebnis seiner Beratungen

eine Beschlussempfehlung und einen Bericht vor!



324 Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

1.4.1 Berichte des Biirgerbeauftragten

Das Petitions- und Burgerbeauftragtengesetzregeltin § 8 Absatz 7:,Der Blrgerbeauftragte erstattet
dem Landtag bis zum 31. Mérz eines jeden Jahres einen schriftlichen Bericht Uber seine Tatigkeit,
insbesondere ber die Behandlung und die Erledigung der Eingaben im vorangegangenen Jahr!

- Unterrichtung durch den Birgerbeauftragten des Landes Mecklenburg-Vorpommern
22. Bericht des Biirgerbeauftragten gemag § 8 Absatz 7 des Petitions- und
Biirgerbeauftragtengesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Petitions-
und Biirgerbeauftragtengesetz - PetBiiG M-V) fiir das Jahr 2016
- Drucksache 7/458 -

o Uberweisung nach § 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin geméaR Amtlicher
Mitteilung Nr. 7/19 vom 26.04.2017: Petitionsausschuss (f), Innen- und Europaausschuss,
Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss,
Bildungsausschuss, Energieausschuss und Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1241

® 24 landtagssitzung am 16.11.2017: Annahme einer EntschlieSung entsprechend
der Ziffer | der Beschlussempfehlung, verfahrensmé@ige Erledigterklarung des
Tatigkeitsberichtes entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung

- Unterrichtung durch den Blrgerbeauftragten des Landes Mecklenburg-Vorpommern
23. Bericht ... fiir das Jahr 2017
- Drucksache 7/1956 -

e Uberweisung in der 35. Landtagssitzung am 26.04.2018: Petitionsausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss,
Agrarausschuss, Bildungsausschuss, Energieausschuss und Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2702

® 46, Landtagssitzung am 24.10.2018: Annahme einer EntschlieBung entsprechend
der Ziffer | der Beschlussempfehlung, verfahrensmafige Erledigterkldarung des
Tatigkeitsberichtes entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung


http://www.dokumentation.landtag-mv.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=show&dokid=25924&page=0
http://www.dokumentation.landtag-mv.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=show&dokid=27242&page=0
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Unterrichtung durch den Birgerbeauftragten des Landes Mecklenburg-Vorpommern
24, Bericht ... fiir das Jahr 2018
- Drucksache 7/3426 -

e Uberweisung nach § 59 GO LT durch die erste Vizeprésidentin (in Vertretung) gemal
Amtlicher Mitteilung Nr. 7/77 vom 09.05.2019: Petitionsausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss,
Agrarausschuss, Bildungsausschuss, Energieausschuss und Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4234

e 73 Landtagssitzung am 17.10.2019: Annahme einer Entschliefung entsprechend
der Ziffer 1 der Beschlussempfehlung, verfahrensmafige Erledigterkldrung der
Unterrichtung entsprechend der Ziffer 2 der Beschlussempfehlung

Unterrichtung durch den Birgerbeauftragten des Landes Mecklenburg-Vorpommern
25, Bericht ... fiir das Jahr 2019
- Drucksache 7/4868 -

o Uberweisung nach § 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin gemall Amtlicher
Mitteilung Nr. 7/112 vom 24.04.2020: Petitionsausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss,
Agrarausschuss, Bildungsausschuss, Energieausschuss und Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5377

e 97. Landtagssitzung am 23.09.2020: Annahme der Ziffern I und Il der
Beschlussempfehlung

Unterrichtung durch den Birgerbeauftragten des Landes Mecklenburg-Vorpommern
26. Bericht ... fiir das Jahr 2020
- Drucksache 7/5995 -

o Uberweisung nach § 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin gemal Amtlicher
Mitteilung Nr. 7/161 vom 14.04.2021: Petitionsausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss,
Agrarausschuss, Bildungsausschuss, Energieausschuss und Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6203

e 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Annahme der Ziffern | und Il der
Beschlussempfehlung
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1.4.2 Berichte des Landesbeauftragten fiir Datenschutz und
Informationsfreiheit

Das bis zum 24. Mai 2018 geltende Gesetz zum Schutz des Birgers beim Umgang mit seinen
Daten (Landesdatenschutzgesetz von Mecklenburg-Vorpommern - alte Fassung - DSG
MV a. F-) sah in § 33 Absatz 1 S.1 Folgendes vor:,Der Landesbeauftragte fur den Datenschutz
hat dem Landtag und der Landesregierung jeweils fir zwei Kalenderjahre einen Bericht
Uber das Ergebnis seiner Tatigkeit vorzulegen!” Seit Geltung der Verordnung (EU) 2016/679
(Datenschutzgrundverordnung — EU-DSGVO) ab dem 25. Mai 2018 ist der Landesbeauftragte
fur den Datenschutz verpflichtet, nunmehr jahrlich einen Bericht Uber seine Tatigkeit zu
erstellen und dem Landtag und der Landesregierung vorzulegen (Art. 59 EU-DSGVO). Das
Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen fur das Land Mecklenburg-Vorpommern
(Informationsfreiheitsgesetz-IFG M-V) siehtin § 14 Abs.8 S.1 vor, dass der Landesbeauftragte fur
die Informationsfreiheit dem Landtag und der Landesregierung jeweils fiir zwei Kalenderjahre
einen Bericht Uber das Ergebnis seiner Tatigkeit vorzulegen hat.

- Unterrichtung durch den Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informationsfreiheit
Zwolfter Tatigkeitsbericht gema § 33 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz (DSG MV)
Siebenter Tatigkeitsbericht gemaf § 38 Abs. 1 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
Flinfter Tatigkeitsbericht nach dem Informationsfreiheitsgesetz
Mecklenburg-Vorpommern (IFG M-V)

Berichtszeitraum: 1. Januar 2014 bis 31. Dezember 2015
- Drucksache 6/5356 (neu) -

Unterrichtung durch die Landesregierung

Stellungnahme der Landesregierung zum Zwolften Tatigkeitsbericht des
Landesbeauftragten fiir den Datenschutz und Informationsfreiheit
Mecklenburg-Vorpommern gemaB § 33 Abs. 1 des Landesdatenschutzgesetzes
Mecklenburg-Vorpommern (DSG M-V), zum Fiinften Tatigkeitsbericht nach dem
Informationsfreiheitsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (IFG M-V) und zum
Siebenten Tatigkeitsbericht gemaf § 38 Abs. 1 des Bundesdatenschutzgesetzes
(BDSG) Berichtszeitraum: 1. Januar 2014 bis 31. Dezember 2015

- Drucksache 6/5916 -
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e Uberweisung der Unterrichtung auf Drucksache 6/5356 (neu) geméaR Amtlicher
Mitteilung Nr. 7/3 vom 14.11.2016 und

o Uberweisung der Unterrichtung auf Drucksache 6/5916 nach § 59 GO LT durch die
Landtagsprasidentin gemals Amtlicher Mitteilung Nr. 7/3 vom 14.11.2016:
Petitionsausschuss (f), Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss,
Wirtschaftsausschuss, Bildungsausschuss und Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/318

e 8. landtagssitzung am 08.03.2017: Annahme einer Entschliefung entsprechend
der Ziffer | der Beschlussempfehlung, verfahrensmafige Erledigterkldrung der
Unterrichtungen auf den Drucksachen 6/5356 (neu) und 6/5916 entsprechend der
Ziffer Il der Beschlussempfehlung

Unterrichtung durch den Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit
... Berichtszeitraum: 1. Januar 2016 bis 31. Dezember 2017
- Drucksache 7/2166 -

Unterrichtung durch die Landesregierung
Stellungnahme der Landesregierung ...
- Drucksache 7/3685 -

o Uberweisung der Unterrichtung auf Drucksache 7/2166 nach § 59 GO LT durch die
Landtagsprdsidentin gemall Amtlicher Mitteilung Nr. 7/84 vom 13.06.2019 und

o Uberweisung der Unterrichtung auf Drucksache 7/3685 nach § 59 GO LT durch die
Landtagsprdsidentin gemall Amtlicher Mitteilung Nr. 7/84 vom 13.06.2019:
Petitionsausschuss (f), Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss,
Wirtschaftsausschuss, Bildungsausschuss und Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4316

e 75 Landtagssitzung am 13.11.2019: Annahme einer EntschlieBung entsprechend der Ziffer |
der Beschlussempfehlung, verfahrensmaRige Erledigterklarung der Unterrichtungen auf den
Drucksachen 7/2166 und 7/3685 entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung
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- Unterrichtung durch den Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit
... Berichtszeitraum: 1. Januar 2018 bis 31. Dezember 2018
- Drucksache 7/3658 -

Unterrichtung durch die Landesregierung
Stellungnahme der Landesregierung ...
- Drucksache 7/4327 -

o Uberweisung der Unterrichtung auf Drucksache 7/3658 nach § 59 GO LT durch die
Landtagsprasidentin gemals Amtlicher Mitteilung Nr. 7/100 vom 29.11.2019 und

o Uberweisung der Unterrichtung auf Drucksache 7/4327 nach § 59 GO LT durch die
Landtagsprasidentin gemals Amtlicher Mitteilung Nr. 7/100 vom 29.11.2019:
Petitionsausschuss (f), Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss,
Wirtschaftsausschuss, Bildungsausschuss, Energieausschuss und Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5293

e 06. Landtagssitzung am 27.08.2020: Annahme einer EntschlieSung entsprechend der Ziffer |
der Beschlussempfehlung, verfahrensmalige Erledigterkldarung der Unterrichtungen auf den
Drucksachen 7/3658 und 7/4327 entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung

- Unterrichtung durch den Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit
... Berichtszeitraum: 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019
- Drucksache 7/5046 -

Unterrichtung durch die Landesregierung
Stellungnahme der Landesregierung ...
- Drucksache 7/5665 -

e Uberweisung der Unterrichtung auf Drucksache 7/5046 nach § 59 GO LT durch die
Landtagsprasidentin gemals Amtlicher Mitteilung Nr. 7/117 vom 22.06.2020 und

e Uberweisung der Unterrichtung auf Drucksache 7/5665 nach § 59 GO LT durch die
Landtagsprasidentin gemals Amtlicher Mitteilung Nr. 7/117 vom 22.06.2020:
Petitionsausschuss (f), Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss,
Wirtschaftsausschuss, Bildungsausschuss, Energieausschuss und Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6075

e 121, Landtagssitzung am 05.05.2021: Annahme einer EntschlieSung entsprechend
der Ziffer | der Beschlussempfehlung, verfahrensmallige Erledigterklarung der
Unterrichtungen entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung
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1.5 Zusammenarbeit mit dem Biirgerbeauftragten

Der Burgerbeauftrage des Landes Mecklenburg-Vorpommern ist auch in der 7. Wahlperiode
seiner gemals § 8 Absatz 1 a) PetBUG M-V bestehenden Pflicht nachgekommen, den
Petitionsausschuss kontinuierlich Gber die bei ihm eingegangenen Petitionen zu unterrichten,
sodass der Petitionsausschuss auf der Grundlage dieser monatlich Gbermittelten Informationen
prifen konnte, welche Petitionen gleichzeitig beim Burgerbeauftragten und beim
Petitionsausschuss in Bearbeitung waren. Immer dann, wenn dem Blrgerbeauftragten bekannt
war, dass sich der Petitionsausschuss bereits mit einer ihm vorgelegten Eingabe befasst, hat
er den Petenten gebeten, zundchst das Ergebnis der Beratung des Petitionsausschusses
abzuwarten. In einer Vielzahl von Féllen wurden Informationen zu Petitionen, die sowohl
vom Burgerbeauftragten als auch vom Petitionsausschuss bearbeitet wurden, ausgetauscht,
um eine doppelte Bearbeitung zu vermeiden. Gerade bei solchen Petitionen, mit denen die
Anderung eines bestehenden Gesetzes oder die Schaffung einer gesetzlichen Regelung
gefordert wird, ist es — das Einverstdndnis des Petenten vorausgesetzt — sinnvoll, diese an
den Petitionsausschuss als ein Gremium des Gesetzgebungsorganes Landtag abzugeben.
Der Petitionsausschuss hingegen kann mit dem Einverstandnis des Petenten solche Eingaben
an den Birgerbeauftragten weiterleiten, bei denen den Blrgern insbesondere mit einer sozialen
Beratung, die zu den in der Verfassung geregelten Aufgaben des Burgerbeauftragten gehort,
geholfen werden kann. Dariiber hinaus hat der Birgerbeauftragte im Verlauf der 7. Wahlperiode
von den in § 8 Absatz 2 und 3 PetBUG M-V vorgesehenen Moglichkeiten Gebrauch gemacht,
dem Petitionsausschuss solche Falle zur Erledigung vorzulegen, in denen es ihm nicht gelungen
war, eine einvernehmliche Losung herbeizufiihren, oder in denen der jeweils zustandige Trager
der offentlichen Verwaltung einer vom Burgerbeauftragten ausgesprochenen Empfehlung
nicht nachgekommen war. Auf diese Weise wurden bei berechtigten Anliegen der Burger alle
Mdglichkeiten ausgeschopft, um diesen zum Erfolg zu verhelfen.

1.6 Zusammenarbeit mit den Petitionsausschiissen
desDeutschen Bundestages und der Landerparlamente

In der 7. Wahlperiode wurden dem Petitionsausschuss 88 Petitionen per Beschluss des
Deutschen Bundestages zugeleitet. In diesen Petitionen ging es hdufig um die Umsetzung
von bundesgesetzlichen Vorgaben in Landeszustandigkeit. Thematische Schwerpunkte sind
hierbei nicht erkennbar.



330 Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

Vom 23.bis 25. September 2018 trafen sich die Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden
der Petitionsausschisse des Deutschen Bundestages und der Landerparlamente mit den
Blrgerbeauftragten der Bundesrepublik Deutschland und einiger Nachbarstaaten zu einer
Tagung im Landtag von Baden-Wirttemberg. Das Zusammentreffen reihte sich ein in eine
Tradition derartiger Tagungen, die in der Regel in einem zweijahrigen Turnus stattfinden und
dem Zweck dienen, den Meinungs- und Erfahrungsaustausch der voneinander unabhéangigen
Gremien zu fordern. Themen der Tagung waren das internationale Ombudswesen und die
mit dem Inkrafttreten der EU-Datenschutzgrundverordnung erhéhten Anforderungen an
den Datenschutz sowie die Frage, welche Folgerungen sich hieraus fir das Petitionsverfahren
ergeben. Des Weiteren wurden Einzelfragen zur Petitionsbearbeitung diskutiert sowie
Erfahrungen und Informationen zum Petitionswesen der Landtage und des Bundestages
ausgetauscht, wobei auch das Verhaltnis der parlamentarischen Petitionsausschiisse zu
privaten Petitionsplattformen erdrtert wurde.

Dem zweijdhrigen Turnus entsprechend fand die néchste Tagung der Petitionsausschussvor-
sitzenden des Bundes und der Lander am 21. und 22. September 2020 in Dresden statt. Die
Themen der Tagung betrafen zum einen aktuelle Entwicklungen des europdischen Ombuds-
wesens sowie die Aufgaben und Arbeitsweise der Volksanwaltschaften und Blrgerbeauftrag-
ten und deren Verhdltnis zum Parlament. Zum anderen wurden eine Studie vorgestellt, die
untersucht hat, wer sich an den Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages wendet, so-
wie Fragen und Problemstellungen zur 6ffentlichen Petition und erneut zu den privaten Peti-
tionsplattformen diskutiert.

1.7 Internationale Zusammenarbeit

Vom 19.bis 20. Juni 2017 lud die Europaische Birgerbeauftragte Emily O'Reilly zu einer Konferenz des
Europdischen Verbindungsnetzes der Birgerbeauftragten und Petitionsausschiisse nach Brissel ein,
an der der Stellvertretende Vorsitzende des Petitionsausschusses teilnahm. Die Konferenz befasste
sich am ersten Tag mit den Auswirkungen des Brexit und des zunehmenden Populismus in Europa
auf die BUrgerrechte. Am zweiten Tag wurden erste Ergebnisse einer Studie Gber Open Government
(Offenes Regierungs- und Verwaltungshandeln) prasentiert sowie Uber aktuelle und zukinftige
Herausforderungen fur das Ombudswesen im Zusammenhang mit ausgewahlten Themen wie
der Fluchtlingskrise, der digitalen Verwaltung, der Aufrechterhaltung von Verwaltungsstandards bei
abnehmenden Ressourcen sowie der Umsetzung der Grundsatze des Open Governments diskutiert.



Petitionswesen 331

1.8 Stellungnahme im Rahmen der Mitberatung eines
Gesetzentwurfes

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Gesetz zur Anderung des Petitions- und Biirgerbeauftragtengesetzes und
zur Anderung anderer Gesetze
- Drucksache 7/5449(neu) -

Der Petitionsausschuss hatte den Gesetzentwurf der Landesregierung beraten und in seiner
78. Sitzung am 25.02.2021 einvernehmlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und
CDU und der Fraktion DIE LINKE sowie Stimmenthaltung der Fraktion der AfD beschlossen,
dem federfUihrenden Innen- und Europaausschuss zu empfehlen, den Gesetzentwurf auf
Drucksache 7/5449(neu) mit folgender MaBgabe und im Ubrigen unverandert anzunehmen:

In Artikel 1 Nr. 4 wird dem § 13 folgender Abs. 3 angefugt:

,(3) Eingaben nach Absatz 1 missen binnen zwolf Monaten, nachdem sich der
zugrundeliegende Sachverhalt ereignet hat, eingereicht sein. § 10 Absatz 2 bleibt unberthrt.

Infolgedessen hat der Innen- und Europaausschuss u. a. beschlossen, dem Landtag zu
empfehlen, in § 13 Abs. 3 des Gesetzentwurfes eine Frist zur Einreichung einer Eingabe von
Polizeibeschaftigten aufzunehmen.

e 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Uberweisung an den Innen- und
Europaausschuss (f), Petitionsausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss (m)

e Stellungnahme des Petitionsausschusses vom 25.02.2021

e Beschlussempfehlung und Bericht des Innen- und Europaausschusses auf
Drucksache 7/5891
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2, Kompetenzbereich des Innen- und Europaausschusses

verantwortlich:
Leiterin des Sekretariates des Innen- und Europaausschusses

Ministerialratin Kathrin Herrmann

Die Besetzung des Innen- und Europaausschusses in der 7. Legislaturperiode ist nachstehender
Tabelle zu entnehmen:

Innen- und Europaausschuss
11 Mitglieder

\Vorsitzender: Jorg Kroger (AfD) (bis 10/2017)
Marc Reinhardt (CDU) (ab 10/2017 bis 12/2020)
Sebastian Ehlers (CDU) (ab 12/2020)

Stellv. Vorsitzende/r: von Allworden, Ann Christin (CDU) (bis 10/2017)
Nikolaus Kramer (ab 10/2017)

Ordentliche Mitglieder Stellvertretende Mitglieder
Dachner, Manfred Gundlack, Tilo
SPD Friedriszik, Dirk Schwarz, Thomas
Mucha, Ralf Stamer, Dirk
Tegtmeier, Martina Wippermann, Susann (ab 2/2017)
Grimm, Christoph (ab 5/2018)
Komning, Enrico (bis 9/2017) Hersel, Sandro (bis 01/2018)
AD Krémer, Nikolags Obereiner, Bert '
Kroger, Jorg (bis 10/2017) Prof. Dr. Weber, Ralph (bis 10/2017)
Forster, Horst (ab 01/2018) Reuken Stephan J. (ab 01/2018)
Schneider, Jens-Holger (ab 01/2018)
. - Friemnann-Jennert, Maika (bis 4/2021)
EoTers Sebestom b 132000, | Gote, Thomas (ab 4/2021)
Cbu Rei ' Liskow, Egbert (ab 12/2020)
einhardt, Marc .
Liskow, Egbert (bis 12/2020) Liskow, Franz-Robert
' Dr. Manthei, Matthias (ab 12/2020)
Ritter, Peter Bernhardt, Jacqueline
I Rosler, Jeannine Kolbe, Karsten
Borschke, Ralf (ab 9/2017)
BMV*) Dr. Manthei, Matthias (ab 9/2017) | Weilig, Christel (ab 9/2017)
Wildt, Bernhard (ab 9/2017)

*) ab 09/2017, 11/2018 umbenannt in Freie Wahler/BMV, 10/2019 Erloschen der Fraktion
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Der Innen- und Europaausschuss hat in der Zeit vom 9. November 2016 bis 14. September
2021. Wahlperiode insgesamt 115 Sitzungen und 7 Telefonkonferenzen durchgefihrt.

Nach der Anzahl der Beratungen in den Ausschusssitzungen bildeten dabei die Bereiche Europa,
Kommunalpolitik, Polizei, Asylrecht/Auslander/Fliichtlinge, Offentlicher Dienst, Medienpolitik
und Kriminalitdt/Gewalt/Innere Sicherheit die inhaltlichen Schwerpunkte. Fir die 7. Wahlperiode
besonders hervorzuheben ist die umfangliche Arbeit des Innen- und Europaausschusses in Bezug
auf die Erarbeitung der Gemeindestrukturreform im Zusammenhang mit dem Leitbild ,Gemeinde
der Zukunft” sowie zu den Fliichtlingsbewegungen verbunden mit den Herausforderungen und
Chancen fur die kommunale Ebene. Im Weiteren wird nur auf Stellungnahmen eingegangen, die
nicht nur die unveréanderte Annahme (bei Gesetzentwirfen und Antrdgen) oder verfahrensmallige
Erledigterkldrung (bei Unterrichtungen) zum Inhalt haben, sondern inhaltliche Aussagen treffen.

2.1 Gesetzgebung

Im Zustandigkeitsbereich des Innen- und Europaausschusses wurden in der 7. Wahlperiode
insgesamt 35 Gesetze beschlossen. 14 Gesetzentwirfe wurden abgelehnt. Dartber hinaus
wurden dem Innen- und Europaausschuss 43 Gesetze zur Mitberatung Uberwiesen.

2.1.1 Verkiindete Gesetze

- Zweites Gesetz zur Anderung des Landesverfassungsschutzgesetzes
(GVOBI. Nr. 1 vom 27. Januar 2017, S. 2)

Der Gesetzentwurf hat die Verkleinerung der Mitgliederzahl der Parlamentarischen
Kontrollkommission von sechs auf finf Mitglieder vorgesehen, ohne die Einbindung der
parlamentarischen Opposition zu verdndern. Insoweit hat sich der Entwurf an den Regelungen
anderer Bundesldnder orientiert und eine effektive Kontrolle des Verfassungsschutzes garantiert.

® 2. landtagssitzung am 01.11.2016: Uberweisung des der Gesetzentwurfes der
Fraktionen der CDU und SPD auf Drucksache 7/31 an den Innen- und Europaausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/95

e 3 landtagssitzung am 07.12.2016: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend Ziffer 1 der Beschlussempfehlung, Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/104
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- Gesetz zum Zwanzigsten Staatsvertrag zur Anderung rundfunkrechtlicher
Staatsvertrage (Zwanzigster Rundfunkdanderungsstaatsvertrag)
(GVOBI. Nr. 8 vom 26. Juli 2017, S. 186)

Mit dem Gesetzentwurf sollte die nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern notwendige Zustimmung des Landtags herbeigefihrt werden. Der Entwurf
umfasst redaktionelle Anderungen des Rundfunkstaatsvertrags infolge der Umbenennungen
von Programmnamen, die Novellierung des Deutschlandradio-Staatsvertrags hinsichtlich der
Zusammensetzung von Gremien sowie die Uberarbeitung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

unter Berlicksichtigung der Empfehlung aus dem 20. KEF-Bericht.

¢ 10. Landtagssitzung am 05.04.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/372 an den Innen- und Europaausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/690

e 16.Landtagssitzung am 12.07.2017: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zum Zweiten Staatsvertrag zur Anderung des Gliicksspielstaatsvertrages
(Zweites Gliicksspielinderungsstaatsvertragsgesetz — Zweites GliAndStVG M-V)
(GVOBI. Nr. 15 vom 29. Dezember 2017, S. 359)

Mit dem Gesetzentwurf sollte die nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern notwendige Zustimmung des Landtags herbeigefiihrt werden. Die Anderungen haben
mal3geblich darauf abgezielt, die durch die Entscheidung des hessischen Verwaltungsgerichtshofes
bei der Legalisierung des Sportwettenbereiches aufgetretene Blockadesituation aufzulésen und fur die
Anbieter von Sportwetten schnellstmaglich Rechtssicherheit herzustellen und zugleich eine verbindliche
Rechtsgrundlage fur einen wirksamen Vollzug gegenuber illegalen Sportwettenanbietern zu schaffen.
HierfUr ist unter Abkehr von dem bisherigen Konzessionsmodell fiir die Dauer einer Experimentierphase
ein Ubergang auf ein qualifiziertes Erlaubnismodell festgelegt worden. Zudem sind die bisher in der
Zustandigkeit des Landes Hessen liegenden Aufgaben auf andere Lander Gbertragen worden.

e 16. Landtagssitzung am 12.07.2017: Uberweisung des der Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/764 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1357

e 26.Landtagssitzung am 14.12.2017: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung
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- Zweites Gesetz zur Anderung des Finanzausgleichsgesetzes
Mecklenburg-Vorpommern (GVOBI. Nr. 3 vom 28. Februar 2018, S. 54)

Mit dem Gesetzentwurf sollte die Ausgleichsfunktion des Finanzausgleichssystems
gestarkt werden. Durch die Aufstockung der Finanzausgleichsmasse und die Einflihrung
eines Kommunalen Entschuldungsfonds Mecklenburg-Vorpommern sollte das Land die
erforderlichen Mittel nach Artikel 73 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern zur Verfigung stellen. Zudem sollte der im FAG-Beirat erzielten Einigung zur
Umsetzung der zweistufigen Reform des Finanzausgleichsgesetzes im Land entsprochen
werden. Die FAG-Verbundmasse zur Umsetzung bundesgesetzlicher Regelungen zur
Finanzierung flichtlingsbedingter Mehrbelastungen von Land und Kommunen in den Jahren
2016 bis 2018 ist korrigiert worden. Die dem Land zuflieBenden Umsatzsteuermehreinnahmen
aus dem 5Milliarden-Euro-Paket des Bundes zur Entlastung der Kommunen sollten einem
Kommunalen Entschuldungsfonds Mecklenburg-Vorpommern zugefiihrt werden.

® 21, Landtagssitzung am 18.10.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1129 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1639

e 28 Landtagssitzung am 24.01.2018: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend Ziffer
| der Beschlussempfehlung, Annahme einer EntschlieBung entsprechend Ziffer Il der
Beschlussempfehlung, Ablehnung der Anderungsantrége der Fraktion DIE LINKE auf
den Drucksachen 7/1657 und 7/1664

- Sechstes Gesetz zur Anderung des Sicherheits- und Ordnungsgesetzes
(GVOBI. Nr. 6 vom 4. April 2018, S. 114)

Ziel des Gesetzentwurfes war es, vor dem Hintergrund der Terrorismusbekdmpfung
notwendige Anpassungen ausldnder-, aufenthalts-, straf- und strafprozessrechtlicher
Regelungenvorzunehmen.So sollte eine neue Befugnis zum Einsatz von kérpernah getragenen
Aufnahmegerdten, den sogenannten Bodycams, geschaffen werden. Dartber hinaus sollten
,Besondere Malinahmen der Polizei im Zusammenhang mit drohenden terroristischen
Straftaten’,unteranderem eine Ermachtigungsnorm zur elektronischen Aufenthaltsanordnung,
in das Gesetz aufgenommen werden. Ferner sollte mit § 67c SOG M-V ausdricklich normiert
werden, welche Straftaten im Sinne des Sicherheits- und Ordnungsgesetzes als terroristische
Straftaten gelten.
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e 26. Landtagssitzung am 14.12.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1320(neu) an den Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss, Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1875

e 31 Landtagssitzung am 14.03.2018: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zur Anpassung des Landesdatenschutzgesetzes und weiterer datenschutz-
rechtlicher Vorschriften im Zustandigkeitsbereich des Ministeriums fiir Inneres und
Europa an die Verordnung (EU) 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2016/680 (GVOBI. Nr. 9 vom 25. Mai 2018, S. 193)

Mit diesem Gesetz ist das bisherige Landesdatenschutzgesetz in einer Neufassung an die
Verordnung (EU) 2016/679 angepasst worden. Der Gesetzgeber hat aulSerdem von den
Regelungsoptionen so Gebrauch gemacht, dass bisherige materielle Landesregelungen so weit
wie moglich erhalten geblieben sind. Die Anderung des Landes- und Kommunalwahlgesetzes
beinhaltet im Wesentlichen Anpassungen an den Sprachgebrauch der Verordnung (EU)
2016/679. Weitere entsprechende Anpassungen sind im Informationsfreiheitsgesetz, im
Landesbeamtengesetz, im Landesdisziplinargesetz, im Personalvertretungsgesetz, im
Geoinformations- und Vermessungsgesetz, im Pressegesetz sowie im Statistikgesetz des
Landes Mecklenburg-Vorpommern vorgenommen worden.

e 28 Landtagssitzung am 24.01.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1568(neu) an den Innen- und Europaausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2041

e 34 landtagssitzung am 25.04.2018: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung
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- Gesetz zum Einundzwanzigsten Staatsvertrag zur Anderung rundfunkrechtlicher
Staatsvertrage (Einundzwanzigster Rundfunkanderungsstaatsvertrag),
zum Staatsvertrag lGiber den Datenschutz beim Norddeutschen Rundfunk
(NDR-Datenschutz-Staatsvertrag) sowie zur Anpassung des
Landesrundfunkgesetzes an die Verordnung (EU) 2016/679
(GVOBI. Nr. 8 vom 18. Mai 2018, S. 158)

Mit dem Gesetzentwurf sollte die nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern notwendige Zustimmung des Landtages herbeigeflhrt
werden. Der Regelungsauftrag des Artikels 85 Absatz 2 der Datenschutz-Grundverordnung
ist fir den Bereich des privaten Rundfunks in Mecklenburg-Vorpommern durch eine
Neuregelung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen des Landesrundfunkgesetzes
umgesetzt worden. Die datenschutzrechtliche Aufsicht Uber den privaten Rundfunk ist kein
Bestandteil der landertbergreifenden einheitlichen Vorschriften des Rundfunkstaatsvertrages.

Es ist daher vorgesehen, dass der oder die nach den Artikeln 37 ff. der Datenschutz-
Grundverordnung einzurichtende behérdliche Datenschutzbeauftragte bei  der der
Selbstverwaltung unterliegenden Medienanstalt Mecklenburg-Vorpommern zugleich auch
die Aufgaben der Datenschutz-Aufsicht Uber den privaten Rundfunk wahrnimmt. Hierdurch
wird vor allem dem Staatsferne-Gebot des Rundfunks in besonderer Weise Rechnung getragen.

® 31, Landtagssitzung am 14.03.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1799 an den Innen- und Europaausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2040

® 34 Landtagssitzung am 25.04.2018: Unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zum Zweiundzwanzigsten Rundfunkdnderungsstaatsvertrag
(GVOBI. Nr. 5 vom 29. Marz 2019, S. 122)

Mit dem Gesetzentwurf sollte die nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern notwendige Zustimmung des Landtages herbeigefthrt
werden. Die Anderungen haben maRgeblich darauf abgezielt, die den éffentlich-rechtlichen
Telemedienauftrag betreffende geltende Rechtslage den aktuellen Gegebenheiten,
insbesondere dem technischen Fortschrittim Internet, anzupassen und damitzu gewahrleisten,
dass der offentlich-rechtliche Rundfunk den ihm durch den Rundfunkstaatsvertrag
erteilten Auftrag weiterhin entsprechend den Beddrfnissen der Gesellschaft erflllen
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kann. Auch vor dem Hintergrund der standigen und der aktuellen Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts zur Funktion des offentlich-rechtlichen Rundfunks war die
Novellierung des Telemedienauftrages insbesondere aufgrund neuer Technologien und
der Digitalisierung der Medien verfassungsrechtlich erforderlich. Des Weiteren waren bei
der staatsvertraglichen Definition des offentlich-rechtlichen Rundfunks unionsrechtliche
Bedingungen zu bertcksichtigen.

e 55 Landtagssitzung am 23.01.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/3011(neu) an den Innen- und Europaausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/3286

e 58 Landtagssitzung am 13.03.2019: Unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zur Anderung des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes, des
Landesverwaltungskostengesetzes und der Vollstreckungszustandigkeits- und
-kostenlandesverordnung (GVOBI. Nr. 9 vom 15. Mai 2019, S. 158)

Mit dem Gesetzentwurf sollten die verfahrensrechtlichen Anderungen des Bundes
in das Landesverwaltungsverfahrensgesetz  Uberfihrt worden. Zum Zwecke der
Verfahrensbeschleunigung undKostenreduzierung warvorgesehen, den Einsatzautomatischer
Einrichtungen beim Erlass von Verwaltungsakten einzufihren. Der Deregulierung sollte
dadurch Rechnung getragen werden, dass im Landesverwaltungskostengesetz das zwingend
erforderliche Einvernehmen mit dem Ministerium fir Inneres und Europa bei Erlass von
Kostenverordnungen und Benutzungsverordnungen entfdllt.

e 55, Landtagssitzung am 23.01.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/3013 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss, Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/3425

e 61. Landtagssitzung am 10.04.2019: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung
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- Gesetz fiir die Ubergangsperiode nach dem Austritt des Vereinigten
KonigsreichesGroBbritannien und Nordirland aus der Europdischen Union
(Brexit-Ubergangsgesetz Mecklenburg-Vorpommern - BrexitUG M-V)
(GVOBI. Nr. 26 vom 30. Dezember 2019, S. 766)

Mitdem Gesetzentwurf sollte klargestellt werden, dass Bezugnahmenim Landesrecht auf die Figenschaft
als Mitgliedstaat in der Europdischen Union oder in der Européischen Atomgemeinschaft wahrend der
Ubergangsperiode auch das Vereinigte Kénigreich und Nordirland erfassen, sofern keine der in diesem
Gesetzgenannten Ausnahmen des Austrittsvertrages greifen. Fernerist eine ausdriickliche Ausnahme fr
das aktive und passive Kommunalwahlrecht von Unionsbirgerinnen und Unionsbirgem vorgesehen
worden. Die Gesetzeseinbringerin hat ausdrlicklich vorgesehen, dass das Gesetz an dem Tag in Kraft
treten soll, an dem das Abkommen Uber den Austritt des Vereinigten Kdnigreichs Grof3britannien und
Nordirland aus der Européischen Union und der Européischen Atomgemeinschaft in Kraft tritt. Fr den
Fall eines Scheiterns des Austrittsabkommens sollte das Gesetz nicht in Kraft treten.

e 55 Landtagssitzung am 23.01.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/3040 an den Innen- und Europaausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/3287

e 58. Landtagssitzung am 13.03.2019: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung

- Gesetz zur Verbesserung der Transparenz und zu Erleichterungen bei der
kommunalen Haushaltswirtschaft nach der doppischen Buchfiihrung
(Doppik-Erleichterungsgesetz) (GVOBI. Nr. 14 vom 31. Juli 2019, S. 467)

Nach dem Gesetzentwurf sollten nur noch kreisfreie und grof3e kreisangehorige Stadte zur
Aufstellung eines Gesamtabschlusses verpflichtet sein. Die Ubrigen Gemeinden sollten ein
Wahlrecht erhalten, ob sie einen Gesamtabschluss oder einen Beteiligungsbericht erstellen.
Zudem war vorgesehen, das Uberschuldungsverbot und die Verpflichtung zum Ausgleich des
Ergebnishaushaltes fir Amter sowie die Genehmigungspflicht fir Stellenpléne aufzuheben.
Far Kommunen mit nur kurzfristigen Haushaltsproblemen sollte die Verpflichtung zur
Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes grundsatzlich entfallen. Auch sollten die
Bestimmungen zur haushaltswirtschaftlichen Sperre im Sinne einer flexibleren Steuerung
des Haushaltes angepasst werden. Es sollte mdglich gemacht werden, unter bestimmten
Voraussetzungen stadtebauliche GesamtmalSnahmen im Kernhaushalt zu fihren. Fur eine
verbesserte Transparenz sollte kinftig der Ausgleich des Finanz- und Ergebnishaushaltes
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und die Einhaltung des Uberschuldungsverbotes direkt aus der Haushaltssatzung ablesbar
sein. Es sollte eine neue Rechtsgrundlage eingefihrt werden, die es als Ausnahme vom
Jahrlichkeitsprinzip kinftig ermdglicht, Fehler der Haushaltssatzung auch nach Ablauf des
Haushaltsjahres zu heilen.

e 58 Landtagssitzung am 13.03.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/3222 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/3751
Der Anderungsantrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/3769 wurde
vom Antragsteller zurlickgezogen.

e 67.Landtagssitzung am 19.06.2019: Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Drittes Gesetz zur Anderung des Landes- und Kommunalwahlgesetzes
Mecklenburg-Vorpommern (GVOBI. Nr. 7 vom 17. April 2019, S. 138)

Mit dem Gesetzentwurf sollten der Ausschluss vom Wahlrecht fur in ihren Angelegenheiten
Betreute ersatzlos gestrichen sowie die entsprechende Vorschrift im Landes- und
Kommunalwahlgesetz Mecklenburg-Vorpommern neu gefasst und damit der aktuellen
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes angepasst werden.

e 58. Landtagssitzung am 13.03.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der Fraktionen
der CDU und SPD auf Drucksache 7/3235 an den Innen- und Europaausschuss,
Ablehnung der Uberweisung an den Rechtsausschuss und den Sozialausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/3424

e 61.Landtagssitzung am 10.04.2019: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung, Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion Freie Wéhler/
BMV auf Drucksache 7/3437 und der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/3448
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- Gesetz zur Abschaffung der StraBenbaubeitrage
(GVOBI. Nr. 11 vom 28. Juni 2019, S. 190)

Mit dem Gesetzentwurf sollte fir gemeindliche Stralenbaumaflnahmen, deren Durchfihrung
ab dem 1. Januar 2018 beginnt, eine Beitragserhebung ausgeschlossen werden. Fir in den
Jahren 2018 und 2019 beginnende Strallenbaumaflnahmen war vorgesehen, dass das
Land die den Gemeinden konkret entstehenden Beitragsausfalle erstattet. Die kommunalen
Satzungsgeber sollten ermdchtigt werden, eine Stundungsregelung zur Abwendung
Ubermaliger Beitragsbelastungen durch Satzung zu erlassen, wonach den Beitragspflichtigen
auf Antrag eine Zahlung der Beitrdge in bis zu zehn Jahresraten sowie fur Hartefdlle die Option
einer Verlangerung der Stundungsregelung auf bis zu zwanzig Jahresraten eingerdumt wird.

Ab 2020 sollte zur Kompensation fiir den Wegfall der StraRenausbaubeitrdge eine pauschale
Mittelzuweisung an die Gemeinden erfolgen.

e 61. Landtagssitzung am 10.04.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der Fraktionen
der CDU und SPD auf Drucksache 7/3408 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss, Energieausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/3752

e (7. Landtagssitzung am 19.06.2019: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung, Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion Freie Wéhler/
BMV auf Drucksache 7/3768, der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/3770, der Fraktion
Freie Wahler/BMV auf Drucksache 7/3772 sowie des Abgeordneten Dirk Lerche, Fraktion
der AfD, auf Drucksache 7/3771

- Gesetz liber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-Vorpommern
und zur Anderung anderer Gesetze (GVOBI. Nr. 35 vom 4. Juni 2020, S. 334)

Mit dem Gesetzentwurf sollte das Gesetz Uber die Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-
Vorpommern gedndert und an den Sprachgebrauch der Verordnung (EU) 2016/679 und der
zwingend umzusetzenden Richtlinie (EU) 2016/680 angepasst werden. Darlber hinaus sollte
unter Abschnitt 3 eine umfangreiche datenschutzrechtliche Anpassung und Ergdnzung
der Regelungen erfolgen. Es war vorgesehen, eine direkte Regelung der im Bereich des
Gefahrenabwehrrechtes zu beachtenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen im Gesetz
selbst vorzunehmen. Ferner hat die Absicht bestanden, das Gesetz Uber die offentliche
Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-Vorpommern in Umsetzung der Vorgaben des
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Bundesverfassungsgerichtes anzupassen. Insbesondere sollte eine explizite und umfassende
RegelungslagezumKernbereichsschutzundzumSchutzvonzeugnisverweigerungsberechtigten
Personen geschaffen werden. Mit dem Gesetzentwurf sollte zudem im Brandschutz- und
Hilfeleistungsgesetz M-V sowie im Landeskatastrophenschutzgesetz eine Anpassung der
datenschutzrechtlichen Bestimmungen vorgenommen werden.

e 67. Landtagssitzung am 19.06.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/3694 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss, Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4766

e 34 Landtagssitzung am 11.03.2020: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend
der Ziffer | der Beschlussempfehlung, Annahme einer Entschliefung entsprechend
Ziffer Il der Beschlussempfehlung, Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion DIE
LINKE auf den Drucksachen 7/4776 und 7/4777 sowie der Fraktion der AfD auf den
Drucksache 7/4778 und 7/4779

- Gesetz zum Staatsvertrag zwischen dem Land Mecklenburg-Vorpommern
und dem Land Niedersachsen iiber die grenziiberschreitende kommunale
Zusammenarbeit in Zweckverbdanden, gemeinsamen kommunalen Unternehmen,
Planungsverbdanden nach § 205 des Baugesetzbuchs und durch éffentlich-
rechtliche Vereinbarungen (GVOBI. Nr. 26 vom 30. Dezember 2019, S. 763)

Mit dem Gesetzentwurf sollte die nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern notwendige Zustimmung des Landtages herbeigeflhrt werden. Der
Staatsvertrag enthdlt Regelungen Uber die grenziiberschreitende Zusammenarbeit in Zweck-
verbdnden, Planungsverbdanden nach § 205 des Baugesetzbuchs, gemeinsamen Kommunalun-
ternehmen und durch offentlich-rechtliche Vertrdge zwischen Kommunen des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern und des Landes Niedersachsen. Er bildet die rechtliche Grundlage fir
eine grenzlberschreitende Zusammenarbeit der kommunalen Kérperschaften beider Lander
in offentlich-rechtlicher Form. Zur L&sung von sich aus unterschiedlichem Landesrecht erge-
benden hinderlichen Rechtskonkurrenzen sind Regelungen Uber das anzuwendende Recht in-
begriffen. Ausgestaltet werden zudem die kommunalaufsichtlichen Zustandigkeiten, Befugnis-
se und Genehmigungserfordernisse sowie die Herstellung des Einvernehmens mit dem nicht
aufsichtfiihrenden Land. Ausdricklich nicht erfasst ist die grenziiberschreitende Zusammenar-
beit bei der Raumordnung und Landesplanung sowie der Tragerschaft von Sparkassen.
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e 70. Landtagssitzung am 04.09.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/3990 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Agrarausschuss, Energieausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4324

e 75 landtagssitzung am 13.11.2019: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zum Dritten Staatsvertrag zur Anderung des Staatsvertrages zum
Gliicksspielwesen in Deutschland (Drittes Gliicksspielanderungsvertragsgesetz -
Drittes GliiAndStVG M-V) (GVOBI. Nr. 24 vom 13. Dezember 2019, S. 702)

Mit dem Gesetzentwurf sollte die nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern notwendige Zustimmung des Landtages herbeigefiihrt werden.
Die Anderungen zielen mafBgeblich darauf ab, die vorgesehene Liberalisierung auf dem Markt
fur Sportwetten abzuschlieBen und Klarheit fur die Anbieter und beteiligte Dritte zu schaffen.

e 73, Landtagssitzung am 17.10.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/4201 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4323

e 75 Landtagssitzung am 13.11.2019: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zur Neufassung des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern
und zur Anderung weiterer Gesetze (GVOBI. Nr. 18 vom 21. April 2020, S. 166)

Mit dem Gesetzentwurf sollte das Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (FAG M-V)
neu gefasst werden, was aufgrund gednderter Rahmenbedingungen zwingend erforderlich
war, um dem verfassungsrechtlichen Auftrag aus Artikel 73 Absatz 2 der Landesverfassung
M-V gerecht zu werden. Es war eine grundlegende Systemumstellung von dem bisherigen
3-Sdulen-System in ein 2-Ebenen-Modell vorgesehen, das die Finanzzuweisungen nicht mehr
nach Korperschaften, sondern nach Gemeindeaufgaben und Kreisaufgaben unterteilt. Dadurch
sollte eine bessere, bedarfsgerechtere Zuweisung fir alle Gemeinden, gro3e kreisangehdrige
Stddte und auch kreisfreie Stadte erreicht werden. Zur Stérkung der Ausgleichsfunktion
sollten die Mittel des Vorwegabzuges fir Ubergemeindliche Aufgaben der Schlisselmasse
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fur die Gemeindeebene und die Mittel der Vorwegabziige fiir Schillerbeférderung und OPNV
der SchlUsselmasse fir Kreisaufgaben zugefiihrt werden. Zusatzlich zu der bereits seit dem
Jahr 2019 in vollem Umfang erfolgten Endogenisierung der Kreisumlagegrundlagen sollten
die Kreisumlagegrundlagen der Landkreise zeitlich befristet Gber drei Jahre individuell um
die sogenannten ,Windfall-Profits” abgesenkt werden. Durch das Land sollten dauerhaft
60 Mio. Euro zusatzlich fir eine Infrastrukturpauschale zur Verfigung gestellt werden. Neben
den Schlisselzuweisungen als Hauptzuweisungsinstrument fir Finanzausgleichsleistungen
sollte als zweites Instrument eine allgemeine Infrastrukturpauschale als neuer Vorwegabzug
eingefiihrt werden. Es war vorgesehen, dass die kreisangehérigen Zentren fiir eine Ubergangszeit
von fUnf Jahren eine zusatzliche Aufstockung der allgemeinen Infrastrukturpauschale erhalten.
Zusatzlich zu den pauschalisierten Finanzausgleichszuweisungen war vorgesehen, Kommunen
mit Haushaltsdefiziten im Wege der Einzelzuweisung zur Unterstitzung bei der Erreichung
des Haushaltsausgleichs die Mdglichkeit einzurdumen, Konsolidierungs-, Ergdnzungs- und
Sonderzuweisungen zu erhalten. Mit der Erhéhung des Grunderwerbsteuersatzes sollte
die pauschale Mittelzuweisung an die Gemeinden flr Stralenbaumallnahmen finanziert
werden. Der Auszahlungsbetrag fir die Feuerschutzsteuer sollte angehoben werden.
DerGesetzentwurfhatfernerdie AnderungdesGesetzestiberdieErrichtungeinesSondervermagens
des Landes ,Kommunaler Fonds zum Ausgleich konjunkturbedingter Mindereinnahmen
Mecklenburg-Vorpommern” sowie die Anderung des Kommunalabgabengesetzes und des
Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern beinhaltet.

e 75. Landtagssitzung am 13.11.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/4301 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss, Energieausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4820

e 36. Landtagssitzung am 01.04.2020: Annahme des Gesetzentwurfes in der Fassung der
Beschlussempfehlung, Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion DIE LINKE auf
den Drucksache 7/4837 und 7/4838 sowie der Fraktion der AfD auf den Drucksachen
7/4839 bis 7/4844 und den Drucksachen 7/4846 bis 7/4853
Aufgrund der Ablehnung des Anderungsantrages auf der Drucksache 7/4843 hat sich
die Abstimmung (iber den Anderungsantrag auf Drucksache 7/4845 er(ibrigt.
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- Gesetz zur Ausfiihrung des Zensusgesetzes 2021 in Mecklenburg-Vorpommern
(Zensusausfiihrungsgesetz 2021 - ZensAG 2021 M-V)

Mit dem Gesetzentwurf sollten die landesrechtlich erforderlichen Bestimmungen fur die
Ausflhrung des Zensus 2021 zum Stichtag 16. Mai 2021 in Mecklenburg-Vorpommern nach
der bundesrechtlich vorgegebenen Systematik getroffen werden.

e 78 Landtagssitzung am 11.12.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/4445 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4762

e 84 landtagssitzung am 11.03.2020: Annahme des Gesetzentwurfes in der Fassung der
Beschlussempfehlung

- Gesetz zum Dreiundzwanzigsten Staatsvertrag zur Anderung rundfunkrechtlicher
Staatsvertrage (Dreiundzwanzigster Rundfunkanderungsstaatsvertrag)
(GVOBI. Nr. 30 vom 19. Mai 2020, S. 267)

Mit dem Gesetzentwurf sollte die nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern notwendige Zustimmung des Landtages herbeigefihrt werden.
Die Anderungen haben mafBgeblich darauf abgezielt, die notwendigen Anpassungen an
die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes zur Befreiung von Nebenwohnungen
von der Rundfunkbeitragspflicht vorzunehmen. Ferner sollte der Meldedatenabgleich als ein
grundsatzlich periodisch durchzuftihrendes Kontrollverfahren gesetzlich verankert werden.

e 381.Landtagssitzung am 29.01.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/4613 an den Innen- und Europaausschuss

® Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4817

e 88. Landtagssitzung am 13.05.2020: Annahme des Anderungsantrages Fraktionen der
SPD und CDU auf Drucksache 7/4917, Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend
der gednderten Beschlussempfehlung
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- Gesetz zum Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung in Deutschland
(GVOBI. Nr. 72 vom 09. November 2020, S. 1030)

Mit dem Gesetzentwurf sollte die nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern notwendige Zustimmung des Landtages herbeigefihrt werden,
damit der Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung in Deutschland in Kraft
treten konnte. Mit dem Staatsvertrag hat der deutsche Mediengesetzgeber auf einige
grundlegende Verdnderungen der Medienlandschaft reagiert. Gegentber dem bisherigen
Rundfunkstaatsvertrag ist der Medienstaatsvertrag komplett neu strukturiert, durchnummeriert
und terminologisch vereinheitlicht worden. Der Medienstaatsvertrag hat zugleich der
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/1808 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
14. November 2018 zur Anderung der Richtlinie 2010/13/EU zur Koordinierung bestimmter
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten Uber die Bereitstellung audiovisueller
Mediendienste (Richtlinie Uber audiovisuelle Mediendienste) im Hinblick auf sich verdndernde
Marktgegebenheiten gedient.

e 95 Landtagssitzung am 26.08.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5241 an den Innen- und Europaausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5466

e 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Erstes Gesetz zur Anderung des Finanzausgleichsgesetzes
Mecklenburg-Vorpommern (FAG M-V)
(GVOBI. Nr. 75 vom 27. November 2020, S. 1154)

Mit dem Gesetzentwurf sollte den erheblichen wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Virus-
Pandemie Rechnung getragen werden. Fir die Antragstellung in 2020 sollten weiterhin die
gewogenen Durchschnittshebesdtze aus dem Realsteuervergleich des Statistischen Amtes fur 2017
als Vergleichsmalstab herangezogen werden. Die Ubergangsbestimmung solite um zwei Jahre
verldngert werden. Die Gesetzeseinbringerin hat damit die Absicht verfolgt, bei vielen defizitdren
Kommunen werden Spielrdume zu schaffen. Die Hebesatze sollten zudem entsprechend der értlichen
Gegebenheiten bei Bedarf auch nur auf den Durchschnitt des Haushaltsvorvorjahres beziehungsweise
in 2020 auf den Durchschnitt des Haushaltsjahres 2017 festgesetzt werden. Dadurch, dass
Mindereinzahlungen bei einer Realsteuerart durch Mehreinzahlungen bei einer anderen Realsteuerart
ausgeglichen werden kénnen, sollten sich vor Ort weitere Steuerungspotenziale ergeben.
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® 95 Landtagssitzung am 26.08.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der Fraktionen
der CDU und SPD auf Drucksache 7/5278 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5465

e 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Viertes Gesetz zur Anderung des Landes- und Kommunalwahlgesetzes
(GVOBI. Nr. 3 vom 21. Januar 2021, S. 38)

Mit dem Gesetzentwurf sollten die im Bundeswahlrecht vorgenommenen Anderungen in das
Landeswahlrecht Ubertragen werden. Es ist klargestellt worden, dass jede wahlberechtigte
Person ihr Wahlrecht nur einmal und nur personlich austiben darf. Im Zusammenhang mit der
Hochstpersonlichkeit der Wahl sollte zusatzlich die Unzuldssigkeit einer Austibung der Wahl
durch einen Vertreter oder eine Vertreterin anstelle der wahlberechtigten Person normiert
werden. Die Assistenzmoglichkeit sollte ebenso verankert werden wie die Unzuldssigkeit
einer Hilfeleistung, die unter missbrauchlicher Einflussnahme erfolgt, die die selbstbestimmte
Willensbildung oder Entscheidung der wahlberechtigten Person ersetzt oder verdndert oder
bei Bestehen eines Interessenkonfliktes der Hilfsperson.

e 97.Landtagssitzung am 23.09.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5347 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5622

e 104. Landtagssitzung am 09.12.2020: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung
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- Gesetz zum Ersten Staatsvertrag zur Anderung medienrechtlicher Staatsvertrige
(Erster Medienanderungsstaatsvertrag) (GVOBI. Nr. 83 vom 18. Dezember 2020, S. 1383)

Mit dem Gesetzentwurf sollte die nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern notwendige Zustimmung des Landtages herbeigefiihrt werden. Die Anderun-
gen haben maf3geblich darauf abgeZielt, die in ihrem 22. Bericht vom 20. Februar 2020 angefluhrten
Empfehlungen der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten umzuset-
zen. Ausgehend davon wiirde sich der Rundfunkbeitrag ab dem 1. Januar 2021 von derzeit 17,50 Euro
auf 18,36 Euro erhdhen. Ferner sollte die Verteilung der Rundfunkbeitragsmittel auf die in der ARD
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio sowie der
Finanzierungsbeitrag fUr den Europaischen Kanal ARTE neu bestimmt werden. Die Finanzausgleichs-
masse des bestehenden ARD-Finanzausgleiches sollte in zwei Schritten von derzeit 1,6 Prozent des
ARD-Nettoeinkommens auf zunadchst 1,7 Prozent und dann 1,8 Prozent angehoben werden.

e 97.Landtagssitzung am 23.09.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5349 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5531

® 104. Landtagssitzung am 09.12.2020: Unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung, Ablehnung des Anderungsantrages der
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/5643
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- Gesetz zur Anderung des Petitions- und Biirgerbeauftragtengesetzes und zur
Anderung anderer Gesetze (GVOBI. Nr. 23 vom 21. April 2021, S. 370)

Zweck des Gesetzentwurfes war die Anderung des Petitions- und Blrgerbeauftragtengesetzes
sowie die Erweiterung um Regelungen zur Funktion eines Beauftragten fir die Landespolizei
von Mecklenburg-Vorpommern. Weiter sollten redaktionelle Anpassungen im Sicherheits-
und Ordnungsgesetz erfolgen. Im Polizeiorganisationsgesetz sollten die Aufgaben des
Landesbereitschaftspolizeiamtes Mecklenburg-Vorpommern gedndert werden.

® 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5449(neu) an den Innen- und Europaausschuss (f),
Petitionsausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5891

e 114 Landtagssitzung am 10.03.2021: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend
der Beschlussempfehlung

- Gesetz zur Aufrechterhaltung der Handlungsfahigkeit der Kommunen wahrend
der SARS-CoV-2-Pandemie (GVOBI. Nr. 5 vom 29. Januar 2021, S. 66)

Mit dem Gesetzentwurf sollte es in die Entscheidungsfreiheit der Vertretungsorgane
gestellt werden, das Gebot der Sitzungsoffentlichkeit dadurch zu erfillen, ob die Beratung
audiovisuell in einen Raum in der Korperschaft oder Uber allgemein zugdngliche Netze
Ubertragen wird. Dadurch kdnnten unmittelbare Kontakte zwischen Mandatstrdgerinnen
und Mandatstragern und einer unbestimmten Offentlichkeit vermieden werden, ohne dass
die gebotene Teilhabe an der Willensbildung unterbleibt. Um den Gemeinden, Landkreisen,
Amtern und Zweckverbanden eine Aufrechterhaltung der Sitzungen ihrer Gremien unter noch
weitergehender Reduzierung von Kontakten zu ermdglichen, sollte ihnen dariber hinaus
die Befugnis eingerdumt werden, Sitzungen als Videokonferenz durchzufiihren. Ebenfalls
eroffnet werden sollte die Moglichkeit, Einwohnerinnen und Einwohner fiir die Dauer der
Fragestunde Uber die Chat-Funktion des Videokonfernez-Systems zuzuschalten und ihnen
so die Moglichkeit zu bieten, auch unter Pandemiebedingungen ihre Fragen, Vorschldge und
Anregungen direkt an die Gemeindevertretung zu richten. Der Gesetzentwurf hat zudem im
Bereich der kommunalen Haushaltswirtschaft voribergehende Standardabsenkungen und
Verfahrenserleichterungen fur die kommunalen Organe und Verwaltungen vorgesehen, um
deren Handlungsfahigkeit sicherzustellen.
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® 104. Landtagssitzung am 09.12.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5581 an den Innen- und Europaausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5758

e 110. Landtagssitzung am 27.01.2021: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung

- Fiinftes Gesetz zur Anderung des Landes- und Kommunalwahlgesetzes
(GVOBI. Nr. 5 vom 29. Januar 2021, S. 68)

Mit dem Gesetzentwurf ist das Ziel verfolgt worden, das Landes- und Kommunalwahlgesetz
um eine Verordnungsermachtigung zu erganzen, die eine schnelle und umfassende Reaktion
auf die jeweilige Lage ermdglicht und damit der Gewahrleistung einer ordnungsgemafen
Vorbereitung und Durchfiihrung von Wahlen auch im Falle von Naturkatastrophen oder
dhnlichen Ereignissen hoherer Gewalt wie der derzeitigen Corona-Pandemie beigleichzeitigem
(Gesundheits-)Schutz der Bevolkerung bei Beteiligung an der Vorbereitung beziehungsweise
Durchfiihrung von Wahlen dienen kann.

® 104. Landtagssitzung am 09.12.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der Fraktionen
der CDU und SPD auf Drucksache 7/5599 an den Innen- und Europaausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5752

e 110. Landtagssitzung am 27.01.2021: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zum Staatsvertrag zur Neuregulierung des Gliicksspielwesens in
Deutschland (Gliicksspielstaatsvertragsgesetz 2021 - GIiiStVG 2021 M-V)
(GVOBI. Nr. 20 vom 7. April 2021, S. 306)

Mit dem Gesetzentwurf sollte die nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern notwendige Zustimmung des Landtages zu dem Staatsvertrag
herbeigefiihrt werden. Der Gllcksspielstaatsvertrag 2021 sieht hinsichtlich  des
Glucksspielangebotes eine Liberalisierung vor. Wesentliches Ziel der Glucksspielregulierung
bleibt jedoch die Unterbindung unerlaubter Glicksspielangebote, die fur Spielerinnen und
Spieler mit zusatzlichen und nicht Ubersehbaren Gefahren verbunden sind. Daher sollten
gleichzeitig strengere Instrumente flr einen besseren Spielerschutz und eine wirkungsvollere
Suchtbekdmpfung eingefiihrt sowie deren Vollzug gestarkt werden.
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e 110. Landtagssitzung am 27.01.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5726 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5890

e 114, Landtagssitzung am 10.03.2021: Unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes

entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zur Anderung des Zensusausfiihrungsgesetzes 2021
(GVOBI. Nr. 41 vom 21. Juni 2021, S. 969)

Mit dem Gesetzentwurf sollten die landesrechtlich erforderlichen Regelungen fiir die
Verschiebung des Zensus auf den 15. Mai 2022 geschaffen werden.

® 114, Landtagssitzung am 10.03.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5867 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6081

e 121. Landtagssitzung am 05.05.2021: Unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes

entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zum Staatsvertrag liber den Norddeutschen Rundfunk
(NDR-Staatsvertrag) (GVOBI. Nr. 36 vom 2. Juni 2021, S. 796)

Mit dem Gesetzentwurf sollte die nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern notwendige Zustimmung des Landtages zu dem Staatsvertrag
herbeigefiihrt werden. Die Anderungen haben malgeblich darauf abgezielt, die immer
komplexerwerdenden Anforderungen derkonvergenten Medienweltauchim Zusammenhang
mit der Arbeit der Gremien (Verwaltungsrat, Rundfunkrat) regelungstechnisch abzubilden und
diese auch fUr neue Herausforderungen bei den Beratungsformaten und Moglichkeiten der
Beschlussfassung, so zum Beispiel im Zuge der aktuellen Corona-Virus-Pandemie, zu wappnen.
Die Wiederwahimdglichkeit des Intendanten/der Intendantin sollte auf nunmehr hochstens
zwei weitere Amtsperioden begrenzt werden. An die Mitglieder des Verwaltungsrates des NDR
sollen ab seiner ndchsten im Juni 2023 beginnenden neuen Amtsperiode Anforderungen an
die fachlichen Qualifikationen gestellt werden. Der NDR-Staatsvertrag sieht ferner Vorgaben
zur geschlechterparitatischen Besetzung von Rundfunk- und Verwaltungsrat vor.
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e 118. Landtagssitzung am 14.04.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5934 an den Innen- und Europaausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6080

e 121. Landtagssitzung am 05.05.2021: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zur Neufassung des Gliicksspielstaatsvertragsausfiihrungsgesetzes und zur
Anderung des Feiertagsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern
(GVOBI. Nr. 43 vom 28. Juni 2021, 5.1010)

Mit dem Gesetzentwurf sollte das geltende Gllcksspielstaatsvertragsausfliihrungsgesetz
in weiten Teilen gestrafft und insbesondere hinsichtlich der Regelungen zu Spielhallen und
Wettvermittlungsstellen teilweise umstrukturiert und erganzt werden. Als Konsequenz
des Dritten GlUcksspieldnderungsstaatsvertrages und dem darin geregelten Ende der
sogenannten Experimentierphase im Sportwettbereich sollten mit dem Gesetzentwurf die
quantitative Begrenzung der hochstens zuldssigen Wettvermittlungsstellen aufgehoben
und ein qualifiziertes Erlaubnisverfahren installiert werden. Ferner sind Regelungen zur
Auflésung von Konkurrenzsituationen aufgenommen worden, die aus den Vorgaben zur
Einhaltung von Mindestabsténden entstehen koénnen. Es wird von der Maoglichkeit des
Gllcksspielstaatsvertrages 2021 Gebrauch gemacht, eine befristete Bestandsschutzregelung
fur Verbundspielhallen aufzunehmen, die bestimmte qualitative Voraussetzungen erfillen.

e 118. Landtagssitzung am 14.04.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5972 an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6204

® 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung, Ablehnung des Anderungsantrages der
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/6228
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- Zweites Gesetz zur Anderung des Landesrundfunkgesetzes
(GVOBI. Nr. 41 vom 21. Juni 2021, S. 954)

Mit dem Gesetzentwurf sollten die aufgrund des am 7. November 2020 in Kraft getretenen
Medienstaatsvertrag  notwendigen  Folgeanpassungen im  Landesrundfunkgesetz
vorgenommen werden. Diese betreffen neben einer Uberarbeitung von zahlreichen, jetzt
Uberholten Verweisungen in dem nicht mehr in Kraft befindlichen Rundfunkstaatsvertrag
auch Anpassungen an die Begrifflichkeiten, Definitionen und neuen Regelungsinhalte des
Medienstaatsvertrages.

e 121, Landtagssitzung am 05.05.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/6048: Innen- und Europaausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6191

e Beschluss wahrend der 124. Landtagssitzung am 09.06.2021: Unverdnderte Annahme
des Gesetzentwurfes entsprechend der Beschlussempfehlung Ablehnung des
Anderungsantrages auf Drucksache 7/6226

2.1.2  Abgelehnte Gesetzentwiirfe

- Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Zweites Gesetzes zur Anderung des
Landesverfassungsschutzgesetzes
- Drucksache 7/38 -

Zweck des Gesetzentwurfes ist die Einfihrung eines gesetzlichen Anspruchs der Fraktionen,
entsprechend ihrer parlamentarischen Mitgliederzahl - mindestens jedoch durch einen Sitz -
in der Parlamentarischen Kontrollkommission vertreten zu sein.

® 2 Landtagssitzung am 01.11.2016: Uberweisung an den Innen- und Europaausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/95

e 3. landtagssitzung am 07.12.2016: Ablehnung des Gesetzentwurfes entsprechend
Ziffer 2 der Beschlussempfehlung
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2.1.3  Stellungnahmen im Rahmen der Mitberatung von Gesetzentwiirfen

a) an den Finanzausschuss

- Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und CDU
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Kommunalpriifungsgesetzes
- Drucksache 7/413 -

Der Innen- und Europaausschuss hat dem federfihrenden Finanzausschuss im Rahmen seiner
Zustandigkeit mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und CDU, gegen die
Stimmen der Fraktion DIE LINKE und bei Enthaltung seitens der Fraktionen der AfD und BMV
die unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes empfohlen, wobei ein durch die Fraktionen
der SPD und CDU im Finanzausschuss eingebrachter Anderungsantrag Berlcksichtigung
gefunden hat. Der Innen- und Europaausschuss hat in Punkt Il Nr. 1.a) des Anderungsantrages
eine moglicherweise konnexitdtsrelevante Regelung gesehen und den Finanzausschuss
gebeten, diese Regelung dahingehend zu prifen.

e 10. Landtagssitzung am 05.04.2017: Uberweisung an den Finanzausschuss (f)
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Sozialausschuss (m)

e Stellungnahme des Innen- und Europaausschusses vom 30.11.2017

e Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses auf Drucksache 7/1523

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2018/2019
- Drucksache 7/899 -

in Verbindung mit

Gesetzentwurf der Landesregierung

Entwurf eines Haushaltsgesetzes 2018/2019 und eines
Verbundquotenfestlegungsgesetzes 2018/2019

- Drucksache 7/900 -

in Verbindung mit
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Unterrichtung durch die Landesregierung

Mittelfristige Finanzplanung 2017 bis 2022 des Landes Mecklenburg-Vorpommern
einschlieBllich Investitionsplanung

- Drucksache 7/898 -

Der Innen- und Europaausschuss hat den Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2018/2019,
eines Haushaltsgesetzes und eines Verbundquotenfestlegungsgesetzes 2018/2019 sowie die
Mittelfristige Finanzplanung 2017 bis 2022 einschlief3lich Investitionsplanung im Rahmen
seiner Zustandigkeiten in drei Sitzungen am 5. Oktober 2017 sowie am 2. und 9. November
2017 beraten und hierzu, soweit er betroffen ist, folgende Beschlisse gefasst:

I.  Entwurf des Einzelplans 04 - Geschdiftsbereich des Innenministeriums

Der Innen- und Europaausschuss hat mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der
SPD, der CDU und der AfD gegen die Stimme der Fraktion der BMV bei Enthaltung seitens
der Fraktion DIE LINKE die Annahme dieses Einzelplanes mit den folgenden vom Ausschuss
beschlossenen Anderungen und im Ubrigen die unveranderte Annahme empfohlen.

Kapitel 0401 - Ministerium
Titel 684.11 - Zuwendungen an den Naturerlebnispark Mihlenhagen

Der Innen- und Europaausschuss hat dem Finanzausschuss einvernehmlich mit den Stimmen
der SPD, der CDU, der AfD und DIE LINKE bei Enthaltung seitens der BMV die Streichung des
Haushaltsvermerks ,Weggefallen! empfohlen. Des Weiteren hat er sich dafir ausgesprochen,
den Titel fUr die Haushaltsjahre 2018 und 2019 mit jeweils 10,0 TEUR auszustatten.

Titel  684.13(neu) - Zuwendungen fur die Gutshaus Alt Rehse gGmbH

Der Innen- und Europaausschuss hat dem Finanzausschuss einvernehmlich mit den Stimmen der SPD,
der CDU, der AfD und DIE LINKE bei Enthaltung seitens der BMV die Ausbringung eines neuen Titels
684.13 sowie fur die Haushaltsjahre 2018 und 2019 die Ausstattung mit jeweils 40,0 TEUR empfohlen.

Zur Deckung der Erhdhung dieser Haushaltsansatze ist fur die Haushaltsjahre 2018 und 2019
die Absenkung von 550,0 TEUR um 50,0 TEUR auf 500,0 TEUR bei 0401-514.01 vorgeschlagen
worden.
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Titel 685.84 - Forderung von Projekten der Kriminalitdtsvorbeugung

Vom Innen- und Europaausschuss ist dem Finanzausschuss einvernehmlich mit den Stimmen
der SPD, der CDU, der AfD und DIE LINKE bei Enthaltung seitens der BMV vorgeschlagen
worden, der Erlduterung zu Titel 685.64 folgenden Satz anzufligen:

,Dies umfasst ausdrlcklich auch Préaventionsprojekte zur Verhinderung
von Grenzkriminalitat”

Kapitel 0406 - Polizei
Titel 684.01 - Zuschuss an den Verein ,Polizeihistorische Sammlung Neubrandenburg”

Der Innen- und Europaausschuss hat dem Finanzausschuss einvernehmlich mit den Stimmen
der SPD, der CDU, der AfD und DIE LINKE bei Enthaltung seitens der BMV empfohlen, den
Haushaltsvermerk ,Weggefallen zu streichen. Zudem sollten fur die Haushaltsjahre 2018
und 2019 jeweils 15,0 TEUR in Ansatz gebracht werden. Dartber hinaus sollte dieser Titel mit
folgender Erlduterung versehen werden:

,ZuTitel 684.01

Veranschlagt fir die Forderung des Projektes Polizeihistorische Sammlung
Neubrandenburg’ gemal § 23/44 LHO.

Begriindung des Mehrbedarfs:

Mehr insbesondere wegen notwendiger Anmietung von Rdumlichkeiten zur
Unterbringung von Traditionsfahrzeugen

Zur Deckung ist empfohlen worden, bei 0406-511.01 den Haushaltsansatz im Haushaltsjahr
2018 von 2.000,0 TEUR um 15,0 TEUR auf 1.985,0 TEUR und im Haushaltsjahr 2019 von 2.100,0
TEUR um 15,0 TEUR auf 2.085,0 TEUR abzusenken.

Il.  Entwurf des Einzelplans 11 - Allgemeine Finanzverwaltung

Der Innen- und Europaausschuss hat einvernehmlich mit den Stimmen der Fraktionen der
SPD, der CDU und der AfD bei Enthaltung seitens der Fraktionen DIE LINKE und der BMV die
unveranderte Annahme dieses Einzelplanes beschlossen, soweit die Zustandigkeit des Innen-
und Europaausschusses betroffen ist.
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Ill.  Entwurf des Einzelplans 12 - HochbaumalBnahmen des Landes

Vom Innen- und Europaausschuss ist einvernehmlich mit den Stimmen der Fraktionen der
SPD, der CDU und der AfD bei Enthaltung seitens der Fraktionen DIE LINKE und der BMV die
unveranderte Annahme dieses Einzelplanes beschlossen worden, soweit die Zustédndigkeit
des Innen- und Europaausschusses betroffen ist.

IV.  Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2018/2019 (Drucksache 7/899)

Der Innen- und Europaausschuss hat einvernehmlich mit den Stimmen der Fraktionen der
SPD, der CDU und der AfD bei Enthaltung seitens der Fraktionen DIE LINKE und der BMV die
unveranderte Annahme des Haushaltsbegleitgesetzes beschlossen, soweit seine Zustandigkeit
betroffen ist.

V. Entwurfeines Haushaltsgesetzes 2018/2019undeines Verbundquotenfestlegungsgesetzes
2018/2019 (Drucksache 7/900)

Der Innen- und Europaausschuss hat einvernehmlich mit den Stimmen der Fraktionen der
SPD, der CDU und der AfD bei Enthaltung seitens der Fraktionen DIE LINKE und der BMV die
unveranderte Annahme des Haushaltsgesetzes und des Verbundquotenfestlegungsgesetzes
vorgeschlagen, soweit seine Zustandigkeit gegeben ist.

VI. Mittelfristige Finanzplanung 2017 bis 2022 des Landes Mecklenburg-Vorpommern
einschlieBlich Investitionsplanung

Der Innen- und Europaausschuss hat die Unterrichtung zur Kenntnis genommen.

® 19, Landtagssitzung am 27.09.2017: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss,
Bildungsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Stellungnahme des Innen- und Europaausschusses vom 09.11.2017

e Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses zum Einzelplan 04
auf Drucksache 7/1304
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- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2020/2021
- Drucksache 7/3899 -

in Verbindung mit

Gesetzentwurf der Landesregierung

Entwurf eines Gesetzes liber die Feststellung des Haushaltsplans des Landes
Mecklenburg-Vorpommern fiir die Haushaltsjahre 2020/2021
(Haushaltsgesetz 2020/2021)

- Drucksache 7/3900(neu) -

in Verbindung mit

Unterrichtung durch die Landesregierung

Mittelfristige Finanzplanung 2019 bis 2024 des Landes Mecklenburg-Vorpommern
einschlieBlich Investitionsplanung

- Drucksache 7/3898 -

Der Innen-und Europaausschuss hat den Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2020/2021, eines
Gesetzes Uber die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Mecklenburg-Vorpommern fir die
Haushaltsjahre 2020/2021 (Haushaltsgesetz 2020/2021) sowie die Mittelfristige Finanzplanung
2019 bis 2024 einschlielflich Investitionsplanung im Rahmen seiner Zustandigkeiten in vier
Sitzungen am 12. September 2019, am 19. September 2019 sowie am 26. September 2019 und am
24. Oktober 2019 beraten und hierzu, soweit er betroffen ist, folgende Beschliisse gefasst:

I. Entwurf des Einzelplanes 03 — Geschdiftsbereich der Ministerprdsidentin — Staatskanzlei —

Der Innen- und Europaausschuss hat mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD,
der CDU gegen die Stimme der Fraktion DIE LINKE, bei Enthaltung seitens der Fraktion der AfD
die unverdnderte Annahme empfohlen.

Il.  Entwurf des Einzelplanes 04 — Geschdftsbereich des Ministeriums fiir Inneres und Europa

Vom Innen- und Europaausschuss ist mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD
und der CDU gegen die Stimmen der Fraktion der AfD, bei Enthaltung seitens der Fraktion DIE
LINKE die Annahme dieses Einzelplanes mit den folgenden vom Ausschuss beschlossenen
Anderungen und im Ubrigen die unverdnderte Annahme beschlossen worden.
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Kapitel 0401 — Ministerium
Titel 531.02 — Offentlichkeitsarbeit des Innenministeriums

Der Innen- und Europaausschuss hat dem Finanzausschuss einvernehmlich mit den Stimmen
der SPD, der CDU und DIE LINKE, bei Enthaltung seitens der Fraktion der AfD beschlossen, den
Haushaltsansatz fur das Jahr 2020 von 168,9 TEUR um 25,0 TEUR auf 193,9 TEUR sowie fUr das
Jahr 2021 von 68,9 TEUR um 25,0 TEUR auf 93,9 TEUR zu erhdhen sowie in der Erlduterung in
Punkt 7 ,Dankesveranstaltung fir die Ehrenamtler in der Feuerwehr M-V* den Haushaltsansatz
fur das Jahr 2020 mit 125,0 TEUR und fur das Jahr 2021 mit 25,0 TEUR anzugeben.

ZurDeckungdieserErhdhungistvorgeschlagenworden, Titel 0407-533.08 fUr die Haushaltsjahre
2020 und 2021 jeweils von 1.096,2 TEUR um 25,0 TEUR auf 1.071,2 TEUR zu senken.

Titel 883.98(neu) — Unterbringung und Ausrlstung eines Rettungsbootes am Kummerower See

Der Innen- und Europaausschuss hat dem Finanzausschuss einstimmig die Ausbringung eines
neuen Titels 883.98 mit dem Haushaltsvermerk ,AusschlieBliche Zuwendungen (8§ 23/44
LHO)" sowie die Veranschlagung von 25,0 TEUR fir 2020 empfohlen. Darlber hinaus sollte
dieser Titel mit der folgenden Erlduterung versehen werden:

,Zu Titel 883.98(neu)

Neu eingerichtet, um die Unterbringung und Ausristung des Rettungsbootes am
Kummerower See (Standort Neukalen) sicherzustellen

Es wird empfohlen, zur Deckung in Kapitel 0405 Titel 812.01 den Haushaltsansatz fir
das Haushaltsjahr 2020 von 675,0 TEUR um 25,0 TEUR auf 650,0 TEUR zu senken.™

Kapitel 0405 — Brand- und Katastrophenschutz
Titel 686.06(neu) — Zuwendungen fur Projekte an den Landesfeuerwehrverband e. V.

Der Innen- und Europaausschuss hat dem Finanzausschuss einvernehmlich mit den Stimmen
der SPD, der CDU und DIE LINKE bei Enthaltung seitens der Fraktion der AfD empfohlen, einen
neuen Titel 686.06 mit dem Haushaltsvermerk,AusschlieSliche Zuwendungen (§§23/44 LHO)"
sowie mit einem Haushaltsansatz fiir die Haushaltsjahre 2020 und 2021 von jeweils 75,0 TEUR
einzurichten.
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Dartber hinaus soll dieser Titel mit folgender Erlduterung versehen werden:
,Zu Titel 686.06(neu)

,Zuwendungen fur MaBnahmen und Projekte des Landesfeuerwehrverbandes
e. V.gemaR der Richtlinie zur Forderung des Brandschutzwesens (Brandschutz-
Forderrichtlinie-BrSchFORL M-V) "

Zur Deckung ist empfohlen worden, nachstehende Ansatzminderungen vorzunehmen:

- in Kapitel 0407 bei Titel 533.08 den Haushaltsansatz fir das Haushaltsjahr 2020 und das
Haushaltsjahr 2021 jeweils von 1.096,2 TEUR um 8,3 TEUR auf 1.087,9 TEUR,

- in Kapitel 0407 bei Titel 533.14 fur das Haushaltsjahr 2020 von 1.624,0 TEUR um 33,3 TEUR
auf 1.590,7 TEUR und fir das Haushaltsjahr 2021 von 1.124,0 TEUR um 33,3 TEUR auf 1.090,7
TEUR. Zudem ist bei Punkt 2 der Erlduterungen. Leistungsentgelte fiir die Aufbereitung
von Statistiken” der Ansatz 2020 mit 872,2 TEUR und fir 2021 mit 412,2 TEUR anzugeben.

- in Kapitel 0407 bei Titel 812.12 fur das Haushaltsjahr 2020 von 1.001,2 TEUR um 33,4 TEUR
auf 967,8 TEUR und fir das Haushaltsjahr 2021 den Haushaltsansatz von 991,2 TEUR um
33,4 TEUR auf 957,8 TEUR abzusenken. Des Weiteren sollte in der Erlduterung bei Punkt 1
,Ersatzbeschaffungen davon flr zentrale Verfahren, Ersatz Ausbildungstechnik, Lizenzen”
der Ansatz fur 2020 mit 1758 TEUR und fir 2021 mit 125,8 TEUR angegeben werden.

Kapitel 0406 - Polizei
Titel 684.01 - Zuschuss an den Verein ,Polizeihistorische Sammlung Neubrandenburg”

Der Innen- und Europaausschuss hat dem Finanzausschuss einstimmig vorgeschlagen, den
Haushaltsvermerk, Weggefallen! zu streichen und fur die Haushaltsjahre 2020 und 2021 jeweils
20,0 TEUR in Ansatz zu bringen. Darlber hinaus soll dieser Titel mit folgender Erlduterung
versehen werden:

,ZuTitel 684.01

Veranschlagt fur die Férderung des Projektes,Polizeihistorische Sammlung

Neubrandenburg’ gemal? § 23/44 LHO. Projektfinanzierung im Bereich Forschung,
Sammlung von Artefakten und deren Darstellung in geeigneten Raumen.’

Es ist empfohlen worden, zur Deckung den Titel 0406-514.01 fUr die Haushaltsjahre 2020 und
2021 jeweils von 5.300,0 TEUR um 20,0 TEUR auf 5.280,0 TEUR abzusenken.
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Kapitel 0411 - Fachhochschule fir 6ffentliche Verwaltung, Polizei und Rechtspflege
Titel 428.01 — Stellen fur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

Vom Innen-und Europaausschuss ist dem Finanzausschuss der einstimmige Wunsch mitgeteilt
worden, im Haushaltsvermerk bei EntgGr. E 14 fir das Haushaltsjahr 2020 unter Nr. 2. die
Angabe,31.12.2023" durch die Angabe,31.12.2027" zu ersetzen.

Der Innen- und Europaausschuss hat dem Finanzausschuss einstimmig empfohlen, folgender
EntschlieBung zuzustimmen:

,Der Landtag bekréftigt die im Jahr 2015 vom Innenausschuss und Finanzausschuss
gefasste EntschlieBung, wonach die Ausstellung ,Polizeihistorische Sammlung
Neubrandenburg” als wertvoller Beitrag zur politischen Bildung erachtet wird, um
die Rolle der Polizei in Staat und Gesellschaft zu thematisieren. Die Darstellung der
Aufgaben und Tatigkeitsbereiche der Polizei in verschiedenen Gesellschaftsformen
ermdglicht eine Auseinandersetzung mit den jeweiligen zeitgeschichtlichen
Epochen von der ersten Landespolizei im Herzogtum Mecklenburg-Strelitz Ende
des 18. Jahrhunderts, der Weimarer Republik, der Zeit des Nationalsozialismus, der
Deutschen Volkspolizei der DDR bis hin zur heutigen Zeit.

Die Landesregierung wurde seinerzeit aufgefordert, gemeinsam mit dem die
Ausstellung tragenden Verein eine Konzeption zur Weiterentwicklung der Ausstellung
zu erarbeiten, welche die zukinftige inhaltliche Ausgestaltung sowie entsprechende
Présentationsformen umfasst und auch dem Aspekt angemessener Raumlichkeiten
Rechnung trdgt. Der Llandtag erwartet, dass diese Konzeptionserarbeitung
weiterhin  konsequent fortgeflhrt und rechtzeitig vor Beginn des nachsten
Haushaltsaufstellungsverfahrens zum Abschluss gebracht wird.

Die Landesregierung wird aufgefordert, den Innen- und Europaausschuss tber die
diesbezilglichen Ergebnisse zu unterrichten und diesen bis zum 30. September
2020 Uber den bis dahin erreichten Sachstand in Kenntnis zu setzen.”

Il Entwurf des Einzelplanes 11 - Allgemeine Finanzverwaltung

Der Innen- und Europaausschuss hat mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD
und der CDU, gegen die Stimme der Fraktion DIE LINKE, bei Enthaltung seitens der Fraktion der
AfD die unverdnderte Annahme dieses Einzelplanes empfohlen, soweit die Zusténdigkeit des
Innen- und Europaausschusses betroffen ist.
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IV.  Entwurf des Einzelplanes 12 - HochbaumalSnahmen des Landes

Der Innen- und Europaausschuss hat einvernehmlich mit den Stimmen der Fraktionen
der SPD und der CDU, bei Enthaltung seitens der Fraktionen der AfD und DIE LINKE die
unverdnderte Annahme dieses Einzelplanes empfohlen, soweit die Zustandigkeit des Innen-
und Europaausschusses betroffen ist.

V. Entwurfeines Haushaltsbegleitgesetzes 2020/2021 - Drucksache 7/3899

Der Innen- und Europaausschuss hat einvernehmlich mit den Stimmen der Fraktionen der
SPD und CDU, bei Enthaltung seitens der Fraktionen der AfD und DIE LINKE die unveranderte
Annahme des Haushaltsbegleitgesetzes empfohlen, soweit seine Zustandigkeit betroffen ist.

VI. Entwurfeines Gesetzes (iber die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Mecklenburg-
Vorpommern fiir die Haushaltsjahre 2020/2021 (Haushaltsgesetz 2020/2021) -
Drucksache 7/3900(neu)

Vom Innen-und Europaausschussist mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und
CDU gegen die Stimme der Fraktion DIE LINKE und bei Enthaltung seitens der Fraktion der AfD
die unveranderte Annahme des Gesetzes Uber die Feststellung des Haushaltsplans des Landes
Mecklenburg-Vorpommern fur die Haushaltsjahre 2020/2021 (Haushaltsgesetz 2020/2021)
beschlossen worden, soweit seine Zustandigkeit gegeben ist.

VI. Mittelfristige Finanzplanung 2019 bis 2024 des Landes Mecklenburg-Vorpommern
einschlieBlich Investitionsplanung — Drucksache 7/3898

Der Innen- und Europaausschuss hat die Unterrichtung zur Kenntnis genommen.

e 70. Landtagssitzung am 04.09.2019: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss,
Agrarausschuss, Bildungsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Stellungnahme des Innen- und Europaausschusses vom 24.10.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4399

e Beschlussempfehlung und Bericht zum Einzelplan 04 auf Drucksache 7/4404
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b) an den Wirtschaftsausschuss

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung vergaberechtlicher Vorschriften
- Drucksache 7/1931 -

in Verbindung mit

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE

Entwurf eines Gesetzes liber die Sicherung von Tariftreue und
Mindestarbeitsbedingungen sowie fairen Wettbewerb bei der Vergabe o6ffentlicher
Auftrége (Tariftreue- und Vergabegesetz Mecklenburg-Vorpommern - TVgG M-V)

- Drucksache 7/1992 -

Der Innen- und Europaausschuss hat die Gesetzentwdrfe in seiner 39. Sitzung am 14. Juni
2018 beraten und mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und CDU, gegen die
Stimmen der Fraktion DIE LINKE und bei Enthaltung seitens der Fraktionen der AfD und BMV
die Ablehnung des Gesetzentwurfes der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/1992 empfohlen.

Des Weiteren ist vom Ausschuss mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD
und CDU, gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, der AfD und BMV die unveranderte
Annahme des Gesetzentwurfes der Landesregierung auf Drucksache 7/1931 beschlossen
worden, soweit die Zustandigkeit des Innen- und Europaausschusses betroffen ist.

e 34 Landtagssitzung am 25.04.2018: Uberweisung an den Wirtschaftsausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss (m)

e Stellungnahme des Innen- und Europaausschusses vom 14.06.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht des Wirtschaftsausschusses auf Drucksache 7/2284
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¢) an den Energieausschuss

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU
in das StraBen- und Wegegesetz und andere Gesetze
- Drucksache 7/137 -

Der Innen- und Europaausschuss hat den o. g. Gesetzentwurf in seiner 8. Sitzung am 23. Mérz
2017 beraten und einstimmig empfohlen, den Gesetzentwurf mit der folgenden Mal3gabe

und im Ubrigen unverandert anzunehmen:

"l Artikel 4 wird wie folgt neu gefasst:
Artikel 4

Die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBI. M-V S. 344; 2016 S. 28), die zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 2015 (GVOBI. M-V S. 590, 597)
geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. InderInhaltstbersicht wird die Angabe zu § 70 wie folgt gefasst:
,§ 70 Beteiligung der Nachbarn und der Offentlichkeit.

2. Dem §62 Absatz 1 wird folgender Satz angeflgt:
Satz 1 gilt nicht fur die Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung

1. eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen dienende
Nutzungseinheiten mit einer GroRe von insgesamt mehr als 5000 m?
Brutto-Grundflache geschaffen werden,

2. baulicher Anlagen, die offentlich zugénglich sind, wenn dadurch die
gleichzeitige Nutzung durch mehrals 100 zusatzliche Besucher ermdglicht
wird,

die innerhalb eines angemessenen Sicherheitsabstands eines Betriebsbereichs
im Sinne des § 3 Absatz 5¢ des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I S. 1274), das durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 30. November 2016 (BGBI. | S. 2749) gedndert
worden ist, liegen; es sei denn, die Immissionsschutzbehdrde hat bestatigt,
dass sich das Vorhaben auflerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands des
Betriebsbereichs befindet!
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3. §70 wird wie folgt gedndert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

§ 70 Beteiligung der Nachbam und der Offentlichkeit!

b) Folgender Absatz 5 wird angeflgt:

,(5) Bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsénderung

1. eines Gebaudes oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen
dienende Nutzungseinheiten mit einer Gré3e von insgesamt mehr als
5.000 m? Brutto-Grundflidche geschaffen werden,

2. baulicher Anlagen, die offentlich zuganglich sind, wenn dadurch
die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusdtzliche Besucher
ermdglicht wird,

3. baulicher Anlagen, die nach Durchfihrung des Bauvorhabens
Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 9 Buchstabe ¢ und
Nummern 10 bis 13 sowie 15 und 16 sind,

ist eine Offentlichkeitsbeteiligung entsprechend § 18 Absitze 2,
4 und 5 der Storfall-Verordnung — 12. BImSchV in der Fassung der
Bekanntmachung vom 8. Juni 2005 (BGBI. I S. 1598), die durch Artikel 1
der Verordnung vom 9. Januar 2017 (BGBI. I S. 47) gedndert worden ist,
durchzufihren, wenn das oder die Gebdude oder baulichen Anlagen
innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands nach § 3 Absatz
5c des Bundes-Immissionsschutzgesetzes liegen; es sei denn, die
Immissionsschutzbehdrde hat bestéatigt, dass sich das Vorhaben auf3erhalb
des angemessenen Sicherheitsabstands des Betriebsbereichs befindet!

4. §77 wird wie folgt gedndert:
a) InAbsatz 1 wird folgender Satz angeflgt:
JIn Absatz 3 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefiigt:

Sie fuhrt bei den in Absatz 1 Satz 5 genannten Anlagen die
Offentlichkeitsbeteiligung durch!

b) In Absatz 3 werden die bisherigen Satze 2 und 3 die Satze 3 und 4.
Il.  Der bisherige Artikel 4 Inkrafttreten’ wird Artikel 5
® 6. Landtagssitzung am 25.01.2017: Uberweisung an den Energieausschuss (f),

Innen- und Europaausschuss, Finanzausschuss, Agrarausschuss (m)
e Stellungnahme des Innen- und Europaausschusses vom 23.03.2017

® Beschlussempfehlung und Bericht des Energieausschusses auf Drucksache 7/570
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d) an den Sozialausschuss

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Landesausfiihrungsgesetzes SGB XII
und anderer Gesetze
- Drucksache 7/1122 -

Der Innen- und Europaausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 28. Sitzung am 7. Dezember 2017 und
abschlieend in seiner 29, Sitzung am 11. Januar 2018 beraten und dem federflihrenden Sozialausschuss
mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU, der AfD und der BMV gegen die Stimmen
der Fraktion DIE LINKE dessen unverdanderte Annahme empfohlen, soweit die Zusténdigkeit des Innen-
und Europaausschusses betroffen ist. Im weiteren Verfahren sollten hinsichtlich der Konnexitdt die
Ergebnisse der Evaluation in enger Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbanden aufgearbeitet
und bewertet werden. Der Innen- und Europaausschuss ist Uber die Ergebnisse zu informieren.

e 21. Landtagssitzung am 18.10.2017: Uberweisung an den Sozialausschuss (f), Innen-
und Europaausschuss, Finanzausschuss (m)

e Stellungnahme des Innen- und Europaausschusses vom 11.01.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht des Sozialausschusses auf Drucksache 7/1635

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes
- Drucksache 7/3695 -

Der Innen- und Europaausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 74. Sitzung am 28. November 2019
abschlie3end beraten und mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der CDU, gegen
die Stimmen der Fraktion DIE LINKE und bei Nichtbeteiligung der Fraktion der AfD die unverdnderte
Annahme des Gesetzentwurfes empfohlen, soweit die Zustandigkeit des Innen-und Europaausschusses
betroffen ist, und darber hinaus bei gleichem Stimmverhalten folgender EntschlieSung zugestimmt:
,Die  Landesregierung wird gebeten, die Konnexitdtsverhandlungen mit
den Kommunalen Landesverbdnden so schnell wie moglich abzuschlieen

und anschlieBend dem Landtag gegebenenfalls einen Vorschlag fir eine
Gesetzesanderung unverziglich vorzulegen”

e 67. Landtagssitzung am 19.06.2019: Uberweisung an den Sozialausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Finanzausschuss (m)

e Stellungnahme des Innen- und Europaausschusses vom 28.11.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht des Sozialausschusses auf Drucksache 7/4462
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2.2 Subsidiaritatsfrithwarnsystem

Nach dem LissabonerVertrag haben die nationalen Parlamente —in der Bundesrepublik der Deut-
sche Bundestag und der Bundesrat — die Maglichkeit, Subsidiaritatsbedenken zu europaischen
Rechtssetzungsvorhaben geltend zu machen. Ebenfalls aufgrund des Lissaboner Vertrages sind
die nationalen Parlamente gehalten, die regionalen Parlamente mit Gesetzgebungsbefugnis-
sen zu beteiligen. Das betrifft in Deutschland den Bundesrat, in dem die Regionen der Lander
vertreten sind. Vor diesem Hintergrund werden in Mecklenburg-Vorpommern aufgrund einer
informellen Vereinbarung zwischen dem Ministerium fUr Inneres und Europa und dem Innen-
und Europaausschuss samtliche europdischen Legislativvorschldage (sogenannte Subsidiaritats-
frihwarndokumente) dem Innen- und Europaausschuss zugeleitet. Im weiteren Verlauf teilt das
Ministerium fir Inneres und Europa dem Innen- und Europaausschuss gegebenenfalls ergan-
zende Informationen mit, wie zum Beispiel die Frist zur Stellungnahme und die dazu abgegebe-
nen Empfehlungen der Fachausschisse des Bundesrates (sog. Bundesrat-Strichdrucksachen).
Damit wird dem Landtag die Moglichkeit erdffnet, jedes EU-Gesetzgebungsverfahren auf Aus-
schussebene zu beraten und Uber den Landtag Stellung zu beziehen. Die Frist zur Stellung-
nahme betrdgt fir die nationalen Parlamente grundsatzlich acht Wochen nach Zuleitung aller
Sprachfassungen des Entwurfs eines Gesetzgebungsaktes an die nationalen Parlamente der
Mitgliedsstaaten und den Kammern der nationalen Parlamente durch die Kommission. Uber
den Fristbeginn unterrichtet die Kommission den Bundesrat. In Mecklenburg-Vorpommern
wird der Innen- und Europaausschuss Uber das Ministerium flr Inneres und Europa unterrichtet.

Der Innen- und Europaausschuss erstellt zu jedem europdischen Legislativvorschlag ein Deckblatt,
in welchem neben den wesentlichen Fristen auch der Inhalt des Vorschlages kurz zusammengefasst
wird. Zusdtzlich werden die dazu gegebenenfalls ergangenen Beschlisse aufgenommen. Sofern
entsprechende Beschlisse nach Verteilung der Deckblatter im Innen- und Europaausschuss sowie in
denentsprechenden Fachausschissen ergangen sind, werden die Deckblétterin aktualisierter Fassung
erneut herausgegeben. Die so aufbereiteten 343 Deckbldtter — und damit die zugrundeliegenden
EU-Gesetzgebungsvorhaben — wurden alle im Innen- und Europaausschuss verteilt und je nach
Zustandigkeit an die Fachausschisse, davon insgesamt (Stand 7. Oktober 2021):

- 88anden Rechtsausschuss, - 14 an den Bildungsausschuss,
- 122 an den Finanzausschuss, - 80anden Energieausschuss,
- 180 an den Wirtschaftsausschuss, - 43 an den Sozialausschuss.

- 67 anden Agrarausschuss,
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23 Beratung von Antragen

2.3.1 Federfiihrend liberwiesene Antrdge

Die folgenden Antrége hat der Landtag dem Innen- und Europaausschuss zur federfihrenden

Beratung Uberwiesen.

- Antrag der Volksinitiative
gema Artikel 59 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
+~FAIRE STRASSE - Volksinitiative gegen Strallenausbaubeitrage
in Mecklenburg-Vorpommern”
- Drucksache 7/2800 -

e 50. Landtagssitzung am 22.11.2018: Uberweisung an den Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/3080

e 55 Landtagssitzung am 23.01.2019: Annahme des Anliegens der Volksinitiative auf
Abschaffung der Stralenausbaubeitrdge in Mecklenburg-Vorpommern entsprechend
Ziffer 1 der Beschlussempfehlung, Annahme einer EntschlieSung entsprechend der
Ziffer I Nummern 1 bis 6 der Beschlussempfehlung, Ablehnung der Ziffern 1 und 2 des
Anderungsantrages der Fraktion Freie Wahler/BMV auf Drucksache 7/3100

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Risiken durch Kampfmittelbelastung im Meer verringern
- Drucksache 7/3707 -

e 67. Landtagssitzung am 19.06.2019: Uberweisung den Innen- und Europaausschuss (f),
Agrarausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6082(neu)

e 122 lLandtagssitzung am 06.05.2021: Annahme des Antrages in der Fassung der
Beschlussempfehlung
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23.2 Stellungnahme im Rahmen der Mitberatung eines Antrages
an den Finanzausschuss

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Sozialverbande besser priifen und unterstiitzen
- Drucksache 7/77 -

Der Innen- und Europaausschuss hat den Antrag in seiner 10. Sitzung am 4. Mai 2017 beraten
und mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und CDU gegen die Stimmen der
Fraktion DIE LINKE bei Enthaltung der Fraktion der AfD dessen Ablehnung empfohlen.

® 4 |andtagssitzung am 08.12.2016: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Sozialausschuss (m)
e Stellungnahme des Innen- und Europaausschusses vom 04.05.2017

e Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses auf Drucksache 7/734

24 Weitere Aktivitaten des Innen- und Europaausschusses
24.1 Wahrnehmung des Selbstbefassungsrechtes

Artikel 33 Absatz Satz 2 der Landesverfassung Mecklenburg-Vorpommern besagt, dass sich
die Ausschisse unabhadngig von Auftrdgen mit Angelegenheiten aus ihrem Aufgabengebiet
befassen konnen. Dieses Verfahren nennt man Selbstbefassungsrecht, was auch in der
7. Legislaturperiode umfassend vom Innen- und Europaausschuss ausgelbt wurde.
Herauszuheben sind dabei die folgenden Themen, zu denen der Innen- und Europaausschuss
mit Sachverstandigen bzw. Experten in nichtoffentlicher Sitzung beraten oder eine offentliche
Anhorung durchgefihrt hat.
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a) Nichtoffentliche Anhérungen

7. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 2. Marz 2017
Anhorung des Botschafters der Republik Malta
Schwerpunkte des EU-Ratsvorsitzes von Malta

11. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 11. Mai 2017
Expertengesprach mit den kommunalen Landesverbdnden und
Prof. Dr. Thomas Lenk zum Themenkomplex

Gutachten zur Uberpriifung des Kommunalen Finanzausgleichs
in Mecklenburg-Vorpommern

13. Sitzung des Innen- und Europaausschusses
Expertengesprach zum Themenkomplex
Erhebung von Straenausbaubeitragen (§ 8 Absatz 1 Satz 1 KAG M-V)

15. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 6. Juli 2017
Anhorung des Botschafters der Republik Estland
Schwerpunkte des EU-Ratsvorsitzes von Estland

35. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 8. Mdrz 2018
Anhorung des Botschafters der Republik Bulgarien
Schwerpunkte des EU-Ratsvorsitzes von Bulgarien

39. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 6. September 2018
Anhérung des Botschafters der Republik Osterreich
Schwerpunkte des EU-Ratsvorsitzes von Osterreich

71. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 24. Oktober 2019
Anhorung der Botschafterin der Republik Finnland
Schwerpunkte des EU-Ratsvorsitzes von Finnland

80. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 27. Februar 2020
Vorstellung des Enterprise Europe Network M-V (EEN)
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b) Beratungen des Innen- und Europaausschusses zu Angelegenheiten aus
seinem Aufgabenbereich

- 2.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 24. November 2016
Unterrichtung durch das Ministerium fir Inneres und Europa
Schwerpunkte der Arbeit fiir die 7. Wahlperiode

- 3.Sitzung des Innen- und Europaausschuss am 1. Dezember 2016
Unterrichtung durch das Ministerium fUr Inneres und Europa
Aktuelle europapolitische Themen

- 5.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 19. Januar 2017
Unterrichtung durch das Ministerium fir Inneres und Europa
e EU-Subsidiaritats-Frihwarnsystem
o Aktuelle europapolitische Themen

- 6.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 23. Februar 2017
Bericht der Landesregierung Uber den Abschluss des Verfahrens
e ,Korruptionsverdacht beim Landeskriminalamt”
o Aktuelle europapolitische Themen

- 8.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 23. Marz 2017
Unterrichtung durch das Ministerium fir Inneres und Europa
Aktuelle europapolitische Themen

- 10.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 4. Mai 2017
Unterrichtung durch das Ministerium fUr Inneres und Europa
Aktuelle europapolitische Themen

- 15.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 6. Juli 2017
Unterrichtung durch das Ministerium fUr Inneres und Europa
e SOG-Novelle
o Aktuelle europapolitische Themen
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16. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 3. August 2017
Unterrichtung durch das Ministerium fir Inneres und Europa
Antiterroreinsatz in Giistrow

17. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 14. September 2017

Unterrichtung durch das Ministerium fir Inneres und Europa

e Bericht der Landesregierung zu den Entscheidungsgriinden des Landgerichtes
Rostock im Zusammenhang mit dem Antiterroreinsatz am 26. Juli 2017 in
Gustrow

e Bericht der Landesregierung zum Sachstand der Antiterroreinsatze der
Bundesanwaltschaft am 28. August 2017 in Rostock und im Landkreis
Ludwigslust-Parchim

e Aktuelle europapolitische Themen

19. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 5. Oktober 2017
Unterrichtung des Ministeriums fUr Inneres und Europa

Aktueller Sachstand der BREXIT-Folgeabschatzung fiir die Lander und
insbesondere fiir MV

20. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 12. Oktober 2017
Beratung mit der Vorsitzenden des Européischen Integrationszentrums (EIZ) Rostock e. V.
e Vorstellung des EIZ und dessen Aufgaben
Unterrichtung durch das Ministerium flr Inneres und Europa
o Aktuelle europapolitische Themen

23. Sitzung des Innen- und Europaausschuss am 9. November 2017

e ,Prepper”-Strukturen und deren Verbindungen zur Bundeswehr sowie
dem Reservistenverband Mecklenburg-Vorpommern
Unterrichtung durch das Ministerium fUr Inneres und Europa

e Einsetzung der Arbeitsgruppe,Prepper”- Szene

25. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 23. November 2017
Unterrichtung durch das Ministerium flr Inneres und Europa
Aktuelle europapolitische Themen
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- 29.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 11. Januar 2018
Unterrichtung durch das Ministerium fUr Inneres und Europa
Aktuelle europapolitische Themen

- 36.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 12. April 2018
Beratung mit dem Ministerium fUr Inneres und Europa sowie
mit den vom Ministerium ernannten Koordinatoren zum Themenkomplex
Stand der Umsetzung des Gesetzes zur Umsetzung eines Leitbildes
»~Gemeine der Zukunft” (Gemeinde-Leitbildgesetz)

- 40. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 21. September 2019
Unterrichtung durch das Ministerium fUr Inneres und Europa
Aktuelle europapolitische Themen

- 46.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 15. November 2018
Unterrichtung durch das Ministerium fir Inneres und Europa
Aktuelle europapolitische Themen

- 49, Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 6. Dezember 2018
Unterrichtung durch das Ministerium fUr Inneres und Europa
Aktuelle europapolitische Themen

- 50. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 10. Januar 2019
Unterrichtung des Ministeriums fUr Inneres und Europa zum Themenkomplex
Im Rahmen von Ermittlungen zu einem ,Prepper”-
Netzwerk sichergestellte Namensliste

- 52.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 28. Februar 2019
Beratung mit den kommunalen Landesverbanden zum Themenkomplex
Resolution des Stadte- und Gemeindetages vom 6. Dezember 2018:
Hohere Biirgermeisteraufwandsentschadigungen zulassen

- 61.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 27. Mai 2019
Unterrichtung durch das Ministerium fUr Inneres und Europa
Aktueller Sachstand des Festivals Fusion
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70. Sitzung des Innen- und Europaausschuss am 26. September 2019
Unterrichtung durch das Ministerium fir Inneres und Europa und das Justizministerium
Vorldufige Analyse der beschlagnahmten Munition des SEK

75. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 5. Dezember 2019

Unterrichtung durch das Ministerium fir Inneres und Europa

e Aktuelle europapolitische Themen

e Beratung mit den Mitgliedern der Unabhdangigen Kommission zur
Untersuchung der Spezialeinheiten des Landeskriminalamt M-V

80. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 27. Februar 2020
Unterrichtung durch das Ministerium fUr Inneres und Europa
Aktuelle europapolitische Themen

87. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 13. August 2020

Unterrichtung durch das Ministerium fir Inneres und Europa

e Abschlussempfehlungen der Arbeitsgruppe des Staatssekretars
»~Umsetzung der Empfehlungen der Expertenkommission”

e Zuriickhaltung von Informationen des Verfassungsschutzes z
um Verein ,Uniter”

e Aktuelle europapolitische Themen / Darstellung zur Bewiltigung der
Corona-Pandemie in den verschiedenen Staaten der EU

93. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 22. Oktober 2020
Unterrichtung durch das Ministerium fir Inneres und Europa
Aktuelle europapolitische Themen

98. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 1. Dezember 2020
Unterrichtung durch das Ministerium flr Inneres und Europa

e zu den aktuellen Vorwiirfen im Verfassungsschutz

e zu den Vorwiirfen im Amri-Skandal

e zu der angeblich verschwundenen Waffe

110. Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 29. April 2021
Beratung der Berichte der Kommission zur Beleuchtung der Prepper Szene
in Mecklenburg-Vorpommern
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24.2 Informationsbesuche und Unterrichtungsfahrten

7. bis 9. Juni 2017
Unterrichtungsfahrt des Innen- und Europaausschusses nach Brussel

- 37.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 17. Mai 2018
Informationsfahrt zum
Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ) in Berlin

- 4.bis 8. Juni 2018
Informationsreise des Innen- und Europaausschusses nach
GroB3britannien

- 29.bis 31. August 2018
Unterrichtungsfahrt des Innen- und Europaausschusses nach
Briissel

- 43.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 27. September 2018
Informationsbesuch bei der
ABS Alarm-, Bewachungs- und Sicherheitsdienst GmbH in Rostock:
Tatigkeitsspektrum, Arbeitsweise und Technik

- 51.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 17. Januar 2019
Informationsfahrt zur
Reiterstaffel der Polizei Hamburg

- 56.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 4. April 2019
Informationsbesuch in der
Fachhochschule fiir 6ffentliche Verwaltung, Polizei und Rechtspflege in Glistrow:
unter anderem Besichtigung der Raumschieanlage sowie
weiterer Trainingsstatten der Polizei

- 72.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 7. November 2019
Informationsbesuch im
Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpommern
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- 82.Sitzung des Innen- und Europaausschusses am 16. April 2020
Informationsbesuch in der
Erstaufnahmeeinrichtung Stern Buchholz

- 91.Sitzung am 17. September 2020
Informationsbesuch im
Landesbereitschaftspolizeiamt

24.3 Gemeinsame Beratungen mit anderen Ausschiissen

Der Innen- und Europaausschuss hat zu den folgenden Gesetzentwirfen und sonstigen
Themen gemeinsame Beratungen mit anderen Ausschissen durchgefuhrt:

- 114.Sitzung des Innen- und Europaausschusses und
109. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 9. Juni 2021
Beratung des Gesetzentwurfes der Fraktionen der CDU und SPD
Entwurf eines Gesetzes zur Einfiihrung von Tourismusorten und
Tourismusregionen
- Drucksache 7/6168 -

25 Unterausschuss des Innen- und Europaausschusses
»Aufklarung der NSU-Aktivitaten in Mecklenburg-Vorpommern”

In der 8. Sitzung des Landtages der 7. Wahlperiode am 18. Mérz 2017 wurde unter
Tagesordnungspunkt 3 ein Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU und der Fraktion DIE
LINKE ,Aufklarung der NSU-Aktivitdten in Mecklenburg-Vorpommern” auf Drucksache 7/291
eingebracht und im Ergebnis mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU
und der Fraktion DIE LINKE gegen die Stimmen der Fraktion der AfD angenommen.

In seiner 8. Sitzung am 23. Mdrz 2017 hat der Innen- und Europaausschuss mehrheitlich mit
den Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU und der Fraktion DIE LINKE gegen die Stimmen
der Fraktion der AfD die Einsetzung eines Unterausschusses NSU gemals § 25 Absatz 1 GO LT
M-V beschlossen. Die konstituierende Sitzung des Unterausschusses fand am 30. Marz 2017
statt. Der Untersuchungsausschuss hat insgesamt 12 Sitzungen durchgefihrt.
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Die Besetzung des Unterausschusses NSU ist der anliegenden Tabelle zu entnehmen:

Unterausschuss
~Aufklarung der NSU-Aktivitaten in Mecklenburg-Vorpommern”
6 Mitglieder
Vorsitzende: Susann Wippermann (SPD)
Stellv. Vorsitzender: Bert Obereiner (AfD)
Ordentliche Mitglieder Stellvertretende Mitglieder
PD Mucha, Ralf Dachner, Manfred
Wippermann, Susann Gundlack, Tilo
AfD Obereiner, Bert Kramer, Nikolaus
Ehlers, Sebastian
Friemann-Jennert, Maika
cbu von Allworden, Ann Christin Liskow, Franz-Robert
Reinhardt, Marc
Renz, Torsten
DIE LINKE Ritter, Peter Kolbe, Karsten
Dr. Manthei, Matthias (ab Oktober
BMV
2017)
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3. Kompetenzbereich des Ausschusses fiir
Justiz, Verfassung, Geschiftsordnung,
Wahlpriifung, Inmunitatsangelegenheiten,
Bundesangelegenheiten und internationale
Angelegenheiten (Rechtsausschuss)

verantwortlich:
Leiter des Sekretariats des Rechtsausschusses
sowie internationale Angelegenheiten des Landtages
Ministerialrat Georg Stratker

Wahrend der 2. Sitzung des Landtages am 1. November 2016 wurde mit der Annahme
des Antrages der Fraktionen der SPD, AfD, CDU und DIE LINKE auf Drucksache 7/32 der
Rechtsausschuss als Fachgremium des Landtages fUr Justiz, Verfassung, Geschaftsordnung,
Wahlprifung, Immunitdtsangelegenheiten, Bundesangelegenheiten und internationale
Angelegenheiten eingesetzt. Der Abgeordnete Dirk Friedriszik wurde zunachst als dessen
Vorsitzender nominiert, ab dem 3. Mai 2017 war der Abgeordnete Philipp da Cunha dann
als Vorsitzender eingesetzt. Der Abgeordnete Christoph Grimm wurde als stellvertretender
Vorsitzender bestimmt. Obmann der Fraktion der SPD war Ralf Mucha, Obmann der Fraktion
der AfD war Professor Dr. Ralf Weber, Obmann der Fraktion der CDU war Sebastian Ehlers und
Obfrau der Fraktion DIE LINKE war Jacqueline Bernhardt.

Zu Beginn der 7. Wahlperiode wurde eine Reihe von sitzungsleitenden Beschlissen gefasst.
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Die Besetzung des Rechtsausschusses in der 7. Legislaturperiode ist der nachstehenden
Tabelle zu entnehmen:

Rechtsausschuss
11 Mitglieder
Vorsitzender: da Cunha, Phillip (SPD) (seit Mai 2017)
Stellv. Vorsitzende: Grimm, Christoph (AfD)
Ordentliche Mitglieder Stellvertretende Mitglieder
Brodkorb, Mathias (bis Nov. 2019) ABmann, Elisabeth
da Cunha, Philipp Krlger, Thomas
Friedriszik, Saemann, Nils
SPD Dirk Schulte, Jochen
Mucha, Ralf Tegtmeier, Martina
Schwarz, Thomas (bis Mai 2019)
Wrdisch Thomas (ab Nov. 2019)
Ehlers, Sebastian Friemann-Jennert, Maika (bis April
Kliewe, Holger 2021)
Dr. Manthei, Matthias (ab Okt. 2019) Grote, Thomas (ab April 2021)
Kokert, Vincent (bis Nov. 2020)
cbu Liskow, Franz-Robert
Lenz, Burkhard
Peters, Daniel (ab Dez. 2020)
Reinhardt, Marc (ab Dez. 2020)
Renz, Torsten (bis Nov. 2020)
Bernhardt, Jacqueline Rosler, Jeannine
DIE LINKE .
Peter Ritter Kolbe, Karsten
Grimm, Christoph Forster, Horst
AfD
Prof. Dr. Weber, Ralph Hersel, Sandro
Dr. Manthei, Matthias (Jan. 2018 bis Wildt, Bernhard
Sept. 2019) (Jan. 2018 bis Sept. 2019)
hke, Ralf
BMY Borschke, é
(Jan. 2018 bis Sept. 2019)
WeilSig, Christel
(Jan. 2018 bis Sept. 2019)
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3.0 Inhaltliche Schwerpunkte der 7. Legislaturperiode

Der Rechtsausschuss hat in der 7. Wahlperiode insgesamt 92 Sitzungen durchgefihrt, 13
wurden zusatzlich als ,besonderer Ausschuss zur Vorbereitung der Wahl von Mitgliedern
des Landesverfassungsgerichts” im Sinne von Artikel 52 Absatz 3 der Verfassung des
Landes ausgerichtet. Inhaltliche Schwerpunkte der Beratungen waren die personelle
Besetzung der Justiz und des Landesverfassungsgerichtes, der Strafvollzug, die Anderung
des Ministergesetzes, des Abgeordnetengesetzes und der Geschaftsordnung des Landtages
sowie die Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Ein weiterer Schwerpunkt
bildete die Wahlprifung — in der 7. Wahlperiode gingen mehr Wahleinspriiche gegen die
Landtagswahl ein, als in den vorherigen Wahlperioden zusammengenommen. Auch der
vorldufige Ausschuss als der Ausschuss, der vor Einsetzung der anderen Ausschisse aktiv wird,
hat mit der Beschlussempfehlung zum Abgeordnetengesetz hier seinen Platz (vgl. Antrag der
Fraktionen der SPD, AfD, CDU und DIE LINKE auf Drs. 7/4 und den Entwurf der Fraktionen der
SPD, CDU und DIE LINKE auf Drs. 7/6).

Insgesamt hat der Rechtsausschuss in der 7. Wahlperiode 28 Beschlussempfehlungen und
Berichte zu Gesetzentwdrfen inklusive 4 Beschlussempfehlungen und Berichte in Wahlpri-
fungsangelegenheiten, Antrdagen und Unterrichtungen und 4 Beschlussempfehlungen in
Immunitdtsangelegenheiten erarbeitet. In den 4 Beschlussempfehlungen in Wahlprifungsan-
gelegenheiten wurden insgesamt 20 Einspriiche gegen die Landtageswahlen bertcksichtigt.
Darlber hinaus hat er als ,besonderer Ausschuss” gem. Art. 52 Abs. 3 LVerf in insgesamt 5
Wahlvorschldagen 16 Mitglieder des Landesverfassungsgerichtes dem Plenum vorgeschlagen.

In einer Reihe von Veranstaltungen hat sich der Rechtsausschuss mit dem Thema der
,Zukunft der Justiz in Mecklenburg-Vorpommern” befasst, so der Titel einer Anhérung im
Zusammenhang mit dem Haushaltsplan aus dem Januar 2019. Dieses Thema war auch
Gegenstand der Anhérung zu den Anderungen im Juristenausbildungsgesetz (Drs. 7/1800,
Gesetzentwurf der Landesregierung). In diesem Gesetz ging es u. a. um die Novellierung des
Referendariats im Lande, das wieder im Beamtenstatus erfolgt. Insgesamt hat das Thema
viele Facetten, die beispielhaft in der Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage
des Ausschussmitglieds, der Abg. Jacqueline Bernhardt, deutlich werden (Drs. 7/6362 -
,Pensionierungen und Neueinstellungen in der Justiz").
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Ein weiterer wichtiger Themenkomplex der Beratungen, der mangels einer Zweidrittelmehrheit
nicht zu einem Abschluss im Rahmen einer Beschlussempfehlung gefihrt hat, stellte
die Anderung der Verfassung des Landes dar. Der Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD
und CDU zur Modifikation des Art. 17a der Verfassung des Landes mit Blick auf die UN-
Behindertenrechtskonvention sowie zur Einfihrung einer ,qualifizierten Volksbefragung”
in Art. 60a der Verfassung des Landes sollte u.a. den Grundstock fir eine Befragung der
Bevolkerung zur politischen Willensbildung legen. Diese Regelungen sollten ergdnzt
werden durch Regelungen zur Anderung des Landesverfassungsgerichtsgesetzes sowie
des Volksabstimmungsgesetzes. Nach einer zweigeteilten offentlichen Anhorung zu den
Anderungen der Verfassung und den anderen Gesetzesanderungen ruhten die Beratungen.
Zu einem Abschluss hingegen kamen Beratungen zur Anderung des Landesministergesetzes
(Entwurf der Landesregierung auf Drs. 7/5935 sowie Beschlussempfehlung und Bericht des
Rechtsausschusses auf Drs. 7/6190). Hierbei ging es um ein transparentes Verfahren fir Minister
und Parlamentarische Staatssekretdre zur Aufnahme einer beruflichen Tatigkeit, nachdem ihr
Dienst fir das Land beendet wurde.

Mit dem Binnenrecht des Parlaments waren drei Gesetzesanderungen verbunden. Zunachst
wurde in zwei Stufen die Geschéftsordnung gedndert. Auf der Grundlage des Antrages der
Fraktionen der SPD, CDU, AfD, DIE LINKE und BMV auf Drs. 7/2581 wurden die ,Befragung
der Landesregierung” (friher: Fragestunde) und die ,Kurzintervention” eingefihrt als die
Maoglichkeit, unmittelbar auf einen Redner zu reagieren. Flankiert mit Regelungen zur Redezeit
wurden so Moglichkeiten geschaffen, die fir den Landtag fruchtbar sind. Eine weitere
Anderung der Geschéftsordnung auf Drs. 7/5601 der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE
stellte die Corona-Pandemie in den Mittelpunkt. Es wurden hier Regelungen geschaffen, die
Sitzungen der Ausschisse unter Einbindung von Videotechnik ermdglichten.

AuBerdem kam es zu Anderungen im Abgeordnetengesetz (Drs. 7/2256, Gesetzentwurf der
Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE). Auf der Grundlage einer &ffentlichen Anhérung
wurden Ansétze geschaffen, die die Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen insgesamt betrafen.

Hinzukameninsgesamtiber24EmpfehlungenzurBeteiligunganVerfassungsrechtsstreitigkeiten
gem. § 69 Geschéftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommernin Bezug auf Verfahren
vor dem Landes- und Bundesverfassungsgericht.
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3.1 Gesetzgebung

Der Rechtsausschuss hat in der 7. Wahlperiode insgesamt 19 Beschlussempfehlungen und
Berichte zu Gesetzentwdrfen sowie 14 mitberatende Stellungnahmen erarbeitet, von denen 3
denInnenausschuss, 6 den Finanzausschuss, 3 den Wirtschaftsausschuss, 1 den Agrarausschuss
sowie 1 den Sozialausschuss zum Adressaten hatten.

Noch vor der Konstituierung des Ausschusses hat der Vorlaufige Ausschuss des Landtages eine
Beschlussempfehlung zur Novellierung des Abgeordnetengesetzes erarbeitet. Da das Recht
der Abgeordneten zum Zustéandigkeitsbereich des Rechtsausschusses gehdrt, wurde diese
Beschlussempfehlung hier zugeordnet.

3.1.1 Verkiindete Gesetze

- Fiinfzehntes Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber die Rechtsverhiltnisse
der Mitglieder des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern
(Abgeordnetengesetz) - 15. AndG AbgG M-V -

(GVOBI. 7/25 vom 18.11.2016, S. 874 ff. vom 14.11.2016)

Der vorldufige Ausschuss hat empfohlen, den Gesetzentwurf mit einigen Anderungen
anzunehmen, Drs. 7/25(neu).

e 1. Landtagssitzung am 04.10.2016: Uberweisung des Gesetzentwurfes der Fraktionen
der SPD, CDU und DIE LINKE auf Drucksache 7/6 an den Vorlaufigen Ausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/25(neu)

e 2 landtagssitzung am 1.11.2016: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
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- Gesetz zum Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg, dem
Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Niedersachsen und dem Land
Schleswig-Holstein zur zweiten Anderung des Staatsvertrages zwischen der Freien
und Hansestadt Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land
Niedersachsen und dem Land Schleswig-Holstein iiber die Finanzierung
der Zusammenarbeit und der Férderfonds in der Metropolregion Hamburg
(GVOBL M-V Nr. 26 am 30.12.2016, S. 879-880 und Verkiindung
GVOBI. Nr.4 am 28.4.2017,S.72)

Der Rechtsausschuss hat empfohlen, den Gesetzentwurf anzunehmen. Mit dem
beschlossenen Gesetz wurde der Staatsvertrag in Landesrecht Uberfuhrt. Die wesentlichste
Anderung des Staatsvertrages hat die Neufassung der Beschreibung des Kooperationsraumes
der Metropolregion Hamburg betroffen. Sie ist unter anderem notwendig geworden, weil
die Landeshauptstadt Schwerin der Metropolregion Hamburg beigetreten ist und die
bestehende Tragerschaft des Landkreises Ludwigslust-Parchim auf das Gebiet auch des
Altkreises Parchim ausgedehnt wurde. Die Entwicklung der Metropolregion hatte sich als sehr
dynamisch erwiesen. Vor diesem Hintergrund ist auf eine Beschreibung der Gebietskulisse im
Staatsvertrag verzichtet worden und es ist auf den zwischen den Trdgern der Metropolregion
Hamburg abgeschlossenen Kooperationsvertrag in seiner jeweils gultigen Fassung verwiesen
worden. In dem Kooperationsvertrag wurden die Trager dieser Metropolregion jeweils einzeln
benannt.

e 3. landtagssitzung am 07.12.2016: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landeregierung auf Drucksache 7/24 an den Rechtsausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/109

e 4 landtagssitzung am 08.12.2016: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung
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- Gesetz zur Ausfiihrung des Gesetzes liber die psychosoziale Prozessbegleitung im
Strafverfahren (GVOBI. M-V Nr. 6 vom 16.06.2017,S. 109-111)

Der Rechtsausschuss hat dem Landtag empfohlen, den Gesetzentwurf unverdndert
anzunehmen sowie einer EntschlieBung zuzustimmen. Mit der EntschlieBung sollte zundchst
die Vorreiterrolle hervorgehoben werden, die das Land seit dem Jahre 2010 mit einem
Modellprojekt im Bereich der psychosozialen Prozessbegleitung im Opferschutz innehat.
Die Landesregierung wurde aufgefordert, die psychosoziale Prozessbegleitung Uber die
bundesrechtlichen Vorgaben und das Ausflihrungsgesetz des Landes hinausgehend zu
fordern. Betroffen waren davon unter anderem Querschnittstatigkeiten wie Supervision,
Intervention, Offentlichkeits- und Netzwerkarbeit sowie die Kosten fiir psychosoziale Betreuung
auBerhalb des eigentlichen Strafverfahrens. Um dies auch weiterhin flichendeckend anbieten
zu koénnen, sollte in jedem der vier Landgerichtsbezirke jeweils ein Trdger der psychosozialen
Prozessbegleitung mit einer gesonderten Finanzierung in Hohe von 15.000 Euro jahrlich
gefordert werden. Die Landesregierung wurde dazu aufgefordert, die Finanzierung im
laufenden Haushalt aus dem Einzelplan des Justizministeriums bereitzustellen und im
kommenden Doppelhaushalt vorzusehen. Bis zum 30. Juni 2020 sollte eine Evaluierung
vorgenommen werden und der zustandige Ausschuss des Landtages sollte entsprechend
unterrichtet werden.

e 6. Landtagssitzung am 25.01.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/138 an den Rechtsausschuss (f), Finanzausschuss,
Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/569

e 12.Landtagssitzung am 17.05.2017: Unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Ziffer | der Beschlussempfehlung, Annahme einer EntschlieSung
entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung
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- Erstes Gesetz zur Anderung des Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes
und zur Aufhebung der Vollstreckungsplanverordnung
(GVOBI. M-V Nr. 15 vom 29.12.2017, S. 364-365)

Der Rechtsausschuss hat empfohlen, den Gesetzentwurf unverdndert anzunehmen. Das
Rechtsanwaltsversorgungswerk Mecklenburg-Vorpommern ist eine Kdrperschaft des
offentlichen Rechts und gewahrt seinen Mitgliedern Versorgung nach Maligabe des
Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes. Organe des Versorgungswerkes sind der Vorstand und die
Mitgliederversammlung.Die ZahlderMitgliederwaraktuellaufca. 1.400 Personenangewachsen,
die einmal jahrlich zur Mitgliederversammlung eingeladen werden. Die Bilanzsumme betragt
ca. 140 Millionen Euro. Nur mit organisatorischen Mihen konnte seinerzeit eine beschlussfahige
Mitgliederversammlung sichergestellt werden, deren personelle Zusammensetzung standig
wechselte. Die Mitgliederversammlung selbst hatte daher beschlossen, das Gremium der
Mitgliederversammlung durch eine deutlich verkleinerte Vertreterversammlung als Organ
des Versorgungswerkes ersetzen zu lassen. Aullerdem war im Zusammenhang mit der
bundesrechtlichen Neuregelung des Rechts der Syndikusrechtsanwaltinnen und -anwalte Gber
den Zugang lebensalterer Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte zu den berufsstandischen
Versorgungswerken neu zu entscheiden. Dieser Zugang war auf der Grundlage des geltenden
Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes fUr diejenigen nicht maoglich, die das 45. Lebensjahr
bereits vollendet haben. Mit einer weiteren Gesetzesanderung war dem Versorgungswerk
die Méglichkeit gegeben worden, von der im Gesetz festgelegten Altersgrenze abzuweichen.
Dartiber hinaus war aus Deregulierungsgriinden das AulRerkrafttreten einer durch die
Gesetzesanderung Uberfllssig gewordenen Landesverordnung angeordnet worden.

e 21.Landtagssitzung am 18.10.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1120 an den Rechtsausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1297

e 26. Landtagssitzung am 14.12.2017: Annahme des Gesetzentwurfes
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- Gesetz zur Anpassung von Landesrecht im Bereich der Justiz an die Verordnung
(EU) 2016/679 (GVOBI. M-V Nr. 9 vom 25.05.2018, S. 182)

Der Ausschuss hat empfohlen, den Gesetzentwurf unverdndert anzunehmen. Am 25. Mai 2018
wurde die Verordnung (EU) 2016/679 unmittelbar geltendes Recht in allen Mitgliedsstaaten
der Europdischen Union. Ziel der Verordnung (EU) 2016/679 ist es, ein gleichwertiges
Schutzniveau fUr die Rechte und Freiheiten von natUrlichen Personen bei der Verarbeitung von
Daten in allen Mitgliedsstaaten zu gewahrleisten (Erwdgungsgrinde 10 und 13). Bestehende
bereichsspezifische Datenschutzregelungen des Landes Mecklenburg-Vorpommern sollten bis
zum 25.Mai 2018 an die Verordnung (EU) 2016/679 angepasst werden. Diese Anderungen sollten
durch den vorliegenden Entwurf im Bereich der Justiz des Landes vorgenommen werden.

e 28 Landtagssitzung am 24.01.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1582 an den Rechtsausschuss (f), Innenausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2035

e 34 Landtagssitzung am 25.04.2018: Unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung
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- Drittes Gesetz zur Anderung des Juristenausbildungsgesetzes
(GVOBI. M-V Nr. 12 vom 30.07.2018, S. 245-246)

Der Rechtsausschuss hat empfohlen, den Gesetzentwurf mit einer Anderung anzunehmen.
Die vorgeschlagene Anderung hat dem Umstand Rechnung getragen, dass die Moglichkeit
zur Verbeamtung friihestens fur die zum 1. Dezember 2018 in das Referendariat eintretenden
Personen wirksam werden konnte.

Die juristische Ausbildung im Land sollte attraktiver gestaltet werden, um potenziellen
Nachwuchs schon in der Phase der Ausbildung vermehrt im Land zu halten oder zu einem
Wechsel ins Land zu motivieren und die Grundlage fir ein Verbleiben der erfolgreichen
Absolventinnen und Absolventen in Mecklenburg-Vorpommern zu schaffen, denn das Land
wurde und wird in den Folgejahren vor dem Hintergrund einer Pensionierungswelle in der Justiz
und der in den vergangenen Jahren ungunstigen Entwicklung der Anzahl der erfolgreichen
Absolventinnen und Absolventen juristischer Prifungen vor erhebliche Herausforderungen bei
der Gewinnung hochqualifizierten juristischen Nachwuchses gestellt. Daneben mussten die
Datenschutzregelungen im Juristenausbildungsgesetz an die Verordnung (EU) 2016/679 des
Europdischen Parlaments und Rates vom 27. April 2016 (EU-Datenschutz-Grundverordnung)
angepasst werden, die seit dem 25. Mai 2018 unmittelbar geltendes Recht in allen
Mitgliedsstaaten der Europdischen Union ist. Mit dem Gesetzentwurf war die Mdglichkeit
geschaffen worden, den juristischen Vorbereitungsdienst im Beamtenverhaltnis auf Widerruf
abzuleisten. Mecklenburg-Vorpommern war somit das erste Bundesland, welches die Mglichkeit
der Ableistung des Vorbereitungsdienstes im Beamtenstatus wieder ermdglicht hatte. Darlber
hinaus sollte ein optionaler Notenverbesserungsversuch in der staatlichen Pflichtfachpriifung
unabhéngig von den Voraussetzungen des sogenannten Freiversuches eingeflihrt werden.
Die Notenverbesserung auBerhalb des Freiversuches sollte in Ubereinstimmung mit den
Regelungen in sieben anderen Bundeslandern gebthrenpflichtig sein. Einzelheiten des
Notenverbesserungsverfahrens wurden in der Juristenausbildungs- und Prifungsordnung und
Einzelheiten der zu erhebenden Gebihren in der Verordnung Uber die Erhebung von Kosten in
juristischen Staatsprifungen Mecklenburg-Vorpommern (JurPriifKostVO M-V) geregelt.

e 31.landtagssitzung am 14.03.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1800 an den Rechtsausschuss (f), Finanzausschuss (m)
e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2283
e 40. Landtagssitzung am 27.06.2018: Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung
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- Sechzehntes Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber die Rechtsverhiltnisse der
Mitglieder des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern (Abgeordnetengesetz)
- 16. AbgGAndG M-V -
(GVOBI. MV Nr. 3 vom 27.02.2019, S. 66)

Der Rechtsausschuss hat empfohlen, den Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU und
DIE LINKE mit Anderungen anzunehmen. Zwei dieser Anderungen betrafen den Inhalt des
Gesetzentwurfes. Die Ubrigen Anderungen waren redaktioneller, rechtsférmlicher Art. Der
Ausschuss war der Auffassung, dass sowohl die Regelung in § 51 Absatz 2 als auch in Absatz 3
des Gesetzentwurfes um die prazisierend-klarstellende Formulierung eines parlamentarischen
Bezugs der Offentlichkeitsarbeit erganzt werden sollte: Fraktionen sind selbststandige und
unabhangige Untergliederungen des Landtages; sie wirken bei der parlamentarischen
Willensbildung mit (Artikel 20 Absatz 2 Satz 1 und 2 LVerf M-V). Durch die Einfligung des
Wortbestandteils,parlamentarisch” wurde klargestellt, dass es sich nicht um einen allgemeinen
politischen Willensbildungsprozess handelt. Das Gleiche galt flr den Dialog mit dem Brger.
Die Kenntlichmachung der Urheberschaft der Fraktionen sollte die Unterscheidbarkeit
zur Parteiarbeit ermdglichen. Diese gebotene und in der Praxis erfolgende Abgrenzung
sollte im Gesetz ausdricklich verankert werden. Sie dient der klarstellenden Abgrenzung
der Fraktions- von der Parteiarbeit. Im Zuge der Gesetzesanderung war die Redundanz
einer Regelung des AbgG zutage getreten. § 31 AbgG M-V ordnet an, dass die Leistungen
nach dem Abgeordnetengesetz nach dem kaufmannischen Prinzip gerundet werden. Dies
bedeutete lediglich, dass die nach dem Abgeordnetengesetz gezahlten Leistungen auf zwei
Dezimalstellen auf- oder abgerundet werden. Diese Rundungsregel war durch die Norm DIN
1333 beschrieben. Einer gesetzlichen Regelung bedurfte es daher nicht. Die vorgeschlagene
Aufhebung des § 31 AbgG M-V diente so der Rechtsklarheit und der Entburokratisierung.

Der Hintergrund des Entwurfes war die Tatsache, dass Fraktionen selbststandige und
unabhangige Gliederungen des Landtages sind, der als gewahlte Vertretung des Volkes Statte
der politischen Willensbildung war und ist und u. a. offentliche Angelegenheiten behandelt,
vgl. Artikel 25 und Artikel 20 der Verfassung des Landes. Die Fraktionen sollen die Offentlichkeit
Uber ihre Arbeit informieren, dies istin § 51 Absatz 2 des Abgeordnetengesetzes ausdriicklich
gesetzlich verankert. Daneben hat sich im Gesetz auch der Auftrag an die Fraktionen
befunden, mit anderen Fraktionen zusammenzuarbeiten. Darin erschopfte sich jedoch
derzeit die gesetzliche Ausgestaltung der Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen. Die seinerzeit
geltende gesetzliche Ausgestaltung wurde als eher allgemein formuliert empfunden und
konnte Interpretationsspielraum erdffnen, insbesondere auch in Abgrenzung zur Parteiarbeit.
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Zudem bildete die derzeitige gesetzliche Regelung die sich verdndernden tatsachlichen
Umstande, in denen Offentlichkeitsarbeit stattfindet, nur unzureichend ab. Auch der
Landesrechnungshof hatte deshalb die Empfehlung an den Landtag herangetragen, die
Maoglichkeit fur eine gednderte oder gegebenenfalls detailliertere Regelung im Hinblick auf
die Offentlichkeitsarbeit der Fraktionen des Landtags zu erwégen.

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE diente der Prazisierung und
Umgestaltung in den zuvor beschriebenen Punkten und damit zugleich der Umsetzung der
Forderung der Rechtsanwender, durch eine Anderung der gesetzlichen Regelungen groRere
Klarheit in der Rechtsanwendung zu schaffen.

® 40. Landtagssitzung am 27.06.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/2256 an den Rechtsausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2840

e 49 landtagssitzung am 21.11.2018: Annahme des Gesetzentwurfes
in der Fassung der Beschlussempfehlung

- Erstes Gesetz zur Anderung des Kommunalen Standarderprobungsgesetzes
(GVOBI. MV Nr. 20 vom 28.12.2018, S. 398)

Das Gesetz zur Erprobung der Offnung von landesrechtlichen Standards fir kommunale
Korperschaften (Kommunales Standarderprobungsgesetz - KommStEG M-V) aus dem
Jahre 2010 war befristet verabschiedet worden. Mit dem Gesetz wurde ein rechtlicher
Rahmen fur die kommunalen Korperschaften geschaffen, der es ermoglicht, auf Antrag von
Vorgaben in landesrechtlichen Gesetzen, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften
fur eine begrenzte Zeit abzuweichen, um neue Ldsungen bei der kommunalen
Aufgabenerledigung auszuprobieren. Zweck des Gesetzes war es, eine Beschleunigung,
Vereinfachung und Kostensenkung bei Verwaltungsverfahren zu erreichen und einen
Gesetzesrahmen zu etablieren, der die Erprobung von Modellen ermoglicht, die sich zu
einer landesweiten Umsetzung empfehlen. Das Gesetz wurde vor Ablauf des urspriinglichen
Geltungszeitraums im Jahre 2015 durch den Landtag auf Grundlage einer Unterrichtung
durch die Landesregierung (Drucksache 6/4443) mit der Annahme der Beschlussempfehlung
des Europa- und Rechtsausschusses auf Drucksache 6/4891 um drei Jahre verldngert.
Gleichzeitig mit der Laufzeitverlangerung des Gesetzes ist eine neue Zielstellung in das
Gesetz aufgenommen worden, welche den Kommunen einen flexiblen, ortlich angepassten
Umgang mit Herausforderungen des demografischen Wandels ermoglichen sollte.
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Nach derzeitiger Gesetzeslage sollte das Gesetz zum 31. Dezember 2018 auf3er Kraft treten. Die
Landesregierung hat entsprechend dem gesetzlichen Auftrag einen Zweiten Abschlussbericht
auf Drucksache 7/2551 vorgelegt, mit dem im Ergebnis empfohlen wird, die Geltungszeit des
Kommunalen Standarderprobungsgesetzes noch einmal bis zum Jahre 2023 zu verldangern.
Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf unverdndert angenommen.

® 43 Landtagssitzung am 12.09.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/2552 an den Rechtsausschuss (f), Innenausschuss (m)

e Unterrichtung durch die Landesregierung auf Drucksache 7/2551
Zweiter Abschlussbericht der Landesregierung an den Landtag
zum Kommunalen Standarderprobungsgesetz 2015 bis 2018

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2939

e 52 Landtagssitzung am 12.12.2018: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechende
der Ziffer 1 der Beschlussempfehlung, verfahrensmaflige Erledigterkldrung der
Unterrichtung entsprechend der Ziffer 2 der Beschlussempfehlung

- Gesetz liber die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fiir
Mecklenburg-Vorpommern fiir die Aufarbeitung der SED-Diktatur und zur
Anpassung des Landesbesoldungsgesetzes
(GVOBI. M-V Nr. 3 vom 27.02.2019, S. 70-72,

Berichtigung GVOBI. M-V Nr. 48 vom 14.07.2020 S. 649)

Der Aufgabenkreis der oder des Landesbeauftragten fiir Mecklenburg-Vorpommern fir die Unterlagen
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR hat sich seit Einflihrung des Ausfihrungsgesetzes
zum Gesetz Uber die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (Stasi-Unterlagen-
Gesetz - Ausfllhrungsgesetz - StUG-AG) erheblich verdndert, ohne dass diesen Verdnderungen im StUG-
AG bislang Rechnung getragen worden ist. Dies gilt auch fur die Zuordnung des Amtes der oder des
Landesbeauftragten fir Mecklenburg-Vorpommern fir die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der
ehemaligen DDR und ihrer oder seiner Geschéftsstelle. Das Amt ist bereits seit dem Organisationserlass
des Ministerprasidenten vom 24. November 2016 (AmtsBl. M-V S. 1062) dem Justizministerium
zugeordnet. Der Landtag hat mit der Annahme der Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses
zu den Jahresberichten 2016 und 2017 empfohlen, die Behorde vor dem Hintergrund des aktuellen
Aufgabenspektrums in ,Die Landesbeauftragte oder der Landesbeauftragte fir Mecklenburg-
Vorpommern fur die Aufarbeitung der SED-Diktatur” umzubenennen (vgl. Ziffer 1, Punkt 3 der
Drucksache 7/2603, Beschluss des Landtages vom 12. September 2018).
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Aufgrund der Vielzahl der Anderungen wurden diese durch ein Abldsungsgesetz gestaltet.
Somitwurde ein neues Stammgesetz geschaffen (siehe Artikel 1), das an die Stelle des bisherigen
Stasi-Unterlagen-Gesetz - Ausfihrungsgesetzes getreten ist. Mit dem Gesetzesentwurf der
Landesregierung wurde der o. a. Beschlusslage des Landtages in Bezug auf die Anderung
des Gesetzestitels, der veranderten Bezeichnung der oder des Landesbeauftragten (§ 1 Satz
1 des Entwurfes des AufarbBG M-V) sowie den veranderten Aufgaben (§ 2 des Entwurfes des
AufarbBG M-V) Rechnung getragen. Des Weiteren entspricht der vorliegende Entwurf im
Wesentlichen dem bisher geltenden Gesetz und regelt neben den Aufgaben insbesondere
Bestellung und Status der oder des Landesbeauftragten sowie die Wahl des vom Land zu
benennenden Mitglieds im Beirat, der bei der oder dem Bundesbeauftragten gemall § 39
Absatz 1 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes gebildet wird.

Der Rechtsausschuss hat dem Landtag empfohlen, den Gesetzesentwurf unverdndert
anzunehmen.

® 46, Landtagssitzung am 24.10.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/2682 an den Rechtsausschuss (f), Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/3036

e 55 landtagssitzung am 23.01.2019: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung

- Gesetz liber den Justizvollzugsdatenschutz in Mecklenburg-Vorpommern
und zur Anderung weiterer Gesetze des Justizvollzuges
(GVOBI. MV Nr. 77 vom 02.12.2020, S. 1254-1293)

Mit dem Gesetzentwurf der Landesregierung sollten das Justizvollzugsdatenschutzgesetz
Mecklenburg-Vorpommern sowie weitere Gesetze des Justizvollzuges gedndert werden. Dies
warerforderlich,umdieRichtlinie (EU) 2016/680des Europaischen Parlamentsunddes Rates (ABI.
L119vom4.Mai2016,5.89,L.127vom 23.Mai 2018,5.9) umzusetzen und das bereichsspezifische
Recht an das Datenschutzrecht des Landes und die Verordnung des Europaischen Parlaments
und des Rates (EU) 2016/679 (ABI. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1, L 314, S. 72, L 127 vom 23.
Mai 2018, S. 2) anzupassen. Der Gesetzentwurf beabsichtigte eine Vollregelung des fir den
Justizvollzug geltenden Datenschutzrechts und regelt die Datenverarbeitung. Im Einzelnen
sind die Artikel 1: Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten im Justizvollzug des Landes
Mecklenburg-Vorpommern (Justizvollzugsdatenschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern -
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WollzDSG M-V), Artikel 2: Anderung des Strafvollzugsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern,
Artikel 3: Anderung des Jugendstrafvollzugsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern, Artikel
4: Anderung des Untersuchungshaftvollzugsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern, Artikel
5: Anderung des Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern
und Artikel 6: Anderung des Jugendarrestvollzugsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern
betroffen. Die Zusammenfihrung der geltenden Datenschutzbestimmungen in einem
einheitlichen Justizvollzugsdatenschutzgesetz tragt insbesondere dem hohen Stellenwert
des Datenschutzes in diesem besonders sensiblen Bereich Rechnung und macht die
komplexe Materie des Datenschutzes anwendungsfreundlicher. Es war zudem erforderlich,
die vollzuglichen Vorschriften Uber Fixierungen und ZwangsmalSnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfursorge an die zu beachtenden Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts
anzupassen und zugleich in diesem Kontext die bisherigen Vorgaben der Justizvollzugsgesetze
des Landes zu harmonisieren. Weiterhin bedurfte es gesetzlicher Vorgaben im Hinblick
auf die zu beachtenden Trennungsgrundsdtze sowie Ausnahmeregelungen fur die
gemeinsame Durchfihrung von beruflichen und schulischen Qualifizierungs- sowie
Beschaftigungsmalinahmen von nach Jugendstrafrecht Verurteilten und Strafgefangenen.

Der Rechtsausschuss hat dem Landtag empfohlen, den Gesetzesentwurf der Landesregierung
mit zuvor beschlossenen Anderungen und im Ubrigen unverdndert anzunehmen. Die
Anderungen bezogen sich auf Artikel 1 des Gesetzesentwurfes und betrafen eine zusétzliche
Absicherung des Opferschutzes im Rahmen der Akteneinsicht durch Gefangene in den
Gefangenenpersonalakten, eine Vereinheitlichung der Bestimmungen zur L&schung von
Daten, die dem Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung unterliegen, die Aufnahme
einer Ubermittlungsbefugnis fir die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten, die Ausdehnung
der Schweigepflicht auf Seelsorger sowie Gehilfinnen und Gehilfen der Berufsgeheimnistrager
sowie eine neue Reihenfolge der Absétze 2 und 3 des § 58 des Gesetzentwurfs betreffend die
Anordnungsbefugnisse der oder des Landesbeauftragten fur den Datenschutz zur Wahrung
des Subsidiaritatsprinzips einhergehend mit sprachlichen Anderungen.

o Uberweisung wihrend der 88. Landtagssitzung am 13.05.2020: Uberweisung
des Gesetzentwurfes der Landesregierung auf Drucksache 7/4801(neu) an den
Rechtsausschuss (f), Innenausschuss, Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksachen 7/5479

e 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung
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- Erstes Gesetz zur Anderung des Hinterlegungsgesetzes (HintG M-V)
(GVOBI. MV Nr. 73 vom 18.11.2020, S. 1086)

MitdemInkrafttretendesinvestmentsteuergesetzes(InvStG)undderAnderungdereinschlégigen
Vorschriften des Einkommensteuergesetzes durch das Investmentsteuerreformgesetz vom
19.Juli2016 (BGBI.1S.1730) hat sich das Besteuerungsprinzip fir Investmentfonds grundlegend
gedndert.

Auf Anlegerebene galten nunmehr Gewinne aus der Verduf3erung von Investmentanteilen,
Ausschittungen des Investmentfonds und Vorabpauschalen als steuerpflichtige Ertrage.
Da auch Wertpapiere zur Hinterlegung nach § 6 Hinterlegungsgesetz (HintG M-V) von
den Hinterlegungsstellen angenommen wurden, waren durch diese Anderungen auch
Hinterlegungsgeschafte unmittelbar betroffen. Nach § 18 InvStG wurde ab dem 1. Januar
2019 in Form eines jahrlichen Kapitalertragssteuer-Einbehalts fUr thesaurierte Ertrdge eine
Vorabpauschaule auch fur die hinterlegten Investmentfondsanteile erhoben. Die Deutsche
Bundesbank als depotfihrendes Institut verwahrt und verwaltet im Zusammenhang mit
Werthinterlegungen des Landes M-V Investmentfondsanteile im von der Landeszentralkasse
gefihrten Wertpapierdepot (vergleiche § 14 HintG M-V in Verbindung mit Nummer 3.2
Verwaltungsvorschrift zur Ausfihrung des Hinterlegungsgesetzes) und nimmt den pauschalen
Steuerabzug vor. Damit ist fir die Deutsche Bundesbank eine neue Aufgabe begriindet
worden, die sich nunmehr auch aus dem HintG M-V ergibt.

Der Rechtsausschuss hat dem Landtag empfohlen, den Gesetzesentwurf der Landesregierung
unverandert anzunehmen.

e 95 Landtagssitzung am 26.08.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5257 an den Rechtsausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksachen 7/5480

® 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung
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- Gesetz liiber den Verdienstorden des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Landesordensgesetz - LOrdensG M-V)
(GVOBI. MV Nr. 83 vom 18.12.2020, S. 1388-1390)

Seit Inkrafttreten des Gesetzes (iber den Verdienstorden des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Landesordensgesetz — LOrdensG M-V) bestand die Vorschrift ohne Anpassung an eine
geschlechtergerechte Sprache. Stattdessen sollte zukinftig die Verwendung von Paarformen
an zentralen Stellen im Vorschriftentext, vorzugsweise an Textstellen, wo es um Funktionen,
Rechte und Pflichten einzelner Personen geht, erfolgen.

Des Weiteren wurde mit dem Gesetzentwurf eine Grundlage flir eine einheitliche
geschlechtsneutrale Version des Landesverdienstordens Mecklenburg-Vorpommern als
Ordenskreuz und als Miniatur fur alle auszuzeichnenden Personen geschaffen. Bislang gab
es den Orden in zwei Ausfihrungen und zwei unterschiedlichen Trageweisen, die jedoch
unterschiedliche Resonanz fanden: eine Damenversion mit Bandschleife zum Anstecken und
eine Herrenversion, die um den Hals getragen wird.

Zudem fand die Regelung aus § 2 Absatz 3 LOrdensG M-V in der bisherigen Verleihungspraxis
keine Anwendung, da eine zusatzliche Verleihung an weitere Personen nach dem Tod eines
Ordenstrédgers bisher nicht erforderlich war. Diese Regelung sollte daher gestrichen werden.

Der Rechtsausschuss hat dem Landtag empfohlen, den Gesetzesentwurf der Landesregierung
unverandert anzunehmen.

e 97 Landtagssitzung am 23.09.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5348 an den Rechtsausschuss (f), Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksachen 7/5580

e 104. Landtagssitzung am 09.12.2020: Unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung, Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/5655
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- Gesetz zur Anderung des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes und des
Landesrichtergesetzes
(GVOBI. MV Nr. 32 vom 27.05.2021, S. 598 u. 599)

Seit dem Inkrafttreten des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes am 29. September
1990 haben sich die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen erheblich gedndert. Mit
dem Gesetzentwurf der Landesregierung sollte auf Veranderungen, wie zum Beispiel die
gednderten Bestimmungen der Gemeinden zur Vollstreckung offentlicher Forderungen,
die Einkommenssituation der Blrgerinnen und Birger oder den demografischen Wandel
reagiert werden. Die Gesetzesanderung wurde gleichzeitig zum Anlass genommen, um eine
sprachliche Gleichbehandlung von Mannern und Frauen vorzunehmen. Der Gesetzesentwurf
des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes enthalt in Artikel 1 die Anderung zur Erweiterung
der Vertretungsmaoglichkeiten der Schiedsstellen untereinander und die Prézisierung der
Pflichten der Schiedsperson, die Anpassung der Gebiihren und Ordnungsgelder sowie die
Ergdnzung und Klarstellung der sachlichen Zustandigkeit der Schiedsstellen.

In Artikel 2 des Gesetzesentwurfes finden sich Anderungen des Landesrichtergesetzes.
Mit diesen wurde dem im Zuge der praktischen Anwendung des Landesrichtergesetzes
nach dessen Anderung durch Viertes Gesetz zur Anderung des Landesrichtergesetzes vom
19. August 2016 (GVOBI. M-V S. 714) zu Tage getretenen redaktionellen Anderungsbedarf
abgeholfen. Dies betrifft Regelungen zu den standigen Mitgliedern sowie zur Bildung und zu
den Aufgaben der Staatsanwaltsréte und des Hauptstaatsanwaltsrates.

Der Rechtsausschuss hat sich einstimmig fir eine unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfs
durch den Landtag ausgesprochen.

® 110. Landtagssitzung am 27.01.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5664 an den Rechtsausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksachen 7/5993

e 118. Landtagssitzung am 14.04.2021: Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung
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- Gesetz Uiber das Hausrecht bei Gerichten und Staatsanwaltschaften und liber die
Befugnisse des Justizwachtmeisterdienstes in Mecklenburg-Vorpommern
(Hausrecht- und Justizwachtmeister-Befugnisse-Gesetz - HJWBG M-V)

(GVOBI. MV Nr. 38 vom 09.06.2021, S. 850-852)

Ein das offentlich-rechtliche Hausrecht in Justizgebduden einschlieSlich der Durchsetzungs-
befugnisse des Justizwachtmeisterdienstes regelndes Gesetz existierte bislang nicht in Meck-
lenburg-Vorpommern. Bisher ergaben sich die Befugnisse des Justizwachtmeisterdienstes
aus der Justizwachtmeisterdienstverordnung (Dienstverordnung fUr den Justizwachtmeister-
dienst — JWDO) vom 1. Oktober 1997 (AmtsBl. M-V S. 10552) und damit aus einer Verwaltungs-
vorschrift. Eine erstmalige Regelung des offentlich-rechtlichen Hausrechts fUr Justizgebaude
war notwendig, da die Tatigkeiten des Justizwachtmeisterdienstes regelmafig mit Eingriffen
in die Grundrechte Einzelner verbunden sind, die unter Umstanden auch unter Anwendung
unmittelbaren Zwangs durchgesetzt werden mussen, woflr eine parlamentsgesetzliche
Grundlage erforderlich ist. Das kiirzlich verabschiedete Sicherheits- und Ordnungsgesetz (SOG
M-V) vom 27. April 2020 (GVOBI. M-V S. 334) bietet keine Rechtsgrundlage fur die Anwendung
des unmittelbaren Zwangs durch den Justizwachtmeisterdienst, da nur die Polizei sowie die
Ordnungsbehoérden die Zustandigkeit fur gefahrenabwehrrechtliche MalBnahmen besitzen
und demnach auch die auf § 103 Absatz 2 Nr. 2 SOG M-V beruhende Vollzugsbeamtenlandes-
veordnung (VollzbLVO M-V) die Dienstkrafte der Polizei und Ordnungsbehérden zur Anwen-
dung des unmittelbaren Zwangs berechtigt, nicht aber die Dienstkrafte des Justizwachtmeis-
terdienstes. Mit der Neuregelung wurden die Befugnisse, die der Justizwachtmeisterdienst
zur Erflllung seiner Aufgaben benétigt, Ubersichtlich und einheitlich in einem geschriebenen
Gesetzeswerk zusammengeflhrt, um eine klare Rechtsgrundlage bereitzustellen, die bei der
Durchfuhrung dieser Aufgaben Rechtssicherheit bietet.

Der Rechtsausschuss hat sich einstimmig fir eine unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfs
der Landesregierung durch den Landtag ausgesprochen.

e 114. Landtagssitzung am 10.03.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5865 an den Rechtsausschuss (f),Innenausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksachen 7/6083

e 121. Landtagssitzung am 05.05.2021: Unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zur Anderung des Landesministergesetzes und des Gesetzes iiber die


http://www.dokumentation.landtag-mv.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=show&dokid=28306&page=0

398 Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

Rechtsverhaltnisse Parlamentarischer Staatssekretare
(GVOBI. MV Nr. 41 vom 21.06.2021, S. 961-962, Berichtigung
GVOBI. MV Nr. 42 vom 24.06.2021, S. 1006)

Das Landesministergesetz und das Gesetz Uber die Rechtsverhaltnisse Parlamentarischer
Staatssekretdre enthielten bislang keine Regelungen im Zusammenhang mit der Aufnahme
einer Erwerbstatigkeit oder sonstigen Beschaftigung im Anschluss an das Ausscheiden aus
dem Amt. Mit den Vorschriften des Gesetzentwurfes sollte verhindert werden, dass durch den
Anschein einer voreingenommenen Amtsfihrung, im Hinblick auf spétere Karriereaussichten
oder durch die private Verwertung von Amtswissen nach Beendigung des Amtsverhaltnisses
das Vertrauen der Allgemeinheit in die Integritdt der Landesregierung beeintrachtigt wird. Um
Interessenkonflikte zwischen dem &ffentlich-rechtlichen Amtsverhdltnis und einer Beschaftigung
nach Ende des Amtes zu verhindern, sollten Regelungen geschaffen werden, die die Aufnahme
einer Beschaftigung nach Ende des Amtes begrenzen konnen. Zugleich schiitzen die Vorschriften
die Betroffenen vor Unsicherheiten und ungerechtfertigter Kritik. Artikel 1 des Gesetzesentwurfs
umfasst die Einfihrung von Anzeigepflichten wéhrend und nach dem Amtsverhaltnis
sowie einer Untersagungsmaoglichkeit der Beschaftigung nach Amtsende innerhalb einer
Karenzzeit von zwolf Monaten bei Beeintrachtigung des offentlichen Interesses. Wird die
Aufnahme der angestrebten Tatigkeit untersagt, so besteht flr die Karenzzeit ein Anspruch auf
Ubergangsgeld. Artikel 2 des Gesetzesentwurfes umfasst die Anderung des Gesetzes Uber die
Rechtsverhaltnisse Parlamentarischer Staatssekretére und sieht eine entsprechende Geltung des
Landesministergesetzes fur Parlamentarische Staatssekretdre und Staatssekretdrinnen vor. Eine
Anpassung weiterer Vorschriften dieses Gesetzes erfolgten auf Grund notwendiger redaktioneller
Anderungen zur sprachlichen Gleichstellung von Frauen und Mannermn.

Der Ausschuss hat mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und CDU, gegen die
Stimmen der Fraktion der AfD und bei Enthaltung vonseiten der Fraktion DIE LINKE beschlossen,
dem Landtag zu empfehlen, den Gesetzentwurf der Landesregierung unverandert anzunehmen.

e 118. Landtagssitzung am 14.04.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5935 an den Rechtsausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6190

® 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung, Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf
Drucksache 7/6227
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3.1.2  Im Rechtsausschuss nicht zum Abschluss gefiihrtes
Gesetzgebungsverfahren

- Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und CDU
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des
Landesverfassungsgerichtsgesetzes
- Drucksache 7/2573 -

in Verbindung mit

Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und CDU
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Volksabstimmungsgesetzes
- Drucksache 7/2574 -

in Verbindung mit

Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und CDU

Entwurf eines xx-ten Gesetzes zur Anderung der Verfassung
des Landes Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/2575 -

Mit dem xx-ten Gesetz zur Anderung der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern”
sollte Nummer 436 der Koalitionsvereinbarung 2016 bis 2021 zwischen SPD und CDU fir
die 7. Wahlperiode des Landtages Mecklenburg-Vorpommern umgesetzt werden. Dazu
sollte eine qualifizierte Volksbefragung in die Landesverfassung aufgenommen werden. Mit
ihrer Einfihrung werden Folgednderungen im Landesverfassungsgerichtsgesetz (LVerfGG)
erforderlich. Aufbauend auf der EinfUhrung eines Artikels 60a der Landesverfassung werden
Anderungen im Volksabstimmungsgesetz (VaG M-V) erforderlich, damit qualifizierte
Volksbefragungen abgehalten werden kédnnen. Am 26. Marz 2009 ist in der Bundesrepublik
Deutschland das Ubereinkommen der Vereinten Nationen Uber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (Behindertenrechtskonvention) vom 13. Dezember 2006 (BGBI. 2008 11 S. 1419;
2009115.812) in Kraft getreten. Das Leitbild der Behindertenrechtskonvention ist der Grundsatz
der Inklusion, der in enger Verbindung mit dem Grundsatz der Partizipation (Teilhabe) steht.
Inklusion steht fur die Offenheit eines gesellschaftlichen Systems in Bezug auf soziale Vielfalt,
die Menschen mit Behinderungen einschlieRt. Der mit dem Zweiten Gesetz zur Anderung
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 14. Juli 2006 (GVOBI. M-V S. 572)
in die Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Landesverfassung) eingeflgte
Artikel 17a (Schutz von alten Menschen und Menschen mit Behinderung) dient der Stérkung
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der Rechte von alten Menschen und Menschen mit Behinderungen. Artikel 17a in seiner
derzeitigen Fassung entspricht in seiner Ausrichtung auf Schutz, soziale Hilfe und Fursorge
nicht dem inklusiven Ansatz der Behindertenrechtskonvention. Sein Wortlaut soll deshalb an
die Behindertenrechtskonvention angepasst werden.

Das Landesverfassungsgerichtsgesetz ist um die vorgeschlagenen Regelungen zu ergénzen.

Dem Landesverfassungsgericht ist die Zustandigkeit fir Entscheidungen tber die Zuldssigkeit
einer qualifizierten Volksbefragung und aus Anlass von Streitigkeiten Uber die Durchflihrung
einer qualifizierten Volksbefragung zuzuweisen. Hierzu bedarf es einer Erweiterung des
Zustandigkeitskataloges in § 11 Absatz T Nummer 8 und 9 LVerfGG -neu-. Die im |Il. Teil des
Landesverfassungsgerichtsgesetzes geregelten ,Besonderen Verfahrensvorschriften” der
§§ 36 ff. LVerfGG sind um die §§ 51a und 51b LVerfGG -neu- zu erweitern. Damit werden die
neuen Kompetenzzuweisungen an das Landesverfassungsgericht verfahrensrechtlich naher
ausgestaltet. Das Volksabstimmungsgesetz ist zur Umsetzung des neu eingeflgten Artikels
60a der Landesverfassung um die vorgeschlagenen Regelungen zu erganzen.

Auf eine Wiederholung der bereits in den Verfassungstext aufgenommenen Regelungen wird
soweitwie moglich verzichtet,da dasVolksabstimmungsgesetz lediglich den organisatorischen
Unterbau fir die Durchfiihrung der Instrumente direkter Demokratie liefert. Insbesondere der
neue Artikel 60a Absatz 3 Satz 3 und 4 der Landesverfassung bedarf nicht der Umsetzung im
Volksabstimmungsgesetz.

In § 25a VaG M-V -neu- ist vorgesehen, dass Landtag und Landesregierung tbereinstimmend
den Tag der Volksbefragung und den Wortlaut der Frage beschlieBen mussen. Durch die
Maoglichkeit der Beschlussfassung tUber das Mindestalter kann bei geeigneten Fragestellungen
das Mindestalter fUr die Teilnahme an der Volksbefragung gedndert werden. Mit der in
§ 4 VaG MV -neu- vorgesehenen Ermdachtigung, das Mindestalter abweichend von der
Wahlberechtigung festzulegen, wird hierfiir eine ausreichende Rechtsgrundlage geschaffen.

e 43, Landtagssitzung am 12.09.2018: Uberweisung der Gesetzentwiirfe an den
Rechtsausschuss (f), Innen- und Europaausschuss, Finanzausschuss (m)
® Gemals § 113 gelten die Gesetzentwirfe mit dem Ablauf der Wahlperiode als erledigt.
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3.1.3  Auf Empfehlung des Rechtsausschusses abgelehnter
Gesetzentwurf

- Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Gesetz Uber die Errichtung einer Beteiligtentransparenzdokumentation
beim Landtag (Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz Mecklenburg-
Vorpommern - BeteildokG M-V)
- Drucksache 7/4017 -

Der Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4017 hat die Errichtung
einer oOffentlich aufrufbaren Dokumentation beim Landtag vorgesehen, in der alle am
Gesetzgebungsverfahren mitwirkenden nattrlichen und juristischen Personen und ihre
schriftlichen Eingaben erfasst werden sollten. Die Dokumentation von Beteiligungen
auBenstehender Dritter im Gesetzgebungsverfahren hatte die notige Transparenz staatlicher
und gesellschaftspolitischer Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozesse ermoglicht.

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE in seiner 69. Sitzung am
27.Mai 2020 beraten und dem Landtag empfohlen, den Gesetzentwurf auf Drucksache 7/4017
abzulehnen.

e 71.Landtagssitzung am 5. September 2019: Uberweisung an den Rechtsausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5034

e 91, Landtagssitzung am 10.06.2020: Ablehnung der Anderungsantrége der
Fraktion der AfD auf den Drucksachen 7/5075 bis 7/5080 sowie der Fraktion DIE
LINKE auf Drucksache 7/5083, Ablehnung des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung
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3.1.4  Stellungnahmen im Rahmen der Mitberatung von Gesetzentwiirfen

In der 7. Wahlperiode hat der Rechtsausschuss insgesamt 20 Stellungnahmen zu
Gesetzentw(rfen erarbeitet, von denen 7 an den Innenausschuss, 8 an den Finanzausschuss,
3 an den Wirtschaftsausschuss, 1 an den Energieausschuss sowie 1 weitere an den
Sozialausschuss adressiert waren.

Im Folgenden wird ausschlieSlich auf mitberatende Stellungnahmen des Rechtsausschusses
eingegangen, in denen Anmerkungen erfolgt oder dem federfihrenden Ausschuss konkrete
Anderungen empfohlen worden sind. Das ist bei insgesamt 4 Stellungnahmen der Fall.

a) an den Innenausschuss

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Fiinften Gesetzes zur Anderung der Verfassung
des Landes Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/1571 -

Der Rechtsausschuss hat dem federfihrendem Innen- und Europaausschuss empfohlen, den
Gesetzesentwurf auf Drucksache 7/1571 unverdndert anzunehmen, und diesen gleichzeitig
gebeten, der Frage der europarechtlichen Belange der EU-Datenschutz-Grundverordnung
besondere Aufmerksamkeit zu widmen und insbesondere zu prifen, ob und inwieweit die
Einrichtung eines Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit als oberste
Landesbehorde sinnvoll ist.

e 28 Landtagssitzung am 24.01.2018: Uberweisung an den Innenausschuss (f),
Rechtsausschuss (m)

e Stellungnahme des Rechtsausschusses vom 07.03.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses auf Drucksache 7/2039
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- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Petitions- und
Biirgerbeauftragtengesetzes und zur Anderung anderer Gesetze
- Drucksache 7/5449(neu) -

Der Rechtsausschuss hat dem federfiihrenden Innen- und Europausschuss im mitberatenden
Votum zu o. g. Gesetzentwurf mitgeteilt, dass er den Entwurf im Hinblick auf die darin
enthaltene Erweiterung der Handlungsmaoglichkeiten des Blrgerbeauftragten in Art. 1 Ziffer
3 Buchstabe a begriilt. Der Federfihrer wurde gebeten, diese Anderung entsprechend dem
Entwurf vorzubereiten. Die Geschaftsordnung wurde in § 15 Abs. 3 entsprechend geandert.

e 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Uberweisung an den Innenausschuss (f),
Petitionsausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss (m)

e Stellungnahme des Rechtsausschusses vom 20.01.2021

e Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses auf Drucksache 7/5891

b) an den Finanzausschuss

- Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und CDU
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Kommunalpriifungsgesetzes
- Drucksache 7/413 -

Der Rechtsausschuss hat die Annahme des Gesetzentwurfes mehrheitlich mit den Stimmen
der Fraktionen der SPD, der CDU und der AfD gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE in
Abwesenheit der Fraktion der BMV mit den nachstehenden Anderungen, die mit demselben
Mehrheitsverhaltnis beschlossen wurden, und im Ubrigen unverdndert, soweit die
Zustandigkeit des Ausschusses gegeben war, beschlossen:

In Bezug auf die Uberschrift des Gesetzesentwurfs hat der Rechtsausschuss empfohlen, nach

den Woértern ,Entwurf eines” das Wort ,Zweiten” einzufliigen. Weiterhin wurde empfohlen,

bezlglich des Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a nach Satz 1 folgenden Satz 2 einzufligen:
,Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern kénnen und Gemeinden mit
10.000 bis 20.000 Einwohnern sollen stattdessen einen geeigneten Bediensteten

als Rechnungspriifer bestellen; fir den Rechnungspriifer gelten die Absdtze 4 und
5 sowie die §§ 2 bis 3a entsprechend”
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Nummer 2 a Punkt aa) sollte dahingehend gedndert werden, dass in Absatz 3 die Angabe ,dem
SGBVIII, dem -SGB IX oder dem SGB XII” durch die Wérter,dem Achten Buch Sozialgesetzbuch,
dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch oder dem Zwélften Buch Sozialgesetzbuch” ersetzt wird.

BezUglich des Punktes bb) Absatz 4 sollte dieser wie folgt neu gefasst werden:

,Soweit den kommunalen Korperschaften finanzielle Priifungsrechte gegentber
Dritten aufgrund von Rahmenvertrdgen und Vereinbarungen nach dem Achten
Buch Sozialgesetzbuch, dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch oder dem
Zwolften Buch Sozialgesetzbuch zustehen, die sie abgeschlossen haben, haben
sie auf die Prifungsbefugnisse des Landesrechnungshofes nach Absatz 3 in den
Rahmenvertrdgen und Vereinbarungen hinzuweisen!’

Der Buchstabe b) sollte wie folgt neu gefasst werden:

,Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 5.

Nachfolgend sollte Buchstabe c) mit folgendem Inhalt angefugt werden:

,Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 6 und im Satz 1 wird die Angabe Absatz 3'
durch die Angabe Absatz 5' ersetzt.

Nach Nummer 2 sollte eine neue Nummer 3 mit folgendem Inhalt eingefligt werden:
,8 9 wird wie folgt gedndert:

a) Dem Absatz 2 wird folgender neuer Satz angeflgt:
,Das Prufungsverfahren ist damit abgeschlossen!

b) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

Zu  Beginn des anschlieBenden  rechtsaufsichtlichen  Verfahrens
(Ausraumverfahren) hat die kommunale Korperschaft zu dem schriftlichen
Ergebnis gegenlber der Rechtsaufsichtsbehérde innerhalb von drei Monaten
Stellung zu nehmen. Dabei ist insbesondere zu berichten, ob und inwieweit
den Prifungsfeststellungen Rechnung getragen wird!

Die bisherigen Nummern 3 und 4 sollten zu den Nummern 4 und 5 werden.

e 10. Landtagssitzung am 05.04.2017: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Rechtsausschuss, Innenausschuss (m)

e Stellungnahme des Rechtsausschusses vom 06.12.2017

e Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses auf Drucksache 7/1523
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- Gesetzentwurfes der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungsrechts und
zur Anderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften
des Landes Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/5440 -

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 83. Sitzung am 24. Februar 2021
abschlieBend beraten und dem federflihrenden Finanzausschuss empfohlen, Artikel 8 der
Vorlage dahingehend zu dndern, dass im Eingangssatz nach den Wértern,das zuletzt durch” die
Angabe ,Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetzes
und des Landesrichtergesetzes” durch die Angabe,Gesetz vom 19. August 2016 (GVOBI. M-V S.
714)" ersetzt wird. Im Ubrigen hat der Rechtsausschuss die Vorlage angenommen.

e 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Innen - und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Bildungsausschuss (m)

e Stellungnahme des Rechtsausschusses vom 24.02.2021

e Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses auf Drucksachen 7/6079
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3.2 Beratung von Antragen

3.2.1 Federfiihrend liberwiesene Antrdge

- Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, AfD, DIE LINKE und BMV
Anderung der Geschiftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern
der 7. Wahlperiode
- Drucksache 7/2581 -

Die Fraktionen hatten sich entschlossen, den rechtlichen Rahmen der parlamentarischen
Arbeit im Landtag - die Geschéftsordnung — zu modernisieren und dies durch einen
gemeinsamen Antrag umzusetzen. Zum einen sollte eine Angleichung der den
jeweiligen Fraktionen zur Verfligung stehenden Redezeiten erfolgen, um Kollegialitat
und Austausch zwischen den Fraktionen zu beférdern. Die Anzahl der Aussprachen
sollte pro Fraktion auf eine pro Sitzungswoche beschrankt werden. Ferner sollte die
Befragung der Landesregierung kunftig aktueller und lebendiger gestaltet werden.

Dazu sollte die Landesregierung in der Sitzung nicht mehr vorher schriftlich mitgeteilte
Fragen beantworten, sondern auf Fragen der Abgeordneten antworten, zu denen vorher
lediglich die den Fragen zugrundeliegenden Themen mitgeteilt worden sind. Um hier
Aktualitdt zu gewahrleisten, sollte die Landesregierung vor der Festlegung der Themen durch
die Abgeordneten Uber die zentralen Themen ihrer aktuellen Kabinettssitzung informieren.
Der lebendigen Gestaltung der Debatte sollte auch die Einflhrung der Kurzintervention
dienen, mit der Abgeordnete unmittelbar — unter Durchbrechung der Reihenfolge der vorher
angemeldeten Rednerliste — auf Redebeitrdge anderer reagieren kdnnen sollen.

Aullerdem sollen die Regelungen zu den Redezeiten vereinfacht und die Folgen der
Uberschreitung angemeldeter Redezeiten durch Mitglieder der Landesregierung neu geregelt
werden. Die Frist zur Beantwortung der Kleinen Anfragen soll fir die Landesregierung von
zehn auf zwanzig Werktage verldngert werden. Schlieflich soll durch die Streichung der
bisherigen Anlage 6 der Geschaftsordnung die Neujustierung der Redezeitverteilung durch
die Abkopplung von einer Anderung der Geschéftsordnung und ihrer Anlagen erleichtert
werden.


http://www.dokumentation.landtag-mv.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=show&dokid=28306&page=0
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e 43 Landtagssitzung am 12.09.2018: Uberweisung an denRechtsausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/3750

e 67.Landtagssitzung am 19.06.2019: Annahme des mindlich vorgetragenen
Anderungsantrages des Vorsitzenden des Rechtsausschusses, Abg. Philipp da Cunha,
in § 43 Nummer 2 die Worter,, der Zahl” durch die Worter ,deren Zahl” zu ersetzen,
Annahme des Antrages in der Fassung der gednderten Beschlussempfehlung

- Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE
Entwurf der Zweiten Anderung der Geschiftsordnung des Landtages
Mecklenburg-Vorpommern der 7. Wahlperiode
- Drucksache 7/5601 -

Hierbei sind Anderungen des Inhaltsverzeichnisses, der §§ 13, 16, 46, 88, 96 und der Anlage 4
der Geschéftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern (insbesondere Einflihrung
einer Regelung zur Zulassigkeit von Telefon- und Videokonferenzen) vorgenommen sowie
die Veroffentlichung der Anderung der Geschéaftsordnung gemal Artikel 58 Absatz 4 der
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern im Gesetz- und Verordnungsblatt und
das In-Kraft-Treten der Anderungen der Geschiftsordnung am Tag nach der Verdffentlichung
normiert worden.

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Uberweisung an den Rechtsausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5754

e 110. Landtagssitzung am 27.01.2021: Annahme der Ziffern I bis lll des Antrages
entsprechend der Beschlussempfehlung


http://www.dokumentation.landtag-mv.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=show&dokid=28306&page=0
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3.2.2  Stellungnahmen im Rahmen der Mitberatung von Antragen

Der Rechtsausschuss hat drei Stellungnahmen im Rahmen der Mitberatung von Antrédgen
erarbeitet, eine davon war an den Innen- und Europaausschuss und zwei an den
Finanzausschuss gerichtet.

a) an den Finanzausschuss

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Sozialverbande besser priifen und unterstiitzen
- Drucksache 7/77 -

Der Rechtsausschuss hat den Antrag der Fraktion DIE LINKE in seiner 11. Sitzung am 3. Mai 2017
und in seiner 12. Sitzung am 10. Mai 2017 abschlieBend beraten und mehrheitlich, soweit es
die Zustandigkeit des Rechtsausschusses betraf, mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, der
CDU und der AfD bei Gegenstimme der Fraktion DIE LINKE dessen Ablehnung beschlossen.

e 4 Landtagssitzung am 08.12.2016: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Rechtsausschuss, Innen- und Europaausschuss, Sozialausschuss (m)

e Stellungnahme des Rechtsausschusses vom 10.05.2017

e Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses auf Drucksache 7/734

- Antrag der Fraktion der BMV
Indexierung des Kindergeldes fiir im EU-Ausland lebende Kinder
- Drucksache 7/2151 -

Der Rechtsausschuss hat den Antrag der Fraktion der BMV auf Drucksache 7/2151 in seiner
44. Sitzung am 14. November 2018 abschliefend beraten. Er hat das folgende mitberatende
Votum, im Hinblick auf Ziffer T mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU
und DIE LINKE, Gegenstimmen der Fraktion der AfD sowie im Hinblick auf Ziffer 2 mehrheitlich mit
den Stimmen der SPD und der CDU, Gegenstimmen von Seiten der Fraktionen der AfD und DIE
LINKE, jeweils bei Abwesenheit der Fraktion Freie Wahler/BMV, nachstehendes Votum beschlossen:
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,1. Der Rechtsausschuss empfiehlt dem federflihrenden Finanzausschuss, den
Antrag der Fraktion der BMV auf Drucksache 7/2151 abzulehnen.

2. Der Rechtsausschuss empfiehlt dem federflhrenden Finanzausschuss, die
Landesregierung aufzufordern, sich auf Bundesebene fir die starkere Bekdmpfung
des Missbrauchs beim Bezug von Kindergeldleistungen einzusetzen.”

e 39. Landtagssitzung am 01.06.2018: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Rechtsausschuss, Sozialausschuss (m)

e Stellungnahme des Rechtsausschusses vom 12.12.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses auf Drucksache 7/2938

3.3 Empfehlungen zu Verfassungsrechtsstreitigkeiten

Klagen, Verfassungsbeschwerden und sonstige Verfahren, die beim Bundesverfassungsgericht
oder dem Verfassungsgericht eines Landes anhdngig sind und zu denen dem Landtag
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wird, werden dem Rechtsausschuss mit der Bitte
um eine schriftliche Empfehlung von der Prasidentin unmittelbar zur Beratung Uberwiesen.

Die Empfehlung des Rechtsausschusses soll innerhalb von vier Wochen der Prasidentin
zugeleitet werden. Nach Eingang der Empfehlung oder nach Ablauf der Frist entscheidet
die Prasidentin im Benehmen mit dem Altestenrat Uber die Abgabe einer Stellungnahme
gegeniber dem Bundesverfassungsgericht oder dem Verfassungsgericht eines Landes unter
Berlicksichtigung der Empfehlung des Rechtsausschusses. Dieses Verfahren ist so in § 69 der
Geschéftsordnung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern geregelt.
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3.3.1 Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht
Mecklenburg-Vorpommern

Wahrend der 7. Wahlperiode sind insgesamt 17 Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht
und 4 Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht Gegenstand von Beratungen im
Rechtsausschuss gewesen.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-
Vorpommern mit dem Aktenzeichen LVerfG 7/16
Verfassungsbeschwerde gegen § 18 Abs. 1 Satz 1 Gleichstellungsgesetz M-V

Der mannliche Beschwerdeflihrer sah sich durch die Regelung in § 18 Absatz 1 Satz 1
Gleichstellungsgesetz M-V vom 11. Juli 2016 in seinen Rechten aus Art. 5 Abs. 3 der Verfassung
des Landes i. V. m. Art. 3 Abs. 2 Grundgesetz und Art. 13 der Verfassung des Landes sowie
Art. 20 Abs. 1 und 2 Grundgesetz verletzt. Die Regelung in § 18 Abs. 1 Satz 1 sieht vor, dass
nur weibliche Personen zur Wahl der Gleichstellungsbeauftragten berechtigt sind. Der
Beschwerdeflhrer war der Auffassung, diese Regelung verstol3e gegen das grundgesetzliche
und landesverfassungsrechtliche Verbot der Benachteiligung wegen des Geschlechts sowie
gegen das Demokratieprinzip.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 3. Sitzung am 30. November 2016 mehrheitlich mit den
Stimmen der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU gegen die Stimmen der Fraktion
der AfD und bei Enthaltung vonseiten der Fraktion DIE LINKE die Empfehlung beschlossen, in
dem Verfahren LVerfG 7/16 eine Stellungnahme gegentiber dem Landesverfassungsgericht
abzugeben, in der die Vereinbarkeit der vom Landtag mehrheitlich gefassten Beschlisse
mit der Verfassung insbesondere im Hinblick auf das vom Landtag durchgefiihrte
Gesetzgebungsverfahren unterstrichen und erldutert werden sollte. Es wurde empfohlen,
gegebenenfalls vorsorglich einen Verfahrensbevollmachtigten zu bestellen.

Das Landesverfassungsgericht hat die Verfassungsbeschwerde mit Beschluss vom 20.07.2017
als unbegriindet zurlickgewiesen.
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- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit dem Aktenzeichen LVerfG 1/17
Organstreitverfahren Prof. Dr. Ralph Weber, MdL gegen Landtag
Mecklenburg-Vorpommern, vertreten durch die Landtagsprasidentin

Gegenstand des Verfahrens waren drei Ordnungsrufe und der Entzug des Rederechts durch
die jeweilige Sitzungsprasidentin im Rahmen der 3. Sitzung des Landtages am 7. Dezember
2016. Der dagegen gerichtete Einspruch ist am 9. Januar 2017 im Altestenrat beraten und
durch den Landtag im Rahmen seiner 5. Sitzung am 10. Januar 2017 mehrheitlich mit den
Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE gegen die Stimmen der Fraktion der AfD
zurlckgewiesen worden.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 10. Sitzung am 29. Méarz 2017 mehrheitlich mit den Stimmen der
FraktionenderSPD,CDUundDIELINKEgegenzweiStimmenderFraktionder AfDbeiNichtbeteiligung
eines Abgeordneten der Fraktion der AfD an der Abstimmung die Empfehlung beschlossen, in
dem Verfahren LVerfG 1/17 eine Stellungnahme gegeniber dem Landesverfassungsgericht
abzugeben, in der die RechtmaBigkeit der angegriffenen Ordnungsmalinahmen und der sie
bestdtigenden Mehrheitsentscheidung des Landtages unterstrichen und erldutert werden sollte.
Der beantragten einstweiligen Anordnung sollte entgegengetreten werden. Des Weiteren wurde
empfohlen, einen Verfahrensbevollmachtigten zu bestellen.

Das Landesverfassungsgericht hat die Verfassungsbeschwerde mit Beschluss vom 10. Oktober
2017 als unzuldssig verworfen.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit dem Aktenzeichen LVerfG 4/17
Verfassungsbeschwerde gegen §§ 3, 4, 6, 11 und 12 BiiGembeteilG M-V

Die  Beschwerdefihrerin = sah  sich  durch die Vorgaben des Burger- und
Gemeindebeteiligungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern, eine Projektgesellschaft fur die
Errichtung und das Betreiben von Windkraftanlagen zu griinden und den Kaufberechtigten im
Sinne des Gesetzes Anteile oder eine Ausgleichsabgabe anzubieten, in ihren Rechten verletzt.
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Der Rechtsausschuss hat in seiner 14. Sitzung am 5. Juli 2017 mehrheitlich mit den Stimmen
der Fraktionen der SPD, der CDU und DIE LINKE gegen die Stimmen der Fraktion der AfD die
Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 4/17 eine Stellungnahme gegentber dem
Landesverfassungsgericht abzugeben, in der die Vereinbarkeit der vom Landtag mehrheitlich
gefassten Beschllsse mit der Verfassung insbesondere im Hinblick auf das vom Landtag
durchgefiihrte Gesetzgebungsverfahren unterstrichen und erldutert werden sollte. Es wurde
empfohlen, gegebenenfalls vorsorglich einen Verfahrensbevollmdchtigten zu bestellen.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit den Aktenzeichen LVerfG 7/17
Organstreitverfahren der Herren
1.Christoph Grimm und
2.Thomas de Jesus Fernandes,
Mitglieder des 1. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses des Landtags
Mecklenburg-Vorpommern, Fraktion der AfD im Landtag Mecklenburg-Vorpommern,
gegen
den 1. Parlamentarischen Untersuchungsausschuss
des Landtags Mecklenburg-Vorpommern
2.den Vorsitzenden des 1. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses
des Landtags Mecklenburg-Vorpommern Jochen Schulte

Die Antragsteller begehrten die Feststellung, dass die Antragsgegner zu 1. und 2. gegen Art. 34
Abs. 3 Satz 1 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern verstoSen haben, indem
sie in der 4. Sitzung des 1. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses (PUA) des Landtags
Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode am 26. Juni 2017 die mit Beweisantrdgen
der Antragstellerin zu 1. und 2. vom 26. Juni 2017 beantragten Beweiserhebungen abgelehnt
haben. Die Antragsteller zu 2. waren zu diesem Zeitpunkt noch mit drei Mitgliedern im PUA
vertreten und bildeten damit eine so genannte qualifizierte Minderheit im PUA.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 26. Sitzung am 28. Februar 2018 einstimmig die Empfehlung
beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 7/17 seitens des Landtages keine Stellungnahme abzugeben.
Begriindet wurde dies vor allem damit, dass der PUA am 24. Januar 2018 beschlossen hat, in dem
Verfahren einen Verfahrensbevollmachtigten mit der Erarbeitung einer Stellungnahme zu beauftragen.

Das Landesverfassungsgericht hat den Antrag mit Beschluss vom 25. Oktober 2018 als

unzuldssig verworfen.
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- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit dem Aktenzeichen LVerfG 8/17 e.A. und LVerfG 9/17
Verfassungsbeschwerde des Herrn Jorg Jarick wegen Verletzung des Grundrechts
auf Datenschutz im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag und im entsprechenden
Zustimmungsgesetz

Der BeschwerdefUhrer sah sich in seinen Rechten aus Art. 6 Abs. 1 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern verletzt. Im Wege einer Einstweiligen Anordnung versuchte er,
die Weitergabe der Meldedaten durch die Meldebehdrden und deren Verarbeitung durch die
Rundfunkanstalten bis zu einer endgdltigen Entscheidung Uber seine Verfassungsbeschwerde
untersagen zu lassen. Mit Art. 4 des Neunzehnten Rundfunkdnderungsstaatsvertrages,
dem der Landtag der sechsten Wahlperiode auf der Grundlage des Gesetzentwurfes der
Landesregierung (Drs. 6/5274) und der Beschlussempfehlung des Innenausschusses (Drs.
6/5473) zugestimmt hatte, wurde der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag u. a. dahingehend
gedndert, dass ein wiederholter Meldedatenabgleich zur Beitragserhebung eingefiihrt wurde.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 27. Sitzung am 7. Méarz 2018 einvernehmlich mit den Stimmen
der Fraktionen der SPD und CDU bei Enthaltung vonseiten der Fraktionen der AfD, DIE LINKE und
BMV die Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 8/17 e.A; 9/17 eine Stellungnahme
gegenUber dem Landesverfassungsgericht abzugeben, in der die Vereinbarkeit der vom Landtag
mehrheitlich gefassten Beschlisse mit der Verfassung insbesondere im Hinblick auf das vom
Landtag durchgefiihrte Gesetzgebungsverfahren unterstrichen und erldutert werden sollte.
Gegebenenfalls sollte vorsorglich ein Verfahrensbevollmachtigter bestellt werden.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-
Vorpommern mit dem Aktenzeichen LVerfG 1/18
Organstreitverfahren des Herrn Dr. Matthias Manthei, MdL,
gegen Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern
wegen Verletzung des parlamentarischen Fragerechts aus Artikel 40 Abs. 1 Satz 1
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern

Der Antragssteller sah sich in seinem parlamentarischen Fragerecht aus Art. 40 Abs. 1 Satz 1
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern durch die Nichtbeantwortung seiner
Kleinen Anfrage auf Drucksache 7/1916 verletzt. Der Landtag hatte die Gelegenheit, in dem
Organstreitverfahren LVerfG 1/18 bis zum 6. September 2018 dem Verfahren beizutreten und
eine Stellungnahme abzugeben.
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Der Rechtsausschuss hat in seiner 34. Sitzung am 20. Juni 2018 mehrheitlich mit den Stimmen
der Fraktionen der SPD und CDU gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE und BMV bei
Enthaltung seitens der Fraktion der AfD die Empfehlung beschlossen, dem Verfahren nicht
beizutreten und keine Stellungnahme gegenliber dem Landesverfassungsgericht abzugeben.

Das Landesverfassungsgericht hat die Verfassungsbeschwerde mit Beschluss vom 10. Oktober

2017 als unzuldssig verworfen.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-
Vorpommern mit dem Aktenzeichen LVerfG 2/18
Organstreitverfahren
1. Fraktion DIE LINKE im Landtag Mecklenburg-Vorpommern,
2. Jeannine Rosler (MdL) und Karsten Kolbe (MdL),
3. Simone Oldenburg (MdL) und Dr. Mignon Schwenke (MdL), Peter Ritter (MdL),
Torsten Koplin (MdL), Eva-Maria Kréger (MdL), Dr. Wolfgang Weif3 (MdL),
Karen Larisch (MdL), Henning Foerster (MdL) sowie Jacqueline Bernhardt (MdL)
gegen Landtag Mecklenburg-Vorpommern
wegen Verletzung Abgeordnetenrechte aus Art. 20 Abs. 1 Satz 3i.V. m. Art. 2 und
3 Abs. 1 Satz 2, Art. 4 und 61 Abs. 2, 3 und 4 Satz 1 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern sowie aus Art. 22 Abs. 1 und 2i. V. m. Art. 2, 3 Abs. 1
Satz 2 und Art. 20 Abs. 1 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern

Die Antragsteller sahen sich in ihren Abgeordnetenrechten aus Art. 20 Abs. 1 Satz 3. V. m.
Art. 2 und 3 Abs. 1 Satz 2, Art. 4 und 61 Abs. 2, 3 und 4 Satz 1 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern sowie aus Art. 22 Abs. 1 und 2 i. V. m. Art. 2, 3 Abs. 1 Satz 2 und
Art. 20 Abs. 1 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern verletzt. Sie wandten
sich gegen Bestimmungen des Haushaltsbegleit- sowie des Haushaltsgesetzes, welche
durch die Schaffung eines speziellen Sondervermogens und der Verfahrensweise beziglich
der Verwendung des Vermdgens sowohl das Budgetrecht des Landtages Mecklenburg-
Vorpommern, den Oppositionsstatus und den Abgeordnetenstatus verletzen. Der Landtag
hatte die Gelegenheit, in dem Organstreitverfahren LVerfG 2/18 bis zum 17. September 2018
eine Stellungnahme abzugeben.
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Der Rechtsausschuss hat in seiner 34. Sitzung am 20. Juni 2018 mehrheitlich mit den Stimmen
der Fraktionen der SPD, der CDU und AfD bei Enthaltung vonseiten der Fraktionen DIE LINKE
und BMV die Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 2/18 eine Stellungnahme
gegenlber dem Landesverfassungsgericht abzugeben, in der die Vereinbarkeit der vom Landtag
mehrheitlich gefassten Beschlisse mit der Verfassung insbesondere im Hinblick auf das vom
Landtag durchgefihrte Gesetzgebungsverfahren unterstrichen und erldutert werden sollte. Es
wurde empfohlen, gegebenenfalls vorsorglich einen Verfahrensbevollmadchtigten zu bestellen.

Das Landesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 26. September 2019 die Antrdge, soweit sie
zuldssig waren, zuriickgewiesen und im Ubrigen verworfen.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit dem Aktenzeichen LVerfG 3/18
Verfassungsbeschwerde
wegen Verletzung des Petitionsrechts (Art. 10 LVerf M-V)

Der Beschwerdeflhrer Renaldo Awe hat eine Verletzung seines Petitionsrechtes
aus  Art. 10  Verfassung des Landes  Mecklenburg-Vorpommern  geltend
gemacht. Im Einzelnen sah er sich durch die Mitteilung des Sekretariates des
Petitionsausschusses, dass von einer sachlichen Priifung der Eingabe gem. § 2 Abs. 2
lit. ) Petitions- und Burgerbeauftragtengesetz Mecklenburg-Vorpommern (PetBUG
M-V) abgesehen werden solle, in seinen Rechten verletzt. Nach § 2 Abs. 2 lit. ¢ PetBUG
M-V kann von der sachlichen Priifung einer Eingabe abgesehen werden, wenn sie nach
Form oder Inhalt eine Straftat darstellt. Der Petitionsausschuss hat von einer Entscheidung in
der Sache abgesehen, weil die Petitionsschrift nach dessen Auffassung ehrverletzende und
beleidigende Inhalte hatte.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 36. Sitzung am 5. September 2018 einstimmig die
Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 3/18 eine Stellungnahme gegeniber dem
Landesverfassungsgerichtabzugeben,in deraufdie Unzuldssigkeit derVerfassungsbeschwerde
hingewiesen werden sollte. Vor dem Hintergrund des aktuellen Sach- und Streitstandes wurde
die Bestellung eines Verfahrensbevollmdchtigten nicht fur erforderlich erachtet.
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- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit dem Aktenzeichen LVerfG 4/18
Verfassungsbeschwerde wegen
Verletzung des Petitionsrechts (Art. 10 LVerf M-V)

Der Beschwerdeflhrer Reinhard Bottcher hat eine Verletzung seines Petitionsrechtes aus Art. 10
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LVerf M-V) geltend gemacht. Nach Angaben des
Beschwerdefiihrers sei eine von ihm eingereichte Fachaufsichtsbeschwerde gegen das Ministerium
fur Inneres und Europa Mecklenburg-Vorpommern seiner Ansicht nach im wesentlichen Teil nicht
bearbeitet worden, weshalb er eine Petition beim Petitionsausschuss des Landtages Mecklenburg-
Vorpommern einreichte. Der BeschwerdefUhrer duf3erte, dass auch die Petition beendet worden
sei, ohne auf den Inhalt einzugehen. Die Verfassungsbeschwerde ist unter dem 3. August 2018 zur
Niederschrift beim Landesverfassungsgericht erhoben worden. Anlagen zur Beschwerde lagen
dort nicht vor. Nach Auskunft des Sekretariates des Petitionsausschusses ist das Petitionsverfahren
vollstdndig durchlaufen worden, der Petent war jedoch mit dem Ergebnis nicht einverstanden.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 36. Sitzung am 5. September 2018 einstimmig die
Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 4/18 eine Stellungnahme gegeniber dem
Landesverfassungsgerichtabzugeben,in deraufdie Unzuldssigkeit derVerfassungsbeschwerde
hingewiesen werden sollte. Vor dem Hintergrund des aktuellen Sach- und Streitstandes wurde
die Bestellung eines Verfahrensbevollméachtigten nicht fir erforderlich erachtet.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit dem Aktenzeichen LVerfG 1/19
Organstreitverfahren des Herren Nikolaus Kramer, MdL,
gegen die Prasidentin des Landtages

Der Beschwerdefiihrer hat eine Verletzung seiner Abgeordnetenrechte geltend gemacht.
Inhaltlich ging es um einen Ordnungsruf durch die Sitzungsprasidentin, der in der 49. Sitzung
am 21. November 2018 nachtrdglich fur ein Verhalten des Abgeordneten in der 47. Sitzung
am 25. Oktober 2018 ausgesprochen wurde und vom Landtag durch Zurlckweisung des
Einspruchs des Abgeordneten bestatigt wurde.



Kompetenzbereich des Rechtsausschusses 417

Der Rechtsausschuss hat in seiner 49. Sitzung am 27. Februar 2019 mehrheitlich mit den
Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und Freie Wahler/BMV bei Gegenstimmen
seitens der Fraktion der AfD die Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 1/19
eine Stellungnahme gegenliber dem Landesverfassungsgericht abzugeben, in der die
RechtmaRigkeit der angegriffenen Ordnungsmallnahmen und der sie bestatigenden
Entscheidung des Landtages unterstrichen und erlautert werden sollte. Es wurde empfohlen,
einen Verfahrensbevollmachtigten zu bestellen.

Das Landesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 19. Dezember 2019 festgestellt, dass der
gegenUber dem Antragsteller in der Sitzung des Landtags Mecklenburg-Vorpommern am 21.
November 2018 (49. Sitzung der 7. Wahlperiode) erfolgte Ordnungsruf gegen Art. 22 Abs. 1
und 2 Satz 1 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern verstof3en hat.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit dem Aktenzeichen LVerfG 2/19
Verfassungsbeschwerdeverfahren des Landkreises Ludwigslust-Parchim
gegen die gesetzliche Bestimmung der fiir die Durchfiihrung des SGB IX,
Teil 2, zustéandigen Trager der Eingliederungshilfe, hilfsweise gegen § 17 des
Landesausfiihrungsgesetzes SGB XII

Inhaltlich ging es um die vom beschwerdeflihrenden Landkreis behauptete Verletzung des
Konnexitatsprinzips (Art. 72 Abs. 3 LVerf M-V) durch die landesgesetzliche Umsetzung des
bundesrechtlichen Gesetzes zur Starkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen
mit Behinderungen (BTHG) in Mecklenburg-Vorpommern. Der Beschwerdefihrer als Trager der
Sozialhilfe ist nach landesgesetzlicher MafRlgabe auch fiir die Erbringung von Leistungen der
Eingliederungshilfe (SGB IX, Xll) zustandig. Der Landesgesetzgeber, so der Beschwerdeflhrer,
habe entgegen Art. 72 Abs. 3 LVerf M-V keine Regelung fir einen finanziellen Ausgleich der
hierdurch entstehenden Mehrkosten getroffen. Dadurch sah sich der Beschwerdefihrer in seiner
durch das Konnexitatsprinzip geschitzten Finanzhoheit als einem wesentlichen Bestandteil des
Selbstverwaltungsrechts (Art. 72 Abs. 1 S. 2 LVerf M-V), verletzt. Angegriffen wurde primér das
Landesgesetz v. 27. Januar 2018 (GVOBI. M-V, 542), mit welchem dem Beschwerdefihrer die
Zustandigkeit fur die Eingliederungshilfe Gbertragen wurde. Hilfsweise, fir den Fall, dass das
Landesverfassungsgericht dieses Gesetz nicht fiir einen tauglichen Beschwerdegegenstand
gehalten hatte, sollte sich die Verfassungsbeschwerde gegen das Landesgesetz zur Ausflhrung
desSGBXIlinderFassungdurch Art. 1 des Gesetzes vom 27. Januar 2018 (GVOBI. M-V, S.38) richten.
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Die angegriffenen gesetzlichen Regelungen wurden auf der Grundlage eines Gesetzesentwurfes
der Landesregierung (Drs. 7/1122) und einer Beschlussempfehlung des Sozialausschusses
(Drs. 7/1635) mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, CDU und BMV bei
Gegenstimmen der Fraktion DIE LINKE und Stimmenthaltung der Fraktion der AfD am 24. Januar
2018 angenommen und am 14. Februar 2018 verkindet.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 49. Sitzung am 27. Februar einvernehmlich mit den Stimmen der
Fraktionen der SPD, CDU und Freie Wahler/BMV bei Enthaltung vonseiten der Fraktionen der AfD
und DIE LINKE die Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 2/19 eine Stellungnahme
gegeniiber dem Landesverfassungsgericht abzugeben, in der die Vereinbarkeit der vom Landtag
mehrheitlich gefassten Beschllsse mit der Verfassung insbesondere im Hinblick auf das vom
Landtag durchgefiihrte Gesetzgebungsverfahren unterstrichen und erldutert werden sollte. Es
wurde empfohlen, gegebenenfalls vorsorglich einen Verfahrensbevollmachtigten zu bestellen.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg -Vorpommern
mit dem Aktenzeichen LVerfG 3/19
Verfassungsbeschwerde der Hanse- und Universitatsstadt Rostock
gegen das Gesetz zur Anderung des Landesausfiihrungsgesetzes SGB XIl und
anderer Gesetze vom 27. Januar 2018 sowie gegen das Zweite Gesetz zur Anderung
des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern vom 14, Februar 2018

Inhaltlich ging es um die von der beschwerdefihrenden kreisfreien Stadt behauptete Verletzung
des Konnexitatsprinzips (Art. 72 Abs. 3 LVerf M-V) durch die landesgesetzliche Umsetzung des
bundesrechtlichen Gesetzes zur Starkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen
mit Behinderungen (BTHG) in Mecklenburg-Vorpommern. Die Beschwerdefiihrerin ist als Tra-
gerin der Sozialhilfe nach landesgesetzlicher MaRgabe auch fir die Erbringung von Leistungen
der Eingliederungshilfe (SGB IX, XIl) zustandig. Der Landesgesetzgeber habe entgegen Art. 72
Abs. 3 LVerf M-V keine Regelung fur einen finanziellen Ausgleich der hierdurch entstehenden
Mehrkosten getroffen, weder im Gesetz zur Anderung des Landesausfiihrungsgesetzes SGB
Xl vom 27. Januar 2018 (GVOBI. M-V, S.42), mit welchem der Beschwerdefihrerin die Zustan-
digkeit fir die Eingliederungshilfe tbertragen wurde, noch im Zweiten Gesetz zur Anderung
des Finanzausgleichsgesetzes vom 14. Februar 2018 (GVOBI. S. 54). Die Beschwerdeflhrerin
fihrte aus, dass der Landesgesetzgeber mit der Zweiten Anderung des Finanzausgleichsgeset-
zes Mecklenburg-Vorpommern (FAG M-V) die Mittel fir die Wahrnehmung der Aufgaben des
Ubertragenen Wirkungskreises abgesenkt habe, sie aber unmittelbar durch die BTHG-bedingte
Aufgabenibertragung Gesamtmehrausgaben habe, die jedoch nicht ausgeglichen wurden.
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Dadurch sah sich die Beschwerdefiihrerin in ihrer durch das Konnexitdtsprinzip geschitzten Fi-
nanzhoheit und damit ihrem Selbstverwaltungsrecht (Art. 72 Abs. 1 S. 2 LVerf M-V) verletzt. Die
angegriffenen gesetzlichen Regelungen wurden, soweit das Gesetz zur Anderung des Landes-
ausfihrungsgesetzes SGB XlI betroffen war, auf Grundlage der Beschlussempfehlung des Sozial-
ausschusses auf Drucksache 7/1122, soweit das Zweite Gesetz zur Anderung des FAG betroffen
war, auf Grundlage der Beschlussempfehlung des Innen- und Europaausschusses auf Drucksa-
che 7/1129 in der Sitzung des Landtages am 24. Januar 2018 mehrheitlich verabschiedet.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 49. Sitzung am 27. Februar 2019 einvernehmlich mit den Stimmen
der Fraktionen der SPD, CDU und Freie Wahler/BMV bei Enthaltung vonseiten der Fraktionen der
AfD und DIE LINKE die Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 3/19 eine Stellungnahme
gegentber dem Landesverfassungsgericht abzugeben, in der die Vereinbarkeit der vom Landtag
mehrheitlich gefassten Beschliisse mit der Verfassung insbesondere im Hinblick auf das vom Landtag
durchgefihrte Gesetzgebungsverfahren unterstrichen und erldutert werden sollte. Es wurde
empfohlen, gegebenenfalls vorsorglich einen Verfahrensbevollmachtigten zu bestellen.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-
Vorpommern mit dem Aktenzeichen LVerfG 6/19
Organstreitverfahren
1. Fraktion Alternative fiir Deutschland (AfD) im Landtag von Mecklenburg-Vorpommern,
2. Christoph Grimm (MdL) und
3. Horst Forster (MdL)
gegen
die Prasidentin des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern

Inhaltlich begehrten die Antragsteller die Feststellung, dass die Nichtberiicksichtigung bei der Ausrichtung
desTrauerstaatsaktsflrdie verstorbene Landtagsprasidentinam 13.Mai 2019 durch die Landtagsverwaltung
und die Billigung dieses Vorgehens durch die Antragsgegnerin die Antragsteller in ihren Rechten aus
Art. 5 und 26 Landesverfassung (LVerf M-V) in Verbindung mit Art. 3 Grundgesetz verletzt.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 56. Sitzung am 21. August 2019 einstimmig mit den
Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU, der AfD, DIE LINKE und Freie Wahler/BMV die
Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 6/19 eine Stellungnahme gegentiber dem
Landesverfassungsgericht abzugeben und einen Verfahrensbevollmachtigten zu bestellen.
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- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit dem Aktenzeichen LVerfG 6/19
Verfassungsbeschwerdeverfahren gegen das Gesetz zur Abschaffung der
StraBenausbaubeitrage

Inhaltlich gingesumdenmit Artikel 1 Nr.2 des Gesetzes zur Abschaffung der StralBenausbaubeitrage
eingefligten § 8a des Kommunalabgabengesetzes. Die BeschwerdefUhrerin sah sich durch die
RegelunginihrenRechten aus Artikel 72 und 73 derVerfassung des Landes verletzt. Die angegriffene
gesetzliche Vorschrift ist auf der Grundlage der Beschlussempfehlung des Ausschusses fur innere
Angelegenheiten und Angelegenheiten der Europdischen Union auf Drucksache 7/3752 in der
67. Sitzung des Landtages am 19. Juni 2019 mehrheitlich verabschiedet worden.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 66. Sitzung am 22. Januar 2020 einstimmig die
Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 6/19 eine Stellungnahme gegeniber dem
Landesverfassungsgericht abzugeben, in der die Vereinbarkeit der vom Landtag mehrheitlich
gefassten Beschllsse mit der Verfassung insbesondere im Hinblick auf das vom Landtag
durchgefiihrte Gesetzgebungsverfahren unterstrichen und erlautert werden sollte. Es wurde
empfohlen, gegebenenfalls vorsorglich einen Verfahrensbevollmachtigten zu bestellen.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-
Vorpommern mit dem Aktenzeichen LVerfG 1/20
Verfassungsbeschwerdeverfahren der Landeshauptstadt Schwerin
gegen § 19a des Gesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausfiihrung
des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch in der Fassung vom 16. Dezember
und gegen §§ 12, 15 des Gesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur
Ausfiihrung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 16. Dezember 2019

Inhaltlich ging es um die von der beschwerdeflihrenden kreisfreien Landeshauptstadt
behauptete Verletzung des Konnexitatsprinzips (Art. 72 Abs. 3 LVerf M-V) durch die
landesgesetzliche Umsetzung des bundesrechtlichen Gesetzes zur Starkung der Teilhabe und
Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen (BTHG) in Mecklenburg-Vorpommern.
Die Beschwerdefiihrerin ist als Tragerin der Sozialhilfe nach landesgesetzlicher Mal3gabe
auch fir die Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe (SGB IX, Xll) zusténdig.
Der Landesgesetzgeber habe entgegen Art. 72 Abs. 3 LVerf M-V keine Regelung fir einen
finanziellen Ausgleich der hierdurch entstehenden Mehrkosten getroffen. Dadurch sah sich
der BeschwerdefUhrer in seiner durch das Konnexitdtsprinzip geschitzten Finanzhoheit
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als einem wesentlichen Bestandteil des Selbstverwaltungsrechts (Art. 72 Abs. 1 S. 2 LVerf
M-V) verletzt. Die angegriffenen gesetzlichen Regelungen wurden auf der Grundlage der
Beschlussempfehlung des Sozialausschusses auf Drucksache 7/4462 in der Landtagssitzung
am 12. Dezember 2019 mehrheitlich angenommen.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 80. Sitzung am 2. Dezember 2020 mehrheitlich mit den
Stimmen der Fraktionen der SPD und CDU, Gegenstimmen vonseiten der Fraktion DIE LINKE und
bei Enthaltung vonseiten der Fraktion der AfD die Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren
LVerfG 1/20 eine Stellungnahme gegeniber dem Landesverfassungsgericht abzugeben, in
der die Vereinbarkeit der vom Landtag mehrheitlich gefassten Beschlisse mit der Verfassung
insbesondere im Hinblick auf das vom Landtag durchgefiihrte Gesetzgebungsverfahren
unterstrichen und erldutert werden sollte. Es wurde empfohlen, gegebenenfalls vorsorglich
einen Verfahrensbevollmachtigten zu bestellen.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit dem Aktenzeichen LVerfG 2/20
Verfassungsbeschwerde gegen §§ 9,24 Abs. 1 S. 5 u. 6, Abs. 3, Abs. 6 und Abs. 7,
33, 34 des Gesetzes zur Einfiihrung der Elternbeitragsfreiheit, zur Starkung der
Elternrechte und zur Novellierung des Kindertagesférderungsbeitragsgesetzes
Mecklenburg-Vorpommern (Kindertagesférderungsgesetz; KiF6G M-V)

Inhaltlich ging es um die behauptete Verletzung des Grundrechts auf Berufsfreiheit gemal3
Art. 5 Abs. 3 LVerf M-V i. V. m. Art. 12 Abs. 1 GG durch das Kindertagesférderungsgesetz (KifoG
M-V). Die Beschwerdefuhrer, darunter Verbande der AWO und des DRK, dul3erten, dass die
Vorschriften dieses Landesgesetzes zunachst formell als auch materiell unzuldssig und
verfassungswidrig seien. Die angegriffene gesetzliche Regelung wurde auf der Grundlage der
Beschlussempfehlung des Sozialausschusses auf Drucksache 7/4092 in der Landtagssitzung
am 4. September 2019 mehrheitlich verabschiedet.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 82. Sitzung am 20. Januar 2021 mehrheitlich mit den
Stimmen der Fraktionen der SPD und CDU, Gegenstimmen vonseiten der Fraktionen der AfD
und DIE LINKE die Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 2/20 eine Stellungnahme
gegenlber dem Landesverfassungsgericht abzugeben, in der die Vereinbarkeit der vom Landtag
mehrheitlich gefassten Beschlisse mit der Verfassung insbesondere im Hinblick auf das vom
Landtag durchgefiihrte Gesetzgebungsverfahren unterstrichen und erldutert werden sollte. Es

wurde empfohlen, gegebenenfalls vorsorglich einen Verfahrensbevollméchtigten zu bestellen.
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- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit dem Aktenzeichen LVerfG 3/20
Kommunale Verfassungsbeschwerde gegen §§ 25, 26, 27, 28 des Gesetzes zur
Einfiihrung der Elternbeitragsfreiheit, zur Starkung der Elternrechte und
zur Novellierung des Kindertagesforderungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern
vom 4. September 2019 (GVOBI. M-V 2019, S. 558)

Inhaltlich ging es um die behauptete Verletzung des Konnexitatsprinzips und des Rechts auf
Selbstverwaltung (Art.72 Abs. 3, Art. 72 Abs. 1 S. 2 LVerf M-V) durch die Finanzierungsregelungen
des Kindertagesforderungsgesetzes (KifoG M-V) in der Fassung vom 4. September 2019
(in Kraft seit Anfang 2020). Zentraler Beschwerdegegenstand war § 28 KifoG M-V, durch
den die Landkreise als ortliche Trager der offentlichen Jugendhilfe nach Auffassung des
Beschwerdeflhrers in erweitertem Umfang zur Finanzierung der Kindertagesforderung
verpflichtet werden. Damit hingen die Finanzierungsvorschriften der §§ 25, 26, 27 Kif6G
M-V untrennbar zusammen. Nach Auffassung des Beschwerdeflihrers wurden keine den
verfassungsrechtlichen Anforderungen genigende Kostendeckungsregeln fur die Landkreise
als ortliche Trager der offentlichen Jugendhilfe geschaffen. Die angegriffene gesetzliche
Regelung wurde auf der Grundlage der Beschlussempfehlung des Sozialausschusses auf
Drucksache 7/4092 in der Landtagssitzung am 4. September 2019 mehrheitlich verabschiedet.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 82. Sitzung am 20. Januar 2021 mehrheitlich mit den
Stimmen der Fraktionen der SPD und CDU, Gegenstimmen vonseiten der Fraktionen der AfD
und DIE LINKE die Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 3/20 eine Stellungnahme
gegeniber dem Landesverfassungsgericht abzugeben, in der die Vereinbarkeit der vom
Landtag mehrheitlich gefassten Beschlisse mit der Verfassung insbesondere im Hinblick auf
das vom Landtag durchgeflihrte Gesetzgebungsverfahren unterstrichen und erldutert werden
sollte. Es wurde empfohlen, gegebenenfalls vorsorglich einen Verfahrensbevollméachtigten zu
bestellen.
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- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit dem Aktenzeichen LVerfG 2/21
Organstreitverfahren AfD-Fraktion u. a.
gegen die Prasidentin des Landtages Mecklenburg-Vorpommern

Inhaltlich ging es um die behauptete Verletzung des Budgetrechts des Landtages durch die
Beschlussfassung Uber das Zweite Nachtragshaushaltsgesetz 2020 und das dazugehérige
Haushaltsbegleitgesetz (Drs. 7/5435 und 7/5436). Damit habe der Landtag gegen Art. 61
Abs. 1, 2 und Art. 65 Abs. 2 Satz 2, 2. Alt. der Verfassung des Landes verstoBen und insoweit
das Budgetrecht des Parlaments, auch der 8. Wahlperiode, verletzt. AulBerdem habe der
Landtag die Mitglieder der AfD-Fraktion in ihrem verfassungsrechtlichen Status aus Art. 22
Abs. 2. V. m. Art. 61 Abs. 1 und 4 der Verfassung des Landes verletzt. Daneben wurde auch
die Landesregierung angegriffen, die den Entwurf des Gesetzes eingebracht und damit das
Budgetrecht unmittelbar gefdhrdet habe.

Der Rechtsausschuss hat in seiner 92. Sitzung am 4. August 202 mehrheitlich mit den Stimmen
der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE und Gegenstimmen vonseiten der Fraktionen
der AfD die Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren LVerfG 2/21 eine Stellungnahme
gegenlber dem Landesverfassungsgericht abzugeben, in der die Vereinbarkeit der vom
Landtag mehrheitlich gefassten Beschlisse mit der Verfassung insbesondere im Hinblick auf
das vom Landtag durchgefihrte Gesetzgebungsverfahren unterstrichen und erldutert werden
sollte. Es wurde empfohlen, gegebenenfalls vorsorglich einen Verfahrensbevollmachtigten zu
bestellen.

3.3.2  Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht

DerAusschusshatsichinder7 Wahlperiode mitvierVerfahrenvordemBundesverfassungsgericht
befasst und dazu Beschlisse gefasst. In Bezug auf eines dieser Verfahren hat der Europa- und
Rechtsausschuss die Abgabe einer Stellungnahme gegeniber dem Bundesverfassungsgericht
empfohlen.
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- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Bundessverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit dem Aktenzeichen 1 BvR 2579/15
Verfassungsbeschwerde zwei Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts

Inhaltlich ging es um die Anwendung von bayerischem Landesrecht durch die Gerichte
und Verwaltungsbehoérden. Der Beschwerdeflihrer sah sich durch einen Vermerk auf einem
Zeugnis in seinen Rechten aus Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 3 Abs. 1
GG, Art. 3 Abs. 3S.2 GG, Art. 12 Abs. 1 GG sowie Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG verletzt.

Der Beschwerdefiihrer leidet an Legasthenie, die ihm von Facharzten bescheinigt wurde,
und erhielt deshalb auf der Grundlage bayerischer Verwaltungsvorschriften in der Schule
verschiedene AusgleichsmaSnahmen. Im Jahre 2010 wurde ihm sein Abiturzeugnis mit
dem Vermerk ausgehandigt, dass aufgrund einer facharztlich festgestellten Legasthenie
Rechtschreibleistungen nicht bewertet sowie in den Fremdsprachen die schriftlichen
und mundlichen Leistungen im Verhdltnis 1:1 bewertet werden. Hiergegen hat der
Beschwerdefihrer mit dem Ziel geklagt, jeden Vermerk Uber die Berlcksichtigung der
Legasthenie aus dem Abiturzeugnis entfernen zu lassen. Das Verwaltungsgericht gab der
Klage insoweit statt, als in dem Zeugnis kein Hinweis auf,facharztlich festgestellte Legasthenie”
hatte enthalten sein dirfen. Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof gab seiner Klage im Wege
der Berufung vollumfanglich statt, so dass, mangels landesgesetzlicher Grundlage, gar keine
Bemerkung im Zeugnis hatte enthalten sein durfen. Das Bundesverwaltungsgericht hob dieses
Urteil auf, da der Kldger (der jetzige Beschwerdefihrer) keinen Anspruch auf ein Abiturzeugnis
ohne Bemerkungen zur Nichtbewertung von Rechtschreibleistungen und zur Bewertung der
schriftlichen und mundlichen Leistungen in den Fremdsprachen habe. Allerdings bediirfe die
Nichtbewertung oder besondere Bewertung von bestimmten Leistungen in Féllen facharztlich
festgestellter Legasthenie einer gesetzlichen Grundlage, an der es hier fehle. Im Bereich des
sogenannten,Notenschutzes” habe der Landesgesetzgeber die wesentlichen Entscheidungen
selbst zu treffen. Die bisherige Verwaltungspraxis sei jedoch fir einen Ubergangszeitraum
weiter anwendbar.

Der Rechtsausschuss hat die Verfassungsbeschwerde in seiner 6. Sitzung am 18. Januar 2017
mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU und DIE LINKE gegen die
Stimmen der Fraktion der AfD die Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren 1 BvR 2579/15
von einer AuBerung abzusehen.
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- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Bundessverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit den Aktenzeichen 1 BvR 1675/16, 1BvR 745/17,1 BvR 981/17, 1 BvR 836/17
Verfassungsbeschwerden bei dem Bundesverfassungsgericht
(15. Rundfunkdnderungsstaatsvertrag)

Inhaltlich ging es um die Anwendung von baden-wirttembergischem (745/17), bayerischem
(836/17), hessischem (981/17) und nordrhein-westfédlischem (1675/16) Landesrecht durch
die Gerichte und Verwaltungsbehérden. Die Beschwerdefiihrer aus den vorbezeichneten
Bundeslandern wandten sich aus unterschiedlichen Griinden gegen die Heranziehung zu
Rundfunkbeitrdgen, die ihrer Auffassung nach einen ungerechtfertigten Grundrechtseingriff
darstelle (Rundfunkbeitrag als Steuer ohne Landeskompetenz — 745/17, Betriebsstattenbeitrag
einer Autovermietung als unzuldssiger und gleichheitswidriger Eingriff in den ausgetbten
Gewerbebetrieb — 836/17, Zweitwohnung - 981/17, Rundfunkbeitrag als unzuldssige
Sonderabgabe - 1675/16).

Der Rechtsausschuss hat in seiner 18. Sitzung am 11. Oktober 2017 mehrheitlich mit den
Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU, der AfD und der BMV gegen die Stimmen der
Fraktion DIE LINKE die Empfehlung beschlossen, in den Verfahren 1 BVvR 1675/16, 1BVR 745/17,
1BVR 981/17 und 1 BVR 836/17 von einer AuBerung abzusehen.

Zur Begriindung dieser Empfehlung ist darauf hingewiesen worden, dass Ublicherweise in
Verfahren, die weder das Landesrecht Mecklenburg-Vorpommern noch die Anwendung dieses
Landesrechts betreffen, keine Stellungnahme des Landtages erfolgt und es formal betrachtet um
Rechtsvorschriften und Beteiligte aus anderen Bundesldndern gehe. Allerdings stehe inhaltlich
der 15. Rundfunkdnderungsstaatsvertrag im Mittelpunkt. Dieser sei auch in Mecklenburg-
Vorpommern durch ein Zustimmungsgesetz in Landesrecht transformiert worden. Der Landtag
Mecklenburg-Vorpommernhabeinder5.Wahlperiodedem 15.Rundfunkdnderungsstaatsvertrag
durch Annahme der Beschlussempfehlung des Innenausschusses auf Drs. 5/4397 dem
Gesetzentwurf der Landesregierung auf Drs. 5/4244 zugestimmt. Damit und mit der Verkiindung
im GVOBI. (5/14, S. 766 ff) sei der vorbezeichnete Rundfunkdnderungsstaatsvertrag in
Landesrecht transformiert worden. Der Landtag habe lediglich die Méglichkeit, entsprechenden
Staatsvertrdgen zuzustimmen oder sie abzulehnen, inhaltlich dndern kénne er sie nicht im
Rahmen der Beratung der jeweiligen Entwdrfe von Zustimmungsgesetzen (vgl. § 53 GO LT,
Art. 41 Abs. 2 LVerf M-V). Die Staatsvertrage wirden durch die Landesregierung verhandelt.
Auch der inhaltlich detaillierte Fragenkatalog des Bundesverfassungsgerichtes sei in diesem
Zusammenhang einer Stellungnahme durch den Gesetzgeber kaum zuganglich.
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Vonseiten der Landesregierungen, die den 15. Rundfunkdnderungsstaatsvertrag ausgehandelt
haben, wird angestrebt, unter der Federfihrung des Landes Rheinland-Pfalz eine gemeinsame,
landertbergreifende Stellungnahme fir das Bundesverfassungsgericht zu erarbeiten. Vor
diesem Hintergrund wurde empfohlen, als Landtag keine eigenstdndige Stellungnahme
abzugeben.

- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Bundessverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern
mit den Aktenzeichen 1 BVR 1187/17
Verfassungsbeschwerde der U GmbH & Co. KG gegen §§ 3,4, 6, 11 und 12
BiiGembeteilG M-V

Die Beschwerdeflhrerin, ein im Bereich der Windenergie tatiges Unternehmen, das regelmaflig
Antrdge auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb
von Windenergieanlagen stelle sowie diese errichte, betreibe und auch in Mecklenburg-
Vorpommern tatig sei, sah sich durch die Regelungen in ihren Rechten aus Art. 3 Abs. 1,
Art. 12 Abs. 1, Art. 14 Abs. 1 Grundgesetz verletzt. Die Beschwerdefihrerin war nach den
Bestimmungen des Burger- und Gemeindebeteiligungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern
verpflichtet, eine Projektgesellschaft flr das Errichten und Betreiben von Windenergieanlagen
zu griinden und den Kaufberechtigten im Sinne von § 5 BuGembeteilG M-V Anteile daran in
Hohe von 20 Prozent anzubieten oder eine Ausgleichsabgabe zu leisten bzw. diese in Form
eines Sparproduktes zu offerieren. Diese Regelung verstol3e ihrer Auffassung nach gegen das
grundgesetzliche Gebot der Gleichbehandlung und stelle einen Eingriff in die Berufs- und
Eigentumsfreiheit dar.

Der Rechtsausschuss hatin seiner 27.Sitzung am 7.Mérz 2018 einvernehmlich mit den Stimmen
der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE bei Enthaltung vonseiten der Fraktionen der AfD
und BMV die Empfehlung beschlossen, in dem Verfahren 1 BvR 1187/17 eine Stellungnahme
gegeniber dem Landesverfassungsgericht abzugeben, in der die Vereinbarkeit der vom
Landtag mehrheitlich gefassten Beschlisse mit der Verfassung insbesondere im Hinblick auf
das vom Landtag durchgeflihrte Gesetzgebungsverfahren unterstrichen und erldutert werden
sollte. Es wurde empfohlen, gegebenenfalls denselben Verfahrensbevollméchtigten wie im
Verfahren LVerfG 4/17 zu bestellen.

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts hat zum Ende der 7. Wahlperiode des
Landtages noch nicht vorgelegen.
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- Empfehlung zu dem Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht Mecklenburg-
Vorpommern mit dem Aktenzeichen 1 BvR 2756/20
Verfassungsbeschwerde der Zweites Deutsches Fernsehen Anstalt des 6ffentlichen
Rechts, vertreten durch den Intendanten Dr. Thomas Bellut
ZDF-Straf3e 1, 55100 Mainz

Die Beschwerdefihrerin sah sich durch das Verhalten des Landtages Sachsen-Anhalt in ihrer
Rundfunkfreiheit aus Art. 5 Abs.1 Satz 2 GG verletzt.

Im Wege der einstweiligen Anordnung wollte die Beschwerdeflhrerin erreichen, dass die
Bestimmungen des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages vorlaufig bis zur Entscheidung
in der Hauptsache in der Fassung von Art. 1 Erster Mediendnderungsstaatsvertrag in Kraft
gesetzt werden und die Verfallsklausel des Art. 2 Abs. 2 Erster Mediendnderungsstaatsvertrag
vorldufig bis zur Entscheidung in der Hauptsache auBer Kraft gesetzt wird. Damit wollte die
Beschwerdeflhrerin erreichen, dass der Sache nach der geanderte Medienstaatsvertrag bis zur
Entscheidung der Hauptsache als gultig angesehen wird.

Der Rechtsausschuss hat zu der Verfassungsbeschwerde vor dem Bundesverfassungsgericht in
seiner 81. Sitzung am 13. Januar 2021 beraten und empfohlen, in dem Verfahren 1 BvR 2756/20
keine Stellungnahme gegentiber dem Landesverfassungsgericht abzugeben. Es ging formal
betrachtet um Beteiligte und Rechtsvorschriften aus anderen Bundeslandern. Dies sprach
gegen eine AuBerung vor dem Bundesverfassungsgericht. Inhaltlich stand das Unterlassen
des Landtages Sachsen-Anhalt der Zustimmung zum Ersten Staatsvertrag zur Anderung
medienrechtlicher Vertrdge und das Verhalten des Ministerprasidenten Sachsen-Anhalt, die
Ratifikationsurkunde des Ersten Mediendnderungsstaatsvertrages bei der Staatkanzlei der
Vorsitzenden der Rundfunkkommission der Lander zu hinterlegen, im Mittelpunkt.

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts hat zum Ende der 7. Wahlperiode des
Landtages noch nicht vorgelegen.
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34 Immunitatsangelegenheiten

In der 7. Wahlperiode hat der Rechtsausschuss insgesamt vier Beschlussempfehlungen in

Immunitatsangelegenheiten erarbeitet.

- Beschlussempfehlung des Ausschusses flir Justiz, Verfassung, Geschéftsordnung,
Wahlprifung und Immunitdtsangelegenheiten, Bundesangelegenheiten und
Internationale Angelegenheiten (Rechtsausschuss)

Aufhebung der Immunitéat eines Mitgliedes des Landtages

hier: Antrag auf Genehmigung zur Fortfithrung der Strafverfolgung gegen

das Mitglied des Landtages Holger Arppe - Az.: 414 Js 5024/14 und 14 Ns 202/15(1) -
- Drucksache 7/1156 -

Der Ausschuss hat dem Landtag empfohlen, die Genehmigung zur FortfUhrung der
Strafverfolgung des Abgeordneten Holger Arppe gemal Schreiben des Vorsitzenden Richters
am Landgericht Rostock unter dem 18. September 2017 zu erteilen.

e 22 landtagssitzung am 19.10.2017: Annahme der Beschlussempfehlung

- Beschlussempfehlung des Ausschusses fur Justiz, Verfassung, Geschéaftsordnung,
Wahlprifung und Immunitatsangelegenheiten, Bundesangelegenheiten und
Internationale Angelegenheiten (Rechtsausschuss)

Aufhebung der Immunitéat eines Mitgliedes des Landtages

hier: Antrag auf Genehmigung der Erhebung der 6ffentlichen Klage wegen
unerlaubten Entfernens vom Unfallort gegen das Mitglied des Landtages
Bert Obereiner - Az.: 180 Js 34121/17 -

- Drucksache 7/1876 -

Der Rechtsausschuss hat dem Landtag empfohlen, die Genehmigung der Erhebung der
offentlichen Klage gegen den Abgeordneten Bert Obereiner gemal Schreiben des Leitenden
Oberstaatsanwaltes in Schwerin unter dem 15. Februar 2018 zu erteilen.

e 31.landtagssitzung am 14.03.2018: Annahme der Beschlussempfehlung
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- Beschlussempfehlung des Ausschusses fur, Justiz, Verfassung, Geschéaftsordnung,
Wahlprifung und Immunitatsangelegenheiten, Bundesangelegenheiten und
Internationale Angelegenheiten (Rechtsausschuss)

Aufhebung der Immunitat eines Mitgliedes des Landtages

hier: Antrag auf Genehmigung der Strafverfolgung durch Antrag auf Erlass eines
Strafbefehls gegen das Mitglied des Landtages Holger Arppe - Az.: 412 Js 24413/17 -
- Drucksache 7/3610 -

Der Rechtsausschuss hat dem Landtag empfohlen, die Genehmigung der Strafverfolgung durch
Antrag auf Erlass eines Strafbefehls gegen das Mitglied des Landtages Holger Arppe gemal
Schreiben des Leitenden Oberstaatsanwalts in Rostock unter dem 26. Mdrz 2019 zu erteilen.

e 64 Landtagssitzung am 22.05.2019: Annahme der Beschlussempfehlung

3.5 Wahlpriifungsangelegenheiten

Gemal Artikel 21 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
in Verbindung mit § 36 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes Uber die Wahlen im Land Mecklenburg-
Vorpommern (Landes- und Kommunalwahlgesetz - LKWG M-V) ist die Wahlprifung Aufgabe
des Landtages. Er entscheidet Uber die Einspriche gegen die Wahl nach Vorprifung durch
einen hierflr bestellten Ausschuss. Wahlprifungsausschuss ist gemals § 37 Abs. 1 Satz 1
des Landes- und Kommunalwahlgesetzes der Rechtsausschuss des Landtages, der dem
Landtag Beschlussempfehlungen Uber die Einspriche zur Gultigkeit der Wahl zum Landtag
Mecklenburg-Vorpommern zur Beratung und Entscheidung vorlegt (§ 38 Satz 1 LKWG M-V).
Insgesamt waren 20 Wahleinspriiche eingegangen, ber die zu entscheiden war.

- Beschlussempfehlung und Bericht des Wahlprifungsausschusses
zu gegen die Giiltigkeit der Wahl zum 7. Landtag Mecklenburg-Vorpommern
eingegangenen Wahleinspriichen
- Drucksache 7/1074 -

Der Rechtsausschuss hat dem Landtag empfohlen, die Wahleinspriiche ohne miundliche
Verhandlung wegen Unzuldssigkeit bzw. offensichtlicher Unbegriindetheit (§§ 37 Abs. 1 Satz 3,
Abs. 3 Satz 1,40 LKWG M-V) entsprechend den Anlagen 1 bis 5 zurlickzuweisen.

e 19. Landtagssitzung am 27.09.2017: Annahme der Beschlussempfehlung
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- Zweite Beschlussempfehlung und Bericht des Wahlprifungsausschusses
zu den gegen die Giiltigkeit der Wahl zum 7. Landtag Mecklenburg-Vorpommern
eingegangenen Wahleinspriichen
- Drucksache 7/1359 -

Der Rechtsausschuss hat dem Landtag empfohlen, die Wahleinspriiche ohne mundliche
Verhandlung wegen Unzuldssigkeit bzw. offensichtlicher Unbegriindetheit (§§ 37 Abs. 1 Satz 3,
Abs. 3 Satz 1,40 LKWG M-V) entsprechend den Anlagen 1 bis 8 zurlickzuweisen.

® 26. Landtagssitzung am 14.12.2017: Annahme der Beschlussempfehlung

- Dritte Beschlussempfehlung und Bericht des Wahlprifungsausschusses
zu gegen die Guiltigkeit der Wahl zum 7. Landtag Mecklenburg-Vorpommern
eingegangenen Wahleinspriichen
- Drucksache 7/1572 -

Der Rechtsausschuss hat dem Landtag empfohlen, die Wahleinspriiche ohne mundliche
Verhandlung wegen Unzuldssigkeit bzw. offensichtlicher Unbegriindetheit (§§ 37 Abs. 1 Satz 3,
Abs. 3 Satz 1,40 LKWG M-V) entsprechend den Anlagen 1 und 2 zuriickzuweisen.

e 28. Landtagssitzung am 24.01.2018: Annahme der Beschlussempfehlung

- Vierte Beschlussempfehlung und Bericht des Wahlprifungsausschusses
zu gegen die Gultigkeit der Wahl zum 7. Landtag Mecklenburg-Vorpommern
eingegangenen Wahleinspriichen
- Drucksache 7/1872 -

Der Rechtsausschuss hat dem Landtag empfohlen, die Wahleinspriiche ohne mundliche
Verhandlung wegen Unzuldssigkeit bzw. offensichtlicher Unbegriindetheit (§§ 37 Abs. 1 Satz 3,
Abs. 3 Satz 1,40 LKWG M-V) entsprechend den Anlagen 1 und 5 zuriickzuweisen.

e 31.landtagssitzung am 14.03.2018: Annahme der Beschlussempfehlung
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3.6 Besonderer Ausschuss gemaf Artikel 52 Absatz 3 der
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Richterwahlausschuss)

Artikel 52 Absatz 3 Landesverfassung Mecklenburg-Vorpommern bestimmt, dass die
Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Landesverfassungsgerichtes auf Vorschlag
eines besonderen Ausschusses vom Landtag ohne Aussprache mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln der anwesenden Mitglieder gewahlt werden. Mitglieder dieses Ausschusses sind nach
§ 28 der Geschdftsordnung des Landtages die Mitglieder des Rechtsausschusses.

Der Landtag hat in seiner 88. Sitzung am 13. Mai 2020 sowie in seiner 90. Sitzung am 15. Mai
2020 die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Landesverfassungsgerichtes gewdhlt.

- Wahlvorschlag des besonderen Ausschusses gemals Artikel 52 Absatz 3 der Verfassung
des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Neuwahl der Prasidentin des Landesverfassungsgerichtes
- Drucksache 7/4947 -

e Geheime Wahl gemals Artikel 32 Absatz 4 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 92 Absatz 1 GO LT
in der 88. Landtagssitzung am 13. Mai 2020

Ergebnis der Wahl:

abgegebene Stimmen: 68
gltige Stimmen: 68
Stimmen flr den Wahlvorschlag: 48
Stimmen gegen den Wahlvorschlag: 18
Stimmenthaltung: 2

Damit konnte Frau Monika Koster-Flachsmeyer die nach Artikel 52 Absatz 3 der
Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 4 des Gesetzes
Uber das Landesverfassungsgericht erforderliche Zweidrittelmehrheit der Stimmen der
anwesenden Mitglieder des Landtages auf sich vereinigen und wurde zur Prasidentin des
Landesverfassungsgerichtes gewahlt.


https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-4000/Drs07-4947.pdf
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- Wahlvorschlag des besonderen Ausschusses gemal3 Artikel 52 Absatz 3
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Neuwahl der Vizeprasidentin des Landesverfassungsgerichtes
- Drucksache 7/4947 -

o Geheime Wahl gemal? Artikel 32 Absatz 4 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 92 Absatz 1 GO LT
in der 88. Landtagssitzung am 13. Mai 2020

Ergebnis der Wahl:

abgegebene Stimmen: 68
glltige Stimmen: 67
Stimmen flr den Wahlvorschlag: 47
Stimmen gegen den Wahlvorschlag: 14
Stimmenthaltungen: 6

Frau Dr. Ulrike Lehmann-Wandschneider konnte die nach Artikel 52 Absatz 3 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 4 des Gesetzes Uber das Landesverfassungsgericht
erforderliche Zweidrittelmehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder des Landtages auf sich
vereinen und wurde zur Vizeprasidentin des Landesverfassungsgerichtes gewahlt.

- Wahlvorschlag des besonderen Ausschusses gemal3 Artikel 52 Absatz 3
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Neuwahl des Stellvertreters der Prasidentin des Landesverfassungsgerichtes
- Drucksache 7/4947 -

o Geheime Wahl gemal? Artikel 32 Absatz 4 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 92 Absatz 1 GO LT
in der 88. Landtagssitzung am 13. Mai 2020

Ergebnis der Wahl:

abgegebene Stimmen: 68
glltige Stimmen: 68
Stimmen flr den Wahlvorschlag: 56
Stimmen gegen den Wahlvorschlag: 8

Stimmenthaltungen:


https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-4000/Drs07-4947.pdf
https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-4000/Drs07-4947.pdf
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Herr Dr. Andreas Kerath konnte die nach Artikel 52 Absatz 3 der Verfassung des
Landes Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 4 des Gesetzes Uber das
Landesverfassungsgericht erforderliche Zweidrittelmehrheit der Stimmen der anwesenden
Mitglieder des Landtages auf sich vereinigen und wurde zum Stellvertreter der Prasidentin des
Landesverfassungsgerichtes gewahlt.

- Wahlvorschlag des besonderen Ausschusses gemaf3 Artikel 52 Absatz 3
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Neuwahl eines Mitglieds des Landesverfassungsgerichtes
- Drucksache 7/4947 -

e Geheime Wahl gemals Artikel 32 Absatz 4 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 92 Absatz 1 GO LT
in der 88. Landtagssitzung am 13. Mai 2020

Ergebnis der Wahl:

abgegebene Stimmen: 68
glltige Stimmen: 68
Stimmen flr den Wahlvorschlag: 38
Stimmen gegen den Wahlvorschlag: 25
Stimmenthaltungen: 5

Damit konnte Frau Barbara Borchardt die nach Artikel 52 Absatz 3 der Verfassung
des Landes Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 4 des Gesetzes Uber das
Landesverfassungsgericht erforderliche Zweidrittelmehrheit der Stimmen der anwesenden
Mitglieder des Landtages nicht auf sich vereinigen.


https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-4000/Drs07-4947.pdf
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- Wahlvorschlag des besonderen Ausschusses gemal3 Artikel 52 Absatz 3
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Neuwahl eines stellvertretenden Mitglieds des Landesverfassungsgerichtes
- Drucksache 7/4947 -

o Geheime Wahl gemal? Artikel 32 Absatz 4 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 92 Absatz 1 GO LT
in der 88. Landtagssitzung am 13. Mai 2020

Ergebnis der Wahl:

abgegebene Stimmen: 68
glltige Stimmen: 68
Stimmen flr den Wahlvorschlag: 60

Stimmen gegen den Wahlvorschlag:
Stimmenthaltungen:

Frau Dorothea ter Veen konnte die nach Artikel 52 Absatz 3 der Verfassung des
Landes Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 4 des Gesetzes Uber das
Landesverfassungsgericht die erforderliche Zweidrittelmehrheit der Stimmen der
anwesenden Mitglieder des Landtages auf sich vereinigen und wurde zum stellvertretenden
Mitglied des Landesverfassungsgerichtes gewahlt.

- Wahlvorschlag des besonderen Ausschusses gemal Artikel 52 Absatz 3
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Neuwahl eines Mitglieds des Landesverfassungsgerichtes
- Drucksache 7/4947 -

o Geheime Wahl gemal Artikel 32 Absatz 4 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 92 Absatz 1 GO LT
in der 90. Landtagssitzung am 15. Mai 2020


https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-4000/Drs07-4947.pdf
https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-4000/Drs07-4947.pdf

Kompetenzbereich des Rechtsausschusses 435

Ergebnis der Wah!:

abgegebene Stimmen: 69
gultige Stimmen: 69
Stimmen flr den Wahlvorschlag: 50
Stimmen gegen den Wahlvorschlag 18

Stimmenthaltung: 1

Damit konnte Frau Barbara Borchert die nach Artikel 52 Absatz 3 der Verfassung des
Landes Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit Paragraf 4 des Gesetzes Uber
das Landesverfassungsgericht —erforderliche Zweidrittelmehrheit der Stimmen der
anwesenden Mitglieder des Landtages auf sich vereinigen und wurde zum Mitglied des

Landesverfassungsgerichtes gewahlt.

- Wahlvorschlag des besonderen Ausschusses gemal3 Artikel 52 Absatz 3
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Neuwahl eines Mitglieds des Landesverfassungsgerichtes
- Drucksache 7/4970 -

e Geheime Wahl gemals Artikel 32 Absatz 4 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 92 Absatz 1 GO LT
in der 90. Landtagssitzung am 15. Mai 2020

Ergebnis der Wah!:

abgegebene Stimmen: 67
glltige Stimmen: 65
Stimmen flr den Wahlvorschlag: 48
Stimmen gegen den Wahlvorschlag: 13
Stimmenthaltungen: 4

Damit konnte Herr Nikolaus Hanenkamp die nach Artikel 52 Absatz 3 der Verfassung
des Landes Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 4 des Gesetzes Uber
das Landesverfassungsgericht erforderliche Zweidrittelmehrheit der Stimmen der
anwesenden Mitglieder des Landtages auf sich vereinigen und wurde zum Mitglied des

Landesverfassungsgerichtes gewahlt.


https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-4000/Drs07-4947.pdf
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- Wahlvorschlag des besonderen Ausschusses gemal3 Artikel 52 Absatz 3
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
Neuwahl eines stellvertretenden Mitglieds des Landesverfassungsgerichtes
- Drucksache 7/4970 -

o Geheime Wahl gemal? Artikel 32 Absatz 4 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 92 Absatz 1 GO LT
in der 88. Landtagssitzung am 13. Mai 2020

Ergebnis der Wahl:

abgegebene Stimmen: 67
glltige Stimmen: 65
Stimmen flr den Wahlvorschlag: 55
Stimmen gegen den Wahlvorschlag: 7

Stimmenthaltungen:

Damit konnte Frau Heike Lorenz die nach Artikel 52 Absatz 3 der Verfassung des
Landes Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit Paragraf 4 des Gesetzes Uber das
Landesverfassungsgericht die erforderliche Zweidrittelmehrheit der Stimmen der anwesenden
Mitglieder des Landtages auf sich vereinigen und wurde zum stellvertretenden Mitglied des
Landesverfassungsgerichtes gewahlt.

3.7 Weitere Aktivitaten des Rechtsausschusses

3.7.1 Wahrnehmung des Selbstbefassungsrechts

Gemal Artikel 33 Absatz 2 Satz 2 Landesverfassung Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung
mit § 12 Absatz 1 Satz 2 GO LT hat der Europa- und Rechtsausschuss von seinem Recht
Gebrauch gemacht, sich auch unabhdngig von Auftrdgen mit Angelegenheiten aus seinem
Aufgabengebiet zu befassen. Diesem Zweck haben offentliche, nichtéffentliche sowie eine
Vielzahl von Informationsbesuchen innerhalb und auflerhalb des Landes Mecklenburg-
Vorpommern gedient.


https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-4000/Drs07-4947.pdf
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a) Offentliche Anhérungen

- 19.Sitzung des Rechtsausschusses am 01.11.2017
Anhérung von Sachverstéandigen
Entwurf eines Haushaltsgesetzes 2018/2019 und eines
Verbundquotenfestlegungsgesetzes 2018/2019

- 29.Sitzung des Rechtsausschusses am 09.05.2018
Anhérung von Sachverstéandigen
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Anderung des Juristenausbildungsgesetzes

- 37.Sitzung des Rechtsausschusses am 26.09.2018
Anhdrung von Sachverstandigen
Entwurf eines Sechzehnten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die
Rechtsverhéltnisse der Mitglieder des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern
(Abgeordnetengesetz) - 16. AbgGAndG M-V -

- 40. Sitzung des Rechtsausschusses am 17.10.2018
Anhérung von Sachverstéandigen
e Entwurf eines xx-ten Gesetzes zur Anderung der Verfassung
des Landes Mecklenburg-Vorpommern
e Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des
Landesverfassungsgerichtsgesetzes
e Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Volksabstimmungsgesetzes

- 43.Sitzung des Rechtsausschusses am 14.11.2018
Anhdrung von Sachverstandigen
e Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes zum Nachtragshaushaltsgesetz 2019
e Entwurf eines Gesetzes liber die Feststellung des Nachtrages zum Haushalt
fiir das Haushaltsjahr 2019 (Nachtragshaushaltsgesetz 2019)
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- 60. Sitzung des Rechtsausschusses am 23.10.2019

Anhérung von Sachverstandigen

e Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2020/2021

o Entwurf eines Gesetzes liber die Feststellung des Haushaltsplans des Landes
Mecklenburg-Vorpommern fiir die Haushaltsjahre 2020 und 2021
(Haushaltsgesetz 2020/2021)

o Mittelfristige Finanzplanung 2019 bis 2024 des Landes
Mecklenburg-Vorpommern einschlie8lich Investitionsplanung

- 64.Sitzung des Rechtsausschusses am 04.12.2019
Anhérung von Sachverstéandigen
Entwurf eines Gesetzes liber die Errichtung einer Beteiligtentransparenz-
dokumentation beim Landtag (Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz
Mecklenburg-Vorpommern - BeteildokG M - V)

- 2.Sitzung des Rechtsausschusses am 23.10.2019
Anhorung von Sachverstandigen
Entwurf eines Justizvollzugsdatenschutzgesetzes Mecklenburg-Vorpommern
sowie zur Anderung weiterer Gesetze des Justizvollzuges

- 79.Sitzung des Rechtsausschusses am 02.12.2020
Anhorung von Sachverstdndigen
Expertengesprach zur Rolle der Landesparlamente bei MaBnahmen
zur Bekdmpfung der Corona-Pandemie

- 87.Sitzung des Rechtsausschusses am 21.04.2021
Anhdrung von Sachverstandigen
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Landesministergesetzes und
des Gesetzes liber die Rechtsverhaltnisse Parlamentarischer Staatssekretare
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b) Nichtoffentliche Anhérungen

c)

79. Sitzung des Rechtsausschusses am 02.12.2020

Anhérung von Sachverstéandigen

Expertengesprach zur Rolle der Landesparlamente bei MaBnahmen
zur Bekdmpfung der Corona-Pandemie

Beratungen des Rechtsausschusses zu Angelegenheiten aus seinem

Aufgabengebiet

7. Sitzung des Rechtsausschusses am 22.02.2017

Beratung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE

e Beschlussfassung iiber den Umgang mit dem Antrag
»Berufsbetreuung in Mecklenburg-Vorpommern”

e Beschlussfassung iiber den Umgang mit dem Antrag
sVerbraucherschutz in Mecklenburg-Vorpommern”

34, Sitzung des Rechtsausschusses am 20.06.2018

Beratung auf Antrag der Fraktion Freie Wahler BMV

e Beschlussfassung iiber den Umgang mit dem Antrag
»Standiger Bericht der Justizministerin aus der Justizministerkonferenz”

e Beschlussfassung liber den Umgang mit dem Antrag
»Bericht des Justizministeriums liber durchgefiihrte und geplante MaBnahmen
zur Sicherheit in den Justizgebduden Mecklenburg-Vorpommern”

36. Sitzung des Rechtsausschusses am 05.09.2018

Beratung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE

Beschlussfassung liber den Umgang mit dem Antrag ,Zukunft der Justiz in
Mecklenburg-Vorpommern” - Durchfiihrung eines Expertengesprachs
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- 44.Sitzung des Rechtsausschusses am 14.11.2018
Beratung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE
»Ergebnisse und Schlussfolgerungen aus der Studie Sexueller Missbrauch
an Minderjahrigen durch katholische Priester, Diakone und mannliche
Ordensangehdrige im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz”

- 49.Sitzung des Rechtsausschusses am 27.02.2019
Beratung auf Antrag der Fraktionen Freie Wahler/ BMV und DIE LINKE
e Beschlussfassung iliber den Umgang mit dem Antrag zum Sachstand/Ergebnisse
der Verhandlungen zum ,Pakt fiir den Rechtsstaat”
e Beschlussfassung iiber den Umgang mit dem Antrag iiber Strafverfahren gegen

die Hooligangruppe ,Nordische Wut”

- 52.Sitzung des Rechtsausschusses am 08.05.2019
Beratung auf Antrag der Fraktionen Freie Wahler/ BMV und DIE LINKE
e Beratung und Beschlussfassung tiber den Umgang mit dem Antrag
»Unterrichtung zu méglichen Auswirkungen des Beschlusses des
Bundesfinanzhofes (Beschl. v. 14.03.2019, Az.V B 34/17) wegen nicht
ordnungsgemaBer Besetzung des Finanzgerichts Mecklenburg-Vorpommern”
e Beschlussfassung liber den Umgang mit dem Antrag,Mdgliche
Verfassungswidrigkeit des Wahlrechtsausschlusses von 17-Jahrigen bei
Landtagswahlen in Mecklenburg-Vorpommern - Antrag auf Durchfiihrung

eines Expertengesprachs”

- 56.Sitzung des Rechtsausschusses am 21.08.2019
Beratung auf Antrag der Fraktionen DIE LINKE und Freie Wahler/ BMV
e ,Unterrichtung durch die Ministerin fiir Justiz zum Sachstand der Evaluierung
der Gerichtsstrukturreform”
e Beschlussfassung liber den Umgang mit dem Antrag, Unterrichtung der
Justizministerin zur Schussabgabe wahrend eines Haftpriifungstermins im
Stralsunder Amtsgericht am 7. Juni 2019”



Kompetenzbereich des Rechtsausschusses 441

- 65. Sitzung des Rechtsausschusses am 15.01.2020
Beratung auf Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Beschlussfassung liber den Umgang mit dem Antrag,Expertengesprach mit
dem Beauftragten fiir jiidisches Leben in Mecklenburg-Vorpommern und gegen
Antisemitismus”

- 68.Sitzung des Rechtsausschusses am 29.04.2020
Beratung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE
Beschlussfassung liber den Umgang mit der ,Unterrichtung des Justizministeriums
zum Thema ,Verbesserter Verbraucherschutz im Bereich Verbrauchervertrage”

- 78.Sitzung des Rechtsausschusses am 18.11.2020
Beratung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE
Beratung und Beschlussfassung liber den Umgang mit dem Antrag auf
Unterrichtung durch die Justizministerin und den Minister fiir Inneres und Europa
zum Thema ,Einreiseverbote fiir Versammlungsteilnehmer”

- 83.Sitzung des Rechtsausschusses am 24.02.2021
Beratung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE
e ,Entscheidungen des Verwaltungsgerichts Greifswald zu Corona-MaBnahmen
des Landkreises Vorpommern-Greifswald”
e Beschlussfassung zum Antrag ,Bericht zur Evaluation der psychosozialen
Prozessbegleitung”

d) Mindliche Berichte durch das Justizministerium sowie durch die
Staatskanzlei (oder von Mitgliedern der Landesregierung an den
Ausschuss) aufgrund entsprechender Berichtsersuchen

- 2.Sitzung des Rechtsausschusses am 23.11.2016
Unterrichtung durch das Justizministerium
® Arbeitsschwerpunkte der 7. Wahlperiode
e Sachstand im Strafverfahren gegen den Staatssekretdr im Finanzministerium



442 Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

- 8.Sitzung des Rechtsausschusses am 01.03.2017
Unterrichtung durch das Justizministerium
Berufsbetreuung in Mecklenburg-Vorpommern

- 12.Sitzung des Rechtsausschusses am 10.05.2017
Unterrichtung durch das Justizministerium
EU-Rechtsprechung zur Vorratsdatenspeicherung

- 23.Sitzung des Rechtsausschusses am 29.11.2017
Unterrichtung durch das Justizministerium
SchlieBung der JVA Neubrandenburg und Strafvollzugskonzept
Besonderes Vorkommnis in der JVA Butzow am 1. November 2017

- 24.Sitzung des Rechtsausschusses am 06.12.2017
Unterrichtung durch das Justizministerium
Gesetzgebungsplan und Umsetzung der EU-Datenschutzgrundordnung

- 25.Sitzung des Rechtsausschusses am 17.01.2018

Unterrichtung durch das Justizministerium

e Aktueller Sachstand zum besonderen Vorkommnis in der JVA Biitzow
am 1. November 2017

o Sachstand der Gesprache mit der Verbraucherzentrale Mecklenburg-
Vorpommern e. V. beziiglich einer kiinftigen Rahmenvereinbarung

o Kiinftige Besetzung der Stelle eines Vorsitzenden Richters am Oberlandesgericht
durch den derzeitigen Chef der Staatskanzlei

o Nachwuchsgewinnung in der Justiz

- 30. Sitzung des Rechtsausschusses am 09.05.2018
Unterrichtung durch das Justizministerium
Obduktionsergebnis/Aktueller Sachstand zum besonderen Vorkommnis
in der JVA Butzow am 1. November 2017

- 34.Sitzung des Rechtsausschusses am 20.06.2018
Unterrichtung durch das Justizministerium
Finanzielle Ausstattung der psychosozialen Prozessbegleitung
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36. Sitzung des Rechtsausschusses am 05.09.2018

Unterrichtung durch das Justizministerium

e Umgang mit einem Rechtshilfeersuchen aus der Republik Tiirkei
e Reduzierung des Arbeitslohnes fiir Gefangene

47. Sitzung des Rechtsausschusses am 01.09.2018
Unterrichtung durch das Justizministerium
Todesfalle im Justizvollzug

49, Sitzung des Rechtsausschusses am 27.02.2019
Unterrichtung durch das Justizministerium

Aufhebung der Personalunion des Prasidenten des Oberverwaltungsgerichtes mit

dem Prasidenten des Landesfinanzgerichtes

50. Sitzung des Rechtsausschusses am 06.03.2019
Unterrichtung durch das Justizministerium
Fortschreibung des Gesetzgebungsplanes

53. Sitzung des Rechtsausschusses am 15.05.2019
Unterrichtung durch das Justizministerium
Krankenstand in den Justizvollzugsanstalten in Mecklenburg-Vorpommern

55. Sitzung des Rechtsausschusses am 12.06.2019

Unterrichtung durch das Justizministerium

e Ergebnisse der Frithjahrskonferenz der Justizministerinnen und Justizminister
der Lénder sowie der Verbraucherschutzministerkonferenz

e Hygienische Zustdande in der JVA Biitzow

65. Sitzung des Rechtsausschusses am 15.01.2020
Unterrichtung durch das Justizministerium
Bericht liber die Ergebnisse der 90. Herbstkonferenz

67. Sitzung des Rechtsausschusses am 04.03.2020
Unterrichtung durch das Justizministerium
Vorkommnis in der JVA Waldeck am 7. Februar 2020
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- 68.Sitzung des Rechtsausschusses am 29.04.2020
Unterrichtung durch das Justizministerium
Vorkehrungen zum Umgang mit Corona-Virus SARS-CoV-2 in der Justiz

- 71.Sitzung des Rechtsausschusses am 12.08.2020
Unterrichtung durch die Justizministerin
e Unterbringung von Gefangenen mit Ersatzfreiheitsstrafen
e Evaluierung der Gerichtsstrukturreform

- 75.Sitzung des Rechtsausschusses am 19.09.2020
Unterrichtung durch die Justizministerin
Drohnen liberfliegen Haftanstalten

- 78.Sitzung des Rechtsausschusses am 18.11.2020
Unterrichtung durch die Justizministerin
Todesfall in der JVA Biitzow vom 09.11.2020

- 80. Sitzung des Rechtsausschusses am 02.12.2020
Unterrichtung durch die Justizministerin
Aktuelle Ergebnisse der Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister

- 91.Sitzung des Rechtsausschusses am 02.06.2021
Unterrichtung durch die Justizministerin
e Ergebnisse der Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK)
e Gemeinsamer Beschlussvorschlag von Mecklenburg-Vorpommern und Bayern
zur Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister
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3.7.2. Informationsbesuche und Unterrichtungsfahrten

- 7.Junibis 9. Juni 2017
Zwei Ausschiisse in Briissel - gemeinsame Unterrichtungsfahrt der Innen-, Europa-
und Rechtspolitikerinnen und -politiker

Europapolitik hat heute malgeblichen Einfluss auf die Landespolitik, ist zu einem GrofR3teil
sozusagen ,Innenpolitik”. Alle Fachausschisse des lLandtages haben daher politische
Herausforderungen zu bewaltigen, die in Brissel ihren Ursprung haben. Vor dem Hintergrund
dieser Erkenntnis ermoglicht der Landtag seinen Fachausschissen, sich vor Ort in Briissel mit
Gesprachspartnern aus der EU-Kommission und aus anderen dort aktiven Institutionen Uber
solche Themen zu unterrichten, die fur das Land von Bedeutung sind oder werden kénnen,
und umgekehrt den Brisseler Institutionen die Landesinteressen nahezubringen. In der 7.
Wahlperiode haben sich zwei Ausschisse dazu entschieden, noch im ersten Halbjahr 2017
den Anfang zu machen. Vom 7. bis 9. Juni haben der Innen- und Europaausschuss einerseits
und der auch flr internationale Angelegenheiten zustdndige Rechtsausschuss in einer
gemeinsamen Unterrichtungsfahrt eine Reihe von Themen vertieft. Ein Grof3teil des Programms
wurde gemeinsam absolviert, mit gesonderten Terminen wurde der unterschiedlichen
fachspezifischen Interessen der Ausschiisse Rechnung getragen.

Politikberatung - Informationsbliro des Landes, Stiftung fiir Wissenschaft und Politik

Gemeinsam haben die Ausschisse sich Gber die Arbeit des Informationsbiros des Landes
bei der EU in Brissel informiert. Dazu gehort zu Beginn einer Wahlperiode mit einer ganzen
Reihe von bisher nicht im Parlament vertretenen Abgeordneten auch ein Einblick in die
Funktionsweise der europaischen Gremien und ein Uberblick zu den ganz unterschiedlichen
Interessenvertretern, die in Brissel aktiv sind. So wurden die Abgeordneten vom Leiter des
Brusseler Biros eines sogenannten,ThinkTanks", der Stiftung Wissenschaft und Politik, Giber seine
Arbeit informiert. Die aus Bundesmitteln finanzierte, als Stiftung organisierte Denkwerkstatt
berdt politische Entscheidungstrdger zu Fragen der AulSen- und Sicherheitspolitik und der
internationalen Politik. Neben Fragen des Brexit, also dem Austritt GroBbritanniens aus der
Europdischen Union, wird dort derzeit auch das Verhaltnis zur Turkei und zu Russland néher
untersucht.
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Desinformation und ,Fake News"” - die europdische Antwort

Seitens einer Mitarbeiterin des Europdischen Auswadrtigen Dienstes wurden Fragen des
Umgangs mit gezielter medialer Desinformation insbesondere durch russische Akteure
thematisiert. Auf Wunsch der Mitgliedsstaaten hatte der Rat im Zusammenhang mit der
Ukraine-Krise eine eigene Einheit eingerichtet, die Félle von Falschinformationen in den und
durch die Medien sammelt und verdffentlicht. Ziel der Arbeit ist es, auch die unabhangigen
Medien zu starken, zu erwartende Desinformation vorherzusehen und zu bekampfen. In 1,5
Jahren wurden 3000 Falle identifiziert, gerade auch Deutschland ist betroffen. Diese Form der
Desinformation wurde auch als neue Herausforderung fir das Bildungswesen erkannt. Schon
in der Schule gilt es, den Kindern und Jugendlichen nicht nur die Chancen, sondern auch die
Risiken des Internets und der sozialen Netzwerke deutlich zu machen.

Termin mit dem deutschen EU-Kommissar Giinther Oettinger

Auch der fur Haushalt und Personal zustdndige EU-Kommissar Glnther Oettinger gab
einen Uberblick zur aktuellen Situation der EU zwischen Brexit, Tiirkei, USA und Russland. Er
verdeutlichte in einem gemeinsamen Gesprach mitden Abgeordneten, dass die Parlamentarier
vor Ortin Brissel in regelméfSigen Abstanden prasent sein mussten, um maoglichst frihzeitig in
aktuellen Entwicklungen auch fur die politischen Interessen ihres Landes werben zu kénnen.

Deutschland in Briissel - Bundestagsbtiro und NATO-Botschafter

Wie der Deutsche Bundestag diese Aufgabe in Brissel angeht, davon konnten sich die
Abgeordneten anschlieend Uberzeugen. Alle vier im Bundestag vertretenen Fraktionen und
die Bundestagsverwaltung haben seit Gber 10 Jahren Vertreterinnen und Vertreter vor Ort,
um einerseits den Kontakt zwischen Bundes- und Europapolitik zu pflegen und zu vertiefen
und andererseits die zuhause in Berlin bendtigten Informationen zu beschaffen. Mit dem
Standigen Vertreter Deutschlands bei der NATO wurden anschlieend internationale und
sicherheitspolitische Fragen erdrtert, die Auswirkungen auch auf Mecklenburg-Vorpommern
haben kdnnen, sei es im Zusammenhang mit Fltichtlingen oder im Hinblick auf die Russland-
Sanktionen.
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Innen- und Europaausschuss: Migrationspolitik

Der Innen- und Europaausschuss hat sich durch den Direktor der Generaldirektion Migration
und Inneres zur europdischen Migrationspolitik informieren lassen. Die Migrationspolitik wird
eine der grolten politischen Herausforderungen in den nachsten Jahren darstellen. Der Fokus
der Bemuhungen liegt auf der Sicherung der Aullengrenzen, darauf die Freizligigkeit im
Schengen-Raum wiederherzustellen und durch ein gemeinsames europdisches Asylsystem
eine faire Verteilung der Fliichtlinge zur gewahrleisten. Eine wichtige Rolle spielt in diesem
Zusammenhang die konsequente Rickfihrung von abgelehnten Asylbewerbern sowie
die Flichtlingsursachen zu bekampfen. Unerlasslich ist dabei die Zusammenarbeit mit den
Transitstaaten. Die europdische Gemeinschaft muss schlussendlich auf Integration und legale
Migration hinarbeiten. Auf Nachfrage stellte Direktor Oel insbesondere die besonderen
Schwierigkeiten bei den Verhandlungen mit bestimmten afrikanischen Staaten dar, die
den Abschluss von RuickfUihrungsabkommen konterkarierten. Er betonte aber auch, dass
das Abkommen mit der Turkei funktioniere. Weiterer Gesprachsschwerpunkt lag auf den
Verhandlungen zum Verteilungsschlussel fur Flichtlinge und der Grenzsicherung auf See
durch Frontex.

Innen- und Europaausschuss: Deutscher Anwaltverein und Datenschutz

Die EU-Datenschutz-Grundverordnung soll zur Vollendung eines Raums der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts und einer Wirtschaftsunion, zum wirtschaftlichen und sozialen
Fortschritt, zur Stéarkung und zum Zusammenwachsen der Volkswirtschaften innerhalb des
EU-Binnenmarkts sowie zum Wohlergehen natirlicher Personen beitragen.

Die Umsetzung der Verordnung wird in unmittelbarer Zukunft eine immense Rolle im
Legislativverfahren auch in Mecklenburg-Vorpommern spielen, wobei der fir Datenschutzrecht
und Informationsfreiheit zustdndige Innen- und Europaausschuss federfihrend bei der
gesetzgeberischen Ausgestaltung sein wird.

Insofern hat sich der Ausschuss zu diesem Thema einen Sachverstandigen aus dem BrUsseler
Blro des Deutschen Anwaltsvereins eingeladen. Der DAV in Brissel hat in diesem Rahmen auf
datenschutzrechtliche Probleme im Anwaltsverhaltnis hingewiesen.
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Die nationale Gesetzgebung der Lander der europédischen Gemeinschaft wird immer mehrvon
Brussel bestimmt, sodass enge Kontakte zu den Entscheidern in der belgischen Hauptstadt
unerldsslich sind. Bei der Beratung mit dem DAV spielte auch die E-Privacy-Verordnung, das
Privacy Shield sowie der free flow of data, wozu die EU-Kommission ein Diskussionspapier
zum Umgang mit maschinengenerierten, nicht personenbezogenen Daten verdffentlicht
hat, eine Rolle. Auch wenn die Gewahrleistung des freien Verkehrs personenbezogener
Daten zwischen den Mitgliedsstaaten erstrebenswert sei, hat gemaR Artikel 8 Absatz 1 der
Charta der Grundrechte der Europaischen Union sowie Artikel 16 Absatz 1 des Vertrags Uber
die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) jede Person das Recht auf Schutz der sie
betreffenden personenbezogenen Daten.

Innen- und Europaausschuss: Organisierte Kriminalitét im Fokus der EU

Das Referat Organisierte Kriminalitdt und Drogen der Generaldirektion Inneres und Sicherheit
informierte den Innen- und Europausschuss Uber die Kooperation der Mitgliedsstaaten bei
der Bekampfung von Drogendelikten. Europol, Cepol sowie die Drogenbeobachtungsstelle
in Lissabon arbeiteten eng zusammen, denn Drogenhandel, Cyberkriminalitdit und
Menschenhandel als Phdnomene der Organisierten Kriminalitdt ndhmen an Ausmaf zu,
sodass eine bessere Vernetzung der Sicherheitsbehdrden angestrebt und erreicht worden sei.

Rechtsausschuss: Europdische Betrugsbekdmpfung und Europdische Staatsanwaltschaft

Der auch fir internationale Angelegenheiten zustandige Rechtsausschuss hat sich informiert
Uberdie Arbeit dereuropaischen Einheit fiir Betrugsbekdampfung (OLAF) und die bevorstehende
Errichtung einer europdischen Staatsanwaltschaft. Die Korruptionsbekdmpfung in der EU-
Kommission und in den Mitgliedsstaaten steht im Mittelpunkt der Arbeit der 415 Bediensteten
mit einem Jahresetat von rund 80 Millionen Euro. Ob derzeit auch im Zusammenhang mit
Mecklenburg-Vorpommern ermittelt werde, blieb auch auf Nachfrage offen, hier sollen
Informationen nachgereicht werden. Der Vorsitzende des Rechtsausschusses, Philipp da
Cunha, wies hin auf das Spannungsverhdltnis zwischen burokratischen Anforderungen zur
Sicherung einer moglichst korruptionsfreien EU-Forderung einerseits und den verstandlichen
Winschen der Akteure, moglichst unburokratisch Hilfen zu erhalten. Hier gelte es, eine
praxisnahe Balance zu finden.



Kompetenzbereich des Rechtsausschusses 449

Rechtsausschuss: Grundrechtsschutz in Europa - Ungarn, Polen, Facebook und Google

Mit einem leitenden Mitarbeiter der Generaldirektion Justiz der EU-Kommission wurden Fragen
des Grundrechtsschutzes in Europa thematisiert, u. a. wurden dabei auch die Situation in Polen und
Ungarn sowie aktuelle verfassungsrechtliche Fragen der Vorratsdatenspeicherung erortert. Auch
Herausforderungen im Zusammenhang mit sozialen Netzwerken waren Gegenstand des Gespraches.

Hier befindet sich die EU-Kommission im standigen Austausch mit den Akteuren, um die européischen
Regelungen zu vertreten und deren Umsetzung zu sichern, auch in Bezug auf die Loschung von
Interneteintragungen aufder Grundlage eines,Grundrechts aufVergessen! Das Problem von Beleidigungen
und Hetzkampagnen in sozialen Netzwerken gehort ebenfalls zu diesem Themenkomplex.

Rechtsausschuss: Europdischer Verbraucherschutz

In der 7. Wahlperiode ist der Rechtsausschuss neu zusténdig fur Fragen des Verbraucherschutzes.
Ein daftr zustandiger Mitarbeiter der EU-Kommission verdeutlichte in einem umfassendenVortrag,
wie intensiv dieser Themenkomplex mittlerweile durch EU-Recht vorgepragt ist. Insbesondere
durch die Internetwirtschaft ist das Thema von europaweiter Relevanz. Auch in diesem Jahr war
es eine Zielstellung dieser Unterrichtungsfahrt, vorhandene Kontakte zu Vertretern der Briisseler
Institutionen zu vertiefen und neue Kontakte zu knipfen. Das Programm wurde in bewahrter
Form in Zusammenarbeit mit dem Informationsburo des Landes bei der EU in Brissel vorbereitet.

3.7.3 Gemeinsame Beratungen mit anderen Ausschiissen

Der Rechtsausschuss hat zu den folgenden Gesetzentwdirfen und sonstigen Themen
gemeinsame Beratungen mit anderen Ausschissen durchgefihrt:

- 29.Sitzung des Rechtsausschusses und die 49. Sitzung des Sozialausschusses

e Entwurf eines xx-ten Gesetzes zur Anderung der Verfassung
des Landes Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/2575 -

o Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des Landesverfassungsgerichtsgesetzes
- Drucksache 7/2573 -

e Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Volksabstimmungsgesetzes
- Drucksache 7/2574 -
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4, Kompetenzbereich des Finanzausschusses

verantwortlich:
Leiter des Sekretariats des Finanzausschusses,
Ministerialrat Patrick Albrecht

In der 2. Sitzung des Landtages am 1. November 2016 wurde mit der Annahme des Antrages
der Fraktionen der SPD, AfD, CDU und DIE LINKE auf Drucksache 7/32 der Finanzausschuss als
Fachgremium flr den Bereich der Haushalts- und Finanzwirtschaft eingesetzt.

Der Finanzausschuss hat wahrend der 7. Wahlperiode insgesamt 121 Sitzungen durchgefiihrt.
Er hat zu 21 Gesetzentwdrfen, zu 3 Antrdgen von Fraktionen und zu 5 Antrdgen des
Finanzministeriums sowie zu 15 Unterrichtungen Beschlussempfehlungen und Berichte
erarbeitet. Ferner hat der Finanzausschuss insgesamt 30 Beschlussempfehlungen zu den
Einzelpldnen und dem Stellenplan des Landeshaushaltes sowie drei Beschlussempfehlungen
nach dem Strategiefonds-Errichtungsgesetz zur Aufteilung der Mittel aus dem Strategiefonds
des Landes Mecklenburg-Vorpommern erarbeitet und dem Landtag zur Beschlussfassung
zugeleitet. Dartber hinaus hat der Finanzausschuss an andere Ausschisse Stellungnahmen
zu 67 Gesetzentwdrfen, vier Antradgen sowie 15 Unterrichtungen abgegeben. Im Weiteren
wird nur auf Stellungnahmen eingegangen, die nicht nur die unverdnderte Annahme
(bei Gesetzentwirfen und Antrdgen) oder verfahrensmaBige Erledigterklarung (bei
Unterrichtungen) zum Inhalt haben, sondern inhaltliche Aussagen treffen.
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Wahrend der 7. Wahlperiode hatte der Finanzausschuss nachstehende Zusammensetzung:

Finanzausschuss
11 Mitglieder

Vorsitzender: Wildt, Bernhard (AfD) (bis 09/2017)
Gundlack, Tilo (SPD) (09/17 bis 01/2018)
Dr. Jess, Gunter (AfD) (ab 01/2018)
Stellv. Vorsitzender: Gundlack, Tilo (SPD)

Ordentliche Mitglieder

Stellvertretende Mitglieder

Brade, Christian (bis 12/2017)
Gundlack, Tilo
Schwarz, Thomas

Heydorn, Jorg
Kriger, Thomas
Mucha, Ralf

P hul h
>Pb Wippermann, Susann (bis 12/2019) %: :nzzliéff\/laer:ina
AlBmann, Elisabeth (ab 01/2018) 9 !
Kaselitz, Dagmar (ab 12/2019) Barlen, Julian (ab 06/2019)
/149 Brade, Christian (01/2018 bis 11/2019)
Hersel, Sandro (bis 10/2017 Grimm, ;hr|s.topb (bis 12/2017)
: Holm, Leif-Erik (bis 11/2017)
und wieder ab 12/2017) o ) )
) : WeiBig, Christel (bis 09/2017)
AD Lerche, Dirk (bis 12/2017) i
i i Hersel, Sandro (10/2017 bis 12/2017)
Wildt, Bernhard (bis 09/2017) ' i
Dr. Jess, Gunter (ab 10/2017) Obereiner, Bert (10/2017 bis 12/2017)
' ' Lerche, Dirk (ab 12/2017)
Kliewe, Holger
Lenz, Burkhard
Eifler, Dietmar Reinhardt, Marc
Cbu Liskow, Egbert Renz, Torsten (bis 12/2020)
Wildt, Bernhard (ab 10/2019) Schlupp, Beate (ab 09/2018)
Liskow, Franz-Robert
(ab 12/2020)
DIE LINKE K?Ibe, Karsteh Kppl|n,Torsten
Rosler, Jeannine Ritter, Peter
Dr. Manthei Matthias (09/2017 bis 10/2019)
BMV*) Wildt, Bernhard (09/2017 bis.10/2019) | Borschke, Ralf (09/2017 bis 10/2019)

Weilig, Christel (09/2017 bis 10/2019)

*)ab 09/2017, 11/2018 umbenannt in Freie Wahler/BMV, 10/2019 Erloschen der Fraktion
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4.1 Gesetzgebung

Inder 7.Wahlperiode hat der Finanzausschuss Beschlussempfehlungen zu 21 Gesetzentwrfen
vorgelegt sowie insgesamt 67 mitberatende Stellungnahmen erarbeitet, von denen 17
den Innen- und Europaausschuss, 10 den Rechtsausschuss, 8 den Wirtschaftsausschuss,
3 den Agrarausschuss, 9 den Bildungsausschuss, 9 den Energieausschuss sowie 11 den
Sozialausschuss zum Adressaten gehabt haben.

4.1.1 Verkiindete Gesetze

- Gesetz zur Modernisierung der staatlichen Schlésser-, Garten- und
Museumsverwaltung Mecklenburg-Vorpommern (Schl6sser-, Garten-,
Museumsverwaltungs-Modernisierungsgesetz - SGMVwModG M-V)
(GVOBI. M-V Nr. 12 vom 20.10.2017, S. 266)

Mit diesem Gesetz sind die zuvor vorhandenen Doppelstrukturen im Bereich der
Schldsserverwaltungen aufgelost und die  Verwaltungen der Schlossmuseen und
Kunstsammlungen des Staatlichen Museums Schwerin (SMS) mit jener des Betriebs fir Bau
und Liegenschaften Mecklenburg-Vorpommern (BBL M-V) zusammengefiihrt worden. Dies ist
durch die Errichtung einer neuen oberen Landesbehérde erfolgt.

® 12.Landtagssitzung am 17.05.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/527 an den Finanzausschuss (f), Bildungsausschuss (m)

e Expertengesprach in der 15. Sitzung des Finanzausschusses am 29.06.2017

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1073

e Beschluss wahrend der 19. Landtagssitzung am 27.09.2017: Annahme des
Gesetzentwurfes in der Fassung der Ziffer | der Beschlussempfehlung, Annahme einer
EntschlieBung entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung
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- Zweites Gesetz zur Anderung des Kommunalpriifungsgesetzes
(GVOBI. M-V Nr. 5 vom 16.03.2018, S. 106)

Mit diesem Gesetz ist dem Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern das Recht eingerdumt
worden, die Prifungsrechte der kommunalen Kérperschaften gegendiber Drittenim Zusammenhang
mit dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII), dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX)
und dem Zwolften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XIl) an deren Stelle wahrzunehmen, wobei die
Prifungsrechte der kommunalen Kérperschaften daneben unberiihrt bestehen bleiben.

e 10. Landtagssitzung am 05.04.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der Fraktionen
der SPD und CDU auf Drucksache 7/413 an den Finanzausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss, Rechtsausschuss, Sozialausschuss (m)

o oOffentliche Anhorung in der 14. Sitzung des Finanzausschusses am 23.05.2017

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1523

e 28 Landtagssitzung am 24.01.2018: Annahme des Gesetzentwurfes
in der Fassung der Beschlussempfehlung

- Haushaltsgesetz 2018/2019 und Verbundquotenfestlegungsgesetzes 2018/2019
(GVOBI. M-V Nr. 15 vom 29.12.2017, S. 332)

Der aus den Einzelplanen und dem Gesamtplan bestehende Haushaltsplan des Landes ist
durch Gesetz festzustellen. Der Gesamtplan enthalt eine Zusammenfassung der Einnahmen,
Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen der Einzelpldne (Haushaltstbersicht), eine
Berechnung des Finanzierungssaldos (FinanzierungsUbersicht) sowie eine Darstellung
der Einnahmen aus Krediten und der Tilgungsausgaben (Kreditfinanzierungsplan) fir die
Haushaltsjahre 2018 und 2019. Damit wird insgesamt die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung
zur Erflllung der Aufgaben des Landes fir die Haushaltsjahre 2018 und 2019 auf der Grundlage
des Haushaltsgesetzes 2018/2019 ermdglicht.

Gesamtubersicht Gber den Haushaltsplan 2018/2019:

in Euro Haushaltsplan 2018 Haushaltsplan 2019

Gesamteinnahmen 8.074.189.900 8.140.759.200

Gesamtausgaben 8.074.189.900 8.140.759.200
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Ferner bestimmt das Gesetz die Verbundquoten des kommunalen Finanzausgleichs (KFA) inden
Jahren 2018 und 2019. Gemal3 § 7 Absatz 1 Satz 1 des Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-
Vorpommern (FAG M-V) stellt das Land in jedem Haushaltsjahr den Kommunen Anteile aus
seinen Einnahmen aus Steuern, Landerfinanzausgleich und Bundeserganzungszuweisungen
zur Verfiigung, deren Hohe nach § 7 Absatz 2 und 3 FAG M-V bestimmt wird. Damit wird die
Vorgabe in Artikel 106 Absatz 7 des Grundgesetzes (GG) zur Beteiligung der Kommunen an den
Gemeinschaftssteuern durch die gesetzliche Bestimmung einer Verbundquote umgesetzt.
Das finanzpolitische Ziel — ausgeglichene Haushalte ohne Neuverschuldung — wird mit dem
Haushaltsgesetz 2018/2019 fortgesetzt.

e 19. Landtagssitzung am 27.09.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/900 an den Finanzausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss, Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss,
Bildungsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlungen und Bericht auf den Drucksachen 7/1300 bis 7/1316

e 25 Landtagssitzung am 13.12.2017: Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Ziffer | der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1300,
verfahrensmaBige Erledigterklarung der Unterrichtung auf Drucksache 7/898
entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1300, Annahme
einer EntschlieBung entsprechend der Ziffer Ill der Beschlussempfehlung auf
Drucksache 7/1300, Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion DIE LINKE auf den
Drucksachen 7/1409 sowie der Fraktion der BMV auf Drucksache 7/1488

Einzelplan 01
Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1301

Einzelplan 02
Unverdnderte Annahme des entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache
7/1302

Einzelplan 03

Annahme des entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1303,
Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf den Drucksachen 7/1396
und 7/1397 sowie der Fraktion DIE LINKE auf den Drucksachen 7/1410 bis 7/1412
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Einzelplan 04

Annahme des Anderungsantrages der Fraktionen der SPD und CDU auf Drucksache
7/1512, Annahme entsprechend der gednderten Beschlussempfehlung auf
Drucksache 7/1304, Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion DIE LINKE auf den
Drucksachen 7/1413 bis 7/1415 sowie der Fraktion der BMV auf Drucksache 7/1500

Einzelplan 05
Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1305

Einzelplan 06

Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1306, Ablehnung
der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf den Drucksachen 7/1366, 7/1367 und
7/1398 sowie der Fraktion DIE LINKE auf den Drucksachen 7/1416 bis 7/1429

Einzelplan 07

Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1307, Ablehnung
der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf den Drucksachen 7/1368, 7/1399 bis
7/1405 sowie der Fraktion DIE LINKE auf den Drucksachen 7/1430 bis 7/1448

Einzelplan 08

Annahme entsprechend der Ziffer | der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1308,
Annahme einer EntschlieBung entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung auf
Drucksache 7/1308, Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf den
Drucksachen 7/1406 und 7/1407, der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/1449 sowie
der Fraktion der BMV auf den Drucksachen 7/1489 bis 7/1491

Einzelplan 09

Unverdnderte Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung

auf Drucksache 7/1309, Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf
den Drucksachen 7/1371, der Fraktion DIE LINKE auf den Drucksachen 7/1450 bis 1454
sowie der Fraktion der BMV auf den Drucksachen 7/1492, 7/1502 und 7/1503
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Einzelplan 10

Annahme des Anderungsantrages der Fraktionen der SPD und CDU

auf Drucksache 7/1513, Annahme entsprechend der gednderten Ziffer | der
Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1310, Annahme einer EntschlieBung
entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1310,
Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf den Drucksachen 7/1372
bis 7/1383 sowie der Fraktion DIE LINKE auf den Drucksachen 7/1455 bis 7/1481

Einzelplan 11

Annahme entsprechend der durch die Annahme der Anderungsantrage der
Fraktionen der SPD und CDU auf den Drucksachen 7/1512 und 7/1513 gednderten
Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1311, Ablehnung der Anderungsantrége der
Fraktion DIE LINKE auf den Drucksachen 7/1482 und 7/1483

Einzelplan 12
Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1312

Einzelplan 14
Unverdnderte Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung
auf Drucksache 7/1314

Einzelplan 15

Annahme entsprechend der Ziffer | der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1315,

Annahme einer Entschlielung entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung auf
Drucksache 7/1315, Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion DIE LINKE auf den

Drucksachen 7/1483 bis 7/1487, der Fraktion der BMV auf den Drucksachen 7/1493 bis
7/1498 sowie der Fraktion der AfD auf den Drucksachen 7/1506 und 7/1507

Stellenpléane

Annahme entsprechend der Ziffer | der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/1313
Annahme einer EntschlieBung entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung auf
Drucksache 7/1313, Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der BMV auf den
Drucksachen 7/1499, 7/1501 und 7/1504
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- Haushaltsbegleitgesetz 2018/2019
(GVOBI. M-V Nr. 15 vom 29.12.2017, S. 355)

Die die Haushaltsgesetzgebung begleitenden Regelungen werden in dem Haushaltsbegleit-
gesetz 2018/2019 zusammengefasst, da gemaR Artikel 61 Absatz 4 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in das Haushaltsgesetz nur Vorschriften aufgenommen werden
durfen, die sich auf die Einnahmen und die Ausgaben des Landes und auf den Zeitraum bezie-
hen, fir den das Haushaltsgesetz beschlossen wird.

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz sind unter anderem die beiden Sondervermogen ,Stra-
tegiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern” und ,Schienenpersonennahverkehr
Mecklenburg-Vorpommern (SPNV M-V)” eingerichtet, im Kindertagesforderungsgesetz eine
Elternentlastung bei den Elternbeitrdgen aufgenommen sowie Anpassungen am Landwirt-
schaftssondervermdgensgesetz, dem Sportférdergesetz und dem Abgeordnetengesetz vor-
genommen worden.

e 19, Landtagssitzung am 27.09.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/899 an den Finanzausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss, Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss Agrarausschuss,
Bildungsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1299

e 25 Landtagssitzung am 13.12.2017: Annahme des Gesetzentwurfes in der Fassung der
Beschlussempfehlung, Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf
Drucksache 7/1408

- Gesetz liber die Anpassung von Besoldungs- und Beamtenversorgungsbeziigen
2018 und zur Anderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften
(GVOBI. M-V Nr. 3 vom 28.02.2018, S. 50)

Mit diesem Gesetz ist der fUr die Angestellten des Landes erzielte Tarifabschluss rtckwirkend
zum 1. Januar 2018 auf die Besoldung und Versorgung im Beamtenbereich Ubertragen worden.
Zudem hat der Gesetzgeber mit der Aufnahme des neuen § 83a in das Landesbeamtengesetz
eine Regelung fur die Erfillung von Schmerzensgeldanspriichen von im Dienst angegriffenen
Beamtinnen und Beamten durch den Dienstherrn geschaffen.
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e 23 Landtagssitzung am 15.11.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1187 an den Finanzausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss (m)

e Durchfuhrung einer schriftlichen Anhérung

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1633

e 28 Landtagssitzung am 24.01.2018: Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zum Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen, dem Land
Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Niedersachsen, dem Land Sachsen-Anhalt
und dem Land Schleswig-Holstein zur Begriindung einer landeriibergreifenden
gebiindelten Verfahrensbetreuung durch die Steuerverwaltungen
(GVOBI. M-V Nr. 5 vom 16.03.2018, S. 102)

Mit diesem Gesetz ist der entsprechende Staatsvertrag zur Begriindung einer landeribergrei-
fenden gebiindelten Verfahrensbetreuung durch die Steuerverwaltungen der am Staatsver-
trag beteiligten Bundeslander ratifiziert worden. Dabei arbeiten die betroffenen Steuerverwal-
tungen kinftig noch enger mit dem Ziel zusammen, bundesweit einheitliche Software fur das
Besteuerungsverfahren einzusetzen.

e 26. Landtagssitzung am 14.12.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1255 an den Finanzausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1632

e Beschluss in der 28. Landtagssitzung am 24.01.2018:
Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung
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- Erstes Gesetz zur Anderung des Kirchensteuergesetzes Mecklenburg-Vorpommern
(KiStAG M-V) (GVOBI. M-V Nr. 8 vom 08.05.2018, S. 171)

Mit diesem Gesetz wird das Kirchensteuergesetz Mecklenburg-Vorpommern an die Zweite
Bundesmeldedatendbermittiungsverordnung angepasst. Zudem dient das Gesetz der
Kirchensteuerrechtspflege.

e 31. Landtagssitzung am 14.03.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1801 an den Finanzausschuss (f), Rechtsausschuss (m)
e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2033
® 34 Landtagssitzung am 25.04.2018: Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz liber die Feststellung eines Nachtrags zum Haushalt fiir das Haushaltsjahr 2019
(Nachtragshaushaltsgesetz 2019) (GVOBI. M-V Nr. 21 vom 31.12.2018, S. 406)

Mit diesem Gesetz sind ein Nachtrag zum Haushalt fir das Haushaltsjahr 2019 festgestellt und
die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen flr verschiedene MafRnahmen geschaffen worden.
Insbesondere sind die Eltern von den Kita-Kosten ab dem zweiten Kind entlastet (sogenannte
Geschwisterkind-Regelung), die Mittel flr den Breitbandausbau in einem neuen Sondervermdagen
gebindelt und zusétzliche Zufihrungen an den Pensionsfonds fur weitere Beamtenjahrgange
ermdglicht worden. Die fir diese Malinahmen benétigten Mittel sind aus der Ausgleichsriicklage
zur Verflgung gestellt worden. Zur Verstarkung der Polizei und der Justiz hat der Gesetzgeber
das Finanzministerium zudem ermachtigt, im Einvernehmen mit den betroffenen Ressorts neue
Stellen einzurichten und die in diesem Zusammenhang stehenden zusatzlichen Personalkosten
durch entsprechende Entnahmen aus der Ausgleichsriicklage zu decken.

e 46, Landtagssitzung am 24.10.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/2685 an den Finanzausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss, Rechtsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Offentliche Anhdrung in der 46. Sitzung des Finanzausschusses am 09.11.2018

® Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2937

e 52 Landtagssitzung am 12.12.2018: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung, Ablehnung der Anderungsantrége der Fraktion der AfD auf
Drucksache 7/2957, der Fraktion DIE LINKE auf den Drucksachen 7/2964 und 7/2967
sowie der Fraktion Freie Wahler/BMV auf den Drucksachen 7/2962 und 7/2966



Kompetenzbereich des Finanzausschusses 461

- Haushaltsbegleitgesetz zum Nachtragshaushaltsgesetz 2019
(GVOBI. M-V Nr. 21 vom 31.12.2018, S. 408)

Die die Haushaltsgesetzgebung begleitenden Regelungen werden in dem Haushaltsbegleit-
gesetz zum Nachtragshaushaltsgesetz 2019 zusammengefasst, da gemal Artikel 61 Absatz 4
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in das Nachtragshaushaltsgesetz nur
Vorschriften aufgenommen werden diirfen, die sich auf die Einnahmen und die Ausgaben des
Landes und auf den Zeitraum beziehen, fiir den das Nachtragshaushaltsgesetz beschlossen
wird.

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz sind unter anderem das Sondervermdégen ,Breitbandausbau
in Mecklenburg-Vorpommern* errichtet sowie Anpassungen am Versorgungsfondsgesetz und
am Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorgenommen worden.

e 46, Landtagssitzung am 24.10.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/2684 an den Finanzausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss, Rechtsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Offentliche Anhérung in der 46. Sitzung des Finanzausschusses am 09.11.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2936

e 52 Landtagssitzung am 12.12.2018: Annahme des Anderungsantrages der
Fraktionen der SPD und CDU auf Drucksache 7/2969, Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der gednderten Beschlussempfehlung, Ablehnung der
Anderungsantrage der Fraktion Freie Wahler/BMV auf Drucksache 7/2963 sowie der
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/2965
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- Gesetz zur Zustimmung zum Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen,
dem Land Sachsen-Anhalt und dem Land Mecklenburg-Vorpommern tiber
die Norddeutsche Landesbank - Girozentrale -
(GVOBI. M-V Nr. 25 vom 18.12.2019, S. 750)

Mit diesem Gesetz ist der entsprechende Staatsvertrag durch die an diesem beteiligten
Bundeslénder ratifiziert worden. Die Anderung des bestehenden Staatsvertrages ist zur
Vorbereitung der KapitalmaBnahmen bei der NORD/LB notwendig worden. Zur Wahrung des
Status quo flr Mecklenburg-Vorpommern wird im Staatsvertrag explizit auf die bestehende
treuhandvertragliche Bindung hingewiesen. Zusatzlich wird die Maglichkeit des Landes mit
aufgenommen, den Staatsvertrag unter Beibehaltung der Gewahrtragerhaftung zu kiindigen.

e 64, Landtagssitzung am 22.05.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/3584 an den Finanzausschuss

o Durchflhrung einer schriftlichen Anhérung

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4456

e 78.Landtagssitzung am 11.12.2019: Annahme des Anderungsantrages der
Fraktionen der SPD und CDU auf Drucksache 7/4556, Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der gednderten Beschlussempfehlung

- Gesetz zur Modernisierung der Staatshochbau- und Liegenschaftsverwaltung des
Landes Mecklenburg-Vorpommern
(GVOBI. M-V Nr. 19 vom 24.09.2019, S. 618)

Mit diesem Gesetz wird das Sondervermdgen ,Betrieb flr Bau und Liegenschaften
Mecklenburg-Vorpommern* aufgeldst und die Staatshochbau- und Liegenschaftsverwaltung
des Landes neu organisiert. Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2020 sind im Geschéftsbereich
des Finanzministeriums die vier Staatlichen Bau- und Liegenschaftsamter als nachgeordnete
untere Landesbehdrden errichtet worden.

® 61. Landtagssitzung am 10.04.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/3394 an den Finanzausschuss (f), Agrarausschuss (m)
e Durchfiihrung einer schriftlichen Anhérung
e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4084
e 70. Landtagssitzung am 04.09.2019: Annahme des Gesetzentwurfes
in der Fassung der Beschlussempfehlung
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- Gesetz iiber die Anpassung von Besoldungs- und Beamtenversorgungsbeziigen 2019,
2020 und 2021 und zur Anderung weiterer besoldungs- und versorgungsrechtlicher
Vorschriften des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(GVOBI. M-V Nr. 23 vom 19.11.2019, S. 678)

Mit diesem Gesetz ist der fUr die Angestellten des Landes erzielte Tarifabschluss riickwirkend
zum 1.Januar 2019 auf die Besoldung und Versorgung im Beamtenbereich Gbertragen worden.

e 70.Landtagssitzung am 04.09.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/4000 an den Finanzausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss (m)

e Durchflhrung einer schriftlichen Anhérung

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4291

e 75 Landtagssitzung am 13.11.2019: Annahme des Gesetzentwurfes
in der Fassung der Beschlussempfehlung

- Gesetz liber die Feststellung des Haushaltsplans des Landes
Mecklenburg-Vorpommern fiir die Haushaltsjahre 2020 und 2021
(Haushaltsgesetz 2020/2021)

(GVOBI. M-V Nr. 26 vom 30.12.2019, S. 791)

Der aus den Einzelpldnen und dem Gesamtplan bestehende Haushaltsplan des Landes ist durch
Gesetz festzustellen. Der Gesamtplan enthdlt eine Zusammenfassung der Einnahmen, Ausgaben
und Verpflichtungserméachtigungen der Einzelplane (Haushaltstbersicht), eine Berechnung des
Finanzierungssaldos (Finanzierungsubersicht), eine Darstellung der Einnahmen aus Krediten und
der Tilgungsausgaben (Kreditfinanzierungsplan) sowie eine Darstellung der Abweichung von
der konjunkturellen Normallage fur die Haushaltsjahre 2020 und 2021. Damit wird insgesamt die
Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung zur Erflllung der Aufgaben des Landes fur die Haushaltsjahre
2020 und 2021 auf der Grundlage des Haushaltsgesetzes 2020/2021 ermdglicht.

Gesamtibersicht Gber den Haushaltsplan 2020/2021:

in Euro Haushaltsplan 2020 Haushaltsplan 2021

Gesamteinnahmen 9.356.734.000 9.037.486.700

Gesamtausgaben 9.356.734.000 9.037.486.700
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Das finanzpolitische Ziel - ausgeglichene Haushalte ohne Neuverschuldung - ist mit dem

Haushaltsgesetz 2020/2021 fortgeschrieben worden.

e 70. Landtagssitzung am 04.09.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der

Landesregierung auf Drucksache 7/3900(neu) an den Finanzausschuss (f), Innen-

und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss,
Bildungsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

Durchfihrung einer schriftlichen Anhérung

Beschlussempfehlungen und Bericht auf den Drucksachen 7/4400 bis 7/4416
78.Landtagssitzung am 11.12.2019: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der Ziffer | der
Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4400, Annahme einer EntschlieSung entsprechend der
Ziffer Il der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4400, verfahrensmallige Erledigterklarung
der Unterrichtung auf Drucksache 7/3898 entsprechend der Ziffer lll der Beschlussempfehlung
auf Drucksache 7/4400, Annahme einer EntschlieSung entsprechend der Ziffer IV der
Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4400, Ablehnung der Durchfiihrung einer Dritten Lesung,
Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf den Drucksachen 7/4477 bis 7/4479

Einzelplan 01

Annahme entsprechend der Ziffer 1 der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4401
Annahme einer EntschlieBung entsprechend der Ziffer 2 der Beschlussempfehlung auf
Drucksache 7/4401, Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der AfD

auf den Drucksachen 7/4480 bis 7/4482

Einzelplan 02
Unverdnderte Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung
auf Drucksache 7/4402

Einzelplan 03

Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4403,
Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf den Drucksachen 7/4483
bis 7/4485 der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4522
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Einzelplan 04

Annahme entsprechend der Ziffer | der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4404,
Annahme einer EntschlieBung entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung auf
Drucksache 7/4404, Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf den
Drucksachen 7/4486 bis 7/4491 sowie der Fraktion DIE LINKE

auf den Drucksachen 7/4523 und 7/4524

Einzelplan 05
Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4405, Ablehnung
des Anderungsantrages der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4492

Einzelplan 06

Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4406
Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf den Drucksachen 7/4493
bis 7/4498 sowie der Fraktion DIE LINKE auf den Drucksachen 7/4525 bis 7/4528

Einzelplan 07

Annahme entsprechend der Ziffer | der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4407, Annahme
einer EntschlieBung entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4407,
Ablehnung der Anderungsantrége der Fraktion der AfD auf den Drucksachen 7/4499 und
7/4500 sowie der Fraktion DIE LINKE auf den Drucksachen 7/4529 bis 7/4536

Einzelplan 08

Annahme entsprechend der Ziffer | der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4408
Annahme einer EntschlieBung entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung auf
Drucksache 7/4408

Einzelplan 09

Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4409, Ablehnung
der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/4501 sowie der Fraktion
DIE LINKE auf den Drucksachen 7/4537 bis 7/4539
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Einzelplan 10

Annahme entsprechend der Ziffer | der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4410,

Annahme einer EntschlieSung entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung auf
Drucksache 7/4410, Ablehnung der Anderungsantrége der Fraktion der AfD auf den Drucksachen
7/4502 bis 7/4511 sowie der Fraktion DIE LINKE auf den Drucksachen 7/4540 bis 7/4546

Einzelplan 11

Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4411,
Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der AfD

auf den Drucksachen 7/4512 bis 7/4514

Einzelplan 12
Annahme des Einzelplanes 12 entsprechend der Beschlussempfehlung
auf Drucksache 7/4412

Einzelplan 14
Unverdnderte Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung
auf Drucksache 7/4414

Einzelplan 15

Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4415,
Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion der AfD auf den Drucksachen 7/4515
bis 7/4519 sowie der Fraktion DIE LINKE auf den Drucksachen 7/4547 und 7/4548

Stellenplane
Annahme entsprechend der Beschlussempfehlung auf Drucksache 7/4413



Kompetenzbereich des Finanzausschusses 467

- Haushaltsbegleitgesetz 2020/2021
(GVOBI. M-V Nr. 26 vom 30.12.2019, S. 767)

Die die Haushaltsgesetzgebung begleitenden Regelungen werden in dem Haushaltsbegleit-
gesetz 2020/2021 zusammengefasst, da gemaR Artikel 61 Absatz 4 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in das Haushaltsgesetz nur Vorschriften aufgenommen werden
durfen, die sich auf die Einnahmen und die Ausgaben des Landes und auf den Zeitraum bezie-
hen, fur den das Haushaltsgesetz beschlossen wird.

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz sind unter anderem die beiden Sondervermégen,Grundstock
des Landes Mecklenburg-Vorpommern” und ,Zukunftsfahige Feuerwehr Mecklenburg-
Vorpommern* errichtet sowie Anpassungen am Landwirtschaftssondervermdgensgesetz,
am Gesetz Uber die Errichtung eines Sondervermdagens , Wohnraumférderung Mecklenburg-
Vorpommern” und am Gesetz zur Errichtung eines Sondervermdgens ,Breitbandausbau in
Mecklenburg-Vorpommern (Breitband M-V)" vorgenommen worden.

e 70.Landtagssitzung am 04.09.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/3899 an den Finanzausschuss (f), Innen-
und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss,
Bildungsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Durchfihrung einer schriftlichen Anhérung

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4399

e 78.Landtagssitzung am 11.12.2019: Annahme des Gesetzentwurfes in der Fassung der
Beschlussempfehlung, Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE
auf Drucksache 7/4554
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- Gesetz liber die Feststellung eines Nachtrags zum Haushalt fiir das
Haushaltsjahr 2020 (Nachtragshaushaltsgesetz 2020)
(GVOBI. M-V Nr. 13 vom 08.04.2020, S. 138)

Mit diesem Gesetz hat der Gesetzgeber einen Nachtrag zum Haushalt flr das Haushaltsjahr 2020
festgestellt und die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen fiir verschiedene Mallnahmen zur
Begrenzung des Ausmalles der wirtschaftlichen Schaden und drohender Arbeitsplatzverluste
infolge der Corona-Pandemie geschaffen. Insbesondere ist dem Finanzministerium eine
Kreditermachtigung fur eine Nettokreditaufnahme in Hohe von 700 Millionen Euro erteilt worden.
Zudem sind der Birgschaftsrahmen um 400 Millionen Euro erhéht sowie die haushalterischen
Voraussetzungen fir Zufihrungen und Entnahmen im Zusammenhang mit dem neu errichteten
Sondervermdgen,MV-Schutzfonds” normiert worden.

e 86. Landtagssitzung am 01.04.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes
der Landesregierung auf Drucksache 7/4822 an den Finanzausschuss (f),
Wirtschaftsausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4855

e 87.Landtagssitzung am 01.04.2020: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Ziffer | der Beschlussempfehlung

- Haushaltsbegleitgesetz zum Nachtragshaushaltsgesetz 2020
(GVOBI. M-V Nr. 13 vom 08.04.2020, S. 140)

Die die Haushaltsgesetzgebung begleitenden Regelungen werden in  dem
Haushaltsbegleitgesetz  zum  Nachtragshaushaltsgesetz 2020 zusammengefasst, da
gemald Artikel 61 Absatz 4 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in das
Nachtragshaushaltsgesetz nur Vorschriften aufgenommen werden durfen, die sich auf die
Einnahmen und die Ausgaben des Landes und auf den Zeitraum beziehen, fir den das
Nachtragshaushaltsgesetz beschlossen wird.

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz sind unter anderem das Sondervermdgen ,MV-Schutzfonds”
errichtet sowie ein Tilgungsplan fur die im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie neu
aufgenommenen Schulden geschaffen worden.
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e 86. Landtagssitzung am 01.04.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes
der Landesregierung auf Drucksache 7/4821 an den Finanzausschuss (f),
Wirtschaftsausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4854

e 37.landtagssitzung am 01.04.2020: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Erstes Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermégens
#~Strategiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern”
(GVOBI. M-V Nr. 30 vom 19.05.2020, S. 266)

Mit diesem Anderungsgesetz werden ein rechtlicher Hinweis des Landesverfassungsgerichts
Mecklenburg-Vorpommern aufgegriffen und das Verfahren zur Anderung des Wirtschaftsplans
des Sondervermdgens ,Strategiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern” gedndert.
Nunmehr wird eine Anderung des Wirtschaftsplans im Plenum selbst auf der Grundlage einer
Beschlussempfehlung des Finanzausschusses beschlossen.

e 81. Landtagssitzung am 29.01.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der Fraktionen
der SPD und CDU auf Drucksache 7/4615 an den Finanzausschuss

e Durchfihrung einer schriftlichen Anhérung

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4808

e 388 Landtagssitzung am 13.05.2020: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung, Ablehnung des Anderungsantrages der
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4964
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- Gesetz liber die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum Haushalt fiir das
Haushaltsjahr 2020 und eines Nachtrags zum Haushalt fiir das Haushaltsjahr 2021
(Zweites Nachtragshaushaltsgesetz 2020) (GVOBI. M-V Nr. 83 vom 18.12.2020, S. 1354)

hierzu

ZAHLENWERK
zum Nachtrag zum Haushaltsplan 2021

Mit diesem Gesetz sind ein Zweiter Nachtrag zum Haushalt fir das Haushaltsjahr 2020 und ein
ErsterNachtragzumHaushaltfirdasHaushaltsjahr2021festgestelltunddie haushaltsrechtlichen
Voraussetzungen fur verschiedene Mallnahmen zur Begrenzung des Ausmalles der
wirtschaftlichen Schaden und drohender Arbeitsplatzverluste infolge der Corona-Pandemie
geschaffen worden. Insbesondere hat der Landtag die dem Finanzministerium im Wege des
Ersten Nachtragshaushaltsgesetzes erteilte Kreditermachtigung fir eine Nettokreditaufnahme
in Hohe von 700 Millionen Euro auf nunmehr 2,85 Milliarden Euro erhoht. Zudem sind die
haushalterischen Voraussetzungen fur Zufihrungen und Entnahmen im Zusammenhang
mit dem neu errichteten Sondervermdgen ,Férderung der Universitdtsmedizinen des Landes
Mecklenburg-Vorpommern” normiert worden.

® 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5435 sowie des Zahlenwerks zum Nachtrag
auf Drucksache 7/5477 an den Finanzausschuss (f), Innen- und Europaausschuss,
Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss, Bildungsausschuss,
Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Durchflhrung einer schriftlichen Anhorung

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5626

e 104. Landtagssitzung am 09.12.2020: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend
der Ziffer | der Beschlussempfehlung, unveranderte Annahme der Drucksache
7/5477 entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung, Annahme einer
EntschlieBung entsprechend der Ziffer Ill der Beschlussempfehlung, Ablehnung der
Anderungsantrdge der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/5646 sowie der Fraktion der
AfD auf den Drucksachen 7/5647, 7/5651 und 7/5652
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- Haushaltsbegleitgesetz zum Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2020
(GVOBI. M-V Nr. 83 vom 18.12.2020, S. 1364)

Die dieHaushaltsgesetzgebung begleitenden Regelungen werden in dem Haushaltsbegleitgesetz
zum Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2020 zusammengefasst, da gemal’ Artikel 61 Absatz 4
der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in das Nachtragshaushaltsgesetz nur
Vorschriften aufgenommen werden drfen, die sich auf die Einnahmen und die Ausgaben des
Landes und auf den Zeitraum beziehen, fir den das Nachtragshaushaltsgesetz beschlossen wird.

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz sind unter anderem das Sondervermogen ,Férderung der
Universitatsmedizinen des Landes Mecklenburg-Vorpommern” errichtet sowie ein Tilgungsplan fir die
im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie neu aufgenommenen Schulden geschaffen worden.

e 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5436 an den Finanzausschuss (f), Innen-
und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss,
Bildungsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Durchflhrung einer schriftlichen Anhérung

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5627

e 104. Landtagssitzung am 09.12.2020: Annahme des Gesetzentwurfes in der Fassung der
Beschlussempfehlung, Ablehnung der Anderungsantrége der Fraktion der AfD auf den
Drucksachen 7/5648 bis 7/5650 und 7/5653
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- Gesetz zur Neuregelung des Besoldungsrechts und zur Anderung weiterer
dienstrechtlicher Vorschriften des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(GVOBI. M-V Nr. 32 vom 27.05.2021, S. 600)

Mit dem Artikel 1 dieses Gesetzentwurfes sind das Bundesbesoldungsuberleitungsfassungs-
gesetz Mecklenburg-Vorpommern und das bestehende Landesbesoldungsgesetz zu einem
neuen Landesbesoldungsgesetz zusammengefihrt worden. Dabei wurden zum Zwecke der
Fachkraftegewinnung und -bindung auch verschiedene Verbesserungen, insbesondere finan-
zieller Art, im Sinne der Beschaftigten vorgenommen. Mit dem Artikel 2 hat der Gesetzgeber
verschiedene Anderungen am Beamtenversorgungsrecht, beispielsweise hinsichtlich der Hin-
zuverdienstgrenzen, vollzogen. In Artikel 3 wurde ein Landesaltersgeldgesetz neu geschaffen.
Der Artikel 4 des Gesetzentwurfes hat Anderungen am Landesbeamtengesetz betroffen, wo-
beiinsbesondere die Zuverldssigkeitstberprifung von Bewerberinnen und Bewerbern flr den
Polizeivollzugsdienst und den Justizdienst in einer JVA eingeflihrt worden ist. Mit Artikel 8 wur-
de in das Landesrichtergesetz eine Regelung zur Prifung der Verfassungstreue bei Einstellung
in das Richterverhdltnis auf Probe eingefiihrt. Die Ubrigen Artikel betrafen Folgednderungen
oder dienten der Umsetzung bestehender Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts.

e 100. Landtagssitzung am 28.10.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5440 an den Finanzausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss, Rechtsausschuss, Bildungsausschuss (m)

o Offentlichen Anhérung in der 102. Sitzung am 14.01.2021

® Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6079

e 121, Landtagssitzung am 05.05.2021: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung Ablehnung der Anderungsantrage der Fraktion DIE LINKE auf
den Drucksachen 7/6110 und 7/6111
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- Gesetz zur Anderung des Landesreisekostengesetzes und des
Landesumzugskostengesetzes
(GVOBI. M-V Nr. 38 vom 09.06.2021, S. 853)

Der Gesetzentwurf hatte zum Ziel, die bisherige Differenzierung zwischen einer Dienstreise und
einem Dienstgang bei der Reisekostenvergitung aufzugeben. Ferner sind die Tagegeldsatze
nach circa 20 Jahren erstmals erhoht worden. Ferner sollen Dienstreisen im Sinne des
Klimaschutzes kinftig nur noch dann durchgefiihrt werden, wenn das Dienstgeschaft nicht
auch telefonisch oder per Videokonferenz durchgefuhrt werden kann. Auf Inlandsflige soll

zudem generell verzichtet werden.

® 114 Landtagssitzung am 10.03.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5863 an den Finanzausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss, Rechtsausschuss (m)

e Durchfihrung einer schriftlichen Anhérung

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6078

e 121. Landtagssitzung am 05.05.2021: Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

4.1.2  Stellungnahmen im Rahmen der Mitberatung von Gesetzentwiirfen

Im Folgenden wird ausschlieSlich auf mitberatende Stellungnahmen des Finanzausschusses
eingegangen, in denen dem federfihrenden Ausschuss konkrete Anderungen oder die
Ablehnung des Gesetzentwurfes empfohlen worden sind.
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a) an den Innen- und Europaausschuss

- Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Kommunalabgabengesetzes -
Abschaffung der Pflicht zur Erhebung von StraBenausbaubeitriagen
- Drucksache 7/1983 -

Der Finanzausschuss hat dem Innen- und Europaausschuss empfohlen, den Gesetzentwurf

abzulehnen und folgende EntschlieBung anzunehmen:

,a) DerLandtag fordert die Landesregierung dazu auf, alle gesetzlichen Grundlagen
zur Abschaffung der bisherigen Erhebung von StralSenausbaubeitrdgen so
rechtzeitig zu erarbeiten, dass sie spatestens zum 1. Januar 2020 in Kraft treten
kénnen.

b) Die Gemeinden sollen zur Kompensation der Einnahmeausfdlle aus den
Stralenausbaubeitrdgen eine jahrliche zweckgebundene Investitionspauschale
fur den StraBenausbau vom Land Mecklenburg-Vorpommern erhalten,
die anhand der Kilometerzahl ihrer Gemeindestrallen ermittelt wird. Die
haushaltstechnischen Grundlagen sind mit den Gesetzentwirfen zum
Doppelhaushalt 2020/2021 einzubringen.

Q) Zur Gegenfinanzierung wird schnellstmdglich eine Erhéhung des Grunder-
werbsteuersatzes von 5 % auf 6 % vorgenommen, sodass aus den resultieren-
den Mehreinnahmen die entstehenden Mehrbedarfe fiir den Landeshaushalt
spatestens ab dem 1. Januar 2020 gedeckt werden kénnen. Die zu erwartenden
Mehreinnahmen in Hohe von 30 Millionen Euro pro Jahr sind dazu aus dem
GleichmaRigkeitsgrundsatz auszuklammern.

Die Landesregierung wird gebeten, im Einvernehmen mit den kommunalen
Spitzenverbdanden des Landes Regelungen fur eine Ubergangsldsung zu
erarbeiten, deren Mehrbedarfe fir den Landeshaushalt ebenfalls zu decken
sind”

&

® 34 Landtagssitzung am 25.04.2018: Uberweisung an den Innen- und Europaausschuss (f)
Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss,Energieausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 10.01.2019

o Der Gesetzentwurf auf Drucksache 7/1983 wurde entsprechend der Amtlichen
Mitteilung 7/76 vom 15.04.2019 vom Einbringer vor der Zweiten Lesung

zurlickgezogen.
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- Gesetzentwurf der Fraktion der BMV
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Kommunalabgabengesetzes
fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern (Kommunalabgabengesetz - 2. KAGAndG M-V)

- Drucksache 7/2248 -

Der Finanzausschuss hat dem Innen- und Europaausschuss empfohlen, den Gesetzentwurf

abzulehnen und folgende EntschlieBung anzunehmen:

,a) DerLandtag fordert die Landesregierung dazu auf, alle gesetzlichen Grundlagen
zur Abschaffung der bisherigen Erhebung von StralSenausbaubeitrdgen so
rechtzeitig zu erarbeiten, dass sie spatestens zum 1. Januar 2020 in Kraft treten

konnen.

b) Die Gemeinden sollen zur Kompensation der Einnahmeausflle aus den
Stral3enausbaubeitrédgen eine jahrliche zweckgebundene Investitionspauschale
far den Strallenausbau vom Land Mecklenburg-Vorpommern erhalten,
die anhand der Kilometerzahl ihrer Gemeindestrallen ermittelt wird. Die
haushaltstechnischen Grundlagen sind mit den Gesetzentwirfen zum
Doppelhaushalt 2020/2021 einzubringen.

Q) Zur Gegenfinanzierung wird schnellstmdglich eine Erhéhung des Grunder-
werbsteuersatzes von 5 % auf 6 % vorgenommen, sodass aus den resultieren-
den Mehreinnahmen die entstehenden Mehrbedarfe fir den Landeshaushalt
spatestens ab dem 1. Januar 2020 gedeckt werden kénnen. Die zu erwartenden
Mehreinnahmen in Hohe von 30 Millionen Euro pro Jahr sind dazu aus dem
GleichmaBigkeitsgrundsatz auszuklammern.

Die Landesregierung wird gebeten, im Einvernehmen mit den kommunalen
Spitzenverbanden des Landes Regelungen fir eine Ubergangslosung zu
erarbeiten, deren Mehrbedarfe fur den Landeshaushalt ebenfalls zu decken

sind”

&

® 40, Landtagssitzung am 27.06.2018: Uberweisung an den Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss, Energieausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 10.01.2019

e GemaR § 113 GO LT ist der Gesetzentwurf der Fraktion der BMV mit dem Ablauf der
Wahlperiode der Diskontinuitat anheimgefallen.
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- Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und SPD
Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung der StraBenbaubeitrage
- Drucksache 7/3408 -

Der Finanzausschuss hatte dem Innen- und Europaausschuss in seiner ersten Stellungnahme
vom 10.01.2019 aus finanzpolitischer Sicht empfohlen, den Gesetzentwurf unverdndert
anzunehmen. Nachdem vom Innen- und Europaausschuss in seiner abschlieSenden Beratung
noch finanzrelevante Anderungen am Gesetzentwurf vorgenommen worden sind, hat
der Finanzausschuss gemaR § 55 Absatz 3 GO LT eine zweite mitberatende Stellungnahme
abgegeben. Darin hat der Finanzausschuss dem Innen- und Europaausschuss aus
finanzpolitischer Sicht empfohlen, den Gesetzentwurf mit folgenden Anderungen am Artikel

2 und im Ubrigen unveréndert anzunehmen:

ol

In § 7 Absatz 7 wird der bisherige Satz 1 wie folgt neu gefasst:

JInder Satzung kann bestimmt werden, dass der Beitrag und eine Vorausleistung
auf den Beitrag ab einer bestimmten Hohe auf Antrag des Beitragsschuldners
durch Bescheid in Form einer Rente gezahlt werden!

In § 7 Absatz 7 wird folgender neuer Satz 2 eingeflgt:

Lasstdie Gemeinde eineVerrentung zu, soist der Beitrag oder die Vorausleistung
auf den Beitrag durch Bescheid in eine Schuld umzuwandeln, die in héchstens
zehn Jahresleistungen zu entrichten ist!

In § 7 Absatz 7 wird im neuen Satz 3 die Angabe,Satz 1" durch die Angabe,Satz
2" ersetzt.

§ 8a Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

(1) FUr StralBenbaumaflnahmen, deren Durchfiihrung ab dem 1. Januar 2018
beginnt, werden keine Beitrage erhoben!

In § 8a Absatz 2 wird der bisherige Satz 3 durch folgende Sétze ersetzt:

Auf die Wirksamkeit der Satzung kommt es fUr die Erstattung nicht an.
Stralenbaumalinahmen nach Absatz 1 Satz 1, die auf Teileinrichtungen
nach § 7 Absatz 7 oder auf Abschnitte nach § 8 Absatz 4 beschrankt
sind, gelten ungeachtet hierzu ergangener Kostenspaltungs- oder
Abschnittsbildungsbeschlisse als selbstdndig abrechenbare Malinahmen fur
die vom Land zu leistende Erstattung!

In § 8a Absatz 2 wird folgender Satz angeflgt:

,§8 12 Absatz 2 Nummer 1 gilt entsprechend!”
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7. In § 8a wird folgender neuer Absatz 3 angefugt:

,(3) Das Innenministerium wird ermdchtigt, durch Rechtsverordnung nahere

Bestimmungen Uber das Erstattungsverfahren nach Absatz 2 zu treffen!

e 61. Landtagssitzung am 10.04.2019: Uberweisung an den Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss, Energieausschuss (m)

e erste Stellungnahme des Finanzausschusses vom 10.01.2019

e zweite Stellungnahme des Finanzausschusses vom 06.06.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht des Innen- und Europaausschusses
auf Drucksache 7/3752

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes liber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung
in Mecklenburg-Vorpommern und zur Anderung anderer Gesetze
- Drucksache 7/3694 -

Der Finanzausschuss hatte dem Innen- und Europaausschuss in seiner ersten Stellungnahme
aus finanzpolitischer Sicht empfohlen, den Gesetzentwurf unverdndert anzunehmen. Nachdem
der Innen- und Europaausschuss in seiner abschlieSenden Beratung noch eine finanzrelevante
EntschlieBung zum Gesetzentwurf beschlossen hatte, hat der Finanzausschuss gemals § 55 Absatz
3 GO LT eine zweite mitberatende Stellungnahme abgegeben. Darin hat der Finanzausschuss
dem Innen- und Europaausschuss aus finanzpolitischer Sicht empfohlen, den Gesetzentwurf
weiterhin unverandert und darUber hinaus die entsprechende EntschlieBung mit der Mal3gabe
anzunehmen, dass die Frage der Finanzierung der zusétzlichen Stelle beim Birgerbeauftragten
des Landes Mecklenburg-Vorpommern erst im Rahmen des in der EntschlieBung angekindigten
Gesetzentwurfes zur Anderung des Polizeiorganisationsgesetzes abschlieBend geklart wird.

e 67. Landtagssitzung am 19.06.2019: Uberweisung an den Innen- und Europaausschuss
(f), Rechtsausschuss, Finanzausschuss (m)

e erste Stellungnahme des Finanzausschusses vom 19.09.2019

e zweite Stellungnahme des Finanzausschusses vom 27.02.2020

e Beschlussempfehlung und Bericht des Innen- und Europaausschusses
auf Drucksache 7/4766
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- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des Finanzausgleichsgesetzes
Mecklenburg-Vorpommern und zur Anderung weiterer Gesetze
- Drucksache 7/4301 -

Der Finanzausschuss hatte dem Innen- und Europaausschuss in seiner ersten Stellungnahme
vom 05.03.2020 aus finanzpolitischer Sicht empfohlen, den Gesetzentwurf unverédndert
anzunehmen. Nachdem der Innen- und Europaausschuss in seiner abschlieBenden
Beratung noch finanzrelevante Anderungen am Gesetzentwurf vorgenommen hatte, hat
der Finanzausschuss gemaR § 55 Absatz 3 GO LT eine zweite mitberatende Stellungnahme
abgegeben. Darin hat er dem Innen- und Europaausschuss aus finanzpolitischer Sicht
empfohlen, den Gesetzentwurf mit den im federfihrenden Ausschuss beschlossenen
Anderungen und im Ubrigen unverdndert anzunehmen.

® 75.Landtagssitzung am 13.11.2019: Uberweisung an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss, Energieausschuss (m)

e erste Stellungnahme des Finanzausschusses vom 05.03.2020

e zweite Stellungnahme des Finanzausschusses vom 18.03.2020

® Beschlussempfehlung und Bericht des Innen- und Europaausschusses
auf Drucksache 7/4820

- Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und SPD
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Finanzausgleichsgesetzes
Mecklenburg-Vorpommern (FAG M-V)
- Drucksache 7/5278 -

Der Finanzausschuss hat dem Innen- und Europaausschuss empfohlen, den Gesetzentwurf
mit folgenden Anderungen im Artikel 1 und im Ubrigen unveréndert anzunehmen:
,1. Der Eingangssatz wird wie folgt gefasst:

,Das Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vom 9. April 2020
(GVOBI. M-V S. 166) wird wie folgt gedndert’
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2. Nach dem Eingangssatz wird folgende Nummer 1 eingefiigt:
1. Dem § 26 Absatz 5 wird folgender Satz angeflgt:

Das fir Kommunales zustdndige Ministerium wird ermachtigt, die
Norddeutsche Landesbank - Girozentrale - durch die Rechtsverordnung
nach Satz 1 zu berechtigen, durch das von ihr errichtete Landesférderinstitut
Mecklenburg-Vorpommern zur Durchfiihrung des Verfahrens zur Gewahrung
von Zuweisungen fUr Altverbindlichkeiten nach Absatz 3 Satz T Nummer 2 und
Satz 2 Verwaltungsakte zu erlassen!

3. Dem bisherigenWortlaut wird eine Nummer 2 und folgender Satz vorangestellt:

i

2. §27 Absatz 6 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

e 95, Landtagssitzung am 26.08.2020: Uberweisung an den Innen- und Europaausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 05.10.2020

® Beschlussempfehlung und Bericht des Innen- und Europaausschusses auf Drucksache 7/5465

b) an den Rechtsausschuss

- Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Gesetzes liber die Errichtung einer Beteiligtentransparenz-
dokumentation beim Landtag (Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetz
Mecklenburg-Vorpommern - BeteildokG M-V)
- Drucksache 7/4017 -

Der Finanzausschuss hat dem Rechtsausschuss aus finanzpolitischer Sicht empfohlen, den
Gesetzentwurf abzulehnen.

e 71. Landtagssitzung am 05.09.2019: Uberweisung an den Rechtsausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 23.01.2020

e Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses auf Drucksache 7/5034
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c) an den Wirtschaftsausschuss

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung vergaberechtlicher Vorschriften
- Drucksache 7/1931 -

Der Finanzausschuss hat dem Wirtschaftsausschuss aus redaktionellen Griinden und aus
Griinden der Rechtsférmlichkeit empfohlen, in Artikel 2 des Gesetzentwurfes jeweils nach dem
Wort ,Landeshaushaltsordnung” die Angabe ,Mecklenburg-Vorpommern” und vor dem Wort
JFur” die Uberschrift,§ 55 Offentliche Ausschreibung” einzufligen und den Gesetzentwurf im
Ubrigen unverandert anzunehmen.

e 34 Landtagssitzung am 25.04.2018: Uberweisung an den Wirtschaftsausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 24.05.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht des Wirtschaftsausschusses auf Drucksache 7/2284

- Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Gesetzes liber die Sicherung von Tariftreue und Mindestarbeits-
bedingungen sowie fairen Wettbewerb bei der Vergabe 6ffentlicher Auftrage
(Tariftreue- und Vergabegesetz Mecklenburg-Vorpommern - TVgG - M-V)
- Drucksache 7/1992 -

Der Finanzausschuss hat dem Wirtschaftsausschuss empfohlen, diesen Gesetzentwurf
abzulehnen.

® 34 landtagssitzung am 25.04.2018: Uberweisung an den Wirtschaftsausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 24.05.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht des Wirtschaftsausschusses auf Drucksache 7/2284
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- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Psychischkrankengesetzes
- Drucksache 7/2241 -

Der Finanzausschuss hat dem Wirtschaftsausschuss in seiner ersten Stellungnahme aus
finanzpolitischer Sicht empfohlen, diesen Gesetzentwurf unverdndert anzunehmen.

Nachdem der Wirtschaftsausschuss in seiner abschlielenden Beratung noch finanzrelevante
Anderungen am Gesetzentwurf vorgenommen hatte, hat der Finanzausschuss gemal
§ 55 Absatz 3 GO LT eine zweite mitberatende Stellungnahme abgegeben. Darin hat der
Finanzausschuss dem Wirtschaftsausschuss aus finanzpolitischer Sicht empfohlen, den
Gesetzentwurf mit folgender MaRgabe und im Ubrigen unverandert anzunehmen:

LArtikel T wird wie folgt gedndert:

1. Im Einleitungssatz wird der zweite Halbsatz wie folgt gefasst:

,das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 16. Mai 2018 (GVOBI. M-V S. 183, 189)
gedndert worden ist’

2. Nach Nummer 3 werden folgende Nummern 4 und 5 eingefigt:
A, §21 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 2 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

5. die Fixierung als
a) kurzfristige Fixierung mit einer absehbaren
Gesamtdauer von weniger als einer halben Stunde,
oder
b) langerfristige Fixierung gemals der Absatze 6 bis 8.

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

,(6) Eine langerfristige Fixierung gemal Absatz 2 Nummer 5 Buchstabe
b bedarf grundséatzlich der vorherigen richterlichen Anordnung
und ist nur zuldssig, wenn

a) eine gegenwartige erhebliche Gefahr fiir die in Absatz 1
genannten Rechtsguter vorliegt und
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b) dieFixierungmitderinderUnterbringungstattfindenden psychiatrischen
Behandlung der Grunderkrankung in einem engen Zusammenhang
steht und mildere Mittel nicht in Betracht kommen. Ausnahmsweise
kann zur Abwehr einer von dem Menschen mit psychischen
Krankheiten ausgehenden akuten Selbst- oder Fremdgeféhrdung von
einer vorherigen richterlichen Anordnung abgesehen werden; sie ist
in diesem Fall unverziiglich nachtréglich einzuholen. Eine richterliche
Anordnung ist nicht erforderlich, wenn bereits zu Beginn der Fixierung
abzusehen ist, dass sie erst nach Wegfall des Grundes der Fixierung
ergehen wird oder die Fixierung vorher tatséchlich beendet sein
wird und auch keine Wiederholung zu erwarten ist. Zustandig ist das
Betreuungsgericht sowie bei im Malregelvollzug untergebrachten
Menschen mit psychischen Krankheiten die Strafvollstreckungskammer
oder die Jugendkammer oder bei vorldufig untergebrachten Menschen
mit psychischen Krankheiten das Haftgericht oder das Gericht der
Hauptsache. Fur die ortliche und sachliche Zustéandigkeit gelten die
jeweiligen Prozessordnungen. Auf das Ubrige Verfahren finden die
Vorschriften des Verfahrens in Unterbringungssachen im Buch 3
Abschnitt 2 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Anwendung!

¢) Folgende Absatze 7 und 8 werden angefugt:

(7) Waéhrend der Durchfiihrung der Fixierung ist grundsatzlich
eine  Eins-zu-eins-Betreuung  durch  therapeutisches
oder pflegerisches Personal zu gewdhrleisten und die
Erforderlichkeit der Fortdauer der Fixierung in jeweils kurzen
Abstanden regelmaliig neu einzuschatzen.

(8) Nach Beendigung einer jeden Fixierung sind die Menschen
mit psychischen Krankheiten auf die Maoglichkeit einer
nachtréglichen gerichtlichen Uberpriffung hinzuweisen. § 24
findet entsprechende Anwendung!

5.In § 26 Absatz 4 werden die Sitze 4 bis 6 wie folgt gefasst:

JFur die ortliche und sachliche Zustandigkeit der Strafvollstreckungs-
und der Jugendkammern oder der Haftgerichte oder der Gerichte
der Hauptsache gelten ihre jeweiligen Prozessordnungen. Auf
das Ubrige Verfahren finden die Vorschriften des Verfahrens in
Unterbringungssachen im Buch 3 Abschnitt 2 des Gesetzes Uber
das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit Anwendung. In den Verfahren vor der
Strafvollstreckungskammer oder der Jugendkammer oder bei vorlaufig
untergebrachten Menschen mit psychischen Krankheiten vor dem
Haftgericht oder dem Gericht der Hauptsache ist den Menschen mit
psychischen Krankheiten eine Verteidigerin oder ein Verteidiger als
notwendige Verteidigung beizuordnen!
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3. Die bisherigen Nummern 4 bis 11 werden zu den Nummern 6 bis 13

e 40. Landtagssitzung am 27.06.2018: Uberweisung an den Wirtschaftsausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e erste Stellungnahme des Finanzausschusses vom 08.11.2018

e zweite Stellungnahme des Finanzausschusses vom 15.11.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht des Wirtschaftsausschusses auf Drucksache 7/2935

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Sicherstellung der hausarztlichen Versorgung in
Bereichen mit besonderem o6ffentlichen Bedarf des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (Landarztgesetz Mecklenburg-Vorpommern — LAG M-V)
- Drucksache 7/4300 -

Der Finanzausschuss hat dem Wirtschaftsausschuss aus finanzpolitischer Sicht empfohlen,
den Gesetzentwurf mit folgender MaBgabe und im Ubrigen unverdndert anzunehmen:,In § 4
Absatz 3 wird nach dem Wort,Landeshaushaltsordnung’ die Angabe, Mecklenburg-Vorpommern'’
eingefigt.

e 75. Landtagssitzung am 13.11.2019: Uberweisung an den Wirtschaftsausschuss (f),
Finanzausschuss, Bildungsausschuss, Sozialausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 05.12.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht des Wirtschaftsausschusses auf Drucksache 7/4645
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d) an den Bildungsausschuss

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Anderung des Schulgesetzes
- Drucksache 7/3012 -

Der Finanzausschuss hat dem Bildungsausschuss aus finanzpolitischer Sicht empfohlen,
den Gesetzentwurf mit der Mal3gabe der seitens der Fraktionen der SPD und der CDU im
Bildungsausschuss beantragten Anderungen und im Ubrigen unverdndert anzunehmen.
Ferner hat der Finanzausschuss dem federfihrend zustandigen Bildungsausschuss in Bezug
auf die mitden vorgenannten Anderungsantragen einhergehenden Mehrkosten die Annahme
einer EntschlieBung empfohlen, wonach die entsprechenden finanziellen Mehrbedarfe aus
dem Einzelplan 07 gedeckt werden sollen.

e 55, Landtagssitzung am 23.01.2019: Uberweisung an den Bildungsausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Finanzausschuss, Sozialausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 24.10.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht des Bildungsausschusses auf Drucksache 7/4330
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- Gesetzentwurf der Landesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Hochschulrechts
- Drucksache 7/3556 -

Der Finanzausschuss hat dem Bildungsausschuss aus finanzpolitischer Sicht die unverdnderte

Annahme des Gesetzentwurfes sowie die Annahme der nachfolgenden EntschlieSung

empfohlen:

A
2.

Der Finanzausschuss begrift die Novellierung des Landeshochschulrechts.

Der Entwurf des Gesetzes zur Anderungen des Hochschulrechts sieht vor, dass
dem Landtag zwolf Monate vor Ablauf der aktuellen Planungsperiode der
Hochschulentwicklung die kommenden Eckwerte der Hochschulentwicklung
des Landes vorgelegt werden. Eine Planungsperiode umfasst einen Zeitraum
von funf Jahren. Aktuell sind es die Jahre 2016 bis 2020. Im aktuell giltigen
Gesetz Uber die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Januar 2011 ist festgelegt, dass
die Eckwerte der Hochschulentwicklung des Landes 18 Monate vor Ablauf
der Planungsperiode dem Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur
vorliegen mussen.

Dem Finanzausschuss sollen die Eckwerte der Hochschulentwicklung des
Landes fur 2021 bis 2025 zeitnah vorgelegt werden, spatestens - wie durch die
Novellierung des Gesetzes vorgesehen - im Dezember 2019!

e 64, Landtagssitzung am 22.05.2019: Uberweisung an den Bildungsausschuss (f).

Finanzausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 24.10.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht des Bildungsausschusses auf Drucksache 7/4325
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e) an den Sozialausschuss

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Anderung des
Kindertagesférderungsgesetzes (6. Kif6G M-V AndG)
- Drucksache 7/2242(neu) -

Der Finanzausschuss hat dem Sozialausschuss in seiner ersten Stellungnahme aus
finanzpolitischer Sicht empfohlen, diesen Gesetzentwurf unverdndert anzunehmen. Nachdem
der Sozialausschuss in seiner abschlieBenden Beratung noch finanzrelevante Anderungen
am Gesetzentwurf vorgenommen hatte, hat der Finanzausschuss gemaf § 55 Absatz 3 GO
LT eine zweite mitberatende Stellungnahme abgegeben. Darin hat der Finanzausschuss dem
Sozialausschuss aus finanzpolitischer Sicht empfohlen, den Gesetzentwurf mit folgender
MaBgabe und im Ubrigen unverdndert anzunehmen:

LJArtikel T wird wie folgt geandert:
1. In Nummer 1 wird das Wort,regelméafSige’ durch das Wort tégliche’ ersetzt.

2. In Nummer 3 Buchstabe b werden im Absatz 5a nach Satz 1 folgende neue
Sdtze 2 und 3 eingefligt:

JFUr Kinder im Sinne des § 21 Absatz 5 Satz 3 mit gewdhnlichem Aufenthalt
in Mecklenburg-Vorpommern, die in einer Kindertageseinrichtung oder
Kindertagespflege aullerhalb von Mecklenburg-Vorpommern geférdert
werden, wird eine Entlastung in Hohe des durchschnittlichen Elternbeitrages
in Mecklenburg-Vorpommern, differenziert nach Betreuungsart und -umfang,
gewadhrt. Ist der tatsachlich zu zahlende Elternbeitrag geringer als der
jeweilige durchschnittliche Elternbeitrag in Mecklenburg-Vorpommern, ist die

i

Entlastung begrenzt auf den tatsachlich zu zahlenden Betrag!

e 40. Landtagssitzung am 27.06.2018: Uberweisung an den Sozialausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Finanzausschuss (m)

e erste Stellungnahme des Finanzausschusses vom 15.11.2018

e zweite Stellungnahme des Finanzausschusses vom 29.11.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht des Sozialausschusses auf Drucksache 7/2940
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- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Landespflegegesetzes
- Drucksache 7/2681 -

Der Finanzausschuss hat dem Sozialausschuss in seiner ersten Stellungnahme vom 15.11.2018
aus finanzpolitischer Sicht empfohlen, diesen Gesetzentwurf unverandert anzunehmen.
Nachdem der Sozialausschuss in seiner abschlieBenden Beratung noch finanzrelevante
Anderungen am Gesetzentwurf vorgenommen hatte, hat der Finanzausschuss gemal
§ 55 Absatz 3 GO LT eine zweite mitberatende Stellungnahme abgegeben. Darin hat
der Finanzausschuss dem Sozialausschuss aus finanzpolitischer Sicht empfohlen, den
Gesetzentwurf mit den seitens der Fraktionen der SPD und der CDU zuvor bereits im
Sozialausschuss beantragten Anderungen und im Ubrigen unverandert anzunehmen.

® 46, Landtagssitzung am 24.10.2018: Uberweisung an den Sozialausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Finanzausschuss (m)

e erste Stellungnahme des Finanzausschusses vom 15.11.2018

e zweite Stellungnahme des Finanzausschusses vom 29.11.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht des Sozialausschusses auf Drucksache 7/2941

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Einfiihrung der Elternbeitragsfreiheit, zur Starkung
der Elternrechte und zur Novellierung des Kindertagesférderungsgesetzes
Mecklenburg-Vorpommern (Kindertagesférderungsgesetz - KifoG M-V)
- Drucksache 7/3393 -

Der Finanzausschuss hat dem Sozialausschuss empfohlen, den Gesetzentwurf mit der MaRgabe
der seitens der Fraktionen der SPD und der CDU bereits im Sozialausschuss beantragten
Anderungen und im Ubrigen unveréndert anzunehmen.

e 61.Landtagssitzung am 10.04.2019: Uberweisung an den Sozialausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Finanzausschuss, Bildungsausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 22.08.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht des Sozialausschusses auf Drucksache 7/4092
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- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes
- Drucksache 7/3695 -

DerFinanzausschuss hatdem Sozialausschussin seinerersten Stellungnahmevom 21.11.2019aus
finanzpolitischer Sicht empfohlen, diesen Gesetzentwurf unverdndert anzunehmen. Nachdem
der Sozialausschuss in seiner abschlieBenden Beratung noch finanzrelevante Anderungen am
Gesetzentwurf vorgenommen und zudem finanzrelevante EntschlieBungen, insbesondere zur
Frage der Konnexitatsfolgen, beschlossen hatte, hat der Finanzausschuss gemal3 § 55 Absatz 3
GO LT eine zweite mitberatende Stellungnahme abgegeben. Darin hat der Finanzausschuss
dem Sozialausschuss aus finanzpolitischer Sicht empfohlen, den Gesetzentwurf mit den seitens
der Fraktionen der SPD und der CDU zuvor bereits im Sozialausschuss beantragten Anderungen
und im Ubrigen unveréndert sowie die seitens der Fraktionen der SPD und der CDU im
Sozialausschuss beantragten EntschlieBungen anzunehmen.

e 67. Landtagssitzung am 19.06.2019: Uberweisung an den Sozialausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Finanzausschuss (m)

e erste Stellungnahme des Finanzausschusses vom 21.11.2019

e zweite Stellungnahme des Finanzausschusses vom 28.11.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht des Sozialausschusses auf Drucksache 7/4462

4.2 Beratung von Antrdgen

4.2.1 Federfiihrend liberwiesene Antrdge

a) Antrdge des Finanzministers auf Entlastung der Landesregierung in
Verbindung mit den jeweiligen Jahresberichten des Landesrechnungshofes

- Antrag des Finanzministers
Entlastung der Landesregierung fiir das Haushaltsjahr 2015 -
Vorlage der Haushaltsrechnung und Vermoégensiibersicht des Landes -
- Drucksache 7/103 -

und
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Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht des Landesrechnungshofes 2016 (Teil 1)
Kommunalfinanzbericht 2016

- Drucksache 7/278 -

und

Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht des Landesrechnungshofes 2016 (Teil 2)
Landesfinanzbericht 2016

- Drucksache 7/565 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses die Unterrichtungen des Landesrechnungshofes
zur Kenntnis genommen. Darliber hinaus wurde die Landesregierung unter anderem gebeten, sich
auf Bundesebene fUr eine nachhaltige Reform der Grundsteuer und gegentber den Kommunen fir ein
Verbot von Fremdwahrungskrediten auf kommunaler Ebene einzusetzen. Fermner hat sich der Landtag
ausdrlcklich sowohl fir den fldchendeckenden Breitbandausbau als auch fur den Versorgungsfonds
zur Finanzierung der Versorgungsanspriiche der seit 2008 verbeamteten Beschéftigten ausgesprochen.
Weiterhin wurde die Landesregierung aufgefordert zu prifen, ob die Griinde der Einflhrung der
Sonderangabe, Jagdabgabe” weiterhin bestehen oder diese abzuandem oder gar aufzuheben wire. Uber
die verschiedenen Ersuchen an die Landesregierung hinaus hat der Landtag zudem beschlossen, sowohl

der Landesregierung als auch dem Landesrechnungshof fiir das Haushaltsjahr 2015 Entlastung zu erteilen.

6. Landtagssitzung am 25.01.2017: Uberweisung des Antrages des Finanzministers auf
Drucksache 7/103 an den Finanzausschuss

o Uberweisung der Unterrichtung durch den Landesrechnungshof auf Drucksache 7/278
nach & 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin gemall Amtlicher Mitteilung
Nr. 7/11 vom 02.03.2017 an den Finanzausschuss (f), Innen- und Europaausschuss,
Sozialausschuss (m)

o Uberweisung der Unterrichtung durch den Landesrechnungshof auf Drucksache 7/565
nach § 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin gemal Amtlicher Mitteilung Nr. 7/20
vom 11.05.2017 an den Finanzausschuss (f), Innen- und Europaausschuss,
Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss, Bildungsausschuss,
Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1136

e 21 landtagssitzung am 18.10.2017: Annahme der Ziffern 1 bis 3 der Beschlussempfehlung
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- Antrag des Finanzministers
Entlastung der Landesregierung fiir das Haushaltsjahr 2016 -
Vorlage der Haushaltsrechnung und Vermégensiibersicht des Landes -
- Drucksache 7/1395 -

und

Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht des Landesrechnungshofes 2018 (Teil 1)
Landesfinanzbericht 2018

- Drucksache 7/2193 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses die Unterrichtung durch den
Landesrechnungshof zur Kenntnis genommen und darlber hinaus verschiedene Ersuchen an
die Landesregierung gerichtet. Unter anderem wurde die Landesregierung aufgefordert, einen
Gesetzentwurf zur Novellierung des Landeswassergesetzes so rechtzeitig in den Landtag
einzubringen, dass der Landtag dieses noch in der laufenden Wahlperiode verabschieden
kann. Ferner hat der Landtag auf Empfehlung des Finanzausschusses der Landesregierung
und dem Landesrechnungshof flr das Haushaltsjahr 2016 Entlastung erteilt.

e 28.Landtagssitzung am 24.01.2018: Uberweisung des Antrages des Finanzministers auf
Drucksache 7/1395 an den Finanzausschuss

e Uberweisung der Unterrichtung durch den Landesrechnungshof auf Drucksache
7/2193 nach § 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin gemal? Amtlicher Mitteilung
Nr. 7/52 vom 06.06.2018an den Finanzausschuss (f), Innen- und Europaausschuss,
Rechtsausschuss, Agrarausschuss, Bildungsausschuss, Energieausschuss,
Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2895

® 52 Landtagssitzung am 12.12.2018: Annahme der Ziffern 1 bis 5 der
Beschlussempfehlung
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- Antrag des Finanzministers
Entlastung der Landesregierung fiir das Haushaltsjahr 2017 -
Vorlage der Haushaltsrechnung und Vermégensiibersicht des Landes -
- Drucksache 7/3034 -

und

Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht des Landesrechnungshofes 2019 (Teil 1)
Landesfinanzbericht 2019

- Drucksache 7/3543 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses die Unterrichtung durch
den Landesrechnungshof zur Kenntnis genommen und darlber hinaus verschiedene
Ersuchen an die Landesregierung gerichtet. Unter anderem wurde die Landesregierung
aufgefordert, das E-Government-Gesetz zu Uberarbeiten und die Notwendigkeit eines
Informationssicherheitsgesetzes zu prifen. Ferner sollte die Landesregierung die Foérderung
der hauptberuflichen Tatigkeit im Sport nach Mallgabe der aufler Kraft getretenen
Richtlinie beenden und kurzfristig eine neue Richtlinie erlassen. Dartber hinaus sollte die
Landesregierung zeitnah einen Gesetzentwurf zur Novellierung des OPNVG M-V erarbeiten.
Ferner hat der Landtag auf Empfehlung des Finanzausschusses der Landesregierung und dem
Landesrechnungshof fiir das Haushaltsjahr 2017 Entlastung erteilt.

e 55 Landtagssitzung am 23.01.2019: Uberweisung des Antrages des Finanzministers
auf Drucksache 7/3034 an den Finanzausschuss

o Uberweisung der Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
auf Drucksache 7/3543 nach § 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin gemaR
Amtlicher Mitteilung Nr. 7/77 vom 09.05.2019 an den Finanzausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss,
Bildungsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4162

e 73 Landtagssitzung am 17.10.2019: Annahme der Ziffern | bis Ill der
Beschlussempfehlung



492 Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

- Antrag des Finanzministers
Entlastung der Landesregierung fiir das Haushaltsjahr 2018 -
Vorlage der Haushaltsrechnung und Vermégensiibersicht des Landes -
- Drucksache 7/4574 -

und

Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht des Landesrechnungshofes 2020 (Teil 1)
Landesfinanzbericht 2020

- Drucksache 7/5106 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses die Unterrichtung durch den
Landesrechnungshof zur Kenntnis genommen und darlber hinaus verschiedene Ersuchen an
die Landesregierung gerichtet. Unter anderem wurde die Landesregierung gebeten, vor dem
HintergrundderAltersstrukturinderLandesverwaltungeinneuesPersonalkonzeptzuerarbeiten.
Ferner wurde die Landesregierung aufgefordert, eine Digitalisierungsstrategie und eine
[T-Strategie nach dem Vorbild des Bundes und mehrerer Ldnder zu erarbeiten. Des Weiteren
wurde der Landesregierung und dem Landesrechnungshof entsprechend der Empfehlung
des Finanzausschusses fUr das Haushaltsjahr 2018 Entlastung erteilt.

® 382 Landtagssitzung am 30.01.2020: Uberweisung des Antrages des Finanzministers auf
Drucksache 7/4574 an den Finanzausschuss

e Uberweisung der Unterrichtung durch den Landesrechnungshof auf Drucksache
7/5106 nach § 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin gemall Amtlicher Mitteilung
Nr. 7/118 vom 13.08.2020 an den Finanzausschuss (f), Innen- und Europaausschuss,
Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss, Bildungsausschuss,
Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5579

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Annahme der Ziffern | bis Il der
Beschlussempfehlung



Kompetenzbereich des Finanzausschusses 493

- Antrag des Finanzministers
Entlastung der Landesregierung fiir das Haushaltsjahr 2019 -
Vorlage der Haushaltsrechnung und Vermégensiibersicht -
- Drucksache 7/5569 -

und

Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht 2021 (Teil 1)
Landesfinanzbericht 2021

- Drucksache 7/5893 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses die Unterrichtung durch
den Landesrechnungshof zur Kenntnis genommen und darlber hinaus verschiedene
Ersuchen an die Landesregierung gerichtet. Unter anderem wurde die Landesregierung
aufgefordert, den Pfad der Haushaltskonsolidierung nach Beendigung der Corona-
Pandemie wiederaufzunehmen und schon bei der Aufstellung des Doppelhaushaltes
2022/2023 Moglichkeiten der Haushaltskonsolidierung zu beriicksichtigen. Ferner wurde der
Landesregierung und dem Landesrechnungshof auf Empfehlung des Finanzausschusses fur
das Haushaltsjahr 2019 Entlastung erteilt.

e 105. Landtagssitzung am 10.12.2020: Uberweisung des Antrages des Finanzministers
auf Drucksache 7/5569 an den Finanzausschuss

o Uberweisung der Unterrichtung durch den Landesrechnungshof auf Drucksache
7/5893 nach § 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin gemall Amtlicher Mitteilung
Nr. 7/152 vom 04.03.2021an den Finanzausschuss (f), Innen- und Europaausschuss,
Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss, Bildungsausschuss, Energieausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6197

e 124, Landtagssitzung am 09.06.2021: Annahme der Ziffern | bis Ill der
Beschlussempfehlung
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b) Antrage der Landesregierung

In der 7. Wahlperiode wurden keine Antrdge der Ubrigen Ressorts der Landesregierung

federfiihrend an den Finanzausschuss Gberwiesen.

¢) Antrage der Fraktionen

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Sozialverbdnde besser priifen und unterstiitzen
- Drucksache 7/77 -

4. Landtagssitzung am 08.12.2016: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Sozialausschuss (m)

Offentliche Anhérung in der 10. Sitzung des Finanzausschusses am 30.03.2017
Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/734

17. Landtagssitzung am 13.07.2017: Ablehnung des Antrages entsprechend der
Beschlussempfehlung, Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE
auf Drucksache 7/849

- Antrag der Fraktion der BMV
Indexierung des Kindergeldes fiir im EU-Ausland lebende Kinder
- Drucksache 7/2151 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses die Landesregierung aufgefordert,

sich auf Bundesebene fir eine stdrkere Bekdmpfung von Betrugsféllen beim Bezug von

Kindergeldleistungen einzusetzen.

39. Landtagssitzung am 01.06.2018: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Rechtsausschuss, Sozialausschuss (m)

Offentliche Anhérung in der 44. Sitzung des Finanzausschusses am 08.11.2018
Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2938

52. Landtagssitzung am 12.12.2018: Ablehnung des Antrages entsprechend der Ziffer 1
der Beschlussempfehlung, Annahme einer EntschlieSung entsprechend der Ziffer 2 der
Beschlussempfehlung
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- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Anderung der Gewinnthesaurierung nach § 34a Einkommensteuergesetz
- Drucksache 7/4022 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses die Landesregierung gebeten, sich auf
Bundesebene mit dem Ziel in die Beratungen zu einer Reform der Unternehmensbesteuerung
einzubringen, dass eine Anderung der Gewinnthesaurierung in eine umfassende Reform mit
dem Zweck einer rechtsformneutralen Besteuerung von Kapital- und Personengesellschaften
einzubinden ist.

e 72. Landtagssitzung am 06.09.2019: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Wirtschaftsausschuss (m)

e Expertengesprach wahrend der 72. Sitzung des Finanzausschusses am 16.01.2020

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4763

e 34 Landtagssitzung am 11.03.2020: Annahme einer Entschlieung entsprechend der
Ziffer 1 der Beschlussempfehlung, Ablehnung des Antrages entsprechend der Ziffer 2
der Beschlussempfehlung

4.2.2  Stellungnahmen im Rahmen der Mitberatung von Antragen

Der Finanzausschuss hat im Rahmen der Beratung von Antrdgen 4 mitberatende
Stellungnahmen erarbeitet, von denen 1 an den Innen- und Europaausschuss, 1 an den
Wirtschaftsausschuss und 2 an den Bildungsausschuss adressiert waren.,
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a) an den Innen- und Europaausschuss

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Erhebung ungerechter StraBenausbaubeitrage stoppen
- Drucksache 7/1889 -

Der Finanzausschuss hat dem Innen- und Europaausschuss empfohlen, den Antrag auf
Drucksache 7/1889 abzulehnen und dariber hinaus die folgende EntschlieBung anzunehmen:

,1. DerlLandtag fordert die Landesregierung dazu auf, alle gesetzlichen Grundla-
gen zur Abschaffung der bisherigen Erhebung von StralSenausbaubeitragen
so rechtzeitig zu erarbeiten, dass sie spatestens zum 1. Januar 2020 in Kraft
treten konnen.

2. Die Gemeinden sollen zur Kompensation der Einnahmeausfalle aus den Stra-
Benausbaubeitrdgen eine jahrliche zweckgebundene Investitionspauschale
fur den Stralenausbau vom Land Mecklenburg-Vorpommern erhalten, die
anhand der Kilometerzahl ihrer Gemeindestrallen ermittelt wird. Die haus-
haltstechnischen Grundlagen sind mit den Gesetzentwdrfen zum Doppel-
haushalt 2020/2021 einzubringen.

3. Zur Gegenfinanzierung wird schnellstmoglich eine Erhdhung des Grunder-
werbsteuersatzes von 5 % auf 6 % vorgenommen, sodass aus den resultieren-
den Mehreinnahmen die entstehenden Mehrbedarfe fir den Landeshaushalt
spatestens ab dem 1. Januar 2020 gedeckt werden kénnen. Die zu erwarten-
den Mehreinnahmen in Héhe von 30 Millionen Euro pro Jahr sind dazu aus
dem GleichmaBigkeitsgrundsatz auszuklammern.

4. Die Landesregierung wird gebeten, im Einvernehmen mit den Kommunalen
Spitzenverbdnden des Landes Regelungen flr eine Ubergangslésung zu erar-
beiten, deren Mehrbedarfe fiir den Landeshaushalt ebenfalls zu decken sind!

e 34 Landtagssitzung am 25.04.2018: Uberweisung an den Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss, Energieausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 10.01.2019

e Gemals § 113 GO LT ist der Antrag ist am Ende der 7. Wahlperiode der Diskontinuitat
anheimgefallen.
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b) an den Wirtschaftsausschuss

- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Schulgeld fiir nichtakademische Gesundheitsberufe abschaffen
- Drucksache 7/2898 -

hierzu
Anderungsantrag der Fraktion Freie Wahler/BMV auf Drucksache 7/2980

Der Finanzausschuss hat dem Wirtschaftsausschuss empfohlen, den Antrag auf
Drucksache 7/2898 und den Anderungsantrag auf Drucksache 7/2980 abzulehnen.

e 54 Landtagssitzung am 14.12.2018: Uberweisung an den Wirtschaftsausschuss (f),
Finanzausschuss, Bildungsausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 28.05.2020

e Beschlussempfehlung und Bericht des Wirtschaftsausschusses auf Drucksache 7/5283

¢) an den Bildungsausschuss

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Schwimmfertigkeiten der Grundschiiler sofort verbessern
- Drucksache 7/3716 -

hierzu
Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/3774

Der Finanzausschuss hat dem Bildungsausschuss empfohlen, den Antrag auf
Drucksache 7/3716 und den Anderungsantrag auf Drucksache 7/3774 abzulehnen und
dartber hinaus folgende EntschlieSung anzunehmen:
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,Der Landtag stellt fest, dass der Finanzausschuss im Rahmen der Haushaltsbera-
tungen zum Haushalt 2020/2021 auf Antrag der Fraktionen der CDU und der SPD
die Einrichtung eines neuen Titels 686.66 (Programm ,M-V kann schwimmen’) im
Einzelplan 10, Kapitel 1007 beschlossen hat. Aus dem Titel wird in den Jahren 2020
und 2021 mit jeweils 25.000 Euro ein neues Programm finanziert. Ziel ist es, den
Anteil sicher schwimmender Kinder in Mecklenburg-Vorpommern zu erhéhen. Hin-
tergrund ist der hierzulande wie in Deutschland insgesamt in den letzten Jahrzehn-
ten gesunkene Anteil der Grundschulkinder, die Gber sichere Schwimmfahigkeiten
verfligen. Mit dem Programm, welches sich in Nordrhein-Westfalen bereits bewahrt
hat, sollen Anbieter von Schwimmbkursen mit einer Férderung in Héhe von 250 Euro
je Kurs unterstitzt werden, um in den Schulferien Schwimmekurse fiir Schiler ab der
1. Klasse anzubieten, die nicht sicher schwimmen kdnnen. Vor diesem Hintergrund
haben sich der Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV auf Drucksache 7/3716 sowie
der Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/3774 inhaltlich erle-
digt”

e 69. Landtagssitzung am 21.06.2019: Uberweisung an den Bildungsausschuss (f)

Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 28.11.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht des Bildungsausschusses auf Drucksache 7/5375

Antrag der Fraktion DIE LINKE

Wohnheimprogramm fiir Studierende auflegen
- Drucksache 7/4308 -

Der

Finanzausschuss hat dem Bildungsausschuss empfohlen, den Antrag

auf

Drucksache 7/4308 fur erledigt zu erkldren und darliber hinaus folgende EntschlieSung

anzunehmen:

,1. Der Landtag stellt fest, dass sich das Land Mecklenburg-Vorpommern seit
Jahren fUr studentisches Wohnen engagiert. So hat sich die Landesregierung
in den Eckpunkten zur Hochschulentwicklung zur Unterstitzung der
Studierendenwerke bei der Versorgung der Studierenden mit ginstigem
Wohnraum bekannt. Im  Planungszeitraum werden Fordermittel im
Umfang von bis zu 8 Millionen Euro fur die Sanierung von studentischen
Wohnheimpldtzen zur Verflgung gestellt. Darlber hinaus fordert das Land
den Bau neuer Wohnungen fr Studierende zuletzt mit dem Doppelhaushalt
2020/2021. Hierin wurde ein zweijdhriges Sonderprogramm zur Schaffung von
Studierendenwohnungen aufgelegt.

2. Der Landtag fordert die Landesregierung auf,

a) sich beim Bund fur die Auflage eines Forderprogramms flr
Studierendenwohnungen einzusetzen, z. B. durch die Aufstockung der
Mittel fur die soziale Wohnraumférderung,
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b) bereits jetzt im Ausnahmewege den Neubau und die Grundsanierung von
Studierendenwohnungen aus Mitteln der sozialen Wohnraumférderung
zuzulassen und dabei die Nutzung der Studierendenwohnungen nicht
allein auf die Gruppe der Studierenden zu beschrénken, die Uber einen
Wohnberechtigungsschein verfligt, sondern alle Studierenden - durch
Vorlage des Studierendenausweises — zu erfassen.”

e 76.Landtagssitzung am 14.11.2019: Uberweisung an den Bildungsausschuss (f),
Finanzausschuss, Energieausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 30.04.2020

e Beschlussempfehlung und Bericht des Bildungsausschusses auf Drucksache 7/5572

4.3 Unterrichtungen

4.3.1 Federfiihrend iiberwiesene Unterrichtungen

- Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Sonderbericht,,Kommunale Sozialausgaben”
- Drucksache 7/128 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses die Unterrichtung durch den
Landesrechnungshof zur Kenntnis genommen und darlber hinaus seine Sorge Uber die
hohen Ausgaben im Sozial- und Jugendhilfebereich zum Ausdruck gebracht. Insoweit ist
die Landesregierung gebeten worden, sich weiterhin fir Mallnahmen einzusetzen, die
einem weiteren Anstieg der Sozialausgaben generell sowie insbesondere im Sozial- und
Jugendhilfebereich entgegenwirken. Ferner hat der Landtag die Landesregierung gebeten,
den begonnenen Weg der verbesserten Datenerfassung weiter zu unterstiitzen und sich
auf Bundesebene fir eine Vereinheitlichung von Begriffs- und Leistungsdefinitionen in
der Sozialhilfestatistik einzusetzen. DarUber ist die Landesregierung gebeten worden, die
Kommunen im Rahmen der Fachaufsicht bei Bedarf zu unterstttzen, die Professionalisierung in
derVerhandlungsfihrung mit Leistungserbringern zu verbessern sowie die interkommunalen
Unterschiede bei Fallzahlen und Fallkosten aufzukldren.
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e auf der Grundlage von § 88 Absatz 5 Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-
Vorpommern

e Uberweisung nach § 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin gemall Amtlicher
Mitteilung 7/7 vom 18.01.2017 an den Finanzausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss, Sozialausschuss (m)

e Offentliche Anhérung in der 7. Sitzung des Finanzausschusses am 02.03.2017

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/508

e 12.landtagssitzung am 17.05.2017: Kenntnisnahme der Unterrichtung entsprechend
der Ziffer | der Beschlussempfehlung, Annahme einer EntschlieSung entsprechend der
Ziffer Il der Beschlussempfehlung

Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht des Landesrechnungshofes 2016 (Teil 1) Kommunalfinanzbericht 2016
- Drucksache 7/278 -

und

Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht des Landesrechnungshofes 2016 (Teil 2)
Landesfinanzbericht 2016

- Drucksache 7/565 -

e auf der Grundlage von Artikel 67 Absatz 2 Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern (Verf. M-V) sowie §§ 97 und 114 Landeshaushaltsordnung
Mecklenburg-Vorpommern (LHO)

® siche Punkt 4.2.1

Unterrichtung durch die Landesregierung

Mittelfristige Finanzplanung 2017 bis 2022 des Landes Mecklenburg-Vorpommern
einschlieBllich Investitionsplanung

- Drucksache 7/898 -

® siche Punkt 4.1.1
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- Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht des Landesrechnungshofes 2017 (Teil 1) Kommunalfinanzbericht 2017
- Drucksache 7/1511 -

Der lLandtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses die Unterrichtung durch den
Landesrechnungshof zur Kenntnis genommen. Darlber hinaus hat der Landtag die
Landesregierung gebeten, bei der zweiten Novelle des FAG M-V die Verhandlungen mit den
kommunalen Spitzenverbdnden auf Augenhdhe zu fiuhren und die bereits vereinbarten
Regelungen umzusetzen. Ferner wurde das Ministerium fir Inneres und Europa unter anderem
gebeten, alle zielfihrenden MalBnahmen zu ergreifen, damit die Haushaltsabschlisse bei den
Kommunen dem geforderten Zeitrahmen entsprechen. Das Ministerium flr Soziales, Integration
und Gleichstellung ist gebeten worden, im Rahmen seiner Fachaufsicht darauf hinzuwirken, dass
die Landkreise und kreisfreien Stadte bei der Prifung von Hilfen zum Lebensunterhalt nach dem 3.
Kapitel des SGB XII ein fachlich angemessenes Finanz- und Fachcontrolling nutzen.

o Uberweisung nach § 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin gemal Amtlicher
Mitteilung Nr. 7/40 vom 14.12.2017an den Finanzausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2169

e 37.Landtagssitzung am 30.05.2018: Annahme einer EntschlieBung entsprechend
der Ziffer INummern 1 bis 5 der Beschlussempfehlung, Kenntnisnahme der
Unterrichtung entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung

- Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht des Landesrechnungshofes 2018 (Teil 1)
Landesfinanzbericht 2018
- Drucksache 7/2193 -

e auf der Grundlage von Artikel 67 Absatz 2 Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern (Verf. M-V) sowie §§ 97 und 114 Landeshaushaltsordnun
Mecklenburg-Vorpommern (LHO)

® siehe Punkt 4.2.1
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- Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht des Landesrechnungshofes 2018 (Teil 2)
Kommunalfinanzbericht 2018
- Drucksache 7/2993 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses die Unterrichtung durch den
Landesrechnungshof zur Kenntnis genommen. Darlber hinaus hat der Landtag die Landesregierung
unteranderem gebeten, auf eine schnellstmogliche Nachholung der riickstandigen Jahresabschlisse
zu dringen und den Finanzausschuss halbjahrlich Gber den aktuellen Stand zu informieren. Ferner soll
die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern dahingehend Uberpriift werden, ob alle darin
enthaltenen Schriftformerfordernisse noch in vollem Umfang erforderlich sind.

o Uberweisung gemal Amtlicher Mitteilung Nr. 7/66 vom 11.01.2019 an den
Finanzausschuss (f),Innen- und Europaausschuss, Energieausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/3582

® 64, Landtagssitzung am 22.05.2019: Annahme einer Entschlieung entsprechend der
Ziffer | der Beschlussempfehlung, Kenntnisnahme der Unterrichtung entsprechend der

Ziffer Il der Beschlussempfehlung

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Entlastung der Landesregierung fiir das Haushaltsjahr 2016
Vorlage des gepriiften Jahresabschlusses 2016 des Betriebes fiir Bau und
Liegenschaften Mecklenburg-Vorpommern an den Landtag
- Drucksache 7/2665 -

e Uberweisung nach § 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin gemall Amtlicher
Mitteilung Nr. 7/61 vom 24.10.2018 an den Finanzausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2895

® 52 landtagssitzung am 12.12.2018: VerfahrensmafRige Erledigterklarung der
Unterrichtung
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- Unterrichtung durch die Landesregierung
Beteiligungsbericht des Landes Mecklenburg-Vorpommern
fiir die Geschiftsjahre 2014 bis 2016
- Drucksache 7/2822 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses ausdriicklich begriiSt, dass sich das
Finanzministerium bereits im Rahmen der Beratungen im Finanzausschuss dazu bereit erklart hat, in
kiinftigen Beteiligungsberichten weitere Kennzahlen abzubilden. Dies betrifft bei der Darstellung der
Analyse der Wirtschaftsbereiche anhand ausgewahlter Kennzahlen die Darstellung des Lohnanteils der
Beschéftigten und die Vergiitung des Managements, die zusatzliche Angabe der Zahl der Auszubildenden
neben der Angabe der Beschdftigtenzahlen sowie die Angabe, ob die einzelnen Gesellschaften
tarifgebunden sind. Darliber hinaus wurde die Landesregierung aufgefordert, dem Landtag kinftig,
beginnend im Jahr 2022, grundsatzlich alle zwei Jahre einen Beteiligungsbericht vorzulegen. Dabei sollte
der Bericht moglichst nicht in einem Haushaltsaufstellungsjahr vorgelegt werden.

e 50. Landtagssitzung am 22.11.2018: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Wirtschaftsausschuss, Agrarausschuss, Bildungsausschuss, Energieausschuss,
Sozialausschuss (m)

e Expertengesprdche gemal3 § 15 Absatz 6 GO LT mit den Geschaftsfiihrungen einzelner
Gesellschaften mit Landesbeteiligung in der 57. Sitzung am 16.05.2019, in der 58.
Sitzung am 06.06.2019 und in der 60. Sitzung am 22.08.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4163

e 73.Landtagssitzung am 17.10.2019: Annahme einer EntschlieBung entsprechend
der Ziffer | der Beschlussempfehlung, verfahrensmafRige Erledigterklarung der
Unterrichtung entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung

- Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht 2019 (Teil 1) - Landesfinanzbericht 2019
- Drucksache 7/3543 -

e auf der Grundlage von Artikel 67 Absatz 2 Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern (Verf. M-V) sowie §§ 97 und 114 Landeshaushaltsordnung
Mecklenburg-Vorpommern (LHO)

® siehe Punkt 4.2.1
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- Unterrichtung durch die Landesregierung
Mittelfristige Finanzplanung 2019 bis 2024 des Landes Mecklenburg-Vorpommern
einschlieBllich Investitionsplanung
- Drucksache 7/3898 -

® siehe Punkt4.1.1

- Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht des Landesrechnungshofes 2019 (Teil 2)
Kommunalfinanzbericht 2019
- Drucksache 7/4520 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses die Unterrichtung durch den
Landesrechnungshof zur Kenntnis genommen. Darlber hinaus hat der Landtag die
Landesregierung unter anderem gebeten, die rechtswidrigen Rickstande bei der Feststellung
der Jahresabschlisse der Kommunen konsequent anzumahnen und den Finanzausschuss
halbjahrlich Uber den aktuellen Stand zu informieren. Zudem wurde die Landesregierung
aufgefordert, die Einhaltung der rechtlichen Vorgaben fir die Feuerbestattung sicherzustellen.

o Uberweisung gemaB Amtlicher Mitteilung Nr. 7/104 vom 20.12.2019 an den
Finanzausschuss (f), Innen- und Europaausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4942

e 388.Landtagssitzung am 13.05.2020: Annahme der Ziffern | und Il der
Beschlussempfehlung
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- Unterrichtung durch die Landesregierung
Bericht der Landesregierung iiber MaBnahmen zur Verlangsamung der
Ausbreitung des neuartigen Corona-Virus SARS-CoV-2 sowie zur Starkung und
Sicherung der Gesundheitsversorgung und zur Stabilisierung der Wirtschaft
in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/4836 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses ausdriicklich festgestellt, dass die
Corona-Krise die gro3te Herausforderung in der Geschichte des Landes und der Bundesrepublik
Deutschland ist. Zudem hat der Landtag den Menschen in Mecklenburg-Vorpommern fir
deren umsichtiges Verhalten gedankt und die bereits durch die Landesregierung zum Schutz
der Gesundheit der Bevolkerung sowie zum Schutz der Unternehmen und der Arbeitsplatze
ergriffenen Malnahmen explizit begriRt und unterstitzt. Darlber hinaus hat der Landtag die
Landesregierung unter anderem aufgefordert, sich auf Bundesebene fur eine Anhebung des
Kurzarbeitergeldes auf mindestens 80 Prozent des Nettoeinkommens einzusetzen und den
MV-Schutzfonds um einen weiteren Sozialfonds in Hohe von 20 Millionen Euro zu erganzen.

e 86. Landtagssitzung am 01.04.2020: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Wirtschaftsausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4855

e 37.Landtagssitzung am 01.04.2020: Annahme einer EntschlieSung
entsprechend der Ziffer Il der Beschlussempfehlung

- Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht 2020 (Teil 1) - Landesfinanzbericht 2020
- Drucksache 7/5106 -

e auf der Grundlage von Artikel 67 Absatz 2 Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern (Verf. M-V) sowie §§ 97
und 114 Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern (LHO)
e siehe Punkt4.2.1
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- Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht 2020 (Teil 2) - Kommunalfinanzbericht 2020
- Drucksache 7/5686 -

Der Landtag hat auf Empfehlung des Finanzausschusses die Unterrichtung durch den Landesrech-
nungshof zur Kenntnis genommen. Dariber hinaus hat der Landtag die Landesregierung unter
anderem gebeten, die Empfehlungen des Landesrechnungshofes zur Umsetzung des Onlinezu-
gangsgesetzes in den Kommunen bei der laufenden Entwicklung eines Programmmanagements zu
berlcksichtigen und dabei eine bessere Steuerung und Koordinierung anzustreben.

e Uberweisung nach § 59 GO LT durch die Landtagsprasidentin gemal Amtlicher
Mitteilung Nr. 7/135 vom 13.01.2021 an den Finanzausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5922

e 118. Landtagssitzung am 14.04.2021: Annahme der Ziffern | und Il der
Beschlussempfehlung

- Unterrichtung durch den Landesrechnungshof
Jahresbericht 2021 (Teil 1) - Landesfinanzbericht 2021
- Drucksache 7/5893 -

e auf der Grundlage von Artikel 67 Absatz 2 Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern (Verf. M-V) sowie §§ 97 und 114 Landeshaushaltsordnung
Mecklenburg-Vorpommern (LHO)

® siehe Punkt 4.2.1
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4.3.2  Stellungnahmen im Rahmen der Mitberatung
von Unterrichtungen

Der Finanzausschuss hat insgesamt 15 mitberatende Stellungnahmen zu Unterrichtungen
erarbeitet, wovon 13 den Petitionsausschuss und 2 den Innen- und Europaausschuss zum
Adressaten gehabt haben. Analog zu der Verfahrensweise hinsichtlich mitberatender Voten
zu Gesetzentwdrfen und Antrdgen wird im Folgenden nur auf Stellungnahmen eingegangen,
die nicht nur auf die verfahrensmafige Erledigterklarung oder die Kenntnisnahme von
Unterrichtungen abzielten, sondern inhaltliche Aspekte zum Gegenstand hatten.

an den Innen- und Europaausschuss

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Europapolitische Schwerpunkte des Landes Mecklenburg-Vorpommern im Jahr
2018 - Auswertung des Arbeitsprogramms 2018 der Europdischen Kommission
- Drucksache 7/1739 -

Der Finanzausschuss hat dem Innen- und Europaausschuss die Annahme einer EntschlielSung
empfohlen, wonach die europapolitischen Bestrebungen zur Vollendung der Banken-
und Kapitalmarktunion begrufSt werden. Ferner sollten weitere Konsequenzen aus der
Finanz- und Wirtschaftskrise gezogen werden, wobei auf europdischer Ebene aber die
Besonderheiten, die das Bankenwesen in Mecklenburg-Vorpommern mit seinen Sparkassen
und Genossenschaftsbanken aufweist, berlicksichtigt werden sollten.

o Uberweisung gemaf Amtlicher Mitteilung Nr. 7/45 vom 14.03.2018 an den Innen-
und Europaausschuss (f), Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss,
Agrarausschuss, Bildungsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 17.05.2018

® Gemal § 113 GO LT ist die Unterrichtung am Ende der 7. Wahlperiode der
Diskontinuitdt anheimgefallen.
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4.4 Volksinitiativen

- Antrag der Volksinitiative gemal3 Artikel 59 der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern
»FAIRE STRASSE - Volksinitiative gegen StralBenausbaubeitrige
in Mecklenburg-Vorpommern”
- Drucksache 7/2800 -

Der Finanzausschuss hat dem Innen- und Europaausschuss die Annahme nachfolgender
EntschlieBung empfohlen:

,Der Landtag fordert die Landesregierung dazu auf, alle gesetzlichen Grundlagen
zur Abschaffung der bisherigen Erhebung von Strallenausbaubeitrdgen so
rechtzeitig zu erarbeiten, dass sie spatestens zum 1. Januar 2020 in Kraft treten
kénnen. Die Gemeinden sollen zur Kompensation der Einnahmeausfalle aus den
StraBenausbaubeitrdgen eine jahrliche zweckgebundene Investitionspauschale fur
den StraBenausbau vom Land Mecklenburg-Vorpommern erhalten, die anhand
der Kilometerzahl ihrer Gemeindestrallen ermittelt wird. Die haushaltstechnischen
Grundlagen sind mit den Gesetzentwiirfen zum Doppelhaushalt 2020/2021
einzubringen. Zur Gegenfinanzierung wird schnellstmoglich eine Erhéhung
des Grunderwerbsteuersatzes von 5 % auf 6 % vorgenommen, sodass aus
den resultierenden Mehreinnahmen die entstehenden Mehrbedarfe fur den
Landeshaushalt spatestens ab dem 1. Januar 2020 gedeckt werden kdnnen. Die zu
erwartenden Mehreinnahmen in Hohe von 30 Millionen Euro pro Jahr sind dazu
aus dem GleichmaBigkeitsgrundsatz auszuklammern.

Die Landesregierung wird gebeten, im Einvernehmen mitden Kommunalen Spitzenverbanden
des Landes Regelungen fir eine Ubergangsldsung zu erarbeiten, deren Mehrbedarfe fir den
Landeshaushalt ebenfalls zu decken sind

® 50.Landtagssitzung am 22.11.2018: Uberweisung an den Innen- und Europaausschuss (f),
Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss (m)

e Stellungnahme des Finanzausschusses vom 06.12.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht des Innen- und Europaausschusses
auf Drucksache 7/3080
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4.5 Weitere Aktivitaten des Finanzausschusses

4.5.1 Erarbeitung von Beschlussempfehlungen an den Landtag aufgrund
eines gesetzlichen Auftrages

Gemdll § 4 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermdgens
,Strategiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern” entscheidet der Landtag auf der
Grundlage einer Beschlussempfehlung des Finanzausschusses Uber die Aufteilung der Mittel
des Sondervermogens ,Strategiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern” sowie die
Einzelprojekte zum Globalvolumen dieses Sondervermégens.

- Beschlussempfehlung des Finanzausschusses auf Drucksache 7/5032
Aufteilung der Mittel sowie der Einzelprojekte zum Globalvolumen des
Sondervermoégens ,Strategiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern”
gemaf dem Gesetz zur Errichtung eines Sondervermdgens ,Strategiefonds
des Landes Mecklenburg-Vorpommern”
e 91. Landtagssitzung am 10.06.2020: Annahme der Ziffern | bis VI der
Beschlussempfehlung

- Beschlussempfehlung des Finanzausschusses auf Drucksache 7/5481
Aufteilung der Mittel aus der Bestandsreserve in Einzelprojekte zum
Globalvolumen des Sondervermogens , Strategiefonds des Landes
Mecklenburg-Vorpommern” gemafl dem Gesetz zur Errichtung eines
Sondervermdogens ,Strategiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern”
e 107. Landtagssitzung am 29.10.2020: Annahme der Beschlussempfehlung

- Beschlussempfehlung des Finanzausschusses auf Drucksache 7/6077
Aufteilung der Mittel aus der Bestandsreserve in Einzelprojekte zum
Globalvolumen des Sondervermogens ,Strategiefonds des Landes
Mecklenburg-Vorpommern” gemafl dem Gesetz zur Errichtung eines
Sondervermdogens, Strategiefonds des Landes Mecklenburg-Vorpommern”
e 122. Landtagssitzung am 06.05.2021: Annahme der Beschlussempfehlung
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4,52 Wahrnehmung des Selbstbefassungsrechts

Gemal Artikel 33 Absatz 2 der Verf. M-V in Verbindung mit § 12 Absatz 1 Satz 2 GO LT hat der
Finanzausschuss von seinem Recht, sich auch unabhédngig von Auftradgen des Landtages mit
Angelegenheiten aus seinem Aufgabengebiet befassen zu kénnen, Gebrauch gemacht und
folgende Themen behandelt:

- 4.Sitzungam 12.01.2017
Beratung zum Thema
Auswirkungen des Gesetzentwurfes der Bundesregierung ,Entwurf eines Gesetzes
zur Beteiligung des Bundes an den Kosten der Integration und zur weiteren
Entlastung von Landern und Kommunen” (Drucksache des Deutschen Bundestages
18/9980) auf das Land Mecklenburg-Vorpommern und seine Kommunen

- 5.Sitzung am 19.01.2017
Beratung zum Thema
Aktueller Sachstand der Diskussion iiber eine mogliche Reform der Grundsteuer

- 6.Sitzung am 23.02.2017
Beratung zum Thema
Aktueller Sachstand der Verhandlungen im Zusammenhang mit der JVA Waldeck

- 33.Sitzung am 19.04.2018
Beratung zum Thema
Aktueller Sachstand des denkmalgerechten Umgangs mit dem Areal
Schlossberg Neustrelitz

- 34.Sitzung am 17.05.2018
Beratung zum Thema
Aktueller Stand der Verhandlungen im Zusammenhang mit der JVA Waldeck sowie
zu den Griinden fiir die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Schwerin gegen einen
ehemaligen Mitarbeiter des Finanzministeriums

- 52.Sitzung am 28.02.2019
Beratung zum Thema
Aktuelle Entwicklung im Zusammenhang mit dem Investorenbau der JVA Waldeck
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4,53  Stellungnahmen im Rahmen von § 55 Absatz 3 GO LT

Sofern ein fUr eine Uberwiesene Vorlage in Form eines Gesetzes, eines Antrages oder einer
Unterrichtung federfiihrend zustandiger Fachausschuss in seiner abschlieBenden Beratung
finanzrelevante Anderungen beschlie8t, muss er den Finanzausschuss des Landtages um eine
Stellungnahme hierzu bitten. Dies gilt selbst dann, wenn der Finanzausschuss bisher noch
nicht mitberatend mit dieser Vorlage befasst gewesen sein sollte.

Der Finanzausschuss hat zu den folgenden Vorlagen eine mitberatende Stellungnahme
gemal § 55 Absatz 3 GO LT abgegeben. Soweit es sich um Gesetzentwiirfe handelt, wird auch
auf die Ausfihrungen im Punkt 4.1.2 verwiesen:

a) an den Innen- und Europaausschuss

- Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und SPD
Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung der StraBenbaubeitrage
- Drucksache 7/3408 -

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes iliber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung
in Mecklenburg-Vorpommern und zur Anderung anderer Gesetze
- Drucksache 7/3694 -

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des Finanzausgleichsgesetzes
Mecklenburg-Vorpommern und zur Anderung weiterer Gesetze
- Drucksache 7/4301 -

b) an den Wirtschaftsausschuss

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des Psychischkrankengesetzes
- Drucksache 7/2241 -
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¢) an den Bildungsausschuss

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Konzept, Gedachtnisort Friedliche Revolution 1989 in Mecklenburg-Vorpommern”
- Drucksache 7/2503 -

d) an den Energieausschuss

- Unterrichtung durch die Landesregierung
Integrierter Landesverkehrsplan Mecklenburg-Vorpommern (ILVP M-V)
- Drucksache 7/2846 -

e) an den Sozialausschuss

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Anderung des Kindertagesférderungsgesetzes
(6. Kif6G M-V AndG)
- Drucksache 7/2242(neu) -

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Landespflegegesetzes
- Drucksache 7/2681 -

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes
- Drucksache 7/3695 -
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4.5.4  Offentliche Anhérungen

Der Finanzausschuss hat in der 7. Wahlperiode sechs offentliche Anhérungen gemal3
§ 22 GO LT durchgefihrt. Da diese ausschliellich zu Uberwiesenen Vorlagen stattfanden,
sind sie bei den entsprechenden Vorlagen in den obigen Ausfihrungen erwdhnt. Es wurden
keine offentlichen Anhérungen nach § 22 Absatz 4 GO LT zu in Selbstbefassung behandelten
Sachverhalten durchgefhrt.

45,5 Nichtoffentliche Anhorungen

Der Finanzausschuss hat in der 7. Wahlperiode keine nichtéffentlichen Anhérungen im Sinne
des § 17 Absatz 2 GO LT durchgefuhrt.

4,5.6 Schriftliche Stellungnahmeverfahren

Der Finanzausschuss hat in der 7. Wahlperiode insgesamt sechs umgangssprachlich als
,schriftliche Anhérungen” bezeichnete Verfahren durchgefihrt, bei denen sachverstandige
AuskunftspersonendervondenFraktionenbenannteninstitutionenundinteressenvertretungen
um Abgabe schriftlicher Stellungnahmen gebeten worden sind. Da diese ausschlieSlich zu
Uberwiesenen Vorlagen stattfanden, sind sie bei den entsprechenden Vorlagen in den obigen
Ausfiihrungen erwdhnt worden. Es wurden keine schriftlichen Anhérungen nach § 22 Absatz 4
GO LT zu in Selbstbefassung behandelten Sachverhalten durchgefiihrt.

4,5.7 Expertengespriache gemaB § 15 Absatz 6 GO LT

Der Finanzausschuss hat in der 7. Wahlperiode insgesamt 17 Expertengesprache gemaf3
§ 15 Absatz 6 GO LT durchgefiihrt und externe Personen eingeladen, um mit diesen Uber
verschiedene Themen in einer allgemeinen Aussprache zu beraten. Es fanden folgende
Expertengespréche statt:



514 Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

- 5.Sitzung am 19.01.2017
Expertengesprach mit der Prasidentin des Landesrechnungshofes Mecklenburg-
Vorpommern zum Antrag der Fraktion DIE LINKE
Sozialverbdnde besser priifen und unterstiitzen
- Drucksache 7/77 -

- 6.Sitzung am 23.02.2017
Expertengesprach mit dem Kaufménnischen Vorstand und dem Gesamtpersonalrat
der Universitatsmedizin Greifswald sowie Vertretern des Bildungsministeriums und des
Finanzministeriums zum
Sanierungskonzept der Universitatsmedizin Greifswald

- 18.Sitzung am 21.09.2017
Expertengesprach mit dem Kaufméannischen Vorstand der Universitdtsmedizin Greifswald
sowie Vertretern des Bildungsministeriums und des Finanzministeriums zum
aktuellen Sachstand der Umsetzung des Sanierungskonzeptes der
Universitatsmedizin Greifswald sowie zum aktuellen Jahresabschluss
fiir das Jahr 2016

- 30.Sitzungam 01.03.2018
Expertengesprach mit Vertretern der MV Werften
zur aktuellen Situation auf den Werftstandorten im Land

- 41.Sitzung am 04.10.2018
Expertengesprach mit dem Stadte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern e. V.
und dem Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern unter Beteiligung des Ministeriums fir
Inneres und Europa sowie des Finanzministeriums zum
aktuellen Stand der Diskussion zu einer moglichen Anpassung der derzeit
angewendeten doppischen Haushaltsfiihrung in den Kommunen - Kreisen und
kreisfreien Stadten - in Mecklenburg-Vorpommern
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41. Sitzung am 04.10.2018

Expertengesprach mit dem Stadte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern e. V.
und dem Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern sowie den Birgermeistern der Stadte
Hagenow, Ludwigslust, Demmin und Wolgast zu dem Thema:

Standarderh6hung im Kommunalpriifungsgesetz (KPG M-V) fiir Stadte

von 10.000 bis 20.000 Einwohnern

57.Sitzung am 16.05.2019

Expertengesprach mit den Geschaftsfihrern der Invest in Mecklenburg-Vorpommern
GmbH und der GSA - Gesellschaft fur Struktur- und Arbeitsmarktentwicklung mbH zur
Unterrichtung der Landeregierung auf Drucksache 7/2822:

Beteiligungsbericht des Landes Mecklenburg-Vorpommern

fiir die Geschaftsjahre 2014 bis 2016

58. Sitzung am 06.06.2019

Expertengesprach mit dem Geschéftsfihrer der Landesforst M-V - Energie GmbH zur
Unterrichtung der Landeregierung auf Drucksache 7/2822:

Beteiligungsbericht des Landes Mecklenburg-Vorpommern fiir die Geschiftsjahre
2014 bis 2016

60. Sitzung am 22.08.2019

Expertengesprach mit den Geschéftsfihrern der Seehafen Wismar GmbH, der ROSTOCK
PORT GmbH und der Fahrhafen Sassnitz GmbH zur Unterrichtung der Landeregierung auf
Drucksache 7/2822:

Beteiligungsbericht des Landes Mecklenburg-Vorpommern

fur die Geschéftsjahre 2014 bis 2016

69. Sitzung am 28.11.2019

Expertengesprach mit Vertretern der UMR Logistik GmbH, des Aufsichtsrates und
des Vorstandes der UMR sowie der Personalvertretung, des Betriebsrates und der
Gewerkschaft zum Thema:

UMR Logistik GmbH - Kiindigung von Vertragen und deren Folgen auf

die Daseinsvorsorge im Gesundheitsbereich und die betroffenen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
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72.Sitzung am 16.01.2020

Expertengesprach mit Vertretern des Bundes der Steuerzahler Mecklenburg-Vorpommern
e.V, der Steuerberaterkammer Mecklenburg-Vorpommern und der IHK Schwerin zum
Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV:

Anderung der Gewinnthesaurierung nach § 34a Einkommensteuergesetz

- Drucksache 7/4022 -

79. Sitzung am 30.04.2020

Expertengesprach mit Vertretern der MV Werften, dem Finanzministerium, dem
Ministerium fir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit und moglichen beauftragten Dritten
iber die aktuelle Situation auf den MV Werften

86. Sitzung am 13.08.2020

Expertengesprach mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates sowie dem Kaufmannischen
Vorstand der Universitatsmedizin Rostock und Vertretern des Finanzministeriums sowie
des Ministeriums fur Bildung, Wissenschaft und Kultur

zum Jahresabschluss 2019 der Universitatsmedizin Rostock

88. Sitzung am 20.08.2020

Expertengesprach mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates sowie dem Kaufmannischen
Vorstand der Universitdtsmedizin Greifswald und Vertretern des Finanzministeriums sowie
des Ministeriums fur Bildung, Wissenschaft und Kultur

zum Jahresabschluss 2019 der Universitatsmedizin Greifswald

99. Sitzung am 03.12.2020

Expertengesprach zum

geplanten Baufortschritt an der Global | und der Endeavor | sowie zu den aktuellen
Zahlen an Beschiftigten auf den drei Werftstandorten in Rostock, Wismar und
Stralsund

107. Sitzung am 04.03.2021

Expertengesprach mit der Geschéftsfiihrung der MV Filmférderung GmbH zwecks
Vorstellung der MV Filmférderung GmbH und der von ihr aktuell betreuten sowie
kiinftig geplanten Projekte
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- 120. Sitzung am 09.09.2021
Expertengesprach mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden und Vertretern der Vorstande der
Universitdtsmedizinen des Landes und Vertretern des Finanzministeriums sowie des
Ministeriums fir Bildung, Wissenschaft und Kultur
zu den langfristigen gemeinsamen Investitionskonzepten der
Universitatsmedizinen des Landes Mecklenburg-Vorpommern

4,58 Finanzvorlagen der Landesregierung an den Finanzausschuss

Die Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern (LHO) und die jeweiligen
Haushaltsgesetze sehen vor, dass der Finanzausschuss bestimmten haushaltswirksamen
Handlungen der Landesregierung zuvor zustimmen muss oder dieser zumindest nachtréglich
von der Landesregierung zu informieren ist. In der 7. Wahlperiode hat der Finanzausschuss u. a.
Uber Antrdage der Landesregierung aus folgenden Bereichen entschieden:

- 4 Antrdge zum Stellenplan und zu Personalausgaben, davon zwei Antrdge zur Leistung
nicht auf Gesetz oder Tarifvertrag beruhender Personalausgaben oder zur Gewédhrung
Uber- oder aulertariflicher Leistungen, ein Antrag zur Ausbringung zusatzlicher Stellen
und ein Antrag zur Anpassung von Stellenplanen,

1 Antrag auf Zustimmung in eine wesentliche Anderung einer BaumalBnahme,

- 2 Antrége auf Zustimmung zu zusatzlichen Ausgaben und
Verpflichtungsermachtigungen,
9 Antrége auf Entsperrung von Haushaltsmitteln,

- 10 Antrage auf Verstarkung, Umschichtung oder Umsetzung von Verstarkungsmitteln
und Verpflichtungserméachtigungen zur Deckung dringender Mehrbedarfe,
1 Antrag auf Zustimmung zur Festsetzung des Bemessungsfaktors gemaf SZG M-V,

-1 Antrag auf Einwilligung in den Erwerb von Grundsticken oder Gewassern,
6 Antrage auf Zustimmung zur VerduRerung einer landeseigenen Liegenschaft oder zu
einem Flachentausch,



518 Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

- 1 Antrag auf Zustimmung zur Abgabe einer Erklarung zur Gewdhrtragerschaft,

- 6 Antrdge auf Zustimmung flr eine Landesburgschaft nach dem
Werftenférderungsgesetz,

- 93 Antrage auf Zustimmung zu Mittelfreigaben, Mittelumschichtungen und Anderungen
am Wirtschaftsplan gemaf den §§ 5 und 6 des Sondervermdgensgesetzes,MV-
Schutzfonds”,

2 Antrdge auf Zustimmung zu Investitionskonzepten der Universitdtsmedizinen
des Landes Mecklenburg-Vorpommern nach § 5 des Sondervermdgensgesetzes
JUniversitatsmedizinen MV*,

- 1 Antrag auf Zustimmung fUr eine Landesblrgschaft nach dem Landeshaushaltsrecht
sowie
2 Antrage auf Zustimmung zu einem Verordnungsentwurf.

DarlUber hinaus hat der Finanzausschuss in der 7. Wahlperiode zwei Antrége des
Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informationsfreiheit des Landes Mecklenburg-
Vorpommern zu dessen Stellenplan und zur Entsperrung von Personalausgaben beschieden.

4,59  Miindliche Berichte der Landesregierung aufgrund entsprechender
Ersuchen des Finanzausschusses

a) Mundliche Berichte des Finanzministeriums

- 2.Sitzung des Finanzausschusses am 24.11.2016
Information durch das Finanzministerium
o (iber die Vorhaben und Schwerpunkte der Arbeit des Finanzministeriums
in der 7. Wahlperiode
o (iber die Ergebnisse der November-Steuerschitzung 2016 und
deren Auswirkungen auf den Landeshaushalt
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5. Sitzung des Finanzausschusses am 19.01.2017

Information durch das Finanzministerium

e (iber den aktuellen Stand und die Zusammensetzung der Riicklagen

e zum Thema,Gewerbesteuerhebesatze im Rahmen der Novellierung
des kommunalen Finanzausgleichs”

12. Sitzung des Finanzausschusses am 04.05.2017

Information durch das Finanzministerium

e (iber den Haushaltsabschluss 2016 sowie den aktuellen Stand und die
Zusammensetzung der Riicklagen

e (iber den Stand der Umsetzung des Landtagsbeschlusses zum Antrag der
Fraktionen der CDU und SPD ,Erhalt des Gemeinniitzigkeitsstatus von Vereinen
unterstiitzen” auf Drucksache 7/145

32. Sitzung des Finanzausschusses am 12.04.2018

Information durch das Finanzministerium

e {iber den endgiiltigen Haushaltsabschluss 2017 und den aktuellen Stand der
Entwicklung der Riicklagen des Landes

e zu den Griinden des Wegfalls von Priifungsrechten des Landes Mecklenburg-
Vorpommern im Zusammenhang mit der Norddeutschen Landesbank
Girozentrale (NordLB) und der hierzu vorgetragenen Kritik eines Rechtsanwaltes
aus Hamburg

41. Sitzung des Finanzausschusses am 04.10.2018

Information durch das Finanzministerium

liber den Stand der Umsetzung des Landtagsbeschlusses zum Antrag der
Fraktionen der CDU und SPD ,Erhalt des Gemeinniitzigkeitsstatus von Vereinen
unterstiitzen” auf Drucksache 7/145

51. Sitzung des Finanzausschusses am 17.01.2019 sowie 60. Sitzung am 22.08.2019
Information durch das Finanzministerium
liber den aktuellen Sachstand der Grundsteuerreform
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- 52.Sitzung des Finanzausschusses am 28.02.2019
Information durch das Finanzministerium
liber den vorlaufigen Haushaltsabschluss des Jahres 2018

- 53.Sitzung des Finanzausschusses am 07.03.2019
Information durch das Finanzministerium
iber die steuerliche Veranlagung der einzelnen Krankenhauser
in Mecklenburg-Vorpommern

- 70.Sitzung des Finanzausschusses am 28.11.2019
Information durch das Finanzministerium
zu den Mehrkosten bei der BaumaBBnahme Universitatsmedizin Rostock,
Neubau Zentrale Medizinische Funktionen (ZMF)

- 80.Sitzung des Finanzausschusses am 30.04.2020
Information durch das Finanzministerium
iber den aktuellen Mittelabfluss beim neu eingerichteten
Sondervermdgen ,,MV-Schutzfonds”

- 81.Sitzung des Finanzausschusses am 28.05.2020
Information durch das Finanzministerium
o (iber den aktuellen Mittelabfluss beim neu eingerichteten Sondervermégen
»MV-Schutzfonds”
o (iber die Ergebnisse der Mai-Steuerschatzung 2020
e (iber die geplanten MaBnahmen der Haushaltskonsolidierung im
Doppelhaushalt 2020/2021 in Reaktion auf die Corona-Pandemiefolgen

- 87.Sitzung des Finanzausschusses am 13.08.2020
Information durch das Finanzministerium
liber die MaBnahmen zum Ausgleich der Mindereinnahmen des Landes bis
einschlieBlich August 2020 sowie Ubersicht zur Hhe der durch diese MaBnahmen
erwirtschafteten finanziellen Spielrdaume
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88. Sitzung des Finanzausschusses am 20.08.2020

Information durch das Finanzministerium

liber den aktuellen Stand der Umsetzung des im Juni 2020 verkiindeten
Konjunktur- und Krisenbewaltigungspakets des Bundes durch das Land
Mecklenburg-Vorpommern

92. Sitzung des Finanzausschusses am 17.09.2020
Information durch das Finanzministerium
tiber die aktuelle regionalisierte Steuerschatzung

96. Sitzung des Finanzausschusses am 22.10.2020 sowie 97. Sitzung am 19.11.2020,

98. Sitzung am 26.11.2020, 100. Sitzung am 03.12.2020, 103. Sitzung am 14.01.2021, 105.
Sitzung am 21.01.2021, 106. Sitzung am 25.02.2021, 108. Sitzung am 04.03.2021, 109.
Sitzung am 18.03.2021, 110. Sitzung am 25.03.2021, 112. Sitzung am 22.04.2021, 113.
Sitzung am 29.04.2021, 115. Sitzung am 27.05.2021 und 116. Sitzung am 03.06.2021
Information durch das Finanzministerium

zu aktuellen Gesetzgebungsverfahren des Bundes

105. Sitzung des Finanzausschusses am 21.01.2021 und 106. Sitzung am 25.02.2021

Information durch das Finanzministerium

e zum vorlaufigen Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2020

e zur Entwicklung der Sondervermdgen des Landes Mecklenburg-Vorpommern

e (iber die Entwicklung der Haushaltsreste aus den Haushaltsjahren 2019 und
2020

106. Sitzung des Finanzausschusses am 25.02.2021

Information durch das Finanzministerium

e zu den Zinsausgaben des Landes Mecklenburg-Vorpommern
in den Haushaltsjahren 2020 ff.

e zu fehlerhaften Vorauszahlungsbescheiden fiir das Jahr 2021

108. Sitzung des Finanzausschusses am 18.03.2021
Information durch das Finanzministerium
zur EU-Forderperiode 2021 2027
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- 110. Sitzung des Finanzausschusses am 25.03.2021
Information durch das Finanzministerium gemal(3 Landtagsbeschluss zum Antrag der
Fraktionen der CDU und SPD auf Drucksache 7/3049
Landesforderung transparent und einheitlich ausweisen -
einheitliche Plaketten fiir vom Land geférderte MaBnahmen

- 112.Sitzung des Finanzausschusses am 22.04.2021
Information durch das Finanzministerium
liber mogliche Hilfen des Landes Mecklenburg-Vorpommern fiir AIDA Cruises

- 115. Sitzung des Finanzausschusses am 27.05.2021
Information durch das Finanzministerium
e zum aktuellen Stand der Umsetzung der Grundsteuerreform
e zum endgiiltigen Jahresabschluss 2020 sowie zum Stand der Haushaltsreste

- 119.Sitzung des Finanzausschusses am 19.08.2021
Information durch das Finanzministerium
liber die Entwicklung der Haushaltsreste aus dem Haushaltsjahr 2020

- 120. Sitzung des Finanzausschusses am 09.09.2021
Information durch das Finanzministerium
iber die derzeit existierenden Kreditlinien des Landes und Darstellung der
bisherigen Inanspruchnahme der Kreditermachtigung tiber 2,85 Milliarden Euro
des MV-Schutzfonds
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b) Miindliche Berichte der librigen Ressorts der Landesregierung

- 8.Sitzung des Finanzausschusses am 02.03.2017

Information durch das Ministerium fur Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

e (iber den aktuellen Sachstand zum Breitbandausbau, insbesondere zur
Forderung

e zum Mittelabfluss aus dem Landeshaushalt fiir die Landeskofinanzierung des
Bundesprogramms und der Vorfinanzierung des kommunalen Eigenanteils

18. Sitzung des Finanzausschusses am 21.09.2017

Information durch die Staatskanzlei

zu den finanziellen Auswirkungen der Neubesetzung der Stelle der
Bevollmachtigten des Landes Mecklenburg-Vorpommern beim Bund

27.Sitzung des Finanzausschusses am 07.12.2017 sowie 71. Sitzung am 05.12.2019
Information durch das Finanzministerium und das Ministerium flr Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
liber den aktuellen Stand zum Biirgschaftsverfahren betreffend die MV Werften

29. Sitzung des Finanzausschusses am 18.01.2018
Information durch den Parlamentarischen Staatssekretar fir Vorpommern
liber seine bisherige Arbeit und die Umsetzung der Mittel aus dem Vorpommern-Fonds

36. Sitzung des Finanzausschusses am 14.06.2018, 51. Sitzung am 17.01.2019,

62. Sitzung am 28.02.2019, 54. Sitzung am 28.03.2019, 75. Sitzung am 27.02.2020, 82.
Sitzung am 04.06.2020, 83. Sitzung am 10.06.2020 und 84. Sitzung am 16.06.2020
Information durch das Finanzministerium, das Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit und
Gesundheit sowie seitens der von der Landesregierung beteiligten Dritten

liber den aktuellen Stand zum Biirgschaftsverfahren der MV Werften

38. Sitzung des Finanzausschusses am 30.08.2018

Information durch das Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und Kultur

liber den aktuellen Stand im Zusammenhang mit der Suspendierung des
Vorstandsvorsitzenden der Universitatsmedizin Rostock

sowie Information durch das Ministerium fir Landwirtschaft und Umwelt

iber den Stand der Notstandshilfen fiir landwirtschaftliche Betriebe aufgrund der
Diirreschaden
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- 61.Sitzung des Finanzausschusses am 29.08.2019
Information durch das Finanzministerium und das Ministerium fur Wirtschaft,
Arbeit und Gesundheit
liber den aktuellen Stand der Gewahrung einer Landesbiirgschaft fiir die
insolvente Backereikette ,Lila Backer”

- 71.Sitzung des Finanzausschusses am 05.12.2019
Information durch das Ministerium fur Energie, Infrastruktur und Digitalisierung
Dritter Bericht zum Stand des Breitbandausbaus in Mecklenburg-Vorpommern

- 73.Sitzung des Finanzausschusses am 16.01.2020
Information durch das Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und Kultur
entsprechend dem Beschluss des Landtages zur Drucksache 7/4162 (Punkt |
Ziffer 6 der EntschlieBung zum Landesfinanzbericht 2019) {iber die getroffenen
Festlegungen mit dem IBZ Rostock und dem IBZ Greifswald

- 80. Sitzung des Finanzausschusses am 30.04.2020
Information durch das Ministerium fur Landwirtschaft und Umwelt
iber die Ergebnisse der Uberpriifung der Regelungen zur
Leistungsvergiitung der Landgesellschaft

- 81.Sitzung des Finanzausschusses am 28.05.2020
Information durch das Finanzministerium, das Ministerium fir Wirtschaft, Arbeit und
Gesundheit sowie mogliche beauftragte Dritte
zu den Liquiditatshilfen fiir die MV Werften

- 82.Sitzung des Finanzausschusses am 04.06.2020
Information durch das Finanzministerium und das Ministerium fir Wirtschaft, Arbeit und
Gesundheit
liber den aktuellen Sachstand zu den Planen der Bundesregierung, kleineren und
mittelstandischen Unternehmen mit bis zu 249 Mitarbeitern weitere Soforthilfen
bis Dezember 2020 auszahlen zu wollen
sowie Information durch die Staatskanzlei
liber das Konzept zur geplanten Errichtung einer landeseigenen
Filmfordergesellschaft



Kompetenzbereich des Finanzausschusses 525

87. Sitzung des Finanzausschusses am 13.08.2020

Information durch die Landesregierung

liber den aktuellen Sachstand der Verhandlungen zwischen den MV Werften und
dem Bund zur Unterstiitzung aus dem Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF)

88. Sitzung des Finanzausschusses am 20.08.2020, 91. Sitzung am 10.09.2020,

93. Sitzung am 25.09.2020, 95. Sitzung am 15.10.2020, 97. Sitzung am 19.11.2020,

105. Sitzung am 21.01.2021, 106. Sitzung am 25.02.2021, 115. Sitzung am 27.05.2021 und
120. Sitzung am 09.09.2021

Information durch die Landesregierung

liber die aktuelle Situation auf den MV Werften

89. Sitzung des Finanzausschusses am 28.08.2020, 94. Sitzung am 05.10.2020,

101. Sitzung am 15.12.2020, 111. Sitzung am 31.03.2021 und 116. Sitzung am 03.06.2021
Information durch die Landesregierung und Beschlussfassung Gber eine Finanzvorlage
zur aktuellen Situation auf den MV Werften

97. Sitzung des Finanzausschusses am 19.11.2020

Information durch die Landesregierung

e zum aktuellen Sachstand der Ausreichung einer Biirgschaft fiir das Unternehmen AIDA

e zur sogenannten Novemberhilfe des Bundes, insbesondere zur administrativen
Umsetzung, zum Antragsverfahren und zu den voraussichtlichen
Auszahlungszeitpunkten

105. Sitzung des Finanzausschusses am 21.01.2021
Information durch das Ministerium fUr Inneres und Europa
zum aktuellen Stand der kommunalen Jahresabschliisse

116. Sitzung des Finanzausschusses am 03.06.2021

Information durch das Ministerium fr Soziales, Integration und Gleichstellung

iber die Forderung von Inklusionsbetrieben aus Mitteln der Ausgleichsabgabe
gemaB dem Beschluss des Landtages zur Drucksache 7/5579 (Ziffer | Nummer 11
der EntschlieBung)
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117. Sitzung des Finanzausschusses am 17.06.2021

Information durch das Ministerium fr Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

liber die IT-Strategie und die Digitalisierungsstrategie der Landesregierung gemaf
dem Beschluss des Landtages zur Drucksache 7/5579

(Ziffer INummer 5 Absatz 1 der EntschlieBung)

118. Sitzung des Finanzausschusses am 22.07.2021

Information durch das Ministerium fur Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

gemalB dem Beschluss des Landtages zur Drucksache 7/5851 (Punkt lll des Antrages)
liber den Zwischenstand der Bearbeitung des Landtagsbeschlusses zum Antrag der
Fraktionen der CDU und SPD , Digitale Souveranitat starken — Offene Daten fiir eine
freie Gesellschaft, innovative Wirtschaft und selbstbestimmte Verwaltung”

119. Sitzung des Finanzausschusses am 19.08.2021

Information durch das Ministerium fur Landwirtschaft und Umwelt
zur Teilfinanzierung der Bundesgartenschau 2025 in Rostock
durch das Land Mecklenburg-Vorpommern

4.5.10 Informationsbesuche/Unterrichtungsfahrten/Exkursionen

22.Sitzung des Finanzausschusses am 16.10.2017
Informationsbesuch bei der MV Werften Wismar GmbH

31. Sitzung des Finanzausschusses am 01.03.2018
Informationsbesuch bei der Universitatsmedizin Rostock, dem Leibniz-Institut fur
Ostseeforschung und dem Finanzamt Rostock

Unterrichtungsfahrt des Finanzausschusses vom 5. bis 7. Juni 2018 nach Brissel

zur Information der Ausschussmitglieder Giber die neuesten Entwicklungen in

den fiir Mecklenburg-Vorpommern wichtigsten Politikbereichen sowie zum
Informationsaustausch mit den Abgeordneten des Europaparlaments und
Vertretern der Europaischen Kommission sowie des Informationsbiiros des Landes
Mecklenburg-Vorpommern in Briissel
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37.Sitzung des Finanzausschusses am 21.06.2018
Informationsbesuch bei den MV Werften - Standort Rostock-Warnemiinde

42. Sitzung des Finanzausschusses am 17.10.2018
Informationsbesuch beim Landgestiit Redefin

43. Sitzung des Finanzausschusses am 18.10.2018
Informationsbesuch bei den Rechnungspriifungsamtern der Hansestadt Stralsund
und des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte

Unterrichtungsfahrt des Finanzausschusses vom 18. bis 22. Marz 2019 nach Norwegen (Oslo)
zur Information der Ausschussmitglieder tiber die Organisation und Finanzierung
von Kita, Schule und der medizinischen Versorgung in der Flache, den Stand und
die Finanzierung der Digitalisierung, den aus Gas- und Oleinkiinften gespeisten
Staatsfonds sowie zum Informationsaustausch mit Vertretern der Deutschen
Botschaft, aus der Politik, der Wirtschaft und der Verwaltung Norwegens

59. Sitzung des Finanzausschusses am 13.06.2019
Informationsbesuch bei der MV Werften - Fertigmodule GmbH in Wismar und
der MV Werften GmbH am Standort Rostock-Warnemiinde

90. Sitzung des Finanzausschusses am 07.09.2020
Informationsbesuch auf Schloss Ludwigsburg und auf Schloss Hohenzieritz
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4.5.11 Gemeinsame Beratungen mit anderen Ausschiissen

- 59.Sitzung des Finanzausschusses und 60. Sitzung des Wirtschaftsausschusses
o Informationsbesuch bei der MV Werften - Fertigmodule GmbH in Wismar zur
Besichtigung der Kabinenfertigung

und

e Informationsbesuch bei der MV Werften GmbH in Rostock-Warnemiinde zur
Besichtigung des Schiffbauprojektes, Global I”

- 77.Sitzung des Finanzausschusses und
78. Sitzung des Wirtschaftsausschusses
e Beratung des Gesetzentwurfes der Landesregierung
Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes zum Nachtragshaushaltsgesetz 2020
- Drucksache 7/4821 -

in Verbindung mit

e Beratung des Gesetzentwurfes der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes liber die Feststellung eines Nachtrags zum Haushalt fiir
das Haushaltsjahr 2020 (Nachtragshaushaltsgesetz 2020)

- Drucksache 7/4822 -

in Verbindung mit

e Beratung der Unterrichtung durch die Landesregierung
Bericht der Landesregierung iiber MaBnahmen zur Verlangsamung der
Ausbreitung des neuartigen Corona-Virus SARS-CoV2 sowie zur
Starkung und Sicherung der Gesundheitsversorgung und zur
Stabilisierung der Wirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern

- Drucksache 7/4836 -
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- 78.Sitzung des Finanzausschusses und
79. Sitzung des Wirtschaftsausschusses
e |nformation durch das Finanzministerium, das Ministerium flr Wirtschaft,
Arbeit und Gesundheit sowie beauftragte Dritte
iber die aktuelle Situation auf den MV Werften

- 79.Sitzung des Finanzausschusses und
81. Sitzung des Wirtschaftsausschusses
e Durchfihrung eines Expertengesprachs mit Vertretern der MV Werften, des
Finanzministeriums, des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit und
maoglichen beauftragten Dritten
iber die aktuelle Situation auf den MV Werften

- 99.Sitzung des Finanzausschusses und
94. Sitzung des Wirtschaftsausschusses
e Durchfihrung eines Expertengesprachs zum
geplanten Baufortschritt an der Global | und der Endeavor | sowie zu den
aktuellen Zahlen an Beschaftigten auf den drei Werftstandorten in Rostock,

Wismar und Stralsund
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5. Kompetenzbereich des Ausschusses fiir Wirtschaft,
Arbeit und Gesundheit (Wirtschaftsausschuss)

verantwortlich:
Leiterin des Sekretariates des Wirtschaftsausschusses,
Regierungsdirektorin Cornelia Gottschalk

In der 2. Sitzung des Landtages am 1. November 2016 wurde mit der Annahme des Antrages
der Fraktionen der SPD, AfD, CDU und DIE LINKE auf Drucksache 7/32 der Wirtschaftsausschuss
mit Zustandigkeit fur die Bereiche Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit eingesetzt. Nach dem
Zugriffsverfahren wurden der Abgeordnete Dietmar Eifler als dessen Vorsitzenden und der
Abgeordnete Helmut Holter als sein Stellvertreter bestimmt. Nachdem der Abgeordnete
Helmut Holter sein Mandant mit Wirkung zum 16. August 2017 niedergelegt hat, ist der
Abgeordnete Henning Foerster nachgertckt und wurde am 14.09.2017 zum stellvertretenden
Vorsitzenden bestimmt. Obmann der Fraktion der SPD war der Abgeordnete Rainer Albrecht.
Obmann der Fraktion der AfD war zunachst der Abgeordnete Thomas de Jesus Fernandes
(bis zum 19.12.2017) und dann der Abgeordnete Dirk Lerche (seit dem 20.12.2017). Fir die
Fraktion der CDU Ubte der Abgeordnete Wolfgang Waldmdller und fir die Fraktion DIE LINKE
der Abgeordnete Helmut Holter (bis 15.08.2017) und der Abgeordnete Henning Foerster (seit
25.08.2017) dieses Amt aus.

Wahrend der 7. Wahlperiode hatte der Wirtschaftsausschuss die nachstehende

Zusammensetzung:
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Wirtschaftsausschuss
11 Mitglieder (bis 27.09.2017)
10 Mitglieder und 1 Grundmandat fiir die Fraktion der BMV (seit 28.09.2017)

Vorsitzender: Eifler, Dietmar (CDU)
Stellvertretender Vorsitzender:  Holter, Helmut (DIE LINKE) bis 15.08.2017
Foerster, Henning (DIE LINKE) seit 14.09.2017

Ordentliche Mitglieder Stellvertretende Mitglieder
SPD Albrecht, Rainer Brade, Christian
Heydorn, Jorg (bis 04.06.2019) da Cunha, Philipp
Julian Barlen (seit 05.06.2019) Gundlack, Tilo

Schulte, Jochen
Wippermann, Susann

AfD de Jesus Fernandes, Thomas (bis Arppe, Holger (bis 04.09.2017)
19.12.2017) Obereiner, Bert (bis 09.10.2017)
Holm, Leif-Erik (bis 09.10.2017) Lerche, Dirk (vom 10.10.2017 bis 19.12.2017)
Dr. Jess, Gunter (bis 19.12.2017) Dr. Jess, Gunter (seit 20.12.2017)
Lerche, Dirk (seit 20.12.2017) De Jesus Fernandes, Thomas (seit

Obereiner, Bert (seit 20.12.2017) 20.12.2017)
Prof. Dr. Weber, Ralph

Cbu Caffier, Lorenz (seit 01.12.2020) Berg, Christiane (ab 01.12.2020)
Eifler, Dietmar Ehlers, Sebastian
Waldmuller, Wolfgang Lenz, Burkhard (bis 30.11.2020)
(bis 30.11.2020) Liskow, Egbert (ab 01.12.2020)

Wildt, Bernhard (seit 07.10.2019) Liskow, Franz-Robert (ab 01.12.2020)
Renz, Torsten (bis 25.11.2020)
Waldmdiller, Wolfgang (ab 01.12.2020)
DIE LINKE Holter, Helmut (bis 15.08.2017) Kroger, Eva-Maria

Foerster, Hening (seit 25.08.2017) Dr. Schwenke, Mignon

Koplin, Torsten

BMV*) Wildt, Bernhard (vom 28.09.2017 bis | Borschke, Ralf (vom 28.09.2017 bis
30.09.2019) 30.09.2019)

Dr. Manthei, Matthias (vom 28.09.2017 bis
30.09.2019)

WeilSig, Christel (vom 28.09.2017 bis
30.09.2019)

Beratendes Mitglied

fraktionslos | Holger Arppe (seit 08.04.2019)

*) Umbenennung in Fraktion der Freien Wahler/BMV am 13.11.2018, Auflésung der
Fraktion Freie Wahler/BMV mit Wirkung vom 01.10.2019
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In der 7. Wahlperiode hat der Wirtschaftsausschuss 115 Sitzungen durchgefiihrt. 15
Gesetzgebungs-verfahren wurden unter seiner Federflihrung abgeschlossen. Im Rahmen der
Mitberatung von Gesetzentwrfen hat der Wirtschaftsausschussinsgesamt 18 Stellungnahmen
erarbeitet, wovon vier den Innen- und Europaausschuss, acht den Finanzausschuss, zwei den
Bildungsausschuss, drei den Energieausschuss und eine den Sozialausschuss zum Adressaten
hatten. Darlber hinaus hat sich der Wirtschaftsausschuss federfihrend mit 48 Unterrichtungen
befasst und zu 23 Unterrichtungen mitberatende Stellungnahmen beschlossen, wovon elf an
den Petitionsausschuss, drei an den Innen- und Europaausschuss, acht an den Finanzausschuss
und eine an den Energieausschuss gerichtet waren. Uberdies standen zwei Antrage zur
federfihrenden Beratung sowie drei Antrédge zur Mit-beratung auf den Tagesordnungen.

5.1 Gesetzgebung
5.1.1 Verkiindete Gesetze

- Gesetz zum Zweiten Staatsvertrag zur Anderung des Staatsvertrages iiber das
Gemeinsame Krebsregister der Lander Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thiiringen
(GVOBI. M-V Nr.12 vom 20.10.2017, S.268)

Der Staatsvertrag wurde an die Regelungen des Bundeskrebsregisterdatengesetzes vom
10.08.2009, des Krebsfriiherkennungs- und -registergesetzes vom 03.04.2013 sowie an
die neue Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses Uber die Friherkennung von
Krebserkrankungen in der Fassung vom 18.06.2009 angepasst. Zudem wurden die zwischen
dem Deutschen Kinderkrebsregister und den epidemiologischen Krebsregistern zum
retrospektiven Datenaustausch vorgesehenen Datenflisse im Staatsvertrag geregelt.

e 16. Landtagssitzung am 12.07.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/763 an den Wirtschaftsausschuss (f)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1075

e 19, Landtagssitzung am 27.09.2017: Unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung
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- Gesetz zum Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und
den Landern Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein iiber einen
gemeinsamen Priifdienst fiir die Gesetzliche Kranken- und
Pflegeversicherung Norddeutschland (PDK-Nord)

(GVOBI. M-V Nr. 13 vom 08.11.2017, S. 282)

Mit dem Gesetz wurde ein gemeinsamer Prifdienst fir die Gesetzliche Kranken- und
Pflegeversicherung der Lander Schleswig-Holstein, Freie und Hansestadt Hamburg sowie
Mecklenburg-Vorpommern am Standort Hamburg gebildet, der effektive Strukturen sowie
Synergieeffekte mit Blick auf die Personalwirtschaft und auf die Qualitat der Prifungen schafft
und nicht zu vertretende Kostenbelastungen der zu prifenden Institutionen vermeidet. Die
Lander Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern haben insoweit ihre gemal § 274
SGBV und § 46 SGB Xl eingerdumten hoheitlichen Befugnisse an den gemeinsamen Priifdienst
abgegeben.

® 16, Landtagssitzung am 12.07.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/701 an den Wirtschaftsausschuss (f),
Finanzausschuss, Sozialausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1148

e 21, Landtagssitzung am 18.10.2017: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Erstes Gesetz zur Anderung des Mittelstandsférderungsgesetzes
(GVOBI. M-V Nr. 15 vom 29.12.2017, S. 368)

Das Gesetz zur Mittelstandsférderung in Mecklenburg-Vorpommern (Mittelstandsférderungs-
gesetz - MFG M-V) ware gemal § 19 Absatz 1 Satz 2 MFG M-V am 31.12.2017 auller Kraft
getreten. § 16 Absatz 2 MFG M-V sieht jeweils eine Evaluierung des Gesetzes zum Ende der
Wahlperiode vor. Fir die Wahlperiode 2011 bis 2016 wurde eine erste Evaluation im Jahr 2015
durchgefiihrt. Dabei hat sich gezeigt, dass das am 16.11.2013 in Kraft getretene Mittelstands-
forderungsgesetz noch zu jung war, um von den Beteiligten substanzielle, zielfiihrende Aus-
sagen zur Gesetzeswirkung zu erhalten. Zur Verhinderung des AuBBerkrafttretens des Gesetzes
war eine Gesetzesanderung im Sinne einer Verlangerung erforderlich.
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e 21. Landtagssitzung am 18.10.2017: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1123 an den Wirtschaftsausschuss (f)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/1348

® 26.Landtagssitzung am 14.12.2017: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung, Ablehnung des Anderungsantrages
der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/1514

- Gesetz zur Anderung des Gesundheitsrechts und dessen Anpassung an die
Verordnung (EU) 2016/679
(GVOBI. M-V Nr. 9 vom 25.05.2018, S. 183)

Mit dem Gesetz wurde das Gesundheitsrecht des Landes, insbesondere das Gesetz Uber
den Offentlichen Gesundheitsdienst, das Gesundheitsfachberufsanerkennungsgesetz, das
Heilberufs-gesetz, das Infektionsschutzausfihrungsgesetz, das Krebsregistrierungsgesetz,
das Landeskrankenhausgesetz und das Rettungsdienstgesetz Mecklenburg-Vorpommern,
an die seit dem 25.05.2018 unmittelbar geltende Datenschutz-Grundverordnung angepasst
und durch fachlich gebotene Anderungen erganzt. Uberdies hat der Wirtschaftsausschuss
die Anpassung des Psychischkrankengesetzes an die Datenschutz-Grundverordnung sowie
redaktionelle und rechtsférmliche Anderungen empfohlen.

e 28 Landtagssitzung am 24.01.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1583 an den Wirtschaftsausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss (m)

e Durchfihrung einer schriftlichen Anhérung im Wirtschaftsausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2045

e 34 landtagssitzung am 25.04.2018: Annahme des Gesetzentwurfes in der Fassung der
Beschlussempfehlung, Ablehnung der Anderungsantrége der Fraktion der BMV auf
Drucksache 7/2057 sowie der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/2067
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- Gesetz zur Anderung vergaberechtlicher Vorschriften
(GVOBI. M-V Nr. 12 vom 30.07.2018, S. 242)

Mit dem Gesetz wurde die Ziffer 27 der Koalitionsvereinbarung umgesetzt. Da die
auf Bundesebene durchgefihrte Vergaberechtsreform des Jahres 2016 nur das
Oberschwellenrecht (das Vergaberecht im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen
und darauf basierende Vorschriften) betraf und die Bundesregelung keine zwingenden
Vorgaben fur das Unterschwellenrecht machte, beschrénkte sich das Gesetz auf die
Schaffung einer Grundlage fur die im Bund-Lénder-Verhéltnis vereinbarte Modifikation des
Unterschwellenrechts in Anlehnung an europarechtliche Begrifflichkeiten durch Ein-fiihrung
der Unterschwellenvergabeordnung. Der vergabespezifische Mindestlohn (,Mindest-Stunden-
entgelt”) wurde mit 9,54 Euro angesetzt. Uberdies hat der Landtag auf Empfehlung des
Wirtschaftsausschusses beschlossen, dass auch Zweckverbande vom Anwendungsbereich
des Gesetzes umfasst sind und die Unterschwellenvergabeordnung erst ab dem 01.01.2019
auf die 6ffentliche Auftragsvergabe anwendbar ist.

e 34 Landtagssitzung am 25.04.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/1931 an den Wirtschaftsausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Finanzausschuss (m)
e Beratung in Verbindung mit dem Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
auf Drucksache 7/1992
o Offentliche Anhérung in der 33. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 17.05.2018
e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2284
e 40. Landtagssitzung am 27.06.2018: Annahme des Gesetzentwurfes in der Fassung
der Ziffer 1 der Beschlussempfehlung
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- Gesetz zur Anderung des Psychischkrankengesetzes
(GVOBI. M-V Nr. 21 vom 31.12.2018, S. 410)

In den §§ 13 und 15 des Psychischkrankengesetzes (PsychKG M-V) wurde ausdrtcklich
normiert, dass ortlich zustandig fir die Antragstellung der Landrat oder der Oberbirgermeister
der kreisfreien Stadt ist, in dessen Gebiet der Anlass fir die Unterbringung festgestellt
wird. Darlber hinaus wurde in § 44 PsychKG M-V eine Regelung aufgenommen, wonach
das Land ganz oder teilweise auch die Kosten fur interkurrente Leistungen auf8erhalb des
Leistungsumfanges des SGB V Ubernehmen kann, wenn dies zur Erreichung des Zwecks der
Unterbringung im MafSregelvollzug erforderlich ist. Die bislang nicht ausdriicklich erwahnte
Bekleidungsbeihilfe wurde gesetzlich geregelt und die Ressortbezeichnungen wurden
entsprechend dem Organisationserlass der Ministerprasidentin vom 13.07.017 angepasst.
Uberdies hat der Landtag auf Empfehlung des Wirtschaftsausschusses die Regelungen zur
Fixierung gemaR § 21 PsychKG M-V an die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes
vom 24.07.2018 angepasst. Insbesondere wurde die ldngerfristige Fixierung grundséatzlich mit
einem Richtervorbehalt versehen, wahrend der Durchfiihrung der Fixierung eine Eins-zu-eins-
Betreuung geregelt und der Hinweis auf die Maglichkeit einer nachtraglichen gerichtlichen
Uberprifung der Zuldssigkeit der MaBnahme aufgenommen. Dariiber hinaus wurde
das bislang bei der Anordnung arztlicher Zwangsmalinahmen geltende Verfahrensrecht
vereinheitlicht, indem die Vorschriften des Verfahrens in Unterbringungssachen nach dem
Gesetz Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit Anwendung finden.

e 40. Landtagssitzung am 27.06.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/2241 an den Wirtschaftsausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

o Offentliche Anhérung in der 42. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 18.10.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2935,

e 52 Landtagssitzung am 12.12.2018: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung, Ablehnung der Anderungsantrdge der Fraktion der AfD auf
Drucksache 7/2960 sowie der Fraktion DIE LINKE
auf den Drucksachen 7/2970 und 7/2971
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- Gesetz zu dem Abkommen liber die Errichtung und Finanzierung
der Akademie fiir 6ffentliches Gesundheitswesen
(GVOBI. M-V Nr. 21 vom 31.12.2018, S. 419)

Mit dem Gesetz wurde dem Beitritt des Landes Mecklenburg-Vorpommern zu dem Abkommen
Uber die Errichtung und Finanzierung der Akademie fur offentliches Gesundheitswesen in
Disseldorf zugestimmt.

e 49, Landtagssitzung am 21.11.2018: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/2798 an den Wirtschaftsausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/2934

® 52 Landtagssitzung am 12.12.2018: Unveranderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung

- Gesetz zur Sicherstellung der hausarztlichen Versorgung in Bereichen mit
besonderem 6ffentlichen Bedarf des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Landarztgesetz Mecklenburg-Vorpommern - LAG M-V)

(GVOBI. M-V Nr. 4 vom 28.02.2020, S. 50)

Mit dem Gesetz hat das Land eine Steuerungsmaoglichkeit erhalten, schon bei der Auswahl der
Medizinstudierenden darauf hinzuwirken, diese als Hausarzte fir Mecklenburg-Vorpommern zu
gewinnen und damit eine ausreichende medizinische Versorgung der Menschen im landlichen
Raum sicherzustellen. Bei der Zulassung zum Studium werden neben der Abiturnote auch andere
Auswahlkriterien wie die fachliche und personliche Eignung sowie die Bereitschaft fir die hausarztliche
Tatigkeit im landlichen Raum berlcksichtigt. Mit einer Landarztquote von 7,8 Prozent kénnen im
Land jéhrlich 32 Medizinstudienpldtze nach dem Landarztgesetz vergeben werden. Die Bewerber
mussen sich verpflichten, nach Abschluss des Studiums und einer entsprechenden facharztlichen
Weiterbildung fur zehn Jahre in der hausérztlichen Versorgung in unterversorgten und von
Unterversorgung bedrohten landlichen Regionen Mecklenburg-Vorpommerns tétig zu sein. Zudem
hat der Landtag der Landesregierung empfohlen, das Landarztgesetz, das einen wichtigen Beitrag zur
mittelfristigen Sicherstellung der Bedarfe fir arztliche Versorgung vor allem in den landlichen Regionen
Mecklenburg-Vorpommerns leistet, zu gegebener Zeit insbesondere vor dem Hintergrund der Frage
seiner Wirkung zu evaluieren, wobei eine Ausdehnung der Zielsetzung des Gesetzes auch auf andere
gesundheitspolitisch relevante Bereiche, wie etwa die Zahnmedizin, erwogen werden sollte.
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e 75. Landtagssitzung am 13.11.2019: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/4300 an den Wirtschaftsausschuss (f),
Finanzausschuss, Bildungsausschuss, Sozialausschuss (m)

o Offentliche Anhérung in der 72. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 05.12.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/4645

e 81.Landtagssitzung am 29.01.2020: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Ziffer | der Beschlussempfehlung, Annahme einer EntschlieSung entsprechend der
Ziffer Il der Beschlussempfehlung, Ablehnung der Anderungsantrége der Fraktion
DIE LINKE auf den Drucksachen 7/4666 und 7/4667

- Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/958 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 28. Juni 2018 {iber eine VerhaltnismaBigkeitspriifung vor Erlass neuer Berufs-
reglementierungen (VerhaltnismaBigkeitsrichtlinie) in Mecklenburg-Vorpommern
(GVOBI. M-V Nr. 48 vom 14.07.2020, S. 637)

Das Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/958 des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 28.06.2018 Uber eine VerhaltnismaRigkeitsprifung vor Erlass neuer Berufsreglemen-
tierungen in den Fallen, in denen eine Berufsreglementierung aufgrund eines Volksbegehrens im
Landtag im Rahmen eines Gesetzentwurfes zu behandeln ist oder offentlich-rechtliche Kérper-
schaften (Kammern) oder sonstige juristische Personen des offentlichen Rechts, die aufgrund von
Landesrecht Uber die Befugnis zur Rechtsetzung verflgen, Berufsreglementierungen einfiihren
wollen. Im Falle des Volksbegehrens wird die Landesregierung und im Ubrigen werden die éffent-
lich-rechtlichen Kérperschaften im jeweiligen Fachrecht verpflichtet, die Vorgaben der Richtlinie
(EU) 2018/958 zu beachten. Insoweit wurden das Volksabstimmungsgesetz, das Heilberufsge-
setz sowie das Architekten- und Ingenieurgesetz angepasst. Erganzend wurde die Richtlinie (EU)
2018/958 fur Gesetzentwurfe und Verordnungen der Landesregierung durch eine Verwaltungsvor-
schrift umgesetzt, die in diesen Fallen eine VerhaltnismaRigkeitsprifung vorsieht. Die Umsetzung
der Richtlinie (EU) 2018/958 fur Gesetzentwdrfe aus der Mitte des Landtages wird durch eine ge-
sonderte Verwaltungsvorschrift des Landtages geregelt.

e 88. Landtagssitzung am 13.05.2020: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/4927 an den Wirtschaftsausschuss (f),
Rechtsausschuss, Energieausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5036

o 91 Landtagssitzung am 10.06.2020: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der Beschlussempfehlung
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- Gesetz zur Reform des Krebsregistrierungsgesetzes
(GVOBI. M-V Nr. 45 vom 30.06.2021, S. 1054)

Mit dem Gesetz wird das Klinische Krebsregister Mecklenburg-Vorpommern (KKR M-V)
zum 01.01.2022 in ein integriertes Krebsregister umgewandelt und fUhrt ab diesem
Zeitpunkt die klinische und epidemiologische Krebsregistrierung durch. Hierzu werden das
Krebsregistrierungsgesetz sowie im Nachgang die entsprechenden Verordnungen, Richtlinien
und Verwaltungsvertrdge angepasst. Auf Empfehlung des Wirtschaftsausschusses hat der
Landtag zudem beschlossen, in § 16 Nummer 2 des Gesetzes anstelle eines Datenabgleiches
einen Datenaustausch mit dem Deutschen Kinderkrebsregister zu regeln und in § 18 Satz 1
des Gesetzes klarzustellen, dass tatsachlich alle epidemiologischen Daten fir Mecklenburg-
Vorpommern vom Gemeinsamen Krebsregister der Lander Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen-Anhalt und der Freistaaten Sachsen und Thiringen (GKR) an das KKR
M-V Ubermittelt werden.

® 114, Landtagssitzung am 10.03.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5866 an den Wirtschaftsausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Durchflhrung einer schriftlichen Anhérung im Wirtschaftsausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6181

® 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Annahme des Gesetzentwurfes
in der Fassung der Beschlussempfehlung

- Zweites Gesetzes zur Anderung des Bestattungsgesetzes
(GVOBI. M-V Nr. 48 vom 16.07.2021, S. 1164)

Mit dem Gesetz werden einzelne Empfehlungen der Expertenkommission ,Bestattungskultur
in Mecklenburg-Vorpommern” (Drucksache 7/4608) umgesetzt. Insbesondere wird die
gebotene Ehrfurcht vor den Toten ausdriicklich auch auf die Totenasche ausgedehnt,
gelten fur die Beférderung und Aufbewahrung von Leichen die aktuellen DIN-Normen
und mussen Institutionen, die Tatigkeiten in diesem Bereich ausflhren, ein zertifiziertes
Qualitdtsmanagementsystem nachweisen. Zudem werden Eltern auf das Bestattungsrecht im
Falle von Abtreibungen hingewiesen. Die Beisetzung bei einer Erdbestattung erfolgt ohne Sarg,
wenn dies dem Willen des Verstorbenen entspricht. Eine Erdbestattung wird innerhalb von 24
Stunden ermdglicht. Der Bestattungspflichtige wird vor der Kremierung der Leiche informiert,
wo die Kremierung erfolgt. Im Ubrigen wird das derzeit in Mecklenburg-Vorpommern noch
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mogliche Aufstellen von Grabsteinen oder Grabmalen, die unter Mitwirkung von Kinderarbeit
hergestellt worden sind, untersagt. Auf Empfehlung des Wirtschaftsausschusses hat der
Landtag darlber hinaus beschlossen, die im Rettungsdienst tatigen Arzte von der Pflicht zur
Leichenschau zu befreien undihre Tatigkeit auf die Feststellung des Todes, des Todeszeitpunktes
und der dulleren Umstande zu beschréanken. Zudem wurden die DIN-Vorschriften, denen die
Aufbewahrung und Befoérderung von Leichen zu entsprechen haben, konkreter formuliert und
die Zertifizierungsstelle erganzt. Ein Verstol§ gegen die in § 8 Absatz 6 des Bestattungsgesetzes
(BestattG M-V) geregelten und ab dem 01.06.2022 geltenden Pflichten kann als
Ordnungswidrigkeit geahndet werden. In § 9 Absatz 2 BestattG M-V wurde klargestellt, dass
nur volljahrige Angehorige, fur die kein Betreuer gerichtlich bestellt ist, bestattungspflichtig
sind. Ferner wurde die Ressortbezeichnung an den Organisationserlass der Ministerprasidentin
angepasst. Der Landtag hat auf Empfehlung des Wirtschaftsausschusses einer EntschlieSung
zugestimmt, die insbesondere auf die Verbesserung der Qualitat der drztlichen Leichenschau,
Unterstltzung von Initiativen zur Einfihrung einer Meisterpflicht im Bestattungsgewerbe und
auf die Wiedereinfiihrung eines Sterbegeldes abzielt.

® 114, Landtagssitzung am 10.03.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der Fraktionen
der CDU, SPD und DIE LINKE auf Drucksache 7/5844 an den Wirtschaftsausschuss (f),
Rechtsausschuss (m)

o Offentliche Anhérung in der 104. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 19.04.2021

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6180,

® 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Annahme des Anderungsantrages der
Fraktionen der CDU und SPD auf Drucksache 7/6236, Annahme des Gesetzentwurfes
in der Fassung der Ziffer | der gednderten Beschlussempfehlung, Annahme einer
EntschlieBung entsprechend der Ziffer Il der gednderten Beschlussempfehlung,
Ablehnung der Anderungsantrage der Abgeordneten Eva-Maria Kréger, Fraktion DIE
LINKE, auf Drucksache 7/6223, des Abgeordneten Peter Ritter, Fraktion DIE LINKE, auf
Drucksache 7/6224 sowie der Fraktion der AfD auf Drucksache 7/6235
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- Gesetz zur Anderung des Infektionsschutzausfiihrungsgesetzes
und anderer gesundheitlicher Vorschriften
(GVOBI. M-V Nr. 44 vom 29.06.2021, S. 1036)

Das Infektionsschutzausfiihrungsgesetz (fSAG M-V) wurde aufgrund der Neufassung des
Infektionsschutzgesetzes des Bundes aktualisiert. Insbesondere entfallen einzelne Regelungen
im Landesrecht, wie die erganzende Meldepflicht von Streptococcus pneumoniae, die nunmehr
durch§7 Absatz 1 Nummer45ades Infektionsschutzgesetzes vorgegebenist. Zudem wurde dasam
01.03.2020inKraftgetretene Masernschutzgesetzlandesrechtlichumgesetzt, waszu redaktionellen
Folgednderungen im Infektionsschutzausfiihrungsgesetz fiihrte. Weitere Anderungen beruhten
auf der Neufassung des Asylrechts oder waren inhaltsneutrale rechtsférmliche Anpassungen des
Gesetzeswortlautes. Die Anderung des Gesetzes tiber den Offentlichen Gesundheitsdienst diente
der Implementierung der Verordnung (EU) Nr. 536/2014 in das Landesgesundheitsrecht sowie der
Aufrechterhaltung der Voraussetzungen fur klinische Prifungen von Medizinprodukten. Mit der
Anderung des Heilberufsgesetzes wurde die Richtlinie 2013/55/EU des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 20.11.2013 im Weiterbildungsrecht der Heilberufskammern, insbesondere der
Arztekammer Mecklenburg-Vorpommern, umgesetzt. Die weiteren Anderungen erfolgten unter
anderem vor dem Hintergrund der Unterstlitzung der ehrenamtlichen Tatigkeit in den Kammer-
gremien unter Berlicksichtigung der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes. Uberdies wurden
Briefwahlen und elektronische Wahlen sowie die Bekanntmachung von Kammersatzungen im
Internet ermoglicht und redaktionelle Berichtigungen im Heilberufsgesetz vorgenommen. Gemal
der Empfehlung des Wirtschaftsausschusses hat der Landtag ferner beschlossen, zur Vermeidung
eines zusatzlichen Vollzugsaufwandes die Landkreise und kreisfreien Stadte nicht als zustandige
Stelle fUr einen Nachweis eines ausreichenden Impfschutzes oder einer Immunitdt gegen Masern
bzw. einer medizinischen Kontraindikation nach § 20 Absatz 9 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes
zu bestimmen und daher die Neuregelung des § 2 Absatz 2 Nummer 2 IfSAG M-V entsprechend

zu dndern.

e 118. Landtagssitzung am 14.04.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/5936 an den Wirtschaftsausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss (m)

e Durchfiihrung einer schriftlichen Anhérung im Wirtschaftsausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6200

e 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung, Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion der AfD
auf Drucksache 7/6239
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- Gesetz zum Staatsvertrag liber die Errichtung und den Betrieb des elektronischen
Gesund-heitsberuferegisters als gemeinsame Stelle der Lander zur Ausgabe
elektronischer Heil-berufs- und Berufsausweise sowie zur Herausgabe der
Komponenten zur Authentifizierung von Leistungserbringerinstitutionen
(eGBR-Staatsvertrag - eGBRStVtr)

(GVOBI. M-V Nr. 45 vom 30.06.2021, S. 1059)

Mit Inkrafttreten des E-Health-Gesetzes wurde der Zugriff auf die Daten und Anwendungen
der elektronischen Gesundheitskarte neu geregelt und der Zugang zur Telematikinfrastruktur
fur die im Gesundheitswesen tatigen nicht approbierten Berufe erdffnet. Der eGBR-
Staatsvertrag bildete die rechtliche Grundlage zur Errichtung und zum Betrieb des
elektronischen Gesundheitsberuferegisters als gemeinsame Stelle der Lander zur Ausgabe
von elektronischen Heilberufs- und Berufsausweisen sowie zur Herausgabe der Komponenten
zur Authentifizierung von Leistungserbringerinstitutionen. Das Land Nordrhein-Westfalen
nimmt die Aufgaben des elektronischen Gesundheitsberuferegisters wahr. Der Staatsvertrag
regelt insbesondere die Zusammenarbeit mit den zustandigen bestatigenden Stellen nach
§ 340 Absatz 3 Satz 2 und 3 SGB V. Die Einbindung der vertragschlieBenden Lander an der
gemeinsamen Stelle wird Uber einen Landerbeirat sichergestellt. Daneben wird ein Fachbeirat
eingerichtet, dem Vertreter der Berufsgruppen der Zugriffsberechtigten angehéren. Mit dem
Gesetz wurde der Staatsvertrag in Landesrecht transformiert.

e 121, Landtagssitzung am 05.05.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/6049 an den Wirtschaftsausschuss (f),
Finanzausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6199

e 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung
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- Gesetz zum Ersten Staatsvertrag zur Anderung des Staatsvertrages iiber die
gemeinsame Berufsvertretung der Psychologischen Psychotherapeuten und der
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten
(GVOBI. M-V Nr. 45 vom 30.06.2021, S. 1064)

Mit dem am 02.06.2005 geschlossenen Staatsvertrag ber die gemeinsame Berufsvertretung
der Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten
wurde die Ostdeutsche Psychotherapeutenkammer als Kdrperschaft des offentlichen Rechts
und gemeinsame 6ffentliche Berufsvertretung fir die Psychologischen Psychotherapeuten und
die Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten der Lander Brandenburg, Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Thuringen und Mecklenburg-Vorpommern gegriindet. Da mit dem Gesetz zur Reform
der Psychotherapeuten-ausbildung vom 15.11.2019 neues Ausbildungsrecht geschaffen und
neue Berufsbezeichnungen eingeflhrt worden sind, wurde der Staatsvertrag entsprechend
angepasst. Im Ersten Staatsvertrag zur Anderung des vorgenannten Staatsvertrages wurden
die neuen bundesrechtlichen Regelungen sowie weitere Aktualisierungserfordernisse
berlcksichtigt. Mit dem Gesetz wurde der Staatsvertrag in Landesrecht transformiert.

® 121 Landtagssitzung am 05.05.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der
Landesregierung auf Drucksache 7/6051 an den Wirtschaftsausschuss

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6198

® 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Unverdnderte Annahme des Gesetzentwurfes
entsprechend der Beschlussempfehlung
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- Gesetz zur Einfiihrung von Tourismusorten und Tourismusregionen
(GVOBI. M-V Nr. 48 vom 16.07.2021, S. 1162)

Zur Umsetzung der in der Landestourismuskonzeption definierten Aufgaben fir eine
langfristige erfolgreiche touristische Entwicklung in Mecklenburg-Vorpommern wurden
im Kurortgesetz die neuen Pradikate ,Tourismusort” und ,Tourismusregion” eingefihrt
und die erforderlichen Anerkennungs-voraussetzungen geregelt. Mit der Anderung des
Kommunalabgabengesetzes wurden die bisherigen Verwendungsmaoglichkeiten der
Einnahmen aus der Kurabgabe erweitert. Den pradikatisierten Orten wurde die Méglichkeit
eingerdumt, ihren Verpflichtungen bei der Bereitstellung von qualitativ hochwertigen
Tourismusangeboten, -dienstleistungen und -infrastruktur besser gerecht zu werden. Auf
Empfehlung des Wirtschaftsausschusses hat der Landtag aulSerdem beschlossen, § 11
Absatz 5 des Kommunalabgabengesetzes dahingehend zu ergénzen, dass die zur Erhebung
von Kurabgaben berechtigten Gemeinden und Gemeindeteile Kurabgaben gegenseitig
anerkennen und Zahlungspflichtige von einer Kurabgabe befreien kénnen. Zudem wurden
klarstellende Regelungen zur Daten-Ubermittlung und Datenverarbeitung im Rahmen der
Erhebung der Kurabgaben getroffen.

e 124 Landtagssitzung am 09.06.2021: Uberweisung des Gesetzentwurfes der Fraktionen
der CDU und SPD auf Drucksache 7/6168 an den Wirtschaftsausschuss (f), Innen- und
Europaausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6241

e 126.Landtagssitzung am 11.06.2021: Annahme des Gesetzentwurfes entsprechend der
Beschlussempfehlung



546 Bericht zur Arbeit des Landtages Mecklenburg-Vorpommern in der 7. Wahlperiode

5.1.2 Stellungnahmen im Rahmen der Mitberatung von Gesetzentwiirfen

a) an den Finanzausschuss

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes liber die Feststellung des Haushaltsplans des Landes
Mecklenburg-Vorpommern fiir die Haushaltsjahre 2020 und 2021
(Haushaltsgesetz 2020/2021)
- Drucksache 7/3900(neu) -

in Verbindung mit

Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2020/2021
- Drucksache 7/3899 -

in Verbindung mit

Unterrichtung durch die Landesregierung

Mittelfristige Finanzplanung 2019 bis 2024 des Landes Mecklenburg-Vorpommern
einschlieBllich Investitionsplanung

- Drucksache 7/3898 -

Der Wirtschaftsausschuss hat, soweit seine Zustandigkeit betroffen ist, empfohlen, den Gesetzentwurf
auf der Drucksache 7/3900(neu) mit der MalRgabe, Kapitel 0607 (Abfallwirtschaft) des Einzelplanes
06 mit den entsprechenden Titeln und Mitteln in den Einzelplan 08 zu Gbertragen, und im Ubrigen
unverandert anzunehmen, den Gesetzentwurf auf der Drucksache 7/3899 unverandert anzunehmen
sowie die Unterrichtung auf Drucksache 7/3898 verfahrensmaRig fur erledigt zu erklaren.

e 70. Landtagssitzung am 04.09.2019: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Rechtsausschuss, Wirtschaftsausschuss,
Agrarausschuss, Bildungsausschuss, Energieausschuss, Sozialausschuss (m)

o Offentliche Anhdrung des Wirtschaftsausschusses am 26.09.2019

e Stellungnahme des Wirtschaftsausschusses vom 07.11.2019

e Beschlussempfehlungen und Bericht des Finanzausschusses
auf den Drucksachen 7/4399 bis 7/4416
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- Gesetzentwurf der Landesregierung

Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes zum Nachtragshaushaltsgesetz 2020

- Drucksache 7/4821 -

in Verbindung mit

Gesetzentwurf der Landesregierung

Entwurf eines Gesetzes liber die Feststellung eines Nachtrags zum Haushalt fiir das
Haushaltsjahr 2020 (Nachtragshaushaltsgesetz 2020)
- Drucksache 7/4822 -

in Verbindung mit

Unterrichtung durch die Landesregierung

Bericht der Landesregierung liber MaBnahmen zur Verlangsamung der

Ausbreitung des neuartigen Corona-Virus SARS-CoV-2 sowie zur Starkung und

Sicherung der Gesundheitsversorgung und zur Stabilisierung der Wirtschaft

in Mecklenburg-Vorpommern
- Drucksache 7/4836 -

Der Wirtschaftsausschuss hat empfohlen, folgender EntschlieBung zur Unterrichtung durch

die Landesregierung auf Drucksache 7/4836 zuzustimmen:

1.

Der Landtag stellt fest, dass die Corona-Krise die grofite Herausforderung in
der Geschichte des Landes Mecklenburg-Vorpommern und in der Geschichte
der Bundesrepublik Deutschland insgesamt ist. Sie erfordert von allen
Birgerinnen und Burgern massive Einschrankungen im Alltag. Diese sind aber
unumganglich, um die Verbreitung des Corona-Virus zu verlangsamen und die
Zahl infizierter Menschen moglichst gering zu halten.

Der Landtag ist dankbar fur das umsichtige Verhalten der Menschen in
Mecklenburg-Vorpommern. Die Ubergrolle Anzahl der Birgerinnen und
Birger in unserem Land befolgt in vorbildlicher Weise die aufgestellten Regeln
zur Kontaktvermeidung und Hygiene. Der Landtag dankt insbesondere den
Beschéftigten im Gesundheitssystem, im oOffentlichen Dienst und in den
Branchen, die das tdgliche Leben aufrechterhalten, sowie allen Birgerinnen
und Birgern fur ihr Verantwortungsbewusstsein und ihre Bereitschaft, sich
an diese Regeln zu halten, um die Verbreitung des Corona-Virus weiter zu
verlangsamen.
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Der Landtag begrift und unterstltzt die bereits getroffenen Malinahmen
der Landesregierung zum Schutz der Gesundheit der Bevolkerung und zum
Schutz von Unternehmen und Arbeitspldtzen. Er begrifSt und unterstitzt
insbesondere die im MV-Schutzfonds beschlossenen Mafinahmen der
Landesregierung zur Bewaltigung der Corona-Krise.

Darlber hinaus fordert der Landtag die Landesregierung auf,

a) sich weiterhin auf Bundesebene fiir eine Anhebung des Kurzarbeitergeldes
um 20 Prozentpunkte auf mindestens 80 Prozent des Nettoeinkommens
einzusetzen. Nach der geltenden Rechtslage fallen 40 bzw. 33 Prozent
des Einkommens der Beschéftigten weg. Angesichts der tiefgreifenden
Einschnitte sind soziale Harten abzumildern, insbesondere fir Gering-
verdienende.

b) den MV-Schutzfonds um einen Sozialfonds in der Héhe von 20 Millionen
Euro zu erganzen, aus dem ehrenamtlich Engagierte, gemeinnitzige
Organisationen, Vereine und soziale Einrichtungen der Daseinsvorsorge
und Wohlfahrtspflege bei der Bewéltigung von Einnahmeausfallen und
Mehrkosten in Folge der Corona-Krise unterstitzt werden. Dazu wird im
MV-Schutzfonds ein neues Kapitel ,Sozialfonds” eingerichtet, das in Hohe
von 5 Millionen Euro aus dem jetzigen Kapitel 6 fir die Unterstlitzung
ehrenamtlichen Engagements und gemeinnitziger Organisationen sowie
in Hohe von 15 Millionen Euro aus dem Kapitel 10, Weitere Programmteile”
gespeist wird.

Q) eine weitergehende Unterstitzung von durch die Corona-Krise betroffenen
Unternehmen mit mehr als 49 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu
prufen.

d) zu prifen, wie zur Kompensation fehlender Arbeitskrdfte aus dem
europaischen Ausland in Folge undfirdie Dauer der Quaranténeregelungen
Menschen aus Drittstaaten, Gefluchteten und Menschen mit Schutztiteln
auf Antrag der Arbeitseinsatz ermoglicht werden kann!

Der Finanzausschuss hat die Empfehlung des Wirtschaftsausschusses in seiner
Beschluss-empfehlung bertcksichtigt.

e 86. Landtagssitzung am 01.04.2020: Uberweisung den Finanzausschuss (f),

Wirtschaftsausschuss (m)

e Stellungnahme des Wirtschaftsausschusses vom 01.04.2020
e Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses

auf den Drucksachen 7/4854 und 7/4855
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b) an den Sozialausschuss

- Gesetzentwurf der Landesregierung
Entwurf eines Gesetzes iiber die Finanzierung und zur Transparenz in der
Freien Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern und zur Anderung des
Insolvenzordnungsausfiihrungsgesetzes
- Drucksache 7/4009 -

Der Wirtschaftsausschuss hat empfohlen, § 8 Absatz 1 Satz 7 des Gesetzentwurfes zu streichen
und im Ubrigen den Gesetzentwurf unverédndert anzunehmen.

e 70. Landtagssitzung am 04.09.2019: Uberweisung an den Sozialausschuss (f),
Innen- und Europaausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss (m)

e Stellungnahme des Wirtschaftsausschusses vom 24.10.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht des Sozialausschusses auf Drucksache 7/4331

Der Sozialausschuss hat die Stellungnahme des Wirtschaftsausschusses in seiner Beschluss-
empfehlung bertcksichtigt.
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5.2 Beratung von Antragen

5.2.1 Federfiihrend liberwiesene Antrdge

- Antrag der Fraktionen der CDU und SPD
Wirtschaftliche Entwicklung durch Landesmarketing voranbringen
- Drucksache 7/1593 -

Mit dem Antrag wurde festgestellt, dass es mit der Idee des Landesmarketings,Land zum Leben”in
den vergangenen Jahren gelungen sei, die zuvor stark auf den Tourismus fokussierte Binnen- und
Aulenwahrnehmung des Landes Mecklenburg-Vorpommern um weitere wichtige Aspekte zu
erganzen. Die Landesregierung wurde aufgefordert, die inhaltliche Ausgestaltung der Leitidee der
Landesmarketingkampagne,Land zum Leben” konsequent weiterzufiihren, um die Wahrnehmung
Mecklenburg-Vorpommerns mit seinen Starken und Potenzialen fur Fach- und Fuhrungskrafte,
Rickkehrer, Familien, Griinder und Kreative zu steigern. Im Rahmen der Kampagne sollten dabei
vor allem die wirtschaftlichen Erfolge und die daraus resultierenden positiven Effekte fir den
Arbeitsmarkt und die Gesamtentwicklung des Landes stdrker berlcksichtigt werden. Zudem
hat der Landtag entsprechend der Empfehlung des Wirtschaftsausschusses einer EntschlieBung
zur Landes-marketingkampagne, welche die Vielfalt und Starken des Landes signalisiert und zur
Identifikation nach innen und auf3en beitragt, zugestimmt.

e 30. Landtagsitzung am 26.01.2018: Uberweisung an den Wirtschaftsausschuss

® Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/6201

e 124 Landtagsitzung am 09.06.2021: Annahme des Antrages entsprechend der Ziffer |
der Beschlussempfehlung, Annahme einer EntschlieSung entsprechend der Ziffer Il der
Beschlussempfehlung
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- Antrag der Fraktion DIE LINKE
Schulgeld fiir nichtakademische Gesundheitsberufe abschaffen
- Drucksache 7/2898 -

hierzu

Anderungsantrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
- Drucksache 7/2980 -

Mit dem Antrag sollte sich der Landtag nachdrucklich fur eine schnellstmdgliche Abschaffung
des Schulgeldes fur nichtakademische Gesundheitsberufe in Mecklenburg-Vorpommern
aussprechen und die Landesregierung beauftragt werden, im Rahmen einer Unterrichtung
aufzuzeigen, wie und in welchen Schritten dieses Ziel umgesetzt werden kann. Dabei
sollten der aktuelle Erkenntnisstand der Bund-Lander-Arbeitsgruppe ,Novellierung
der Gesundheitsfachberufe” sowie die Entwicklungen und Erfahrungen in anderen
Bundesléndern beriicksichtigt werden. Gemal dem Anderungsantrag auf Drucksache 7/2980
sollte die Landesregierung dartber hinaus beauftragt werden, eine Offensive zur starkeren
Wertschatzung und Forderung der Gesundheitsberufe zu starten und hierbei insbesondere
den Wiedereinstieg zu berticksichtigen.

e 54 Landtagsitzung am 14.12.2018: Uberweisung an den Wirtschaftsausschuss (f),
Finanzausschuss, Bildungsausschuss (m)

e Beschlussempfehlung und Bericht auf Drucksache 7/5283

e 06. Landtagsitzung am 27.08.2020: Ablehnung des Antrages auf Drucksache
7/2898 und des Anderungsantrages auf Drucksache 7/2980 entsprechend der
Beschlussempfehlung
Ablehnung des Anderungsantrages der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/5321
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5.2.2  Zur Mitberatung liberwiesene Antrage

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Schwimmfertigkeiten der Grundschiiler sofort verbessern
- Drucksache 7/3716 -

hierzu

Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
- Drucksache 7/3774 -

Der Wirtschaftsausschuss hat empfohlen, den Anderungsantrag auf Drucksache 7/3774 sowie
den Antrag auf Drucksache 7/3716 abzulehnen.

Der Bildungsausschuss hat die Empfehlung des Wirtschaftsausschusses in seiner Beschluss-
empfehlung bertcksichtigt.

® 69. Landtagsitzung am 21.06.2019: Uberweisung an den Bildungsausschuss (f),
Finanzausschuss und Wirtschaftsausschuss (m)

e Stellungnahme des Wirtschaftsausschusses vom 21.11.2019

e Beschlussempfehlung und Bericht des Bildungsausschusses auf Drucksache 7/5375

- Antrag der Fraktion Freie Wahler/BMV
Anderung der Gewinnthesaurierung nach § 34a Einkommensteuergesetz
- Drucksache 7/4022 -

Die Fraktion Freie Wahler/BMV hat beantragt, die Landesregierung aufzufordern, sich im
Rahmen einer Bundesratsinitiative fir eine Anderung der Thesaurierungsbegiinstigung
nach § 34a Einkommensteuergesetz einzusetzen, die eine Senkung des Steuersatzes flr
Gewinnthesaurierungen in Kombination mit einer aufkommensneutralen Erhéhung der
Einkommensteuer auf den hierzu nachzuversteuernden Gewinn umfasst.

Der Wirtschaftsausschuss hat empfohlen, den Antrag abzulehnen.

Der Finanzausschuss hat die Empfehlung des Wirtschaftsausschusses in seiner Beschluss-
empfehlung bertcksichtigt.
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e 72. Landtagsitzung am 06.09.2019: Uberweisung an den Finanzausschuss (f),
Wirtschaftsausschuss (m)

e Stellungnahme des Wirtschaftsausschusses vom 23.01.2020

e Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses auf Drucksache 7/4763

5.3

Volksinitiativen

Stellungnahmen im Rahmen der Mitberatung von Volksinitiativen

- Antrag der Volksinitiative gemal Artikel 59 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern
»FAIRE STRASSE - Volksinitiative gegen Strallenausbaubeitrdage in Mecklenburg-

Vorpommern”
- Drucksache 7/2800 -

Der Wirtschaftsausschuss hat die Annahme folgender EntschlieBung empfohlen,

e

Die bisherige Erhebung der Strallenausbaubeitrdge wird frihestmaglich,
spatestens aber zum 1. Januar 2020 abgeschafft und ihre Finanzierung
solidarisch neu geregelt.

Den Kommunen soll spatestens ab 2020 auf der Grundlage ihrer zu
unterhaltenden  GemeindestraBenkilometer  eine  zweckgebundene
Investitionspauschale zugewiesen werden.

Die Grunderwerbsteuer wird spatestens zum 1. Januar 2020 von 5 Prozent auf
6 Prozent angehoben.

Die Landesregierung wird mit den kommunalen Landesverbdnden Gesprache
Uber die Ausgestaltung einer Neuregelung der Strallenausbaubeitrdge
sowie einer Ubergangsldsung bis zum Stichtag zur Abschaffung der
Stralenausbaubeitrage aufnehmen!

Der Innen- und Europaausschuss hat die mitberatende Stellungnahme des Wirtschafts-

ausschusses im Rahmen seiner Beschlussempfehlung bericksichtigt.

e 50. Landtagsitzung am 22.11.2018: Uberweisung an den Innen- und Europaausschuss

(f), Rechtsausschuss, Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss (m)

e Stellungnahme des Wirtschaftsausschusses vom 06.12.2018

e Beschlussempfehlung und Bericht des Innen- und Europalausschusses
auf Drucksache 7/3080
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5.4 Weitere Aktivitaten des Wirtschaftsausschusses

5.4.1 Wahrnehmung des Selbstbefassungsrechts

Gemal Artikel 33 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in
Verbindung mit § 12 Absatz 1 Satz 2 GO LT hat der Wirtschaftsausschuss von seinem Recht, sich
auch unabhdngig von Auftrdgen mit Angelegenheiten aus seinem Aufgabengebiet befassen
zu koénnen, Gebrauch gemacht. Hierzu hat er eine offentliche Anhérung, drei nicht 6ffentliche
Anhorungen und 23 Experten-gesprache sowie eine Vielzahl von Informationsbesuchen
innerhalb und auBerhalb des Landes Mecklenburg-Vorpommern durchgefihrt.

a) Offentliche Anhérungen

- 38.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 06.09.2018
Offentliche Anhérung zum Konversionsbericht Mecklenburg-Vorpommern 2017

b) Nicht 6ffentliche Anhérungen

- 13.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 14.09.2017
Umsetzung des Gesetzes liber Hilfen und SchutzmaBnahmen fiir Menschen mit
psychischen Krankheiten (Psychischkrankengesetz)

- 17.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 12.10.2017
Situation und kiinftige Herausforderungen im Bereich von Gesundheitsférderung,
Pravention und Suchtbekdampfung in Mecklenburg-Vorpommern

- 18.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 12.10.2017
Bekampfung der Langzeitarbeitslosigkeit - Aktueller Stand und Herausforderungen
fur Mecklenburg-Vorpommern im Allgemeinen und speziell im Blick auf den
Haushaltsentwurf der Landesregierung fiir die Jahre 2018/2019 einschlie3lich der
mittelfristigen Finanzplanung
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9]

Beratungen des Wirtschaftsausschusses zu Angelegenheiten aus seinem
Aufgabengebiet gemal § 12 Absatz 1 Satz2 GO LT

2. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 01.12.2016

Information durch den Minister fUr Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

e Schwerpunkte der Arbeit in der 7. Wahlperiode

e Zukunft der medizinischen Versorgungsregion Vorpommern-Greifswald

3. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 12.01.2017

Information durch das Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Maogliche Auswirkungen des Bundesprogramms ,Blaues Band” auf den
Wassertourismus Mecklenburg-Vorpommern

Information durch die Landesregierung
Umsetzung der zielgruppenspezifischen Leitlinien der Landesregierung fiir eine
zeitgemaBe Aufklarung, Pravention und Bildung zu HIV/AIDS in Mecklenburg-Vorpommern

10. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 11.05.2017
Information durch den Minister fUr Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Qualifizierungsoffensive im maritimen Bereich

12. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 06.07.2017
Bericht des Ministers flr Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Aktuelle Situation im Kreiskrankenhaus Wolgast

14. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 14.09.2017

Bericht des Ministers fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

Stand der Verhandlungen mit dem Bund zum Biirgschaftsrahmen fiir die Werften
des Landes und erforderliche gesetzgeberische Schritte

23. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 30.11.2017
Unterrichtung durch die Staatskanzlei
Metropolregion Stettin
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25. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 11.01.2018

Bericht des Ministers fUr Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

o Aktualisierter Gesetzgebungsplan und Berichte (inkl. Verordnungen, Richtlinien
und Erlasse) fiir das Jahr 2018 und folgende im Zustandigkeitsbereich des
Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit sowie der nachgeordneten
Behorden

o Aktueller Stand und weitere Planungen beziiglich der Umsetzung der
Europaischen Datenschutz-Grundverordnung bis zum 25. Mai 2018 im
Zustandigkeitsbereich des Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit,
der nachgeordneten Beh6rden sowie der Unternehmen in Landesbesitz bzw. mit
Mehrheitsbeteiligung des Landes

e Aktuelle Entwicklungen bei Nordkurier Logistik Brief + Paket in Neubrandenburg

Information des Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit

Mecklenburg-Vorpommern

Auswirkungen der Europdischen Datenschutz-Grundverordnung auf die Wirtschaft

in Mecklenburg-Vorpommern

31. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 12.04.2018

Bericht der Landesregierung

zur aktuellen Situation bei der Firma,Unser Heimatbacker” (Lila Backer) sowie zur
Forderung des Unternehmens durch das Land und/oder die Bundesagentur fiir
Arbeit bzw. Jobcenter im Land

34, Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 25.05.2018
Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
~Aktueller Sachstand zur Situation der Backereikette Lila Backer”

36. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 21.06.2018

Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

Anderungen in der Richtlinie zur Férderung der gewerblichen Wirtschaft aus der
Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur”
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37. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 30.08.2018

Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

e Entscheidung des Oberverwaltungsgerichtes Greifswald zur
Baderverkaufsverordnung Mecklenburg-Vorpommern

e Dosenpfandpraxis im deutsch-danischen Grenzgebiet

38. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 06.09.2018

Bericht des Ministers fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichtes Greifswald zur
Baderverkaufsverordnung Mecklenburg-Vorpommern

40. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 27.09.2018

Bericht der Landesregierung

e Nutzung der Forderung bei Einstellung von Hochschulabsolventen mit
technischem Abschluss

e Evaluationsbericht,Die Hospiz- und Palliativversorgung in
Mecklenburg-Vorpommern” auf Drucksache 7/2271

41. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 04.10.2018

Beratung des Antrages der Fraktion der BMV

Evaluierung des Nichtraucherschutzgesetzes Mecklenburg-Vorpommern
Bericht des Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Forderung der Reparatur und Sanierung der, Gorch Fock”

43, Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 18.10.2018

Information durch die Landesregierung

Positionierung der Landesregierung zum Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der
Chancen fiir Qualifizierung und fiir mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung
(Qualifizierungschancengesetz)
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45, Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 15.11.2018

Information durch die Landesregierung

Positionierung zum Entwurf eines Gesetzes fiir schnellere Termine und bessere
Versorgung (Terminservice- und Versorgungsgesetz —- TSVG) - insbesondere im
Hinblick auf mobile Versorgungskonzepte wie Telemedizin und Arztbusse in
Mecklenburg-Vorpommern

46. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 29.11.2018

Information durch die Landesregierung

e Umsetzung der Anderungen des SGB Il in Mecklenburg-Vorpommern
ab dem 1. Januar 2019

e Vereinbarung zwischen der Regionaldirektion Nord der Bundesagentur fiir
Arbeit und der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern iiber die Integration
von Migrantinnen und Migranten in den Arbeitsmarkt

47. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 06.12.2018

Bericht des Ministers fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Landestourismuskonzeption Mecklenburg-Vorpommern ,Branche mit Zukunft
gestalten”

52. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 28.01.2019

Bericht des Ministeriums fir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

o Vorstellung des Entwurfes der neuen Baderverkaufsverordnung Mecklenburg-
Vorpommern

o Auswirkungen der Sturmflut von Januar 2019 auf Unternehmen und touristische
Infrastruktur, eventuell notwendige SofortmaBnahmen und mégliche
Unterstiitzungs- und HilfsmaBnahmen durch das Land sowie Aussprache zum
Thema

o Vorstellung des aktuellen Gesetzgebungs- und Verordnungsplanes im
Zusténdigkeitsbereich des Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
fir die Jahre 2019/2020 und, soweit schon bekannt, darliber hinaus

o Vorstellung der Schwerpunkte der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2019
unter Fiihrung des Landes Mecklenburg-Vorpommern im Bereich Arbeit
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- 53.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 28.02.2019
Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
e Forderung der Ansiedlung des Reifenherstellers Continental
e Aktueller Sachstand des Insolvenzverfahrens der Backereikette , Lila Backer”

- 56. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 04.04.2019

Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

e Aktueller Sachstand zum Entwurf einer neuen Baderverkaufsverordnung
Mecklenburg-Vorpommern

e Information liber den Bericht ,Regionalspezifische Arbeitsmarktforderung”
fiir Mecklenburg-Vorpommern und die daraus abgeleiteten MaBnahmen der
Landesregierung

¢ Information Giber die aktuelle Situation am Kreiskrankenhaus Wolgast

- 57.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 09.05.2019

Information durch die Landesregierung

e Wirksamkeit des Medizin-Stipendiums des Landes entsprechend der Richtlinie
liber die Vergabe von Zuwendungen an Studierende der Humanmedizin zur
Verbesserung der medizinischen Versorgung im landlichen Raum sowie weitere
MaBnahmen der Landesregierung zur Gewinnung von Hausirzten und Arzten
fiir unser Bundesland

e Aktuelle Situation der Beschéftigten und Unternehmen in der Paketzustellung in
Mecklenburg-Vorpommern

e Aktuelle Entwicklung bei der Firma ,Lila Backer” und Einflussnahme bzw.
Initiativen der Landesregierung in diesem Zusammenhang

- 59.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 06.06.2019

Information durch die Landesregierung

e Arbeitsstand in der Bund-Lander-Arbeitsgruppe zur Reform der Ausbildung in
den nichtakademischen Gesundheitsberufen

e Position der Landesregierung zu einer sofortigen teilweisen oder vollstandigen
Schulgeldbefreiung fiir die Ausbildung in den nichtakademischen
Gesundheitsberufen in Mecklenburg-Vorpommern zum 1. August 2019

e Vorbereitung Mecklenburg-Vorpommerns auf die Reform der Europaischen
Strukturfonds
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- 61.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 22.08.2019
Information durch die Landesregierung
Aktueller Krankenhausplan fiir Mecklenburg-Vorpommern und Situation in
der Kinder- und Jugendmedizin sowie in der Geburtshilfe in Mecklenburg-
Vorpommern

- 62. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 29.08.2019
Information durch die Landesregierung
Situation der Beschiftigungsgesellschaften als Dienstleister fiir die
Landesregierung sowie die Jobcenter bzw. Arbeitsagenturen in Mecklenburg-
Vorpommern

- 63. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 12.09.2019
Information durch die Landesregierung
Aktueller Sachstand zur Reform der Hebammenausbildung und zur Sicherstellung
der Rahmenbedingungen fiir eine gesundheitsfordernde Geburtshilfe
in Mecklenburg-Vorpommern

- 64. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 19.09.2019
Information durch die Landesregierung
Entwicklung von bezahlten und unbezahlten Uberstunden in Mecklenburg-
Vorpommern und Bewertung selbiger durch die Landesregierung

- 68.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 24.10.2019
Information durch die Landesregierung
Verlust von Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes in Mecklenburg-
Vorpommern

- 71.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 28.11.2019
Information durch das Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
o Aktuelle Entwicklungen im Bereich der Anwendung der Telemedizin
in Mecklenburg-Vorpommern
o Mittelstandsbericht Mecklenburg-Vorpommern 2019
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73. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 20.12.2019

Information durch das Ministerium fir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

Gesprache und Ergebnis der Nachverhandlungen mit den Kliniktragern in Parchim
und Crivitz entsprechend dem Beschluss des Landtages auf Drucksache 7/4555
vom 13. Dezember 2019

80. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 30.04.2020

Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

e Aktuelle Situation der Corona-Pandemie in Mecklenburg-Vorpommern

Bericht des Ministeriums fir Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

e Aktuelle Planungen und bisherige Erkenntnisse zum Ausbaubedarf zur
Schaffung einer flichendeckenden Mobilfunkversorgung
(gemanB Beschluss des Landtages vom 14. November 2019 zum Antrag der
Fraktionen der CDU und SPD auf Drucksache 7/4303)

82.und 83. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 07.05.2020 und 28.05.2020
Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Aktuelle Situation der Corona-Pandemie in Mecklenburg-Vorpommern

85. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 13.08.2020
Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Aktuelle Situation der Corona-Pandemie in Mecklenburg-Vorpommern

Information durch das Ministerium fUr Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
e Medizinische Versorgungssituation am Krankenhausstandort Parchim
e Umsetzung der Jahresplanung des Ministeriums fiir Wirtschaft,
Arbeit und Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern
e SchlieBung des Werkes von FLAMMAEROTEC am Standort Laage
zum 31. Dezember 2020

86. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 20.08.2020
Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Aktuelle Situation der Corona-Pandemie in Mecklenburg-Vorpommern
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- 87.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 10.09.2020
Information durch das Ministerium flr Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Situation im Offentlichen Gesundheitsdienst in Mecklenburg-Vorpommern

- Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Aktuelle Situation der Corona-Pandemie in Mecklenburg-Vorpommern

- 88.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 17.09.2020
Information durch das Ministerium fUr Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Konversionsbericht Mecklenburg-Vorpommern 2019 (Drucksache 7/5311)

- 89.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 15.10.2020
Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
o Aktuelle Situation der Corona-Pandemie in Mecklenburg-Vorpommern
e Umsetzung des ,Paktes fiir den Offentlichen Gesundheitsdienst”
in Mecklenburg-Vorpommern
e Umsetzung des Krankenhauszukunftsgesetzes in Mecklenburg-Vorpommern

- 92.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 19.11.2020
Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
o Aktuelle Situation der Corona-Pandemie in Mecklenburg-Vorpommern
o Situation auf den MV Werften

- 93.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 26.11.2020

Information durch das Ministerium fUr Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

o Schlussfolgerungen der Landesregierung aus dem Bericht zur Gesundheit der
erwerbstatigen Bevolkerung 2019

e Entwicklung von Existenzgriindungen in Mecklenburg-Vorpommern und
Nutzung von Mikrodarlehen

o SchlieBung der Servicecenter der Majorel-Gruppe in Stralsund, Neubrandenburg
und Schwerin zum Jahresende 2021

e Unangekiindigte Begehung” der Psychiatrie in der Uniklinik Rostock
am 13. November 2020

- 95, Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 03.12.2020
Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
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Aktuelle Situation der Corona-Pandemie in Mecklenburg-Vorpommern

Information durch das Ministerium fir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

e Gesundheitsberatung in Mecklenburg-Vorpommern im Allgemeinen sowie
aktuelle Situation und Zukunft der Drogen- und Suchtberatung gemaf § 21 des
Gesetzes iiber den Offentlichen Gesundheitsdienst im Land
Mecklenburg-Vorpommern und aktuelle Situation und Zukunft der Beratung
fiir sexuelle Gesundheit und Aufklarung gemat § 14 des Gesetzes iiber den
Offentlichen Gesundheitsdienst im Land Mecklenburg-Vorpommern im
Besonderen

e Bilanz fiir das Jahr 2020 und Aussichten am Arbeitsmarkt fiir das Jahr 2021
einschlieBllich des Einsatzes arbeitsmarktpolitischer Instrumente und finanzieller
Mittel des Landes sowie der Zusammenarbeit mit der Bundesagentur fiir Arbeit

- 97.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 14.01.2021

Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

e Aktuelle Situation der Corona-Pandemie in Mecklenburg-Vorpommern

Information durch das Ministerium fir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

e gemal Beschluss des Landtages vom 27. November 2020 zu den Ziffern VII, VI
und X des Antrages der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE a
uf Drucksache 7/5615

Bericht des Ministeriums fir Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

e gemalB Beschluss des Landtages vom 11. April 2019 zu dem Antrag der
Fraktionen der CDU und SPD auf Drucksache 7/3412 und

e gemal Beschluss des Landtages vom 6. September 2019 zu dem Antrag der
Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 7/4091 und dem Anderungsantrag der
Fraktionen der SPD und CDU auf Drucksache 7/4121
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- 98.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 21.01.2021
Information durch das Ministerium flr Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
¢ ,Unangekiindigte Begehung” der Psychiatrie in der Uniklinik Rostock am
13. November 2020
e Bilanz 2020 und Ausblick auf die Wirtschaftsentwicklung
in Mecklenburg-Vorpommern 2021
e Ergebnisse des MV-Wirtschaftsgipfels vom 14. Januar 2021
Information durch die Landesregierung
o Aktueller Stand der Umsetzung des Gesetzes liber die Finanzierung und zur
Transparenz in der Freien Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern sowie
Finanzierung der gesundheitlichen Beratung
im Landkreis Vorpommern-Greifswald im Jahr 2021
o Aktueller Stand der Errichtung eines Eltern-Kind-Zentrums am Klinikum
Siidstadt Rostock
¢ Inhalt und Umsetzung des Kabinettsbeschlusses vom 17. Dezember 2020 zur
~Kommunalisierung des Krankenhauses Crivitz"”
o Aktueller Stand der Antragstellung bei der EU und Inkraftsetzung der
EU-Forderperiode 2021 bis 2027

- 99. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 19.02.2021
Information durch den Minister fir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Zukunft des Werftstandortes Stralsund

- 101. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 04.03.2021
Information durch das Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
»~Unangekiindigte Begehung” der Psychiatrie in der Uniklinik Rostock
am 13. November 2020
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102. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 18.03.2021

Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

e Aktuelle Situation der Corona-Pandemie in Mecklenburg-Vorpommern

e Aktuelle Situation bei den MV Werften

e gemal Beschluss des Landtages vom 27. November 2020 zu Ziffer X des
Antrages der Fraktionen der SPD, CDU und DIE LINKE ,Weitere Anstrengungen
zur Bewdltigung der Corona-Pandemie - vereinbarte Schutzma3nahmen
umsetzen, Landtagsbeteiligung starken, Wirtschaft und Kultur weiter
unterstiitzen” auf Drucksache 7/5615

Information durch die Landesregierung

liber ihr Agieren sowie den aktuellen Stand der Gesprache mit der Firmenleitung

bzw. den Geschiftsfilhrungen und Arbeitnehmer-vertretungen zum Erhalt der

Callcenter der Majorel Group in Mecklenburg-Vorpommern

103. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 25.03.2021

Information durch die Landesregierung

tiber aktuelle Vorgange und die Situation an der Fachklinik Waldeck sowie {iber die
Aufkiindigung der Zusammenarbeit durch das Siidstadtklinikum Rostock

105. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 22.04.2021
Bericht des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Aktuelle Situation der Corona-Pandemie in Mecklenburg-Vorpommern

107. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 27.05.2021

Information durch die Landesregierung

Umsetzung der Vorhaben aus der Koalitionsvereinbarung 2016 bis 2021 im
Zustandigkeitsbereich des Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Bericht des Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

Aktuelle Situation der Corona-Pandemie in Mecklenburg-Vorpommern
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- 108. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 03.06.2021
Information durch die Landesregierung
Aktuelle Situation am Flughafen Rostock-Laage

- 115. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 14.10.2021
Information durch die Landesregierung
zum moglichen Verkauf des Flughafens Rostock-Laage
Information durch das Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit
Geplante SchlieBung des Werkes von Caterpillar in Rostock

d) Expertengesprache gemaBl § 15 Absatz 6 Satz 1 GO LT

- 4.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 19.01.2017
Expertengesprach mit Vertretern der drei Industrie- und Handelskammern des Landes
Mecklenburg-Vorpommern
o wirtschaftspolitische Schwerpunkte und Herausforderungen in der 7. Wahlperiode
o aktuelle wirtschaftliche Situation des Landes Mecklenburg-Vorpommern

- 7.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 23.03.2017
Expertengesprach mit dem Geschéftsfihrer des Tourismusverbandes M-V
o Touristische Entwicklungen im Jahr 2016 mit Ausblick auf das Jahr 2017
e Landestourismuskonzeption Mecklenburg-Vorpommern
e Auswirkungen des Bundesprogrammes,Blaues Band” auf den Tourismus

- 8.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 30.03.2017
Expertengesprach mit dem Geschéftsfihrer der BioCon Valley GmbH
Aktivitdaten der BioCon Valley GmbH

- 9.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 04.05.2017
Expertengesprach mit dem DEHOGA Mecklenburg-Vorpommern e. V.
Aktuelle Entwicklungen und Herausforderungen im Hotel- und Gastgewerbe

- 10. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 11.05.2017
Expertengesprach mit dem Geschaftsfuhrer der Invest in Mecklenburg-Vorpommern GmbH
Aktivitaten im Jahr 2016 und Ausblick auf das Jahr 2017
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11. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 29.06.2017

Expertengesprach mit dem Geschéftsfihrer der Arbeitsgemeinschaft der
Handwerkskammern in Mecklenburg-Vorpommern

Aktuelle Situation im Handwerk

12. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 06.07.2017

Expertengesprach mit Vertretern der AOK Nordost - Die Gesundheitskasse und des VdEK -
Landesvertretung Mecklenburg-Vorpommern

e Schwerpunkte und Herausforderungen bei der Krankenhauslandschaft

e Arztliche Versorgung in den lindlichen Rdumen

e Rettungsdienst

16. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 05.10.2017
Expertengesprach mit dem Maritimen Kooperationsverbund
MAZA Mecklenburg-Vorpommern e. V.

Aktuelle Situation bei den Zuliefererbetrieben im Land

24. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 07.12.2017
Expertengesprach mit Vertretern des Landesverbandes der Freien Berufe
Mecklenburg-Vorpommern e. V.

Die Rolle der Freien Berufe

29. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 01.03.2018

Expertengesprach mit der Vorsitzenden der Geschaftsfiihrung der Regionaldirektion Nord
der Bundesagentur fir Arbeit

Aktuelle Arbeitsmarktsituation

Expertengesprach mit dem Geschéftsfihrer des Tourismusverbandes
Mecklenburg-Vorpommern e.V.

ITB-Partnerland Mecklenburg-Vorpommern - Ausblick auf die Internationale
Tourismusborse 2018
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- 32.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 19.04.2018
Expertengesprach mit Vertretern des Deutschen Jugendherbergswerkes -Landesverband
Mecklenburg-Vorpommern eV, des Landesverbandes der Schullandheime Mecklenburg-
Vorpommern e.V,, des Tourismusverbandes Mecklenburg-Vorpommern e.V. sowie der
gewerblichen Einrichtungen im Kinder- und Jugendtourismus
Bericht zur Férderung des Kinder- und Jugendtourismus in Mecklenburg-
Vorpommern

- 48. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 09.01.2019
Offentliches Expertengesprach mit dem Agrarausschuss
~Weiterentwicklung der Reitwegeregelung in Mecklenburg-Vorpommern”

- 50. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 17.01.2019
Expertengesprach
Aktuelle Situation bei der Ihlenberger Abfallentsorgungsgesellschaft mbH (IAG)

- 53.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 28.02.2019
Expertengesprach mit dem Stadte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern e. V.
Kontrolle der Einhaltung des Nichtraucherschutzgesetzes Mecklenburg-
Vorpommern auf 6ffentlichen Spielplatzen

- 55, Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 28.03.2019
Expertengesprach mit dem Landesverband der Freien Berufe
Gesetzgebungsverfahren im Bereich der Gesundheitsberufe

- 67.Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 24.10.2019
Gemeinsames Expertengesprach mit dem Agrarausschuss
zu der Unterrichtung durch den Finanzminister ,Bericht des Sonderbeauftragten
der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern fiir die Deponie
lhlenberg - Strategische und operative Neuausrichtung der Ihlenberger
Abfallentsorgungsgesellschaft mbH (IAG), der behordlichen Aufsicht und der
Beteiligungsverwaltung
- Drucksache 7/4243 -
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83. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 28.05.2020
Expertengesprach mit der Vorsitzenden der Geschaftsfihrung
der Regionaldirektion Nord der Bundesagentur fir Arbeit
Allgemeine Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt

84. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 04.06.2020

Expertengesprach mit einer Autorin des Gesundheitsberichtes 2019 und dem
Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit

Bericht zur Gesundheit der erwerbstatigen Bevélkerung 2019 und
Schlussfolgerungen der Landesregierung hieraus

100. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 25.02.2021

Expertengesprach mit der Vorsitzenden der Geschaftsfihrung der Regionaldirektion Nord
der Bundesagentur fir Arbeit

Allgemeine Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt

101. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 04.03.2021

Expertengesprach mit Prof. Dr. med. Emil C. Reisinger von der Universitdtsmedizin Rostock
und Prof. Dr. Lars Kaderali von der Universitat Greifswald

Verlauf und aktuelle Entwicklung der Corona-Pandemie

in Mecklenburg-Vorpommern

103. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 25.03.2021

Expertengesprach mit dem Bundesverband der Campingwirtschaft in Deutschland/
Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e. V. (BVCD/MV)

Qualitatssteigerung und damit verbundene Herausforderungen in der
Campingbranche

105. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 22.04.2021

Expertengesprach mit dem Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informationsfreiheit
Mecklenburg-Vorpommern

»Unangekiindigte Begehung” der Psychiatrie in der Uniklinik Rostock

am 13. November 2020
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